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I. Reichstag des Norddeutfchen Bundes. 


23. März bis 20. Juni 1868 . 


Thronrede zur Eröffnung des Reichstags . 2 

Nede zu dem Gefjetentwurf, betr. die Stantö- 
angehörigfeit derjenigen Berjonen, welche aus 
dem Gebiete des einen Theiles in das des 
andern einwandern . . 

Bemerfung, betr. die Pilitärpflict ber nad) Norb- 
deutichland dauernd Zurüdfehrenden 

Bemerkung zur Auslegung des Vertrags . - 

Rede zu dem Antrag Walde auf Gewährung 
von Diäten und Neijefojten: Der Antrag ift 
ein Angriff auf die Verfafjung - 

Ermiderung auf die Rede des Abg. Walde: Der 
Liberalismus in Norddeutichland verhindert den 
Anichluß der Süddeutichen. 

Rede zu dem Antrag des Frhrn. Norded zu Rabenau, 
betr. die Vermeidung gleichzeitigen Tagens von 
Reichstag und Territoriallandtagen: Sym- 
pathie des Kanzlers für den Antrag. Zu große 
Nahjicht des Neichstags gegenüber den Ur- 
laubsgejuchen 

Erwiderung auf die Nede des bg. Stephani: 
Berechtigung des Reichstags, die Frage auf 
dem Wege der Gejetgebung zu erledigen . 

Rede zu dem Antrag ‚LYasfer, betr. die Nichtver- 
folgbarfeit der Mitglieder der Yandtage und 
Kammern: Berjönlihe Stellung Bismards zu 
dem Antrag; Wunjcd nad) Limitirung der Rede- 
freiheit zu Gunjten der außerhalb Stehenden. 
Eine Einwirfung auf die Bundesjtaaten im 
Sinne des Antrags it unthunlid; Dagegen ift 
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der Kanzler bereit, jeinen Einfluß in Preußen 
zu Gunften des Antrags geltend zu maden . 


1868 16.4. 8.S.RT. Nede zu dem Antrag, betr. die Ungültigfeits- 


erklärung der Wahl des Abg. v. Helldorf: Recht 
der Regierung, bei den Wahlen ihre Anficht 
fund zu thun 

17.4. Comm.:S. Grflärung Bismards über die Stellung der Ne- 
gierung zu dem Antrag Twejten, betr. die Auf- 
nahme des Princips der Verantwortlichkeit der 
Beamten der Bundesjchuldenverwaltung in den 
Gejeßentwurf über die Verwaltung des Schul- 
denmwejens des Norddeutjchen Bundes: Der An= 
trag, rein politifcher Natur, ijt für den Bun- 
desrath unannehmbar; jeine er läßt 
einen Conflict befürchten i Se 

Ermwiderung auf die erhobenen Eaoimbe Ent= 
ichlojjenheit der Regierungen, über die Grenze 
der in der zweiten Vorlage des Entwurfs ge- 
machten Zugejtändniffe nicht hinauszugehen 
und dem Neichstage eine über die Verfaljung 
hinausgehende Mitwirfung nicht zu gewähren 

22.4. 10.S.RT. Rede zu dem Antrag TwejtenMiquel, betr. die 
Verantwortlichfeit der Beamten der Bundes=- 
ihuldenverwaltung: Der Antrag jtellt XZebens= 
bedingungen des Bundes in Frage; er macht 
den Verfafjungsparagraphen wegen des Anleihe- 
vechts illujoriish und muthet den Regierungen 
zu, jich durch Erweiterung der parlamentari= 
ihen Macht das Recht der Landesvertheidigung 
zu erfaufen. Die alleinige Verantwortlichfeit 
des Kanzlers ijt verfafjungsgemäß. Der Kreis- 
richter als „conjtitutioneller Hausarzt”. Die 
Ausgabe von Darlehnscajjenjcheinen im Jahre 
1866 eine conititutionelle Maßregel. Mahnung 
an den Keichstag, den Ausbau der Verfaflung 
nicht durch einen hartnädigen Brineipienfampf 
auf den Mauern aufzuhalten. Die Annahme 
des Antrags hat die Zurüdziehung der Vor- 
lage zur Folge. 

Ermwiderung auf die Nede bes Ada. Sasfer au 
factiichen Berichtigung: Ginmüthigfeit des 
Bundesraths; die Geldverweigerung von 1866 

Erklärung, betr. die Zurücziehung der Vorlage 

20.6. Schlub-S. Thronrede zum Schluffe des Reichstags 
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Seite hin beabfichtigt; einer Verminderung der- 
jelben aber ebenjo entichieden entgegengetreten 
werden. Ein Appell an die Jurdt in deut- 
jchen Herzen ohne Cdo . . 54 
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ihre diplomatiiche Vertretung im Auslande zu 
Guniten des Bundes aufzugeben. Nothwendig- 
feit preußifcher Gejandtjchaften bei ven Bundes- 
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ichen Gejandtichaft. in Being. . - 68 
Ermiderung auf die Bemerkungen des Abg. Windt- 
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Bemerkung: Die Haltung des Grafen Beuft zu 


VII 


1868 17.12. %6.S.A9. 


some: 


(N 
Sr 
Ft 


1869 9.1. 30.€ 


(N 
er 
5 


— 28.1. 39.6.9. 


Inhalt. 


Bismard ift nicht durch perfönliche Motive be- 
jtimmt. Defterreichs Liberalismus fein Vorbild 
für Preußen S ae: 

Bemerfung zu der Snterpellation Bene betr. 
die ruffiich-preußifche Cartelleonvention: Die 
Regierung lehnt die Beantwortung der Jnter- 
pellation ab wegen der in jchwebenden Ver- 
bandlungen nothwendigen Amtsverjchwiegenheit 

Rede in Erwiderung der Rede des Abg. Loewe: 
Analoge Conventionen. Die Klage gegen die 
ruffiich-preußifche Convention ein Ausflug von 
Tendenzpolitif . 

Nede zu dem Antrag auf "Exlof eines Gejebes, 
betr. die Abänderung des Art. 84 der Preuß. 
Verfaffung: Gründe Bismards, dem früher be- 
fämpften Antrag zuzuftimmen. Das conjti= 
tutionelle Xeben bildet eine Reihe von Com= 
promifjen. Geringe praftifhe Bedeutung der 
Frage 

Nede zu dem Gefegentwurf über die iueif ftifchen 
Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren 
Suftizdienfte: Verwahrung der Nechte der Res 
gierung bei der Auswahl ihrer Beamten. Die 
Vorbildung der Verwaltungsbeamten und der 
Jujtizbeamten . ee 

Rede, betr. die Theilnahme Zauenburgs an der 
Schuld der Elbherzogthümer: Sit Lauenburg 
verpflichtet, an der Verzinjung und Tilgung 
der Schuld Theil zu nehmen? Dpfer Lauen- 
burgs. Vorjchläge zur Yöfung der Rechtsfrage 

Erwiderung auf die Nede des Abg. Lasfer: 
Preußens Meinung von feinem Recht fein Be- 
weis für Yauenburgs Unrecht. Die Belaftung 
Lauenburgs dur den Wiener Frieden eine 
Kränfung der NKechte des Landes. Die Ein- 
verleibung eine Frage der Zukunft; die Per- 
fonalunion zu ihrer Zeit die einzig mögliche 
Form des Anjchlufjes an Preußen. Antrag 
auf jchtedsrichterliche Enticheidung der Streit- 
frage . ee 

Grmwiderung auf die Nede des Abg. Tweiten: Das 
verfafiungsmäßige Necht der lauenburgiichen 
Stände in Saden der Steuerbemwilligung. 


Schiedsrichterliche Enticheidungen im StaatS= - 


leben. Mahnung zur Geduld bez. der Ein- 
verleibung 

Nede zu dem Gejegentwurf, betr. bie anbermeitige 
Feititellung der Wahlbezirfe für das Haus der 


Seite 


73 


75 


77 


79 


8l 


85 


88 


91 


Inhalt. 


Abgeordneten: Gründe Bismards zu Gunjten 
der Vorlage troß jeiner Abneigung gegen das 
Dreiclajfenwahliyitem. Unzuläfjigfeit einer 
Spentification der preußifchen Abgeordneten 
in Yandtag und Reichstag. Berufsparlamen- 
tarier find nicht in Wahrheit Volksvertreter . 
1869 29.1. 40.95.49. Bericht des Staatsminijteriums an den König, 
betr. die Nothwendigfeit einer Beichlagnahme 
des Vermögens König Georgs V. von Hannover 
vom 2. März 1868 : 
Rede zu dem Gejegentwurf, betr. bie Abänderung 
der Bejchlagnahmeverordnung vom 2. März 
2 1868: Mittheilungen über die hannoveriche 
Legion und das Wiener Comite . : 
Mittheilungen über das Felt in Hieting zur Feier 
der jilbernen Hochzeit König Georgs V. ; 
Rede zur Begründung der Bejchlagnahmeverord- 
nung: Motive des Abfindungsvertrags; Abdjicht 
und Wirkung. Feindliche Haltung des Königs 
Georg nach Unterzeichnung des Vertrags. Die 
Beichlagnahme ein Act jtaatlicher Nothwehr . 
— Ainanz-Comm. Aeußerungen Bismards zu dem Gejetentwurf, 
betr. die Beichlagnahme des Vermögens des 
Kurfürjten von Hefjen in der Finanzcommilfion 
des Abgeordnetenhaufjes: Agitationen der De- 
pojjedirten zur Störung des Friedens. Kurs 
beiftihe Denkichriften und Proclamationen. 
Thätigfeit des Wiener Comites. Verwendung 
der Einkünfte des beihlagnahmten Vermögens 
— 30.1. 41.5.NH. Rede zu demjelben Gejegentwurf: Der preugifche 
Staat im Stande der Nothwehr. Die Be- 
Drohung des Friedens durch die hHannoverjche 
und beijiihe Aagitation. Die furhejfiiche Pro- 
clamation und Schimmelpfengs Denkichriften. 
Herr v. Ejhwege als Mitglied des Wiener 
Comites. - Helftihe Eijenbahnpolitif. Die 
Coriolane in Deutjchland. Die Aufjpürung 
der „Reptilien“ eine Aufgabe des Staates im 
Snterejie des Friedens . ‚ £ 
— 6.2. Comm.-S.99. Aeußerungen zu dem Gefegentwurf, er bie 
Abänderung der Beichlagnahmeverordnung vom 
2. März 1868: Motive des Abfindungsvertrags 
und der Beihlagnahmeverordnung 
— 13.2. 14.59.99. Bemerfung: Nicht financielle, fondern einzig und 
allein politifhe KRüdjichten geboten die Be- 
Ihlagnahme. Rechte der Agnaten 2 
Erwiderung auf die Rede des Grafen Müniter: 
Der Abfindungsvertrag ein Staat3=, fein Brivat- 
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Feinde Preußens, insbejondere Hannovers. 
Die Annerion Hannovers ein Gebot der Selbit- 
erhaltung für Preußen. Motive des Abfindungs- 
vertrags. Preußens Enttäufhung durch die 

Vorgänge bei der filbernen Hodzeit. -. . . 135 
1869 13.2. 14.©.99. Nede zu dem Gejegentwurf, betr. die Bejchlag- 
nahme des Vermögens des NKurfüriten von 
Heflen: Die Agitationen in der Prejje und die 
Yosjagung des Kurfüriten von dem Bertrage. 
Yügenhafte Zeitungsberichte und Telegramme 
mit der Abjicht, einen deutich-franzöftichen Krieg 
zu entzünden. Pflicht der Regierung, die 
Quellen abzujchneiden, aus denen die franzd- 
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Misjtände. Jit der Bundesrath zur Feitjtellung 
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gative Beantwortung der Frage. . . - 187 
Crmwiderung auf die Gegenbemerfungen des bg. 
Graf Schwerin: Zur Nidtigftellung. Das Recht 
des Bundesraths zur Feititellung der Wahl- 
bezirfe ift noch zweifelhaft - . . .. 160 
Erwiderung auf die Antwort des Grafen Schwerin: 
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Erwiderung auf die Bemerfung des Abg. Lasfer: 
Ob für Feititellung der Wahlbezirfe der Bun- 
desrath oder die Einzeljtaaten competent find, 
it eine noch unentjchiedene Frage 


Rede zu dem Gejetentwurf, betr. die Nichtver- 


folgbarfeit der Mitglieder der Yandtage und 
Kammern: Der Neichstag ijt incompetent in 
Sachen der Einzelverfafjungen. Bereitwillig- 
feit der preuß. Regierung, die. volle Nedefrei- 
heit den Mitgliedern des Landtags zu gewähren. 
Die Angriffe auf Minifter gelten in Deutjc)- 
land als ein Zeichen von Muth. Cine Ein- 
wirfung auf die Bundesitaaten im Sinne des 
Antrags lehnt der Kanzler ab Sch 
Erwiderung auf die Rede des Abg. v. Hennig: 
Die Majorifirung der Einzelregierungen im 
Bundesrath ift nur in Se nationalen 
Fragen thunlich x a 
Erwiderung auf die Nede des Abg. Dr. Xoewe: 
Rhetoriiche Uebertreibungen I 
Erwiderung auf die Nede des Abg. Tmweiten: 
Dringender als die Frage der Nedefreiheit ift 
für den Bundesfanzler die freudige Mitwirfung 
der Regierungen. Der Neichstag darf nicht 
als Hoffriegsrath das Verhalten des Bundes- 
fanzlers im Bundesrath bejtimmen wollen 
Bemerkung zu der Aeußerung des Abg. Graf 
Kleijt: Ueber die Competenz des Ka 
entjcheidet nicht der Kanzler 
Bemerkung zu dem Antrag Yasfer, betr. die ge- 
jegliche Feitlegung der MWahlbezirfe und der 
Zahl der Abgeordneten: Der Bundeskanzler, 
perjönlic) dem Antrag geneigt, muß erft die 
Meinung der einzelnen Regierungen einholen 
Bemerfung zu dem Antrag, betr. den Ausihluß 
der Beamten von den YJunctionen der Wahl- 
vorjteher 2c.: Der Antrag bedeutet nur eine 
Erjehwerung des Geihäfts . ER 
Rede zu dem Antrag Twejten-Münjter, betr. Die 
Errihtung von Bundesminijterien: Die ge- 
tadelten Webeljtände werden dur Einfügung 
eines neuen Nades in die Majchine nicht ge- 
hoben. Der Antrag enthält ein Miktrauens- 
votum gegen alle Drgane des Bundes mit 
Ausnahme des Reichstags. Sind die gegen- 
wärtigen Zuftände wirklich haotiih? Die Aus- 
ihüfle des Bundesraths verjehen die Gejchäfte 
von Bundesminijterien. Der Antrag enthält 
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einen Angriff auf den Geift der Verfafjung 
und entfremdet den Süden Deutfchlands dem 
Norden. Die alleinige Verantwortlichfeit des 
Kanzlers ein Vorzug des Bundes. Wejen der 
Berantwortlichfeit: fie ift nur vorhanden bei 
einem Einzelnen, nie bei einem Collegium. Der 
Barticularismus die Bafıs der Schwäche, aber 
auch der Blüthe Deutichlands. Barticulariftiiche 
Bildungen auf den germantjchen Boden der 
Sejhichte (England, Schweiz, Niederlande); 
Gentralijation eine Gewaltthat. Gejhichte läßt 
fich nicht machen. Die Fortbildung der Bundes- 
verfafjung eine Aufgabe der Zufunft. Ginbheit 
des Ziels trog Verjchiedenheit der Wege 
Ermiderung auf die Gegenrede des Abg. Lasfer: 
Die Stellung des engliihen PBremierminifters 
im Miniftertum entjpricht dem, was der Kanzler 
will Ne. 
Bemerfung, betr. den Plan zum Bau eines Parla= 
mentshaufes BET ne 
Nede zu dem Antrag des Abg. v. Hoverbed, betr. 
ven Nadhlak an den Gejandtichaftsfoften für 
Sadjen, Helfen 2c.: Die Bublication diplo- 
matijcher Correjpondenzen nöthigt zu doppelter 
zormulirung amtlicher Depejchen. Diploma= 
tiiche Sndiscretionen jtören das Vertrauen der 
Mächte Die Bublication‘ empfindlicher De= 
veichen tit ein ernites Symptom. Das lebte 
Stel: die einheitliche Vertretung des Nordbun- 
des im Ausland, wird erreicht werden; eine 
plößliche Aufhebung der Gefandtichaften der 
Einzeljtaaten eine unbillige Forderung . 
Ermwiderung auf die Nede des Abg. NRufjell: 
Preußens Antheil an dem tat des Auswär- 
tigen im Norddeutichen Bunde. Verpflichtung 
der Bundesgejandtichaften zur Vertretung der 
Snterejien der Bundesitaaten und jedes Ein- 
zelnen ihrer Angehörigen. Die Klage der 
Oldenburger über Bundesfteuern beweift, daß 
Preußen bisher die Yajt der Vertheidigung für 
ganz Deutichland allein getragen hat 
Erklärung zu dem Antrage v. Hoverbed, betr. die 
Streihung der Zulage von 6000 Thalern für 
den preußijchen Militärbevollmächtigten in St, 
PBetersburg: Diplomatifcher Werth des Bojtens. 
Berufung auf genaue Kenntniß diejes Werthes 
aus der Zeit der Petersburger Gejandtichaft. 
Bemerkung auf die Erwiderung des Abg. v. Hover- 
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bed: Bitte, in Sachen, die fpeciell den techni= 
ihen Betrieb der Diplomatie betreffen, dem 
Bundesfanzler bis zum Belaufe von 6000 Thlrn. 
Glauben zu jchenfen . 

Rede über die Branntweiniteuer und die Stellung 
der verbündeten Regierungen zu den Steuer- 
vorlagen überhaupt: Beritändnif des Bundes- 


fanzlers auch für das Techniiche der Sache in . 


feiner Eigenjchaft als Brennereibejiger. Ber- 
pflihtung der Regierung, für die nothwendigen 
Bedürfnijje Geld zu jchaffen, Pflicht des Reichs- 
tags, die nöthigen Mittel zu bemwilligen. Die 
Mannigfaltigfeit der Vorlagen bietet dem 
Neichstag die Möglichkeit der Auswahl . . 

Bemerkung gegen den Abg. Günther: Nichtigkeit 
des Citats aus Schiller: „Wächjt mir ein Korn- 
feld auf der flahen Hand ?“ 


Mittheilungen über die Verhaftung bes bg. 


Mende in Münden-Gladbad . k 
Kede zu der Verfafjungsbeichwerde mesfenburgi- 
iher Staatsbürger: Die Medlenburgijche Ver- 
fafjung als Product geihichtliher Entwidelung. 
Nationale Haltung des un im Jahre 
18665 7: er 
Bemerfung im Anihluf an die Nede des Abe. 
v. Benda: Die Enthüllung fünftiger Schwierig 
feiten ift feine Drohung. Bundesfanzler und 
Finanzminijter in ihrer Stellung zu einander 
Rede bei Berathung der Bier und Börfenteuer 
über die ablehnende Haltung des NReichstags 
gegenüber den Steuervorlagen der verbündeten 
Regierungen: Verantwortlichfeit der Abgeord- 
neten gegenüber den Wählern bei Nichtbewilli- 
gung der zur Führung der Gejchäfte nothwen- 
digen Gelder. „Steine jtatt Brot”: Kritiken 
der Bundesverfafjung, Verweijung auf Eripar- 
nifje, Verlegung der Entjcheidung in das preuß. 
Abgeordnetenhaus. Zwed diejes Verfahrens: 
Berjchiebung des jtaatsrehtlihen Schwerpunf- 
tes dur Steigerung der parlamentarijchen 
Macht. Gefährlicher Einfluß der Beredtiamfeit 
in deliberirenden Verfammlungen. In Finanz- 
fragen fann die Regierung auf einen Handel 
mit „do ut des“ jich nicht einlajjen. Unge- 
vechtigfeit des VBorwurfs der Syftemlojigkeit. 
Vorzüge der indirecten vor den directen Steuern 
und vor den Steuern auf die nothwendigjten 
Lebensbedürfniiie, Brot und Salz und das 
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„Breifchen Tabak“. Grundlagen einer rationellen 
Steuer. Die Stempel- und Uuittungsiteuer. 
Unthunlichfeit der Einführung indirecter Steuern 
bloß in Preußen. Die Grundfteuer fein Object 
für Steuerzuihläge. Das preußiiche Defieit 
und jeine Urfachen; Dringlichkeit des Bedürf- 
nifies. Aus dem Capital zu leben, jtatt aus 
Einnahmen, ilt unpreußifhe Wirthichaft. Ap- 
pell an das Vflichtgefühl, nit an den Pa- 
triotismus in Geldjachen : 

22.5. 44.S.NT. Nede in Erwiderung der Rede des og. v. . Ben- 
nigjen: Eindrud der Neden der Abg. v. Ben- 
nigien und Beder. Urjachen des preußiichen 
Deficits, Schuldlofigfeit der preußiichen Ne= 
gierung an den Mindereinnahmen. Nicht- 
berechtigung des Vorwurfs eiliger Arbeit. Ein 
Beihluß des Reichstags ift für den Bundes- 
fanzler notwendig als Ausweis gegenüber dem 
Preußiichen Yandtag. Mangel pofitiver Bor- 
jhläge aus der Mitte des Reichstags. Eripar- 
nijje am Militäretat find unzulälfig. Noch- 
maliger Appell an das Billigfeitsgefühl 

Ermwiderung auf die Rede des Abg. Yoewe: Bro- 
teft gegen die Behauptung, eine böswillige 
Kritit am Barlamentarismus geübt zu haben. 
Unantajtbarfeit des Militäretats, Produetivität 
der Heeresausgaben. Berwahrung gegen alle 
Solidarität mit einem Zeitungsartifel, jelbjt 
jolhen des Staatsanzeigers. Für Phantafies 
artifel der Nedacteure jogen. officidjer eis 
tungen ijt die Negierung nicht verantwortlich 

21.6. 56.5.NT. Mittheilung der Allerhöchiten Botichait über den 
Syluß des Neichstags B ; 

22.6. Schluß.-S. IThronrede zum Schlufie des Reichstags . 
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Verjönlihe Bemerfung gegen den Abg. Laster: 


Seite 


241 


272 


265 


268 


Das Nichterjcheinen Bismards in den Ver- 


ne 


Anhalt. 


handlungen des Zollparlaments die Folge der 
Krankheit. Bitte an Laster, in Beiprehung 
der perjönlichen Berhältnifje des Kanzlers mehr 
: Zurüdhaltung zu beobachten RR 
1869 22.6. Schluß-S. Ihronrede zum Schlujfe des Zollparlanıents . 


VI Preunßifdher Landtag. 
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1869 6.10. Gröffn.-S. Thronrede bei Eröffnung des Yandtags : 

1870 10.1. 44.55.49. Bemerkung bei Borlegung des Vertrags mit der 

j freien Stadt Bremen, betr. die Abtretung un- 

bewohnter Grundjtüde zum Behufe der Er- 

meiterung der Hafenanlagen der freien Stadt 

Bremen in der Nähe von Bremerhaven 

— 7.2. 14.35.99. Nede, betr. die Gründe der Negierung für den 

Antrag auf Vertagung des Nandtags: Inter= 

ejje des Herrenhaufes an einer Beiprehung 

der Kreisordnung. Preußens Stellung zum 

Bunde und im Bunde. Adentität der- preuf. 

‚snterejjen mit denen des Bundes. Nichtberech- 

tigung Preußens zu ie Ans 
jprücen . 

Ermwiderung auf die Nede des Herrn v. . Meding: 

Abjicht der Regierung, fünftig dem Herrenhaufe 

während der Berathung des Budgets im Ab- 

geordnetenhauje Beichäftigungen zuzumeijen, 

die anjprechend genug find, um die Anmwejen- 

heit der Mitglieder des Herrenhaujes in Ber- 

f lin zu vechtfertigen - 

— 10.2. 66.58.49. Nede, betr. eine Gtatzüberfjojreitung dur Z Finanz 

minifter dv. d. Heydt: Bitte um Sindemnität 

für den ehemaligen Collegen, da fein Vergehen 

ein rein formales, der Zwed unantajtbar und 

die financielle Kechtlichfeit des Beklagten un- 

a gewejen. Werdienjte des Herrn 

. d. Heydt im Jahre 1866 2. 

Rerfänfice Bemerfung im Anflug an die Jede 

des Abg. Virhow: Aeußerungen Bismards 

aus der Conflictszeit gelten nicht mehr für die 

Zeit des Friedens N 

— 12.2. Schluf-S. Nede des Grafen Bismard beim Schluife des 
Yandtaqs 
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Eintritt Badens in den Norddeutihen Bund 
betr.: Der Antrag überrajfchend, unerwünjcht, 
ein politiicher Fehler. Barlamentarijche BVer- 
fammlungen fünnen dad Mat von Gelbit- 
beichränfung nicht erreichen, das allein die ere= 
cutive Gewalt befähigt, in ununterbrocdhener 
intimer Anlehnung an die Parlamente auswär- 
tige Bolitif zu betreiben. Hat Lasfer im Auf- 
trag der badiichen Kegierung gejprohen? Lob 
der nationalen Haltung der badischen Regierung. 
Der Antrag ein Miktrauenspotum gegen die 
bisherige auswärtige Bolitif. Was jpricht gegen 
einen Eintritt Badens? Baden der „Rahm auf 
dem Milhtopf”. Die Aufnahme Baden: würde 
Bayern und Württemberg dem Norddeutichen 
Bunde noch mehr entfremden und für Baden 
jelbjt wirthichaftliche Schwierigfeiten im Gefolge 
haben. Die militärijche Einheit Deutjchlands, 
faiferliche Stellung des Norddeutjchen Bundes= 
feloherren. Die badiiche Contribution. Bitte 
um: Bertrauen 07723 EN ea 
Erwiderung auf die Rede des Abg. Miquel: Un- 
bequemlichfeiten von nterpellationen über aus 
wärtige Bolitif. Der Reichstag fann nicht der 
Hoffriegsrath für die Politif des Bundesfanz- 
lers jein; die Bolitif fann nur nad) den Ein=- 
fihten des Kanzlers geführt werden. Miß- 
verjtändlihe Auslegungen und Folgerungen 
aus der Rede des Grafen Bismard über das 
Verhältnis zu Süddeutfhhland. Die Einigung 
Deutichlands ift auch Zwed des Bundesfanz- 
(ers und Ziel feiner Bolitif. Wer die Bolitif 
beijer zu machen verjteht, muß auch bereit fein, 
das Amt des Kanzlers zu übernehmen. . . 318 
1.3. 12.S.RT. Rede gegen die Abihaffung der Todesitrafe: Ueber- 
Ihätung des Werthes des Lebens und der Be- 
deutung des Todes bei den Gegnern der Todes- 
Itrafe. - Krankhafte Neigung, den Verbrecher 
mit mehr Sorgfalt zu jchonen, als fein Opfer. 
Die Minderung der VBerbredhen eine Folge der 
Jahrhunderte lang jtreng geübten Handhabung 
der obrigfeitlichen Strafgewalt. Die Todes- 
Itrafe eine Erhöhung des Schuges des fried- 
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lihen Bürgers. Der Obrigkeit das Necht der 
Tödtung behufs Neprejfion zu verjagen, als 
Präventivmaßregel zu geftatten, ift eine In- 
conjequenz. Warum wendet fi) das Gefühl 
gerade der Schonung des Verbrechers zu? Die 
Suriften alS Gegner der Todesitrafe. Krant- 
bafte Scheu vor der Verantwortung, fränfliche 
Sentimentalität der Zeit. Entjchloffenheit des 
Bundesraths, an der Todesitrafe feftzuhalten 

Ermiderung auf eine Bemerkung des Abg. Fries: 
Der Bundesrath hat das Necht, auch einer 
Mehrheit im Neichstage zum Troß jeine gegen- 
theilige Meinung zu äußern : 
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Lehndorff, die zweite Lejung des Strafgejet- 
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erledigen und dem Bundesrathe zur ie 
fafjung zugehen zu laffen 
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zur Ergänzung des Strafgejegbudhs: Die Buns 
desregierungen fünnen fich während der Dauer 
ihrer Berathungen über die Vrocefordnung zur 
Ergänzung des Strafrechts auf eine bruchjtüc- 
weije Anticipation einzelner Theile der Brocep- 
ordnung nicht einlajjen . 

DBemerfung zu der Petition des SL. 6. Markus, 
betr. den Anfauf eines Geheimmittels gegen 
die Tollmuth durch den Norddeutihen Bund. 

Bemerkung im Anjchluffe an die Befürwortung 
der PVetition durch die Commilftion: Graf Bis- 
mard it bereit, die Petition zu weiterer Er- 
örterung an fich zu nehmen 2 

Erflärung gegen den Berjuch der ne: von 
Reuß ä. X., im Widerfpruch zu den Bejichlüfjen 
des Bundesraths noch vor Grlaß eines ent- 
iprechenden Gejeges eine Notenbant in Greiz 
zu errichten; Bitte an den Reichstag, durd) 
Annahme irgend eines der geitellten Amen- 
dements dem Gedanken der Mikbilligung Aus- 
drucf zu geben. - ee 

Erklärung über die von den een 
beobachteten Grundjäge bei der Rechnungs 
legung über die Titel des Haupt- und die 
PBofitionen des Specialetats . . 

Ermiderung auf die Entgegnung des bg. v. Hover- 
bed: Gültigfeit des Etats immer nur Sl ein 
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gejchafft worden jei, nicht wieder einzuführen: 
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Eröffnungshßung 
des Reichstags des Norddeutfchen Bundes 
Montag 23. März 1868. 

TIhronrede des Königs“): 

Geehrte Herren vom Neichstage des Nordveutjchen Bundes ! 

Zum dritten Male begrüße Jh Sie im Namen der ver- 
bündeten Negierungen, um in Gemeinjchaft mit \jhnen den Aus- 
bau der Verfaffung des Nordveutjchen Bundes fortzujegen. 

Sn Shrer legten Sefiton haben Sie durch Heritellung orga= 
nilcher Einrichtungen die Grundlagen geichaften, auf welchen nun= 
mehr die Gefeggebung des Bundes diefen weiteren Ausbau feiner 
inneren Einrichtungen zu bewirken hat. Die Gejegentwürfe, welche 
zu diefem Zwede hrer verfaflungsmäßigen Beihlußnahme unter: 
breitet werden jollen, find dem Bundesrathe vorgelegt und zum 
Theil jchon von demjelben berathen worden. 

Das in Shrer legten Seflton begründete nititut der”) 
Freizügigkeit joll durch eine auf dem Grundjaße der Gewerbe: 
freiheit beruhende Gewerbeordnung meiter entwidelt und durch) 
Aufhebung der polizeilihen Beichränfungen der Ehejchließung von 
einem, jeine Verwirklihung lähmenden Semmniß befreit werden. 
Ein Gejeß über die QDuartierleiftung im Frieden ift dazu be- 
jftimmt, die Militärgefeßgebung des Bundes nach einer für die 
Snterejien der Bevölkerung bejonders wichtigen Seite zum Ab- 
Ihluß zu bringen. Die Negelung des Maß: und Gewichtswejens, 
welche in der vorigen Seffton dringenderen Aufgaben weichen 
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4 I. Reichstag des Nordd. Bundes. 23. März bis 20. Juni 1868. 


mußte, wird in der gegenwärtigen zu hrer Berathung gelangen. 
Die Nerhältnifie der Bundesbeamten bedürfen der gejeglichen 
Regelung und werden den Gegenitand von Vorlagen bilden. Ein 
Sejegentwurf über das Schuldenwejen des Bundes wird Jhnen 
wiederum vorgelegt werden. ch vertraue, daß die Bereitwillig- 
feit, mit welcher die verbündeten Negierungen in diefem Entwurfe 
den von Ahnen bei der früheren Berathuna gefaßten Bejchlüffen 
entgegengefommen jind, von hrer Seite ein gleiches Entgegen 
fommen finden werde. 

Ueber die Yage der vormals Tchleswigsbolfteiniichen Dfftciere, 
welche in der legten Sejlton Fhre Theilnahme in Anipruch nahm, 
und über die Unterftüßung bilfsbedürftiger Familien der Erjaß- 
rejerve werden ‚ben Vorlagen zugehen. Die Beiteuerung des 
Branntweins in den bobenzollernichen Yanden und in dem zum 
Bunde gehörenden Theile Heflens bedarf der Negelung, und mit 
diejer Regelung Iteht ein VBertrag in Verbindung, durch welchen 
der freie Verfehr mit Branntwein und Bier zwijchen dem Bunde 
und dem übrigen Theile Heifens hergeftellt werden joll. 

Der Haushaltsetat des Bundes für 1869 wird hnen vor= 
gelegt werden. Die Schwierigkeiten, welche jeiner Aufitellung in 
den eriten Monaten des Jahres entgegenftehen, haben dem Wunjche 
weichen müfjen, Sie zu einer Zeit zu berufen, in welcher Sie 
jich shrer gewohnten Berufsthätigfeit mit den geringiten Opfern 
entziehen fünnen. 

Die Regelung des internationalen Bojtverfehrs auf Grund- 
lage der in „shrer legten Seilion bejchloffenen Gejete*) ift weit 
vorgejchritten, Poltverträge mit den füddeutichen Staaten, mit 
Defterreich, mit Yuremburg, mit Norwegen und mit den Per: 
einigten Staaten von Amerifa find abgeichlofjen und werden 
‚shnen vorgelegt werden; mit anderen Staaten find fie dem Ab- 
ihlujje nahe und werden, wie Sch hoffe, noch zu Ihrer Berathung 
gelangen. 

Ein mit den Vereinigten Staaten von Amerifa abgejchlofjener 
Vertrag ift dazu beftimmt, die Staatsanaehörigfeit der gegens 
jeitigen Einwanderer zu regeln und damit aus den Beziehungen 
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zweier, durch Verfehrsinterejien und Jamilienbande eng verbuns 
denen Nationen den Keim von Zwiltigfeiten zu entfernen. 

m Einverftändniß mit Meinen Verbündeten babe Sch be= 
bufs Unterhandlung diejer Verträge und um die völferrechtliche 
er des Nordveutichen Bundes zur Geltung zu bringen, die 
in der Werfaffung vorgejehene Vertretung des Bundes im Aus 
lande ae umd it diefer Schritt zu Meiner lebhaften Genua: 
thuung alljeitig in dem Geilte aufgefaßt und erwidert worden, 
aus welchem er !hbervorgegangen war. Er bat die freundjchaft- 
lihen Beziehungen aeförvdert und befeftigt, welche zwijchen dem 
Korddeutichen Bunde und den auswärtigen Mächten beitehen und 
deren Pflege und Erhaltung der Gegenitand Meiner unausgeiegten 
Sorgfalt bleiben wird. 

Sch darf daher der Ueberzeugung Ausprud geben, daß der 
Segen des Friedens auf den Anfjtrengungen ruhen werde, welche 
Sie-der Förderung der nationalen nterejjen widmen wollen, zu 
deren Pflege und zu deren Schub das gefammte deutiche Water- 
land fich verbündet bat. 

Nach) Beendigung der Nede trat der Bundesfanzler Graf Bis: 
mard:-Schönhaufen vor und verfündete die Eröffnung des Neichs: 
taas mit den Worten: 

m Namen der verbündeten Negierungen erkläre ich auf 
Allerböchiten Präfidialbefehl ven Neichstag für eröffnet. 


es NReichstaas des Norddentfchen Bundes 


Donneritag 2. April 1868 


nn 
SE 
-. 
"N 
— 
-_ 
—_ 
- 
Der} 
Sr 


itand der am 22. Nebruar d. %. zwilchen dem Norddeutichen Bunde 
und den Vereinigten Staaten von Amerika abgejchlojjene Vertrag, be- 
- treffend die Staatsangehörigfeit derjenigen PBerjonen, welde 
aus dem Gebiete des einen Theils in das des andern ein- 
wandern, zur Schlußberathung auf der Tagesordnung. Derjelbe be: 
jtimmte in Art. 1: Angehörige des Norddeutihen Bundes (der Ver: 
einigten Staaten von Amertfa), welche naturalifirte Staatsangehörige 
der Vereinigten Staaten von Amertfa (des Norddeutichen Bundes) ge 


23. 3. 1868. 
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worden find und fünf Jahre lang ununterbrochen in den Vereinigten 
Staaten (dem Norddeutfchen Bunde) zugebracdht haben, jollen von dem 
Nordveutihen Bunde (den Bereinigten Staaten) als amerifanijche An: 
gehörige (Angehörige des Norddeutichen Bundes) erachtet und als jolche 
behandelt werden, und in Art. 4: Wenn ein in Amerifa (im Nord: 
deutichen Bunde) Bi Deutfcher (Amerikaner) fich wieder in 
Nordveutichland (in den Vereinigten en von Amerika) niederläßt, 
ohne die Abficht, nach Amerika (Norddeutichland) zurüdzufehren, jo joll 
er als auf feine Naturalifation in den Vereinigten Staaten (in Nord- 
veutichland) Verzicht leiitend erachtet werden. Der Verzicht auf die 
Nücfehr Fann als vorhanden angejehen werden, wenn der Naturalifirte 
des einen Thetles Jich länger als zwei Jahre in dem Gebiete des 
andern Theils aufhält. Im Namen der Commifjton befürmwortete der 
Verichterftatter derjelben, Abg. Meier (Bremen), den Vertrag, der ein 
neues PBrineip im völferrechtlihen DVerfehre zur Anerkennung bringe, 
das bei dem gejteigerten Derfehr über die ganze Erde wirflich eine 
othwendigfeit jei, „das Princip, daß, wenn ein Angehöriger des einen 
Staates gejegmäßig Angehöriger eines andern Staates wird, er Damit 
jeiner Nechte und lichten ledig wird.“ Nicht ganz jo unbedingt 
lobend wie der Neferent äußerte jich der Correferent, Abg. Dr. Schlei- 
den, wenn er auch dem Neichstage die Annahme empfehlen zu dürfen 
glaubte. Seine Einwände bezogen fich weniger auf den Vertrag an 
jih, als auf die juriftische Faflung der einzelnen Artikel und auf die 
Abweichungen des englischen und deutjchen Tertes, wodurch) manderlei 
ae Kaum gegeben werde. Der Commifjar des Bumdesraths, 
Geh. Legationsrath König, wies dem gegenüber darauf hin, dag nur 
dann für Zweifel Raum fei, wenn man in dem Vertrage mehr fucdhe, 
als er enthalten folle. Nachdem auch noch der Abg. Zoewe für die 
Annahme des Vertrags gejprochen hatte, freilich nicht, ohne jeiner Un- 
zufriedenheit mit den deutjchen Gejegen über Heimathsberechtigung, 
Bürgerrecht 2c. Ausdrud gegeben zu haben, nahm der Bundeskanzler 
Sraf Bismard das Wort*): 

sc habe, alaube ich, nicht nöthig, zur Empfehlung des Ver: 
trages mich eingehend zu äußern, da es unzweifelhaft jeheint, daß 
auch von denjenigen Herren, welche es nicht über ji gewinnen 
fünnen, eine Negierungsvorlage ohne eine gewilfe Werthsverminde- 
rung von der Tribüne aus, ohne ein gewifjfes timeo Danaos !) 
anzunehmen, der Vertrag, jo wie er hier ift, angenommen werden 


*, StB. 44b. 
') Virg. Aen. II 49: timeo Danaos et dona ferentes; ich fürchte Die 
Danaer (Griechen), zumal wenn fie Gejchente bringen. . 


Der Vertrag mit den Vereinigten Staaten. fi 


wird, da bei der Schwierigkeit einer Nenderung des Vertrages doch 
nur die Wahl zwiichen Annahme oder VBerwerfung it. Aber ich 
babe doch geglaubt, das Wort ergreifen zu müjjen, da ich, wenn 
auch der Vertrag in feiner Kaflung unvollfommen jein mag, wie 
der Herr Correferent es andeutete, doch nicht habe glauben fünnen, 
daß er jo unklar gefaßt wäre, daß der eigentliche praftiiche Haupt- 
zwed des Vertrages zweifelhaft geblieben jein fünnte, wie ich aus 
der Neußerung des legten Herrn Nepners allerdings glaube ichließen 
zu müfjen, wenn ich ihn nicht mißveritanden habe. Er befürchtete, 
daß Jemand, der fünf Jahre vrüben gemejen und amerifanijcher 
Bürger geworden ift, dennoch, wenn er zurücdfäme, wieder zur 
Militärpfliht herangezogen werden fünnte '): ch weiß nicht, ob 
ich ihn richtig veritanden habe. Nun, diefe Befürdhtung kann ich 
als eine abjolut unbegründete bezeichnen: wir werden nicht blof 
mit Verjöhnlichfeit handeln ?), jondern die genaue buchitäbliche 
Beobadhtung des Vertrages nöthigt uns dazu: wir fünnen Solche, 
die wir als amerikanische Bürger anerkennen, nicht zum Militär: 
dienjt heranziehen. Hier erklären wir aber, daß unter diefen Be- 
dingungen wir den Betreffenden als“) amerifaniichen Bürger an- 
erkennen, ihn alfo zum preußiichen oder norddeutichen Militärdienit 
nicht heranziehen fünnen. Das ilt der Hauptzwed des Vertrages. 
Wir wollen den, der bona fide auswandert, nicht hindern, und wer 
bona fide, d. h. nicht bloß fichtlich auf kurze Zeit, um fich den 
Vlihten gegen das Waterland zu entziehen, auswandert, den 
wollen wir nicht hindern, amerifanischer Bürger zu werden, und 
die bona fides wird präjumirt, nachdem jemand fünf Jahre lang 
fih dort aufgehalten hat und nebenher jeine nordveutiche Natio- 


*) ©. 458. 

) Abg. Loewe: „SH habe mich gefreut, aus der Erflärung des Herrn 
Regierungscommiljarius zu hören, daß mwenigitens die häßliche Militärgejchichte 
— — bejeitigt ift, injoweit doch bejeitigt, das, wenn Jemand nicht geradezu 
bier wieder einen regelmäßigen Aufenthalt machen, aljo länger alS zwei Jahre 
bleiben will, er dann nicht zur Militärpflicht herangezogen werden fann. — — 
Wäre das nicht der Fall, jollte der Ausgewanderte und Zurüdfehrende für das 
Verlegen der Verpflidtung zum Militärdienit haftbar bleiben, dann, meine 
Herren, wäre der Gewinn diejes Vertrags nur Klein.“ 

>) Abg. Loewe: „Jh wünjdhe Nichts lebhafter, als dak die Negierung 
bei der Auslegung und Handhabung diejes Vertrags den Geiit der Verträglic- 
feit und Verföhnlichkeit habe.“ 
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nalität aufgegeben hat und amerikanischer Bürger geworden ilt, 
indem man annimmt, daß das Opfer des eigenen Heimathsrechtes 
und das Opfer einer fünfjährigen Abwejenheit, bloß um fich der 
Militärpfliht zu entziehen, nicht gebracht werden wird, jondern 
daß es nur dann gebracht wird, wenn man entjchlojjen it, auf 
die Dauer für fih und "die Seinigen drüben eine neue Heimath 
zu gründen. ch glaube deshalb, daß die von dem Herrn Bor- 
vedner geäußerte Bejorgniß von ihm fann fallen gelafjen werden, 
und ich lege Gewicht darauf, fie hier von amtliher Stelle aus 
zu berichtigen, um feine Mißdeutung des Vertrages im Auslande 
zuzulaiien. 

Wenn von dem Herrn Correferenten angedeutet ift, daß fich 
in dem deutjchen {und fengliihen Tert Widerjprüce fänden, jo 
fann ich das nicht zugeben. Jede Sprache hat ihre eigenthümlichen 


Wendungen, mit denen fie denjelben Gedanken ausdrüdt. 


fann auch nicht zugeben, daß das Mifverjtändniß möglich jei, daß 
die fünf Jahre des Aufenthaltes exit nach der Naturalijation folgen 
jollten ); es wird nur verlangt, daß beides cumulirt wird, und 
die fünf Jahre des Aufenthaltes werden von dem eriten Augenblid 
an gerechnet. Ein momentanes Weberjchreiten der Grenzen nad 
irgend einer Richtung wird auch in diefem Aufenthalte, der nicht im 
förperlichen, jondern im juriftiichen Sinne zu nehmen it, Nichts 
ändern, fund jowohl das Wort Aufenthalt im deutichen wie das 
Wort reside im engliihen Terte muß im technifchen Sinne, nicht 
im £örperlichen genommen werden. Wenn ausgedrücdt werden 
jollte, daß nach der Naturalifation fünf Jahre Aufenthalt erforder: 
lich wären, dann würde man in dem Artikel zwiichen „und“ und 
„rünf ‚sahre” eingefchaltet haben „demnäcdhlt“. Der Termin des 


') Correferent Abg. Schleiden: „Fängt man mit dem erjten Artikel an, 
jo jagt derjelbe zunächit, daß die Angehörigen des Norddeutichen Bundes und 
umgefehrt auch diejenigen der Vereinigten Staaten, weldhe naturalifirte Staats- 
angehörige des andern Staates geworden find und fünf Jahre lang ununter- 
brohen jich dort aufgehalten haben, al5 Bürger des andern Staates anerfannt 
werden jollen. Wenn wir nicht die Materie vor uns hätten, jo würde man 
unbedingt jagen müfjen, daß nicht nur die Naturalifirung, jondern außerdem 
auch noch ein fünfjähriger Aufenthalt erforderlich jei. — — Stände nit in 
den Motiven, dab im Ganzen nur ein Zeitraum von fünf Jahren erforderlich 
jei, dann müßte man annehmen, dab; Naturalifation und fünfjähriger Aufent- 
halt, aljo — zehn — sahre nöthig wären.“ - 


Zur Auslegung des Vertrages mit den Vereinigten Staaten. 9) 


fünfjährigen Aufenthalts vor der Naturalilation it bisher doc 
nicht überall genau beobachtet, in diplomatischen Neclamationen 
wenigitens nicht immer als zutreffend anerkannt worden; es mag 
das darin liegen, daß die einzelnen Staaten darin von einer ver- 
ichiedenen Braris ausgehen und manche jchon nach einem jebr 
furzen Aufenthalt den Fremden zum Bürgerrecht zulajien. jeden- 
falls erinnere ich mich aus meiner diplomatischen Braris, daß Ne= 
clamationen gegen die Heranziehung naturalifirter Amerifaner zum 
Militärdienit mir vorgelegen haben, die erheblich unter fünf Jahren 
abwejend waren. Der einzige Fall, wo eine Abweichung, aber fein 
Wideripruch zwiichen der engliichen und deutichen Fallung ftatt- 
findet, ift im zweiten Abjag des Art. 1, wo der Herr Commifjarius 
des Bundesraths Die Auslafjung des dem englischen Worte ent- 
jprechenden deutjchen als einen Drucfehler bezeichnet bat. Sc 
weiß nicht, meine Herren, ob es ein Drucfehler oder ein Schreib- 
fehler it, der aus dem Driginal des Vertrages jtammt. Sollte 
Leßteres der Fall jein, jo wird er natürlich beitehen bleiben, er 
it mit dem zum VBertrage erhobenen Tert ein inteqrivender Theil, 
und wir fünnen ihn dann nicht mehr vemediren. N balte das 
auch nicht für erforderlich, denn ich glaube, daß nach dem ganzen 
Geilte des Vertrages, nah dem Zulammenhang im deutjchen Texte 
nicht angenommen werden wird, daß Der Ausdrud „Fünf Jahre 
lang” in Norddeutichland etwa fünf erheblich von einander ge= 
trennte Zeiträume in verjchiedenen Lebensaltern bedeutet, wobei 
der ganze Vertrag jeinem Wejen nach nicht mehr Anwendung finden 
würde, wenn man 3. B. dieje fünf Jahre auf fünf Jahrzehnte ver: 
theilen wollte. Außerdem declarirt fich der Tert der einen Sprache 
durch den Tert der andern Sprache vollfommen authentiich. Und 
wenn in dem engliichen Texte gejagt ift: shall have resided uninter- 
ruptedly, jo ijt das eine durchaus ausreichende Erklärung ”); wir 
haben es nicht mit Nabulütit in folchen Dingen zu tbun, fondern 
der Vertrag wird von beiden Seiten ehrlich gehandhabt werden. 
Sch bitte Sie alfo, dem Vertrage, jo wie er hier ift, Ihre Zu: 
ftimmung zu geben, an der verföhnlichen und an der freundichaft- 
lihen Handhabung deijelben feinen Zweifel zu heaen, fondern deren 


*) StB.: Ergänzung. 
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4.2.1868. verlichert zu fein, zwijchen diefem Bunde und dem jenjeits des 
Weltmeeres, mit welchem uns die Bande der Blutsverwandtichaft 
in dem Mate verbinden, dat in feinem Lande außerhalb Deutjch- 
lands auch nur annähernd eine jolche Anzahl Deutjcher, ja”), in 
Deutichland geborener Deutjcher fich befindet, und daß in feinem 
Yande der Welt die Deutfchen, die in allen Yändern der Welt fih 
als Säfte oder Auswanderer wiederfinden, fi) eine jo warme An= 
bänglichfeit an ihre ältere Heimath bewahrt haben, wie dort. Lajjen 
Sie uns den Vorzug, den der Herr Vorredner!) auf diejfer Tris 
büne berührt hat, der ältejte biltorifche Bundesgenofje des nord- 
amerikanischen Gemeinmwejens zu jein, von der erjten Zeit der Une 
abhängigfeitserflärung ber, Sehr hoch anjchlagen und jehr werth 
halten! 

(Bravo!) 

k Der Abg. Laster fand in den Ausführungen des Bundesfanzlers 
noch nicht den Zweifel bejeitiat, ob derjenige Deutjche, welcher nad) 
erfolgter Naturalifation in Amerifa nach Deutjchland zurüdfehre und 
wer Sahre dafelbjt verbleibe, wiederum der Milttärpflicht unterworfen 
werde. Die Denkichrift zwinge zu emer jolden Annahme, denn fie 
bezeichne es als jelbitverjtändlich, daß der Zurüdfehrende nad Verlauf 
des durch Art. 4 nachgelajjenen zweijährigen Aufenthalts in der alten 
Heimath mit jeinen Nechten feine Pflichten wieder aufnehme. Lasfer 
wünjchte von der Negierung eine deutliche Erklärung darüber, „ob nad) 
der diesjeitigen Auffafjung der ZJurücgefehrte, welcher jofort dauernd 
jeinen Aufenthalt hier nimmt, wiederum der Militärpflicht unterworfen 
werde, oder ob er auch dann der Militärpflicht entzogen bleibe, indem 
diejer Theil der Pflicht nicht mehr auflebe, jondern nur folhe Pflichten 
geltend blieben, welche nach feiner SUHEIche und der MWiedererlangung 
des S Bürgerrechte entjtünden.” - Der X Sundestanzler fam diefem Ver: 
langen jofort mit folgender Erklärung nadh**): 

‚sh bin ver Meinung, daß nach dem Sinne des Vertrages 
derjenige, welcher freiwillig nach Nordveutichland zurückkehrt, Tich 
in der Yage eines freiwillig Einwandernden befindet. Wenn diefer 
freiwillig Einwandernde fich noch in dem in Nordveutichland militär- 
pflichtigen Alter befindet, wird ihm auch als norddeutjcher Su 

Ruf: Sehr richtig !) 


*):©, 45b. 
StB. 46a. 
e ) Aba. Yoeme, 


-_ « 


Die Militärpflicht zurüdfehrender Nordvdeutichen. a: 


diejenige Plicht für das Yand zufallen, welche mit diejem Alter 
für dem norddeutichen Bürger verbunden it. 
(Beifall. 


Der Abg. Loewe glaubte aus diejer Erklärung Ichliegen zu dürfen, 
„daß der hierher Zurücdfehrende als amerifanticher Bürger und aud) 
jpäter, wenn er wieder aufgehört hat, amerikanischer Bürger zu jein, 
nicht dafür zur Strafe gezogen werden fünne in der einen oder andern 
Meife, daß er fich der Militärdienitpflicht entzogen habe.“ Ohne daß 
er den Wunjch nach einer förmlichen Erflärung diejes ee äußerte, 
gab Graf Bismard eine foldhe mit folgenden Worten“ 


Sc gebe dieje von dem Herrn Norredner gewünschte Erklärung 
und fönnte es fait jo ausprüden, daß wir. die fünf Jahre Ab- 
wejenheit in”) Amerika, verbunden mit der Gewinnung des amert- 
fanifchen Bürgerrechts, als eine Erfüllung der Milttärpflicht dem 
Nordveutichen Bunde gegenüber behandeln, 

| (Heiterfeit. ) 
wenn der neuamerifaniiche Bürger nicht Durch jeine vechtzeitige 
Wiederkehr eine neue Militärpflicht gegen den Norodeutichen Bund 
eingebt. 

Der Vertrag wurde darauf fait einftimmia angenommen. 


‚rn derjelben Sigung gelangte ein Antrag des Abg. Walded und 
Genofjen zur Discuffion, Art. 32 der Verfafiung des Nordveutichen 
Bundes durch einen Artikel folgenden Snhalts zu erjegen: 

Die Mitglieder des Neichstags erhalten aus der Bundescafje 
Reifefoften und Diäten nah Maßgabe des Gejeges. Bis zum 
Erlafje diejes Gejeges jtellt das Bundespraftdium die Höhe der: 
jelben feit. Ein Verzicht auf die Neifefojten und Diäten tt 
unitatthaft. 

Im Namen der Antragiteller begründete der Aba. Dr. Walded 
die Forderung von Diäten und Reifefojten. Ein Reichstag ohne Diäten 
jei feine NWolfsvertretung, jondern nur eine Vertretung der \interejien 
der Großinduitriellen und Großarundbejiger; der von dem conftikuiten- 
den Neichstag ausgejprochene Verzicht auf Diäten fer unter dem Drud 
der Negierungen erfolgt, welche folhen Verzicht als ein Aequivalent 
für die unbegrenzte Wahlfreiheit bezeichnet und von demjelben das 
Zuftandefommen der Norddeutichen Verfaljung abhänata aemadht hätten. 
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Die geringe Vollzähligfeit — die Folge der Diätenlojigfeit, injofern 
fie die Mahl zum Neichstagsabgeordneten zu einem VBorrecht der Neichen 
mache, ganz ohne Nüdficht darauf, ob jte befähigt oder auch nur. ge: 
neiqt jeten, die Anterejfen des Volks zu vertreten — beeinträchtige die 
Würde und das Anjehen des Neichstags, der an und für jtch geringere 
Befuanif habe, als andere europätfche Parlamente, und 3. B. nicht in 
der Yage fer, wie in England, aus jenem Schooge „ein Mintjterium 
zu bilden, ein Mintftertum zu jtürzen oder jo etwas vorzunehmen“. 
Die Gewährung von Diäten jer nöthig zum Ausbau der Berfafjung, 
die, „wenn jte nicht im volfsmäßigen Sinne gejchehen folle, in dem 
Sinne, welchen die liberale Meinung — diejes Wort im weitejten Um: 
fang genommen — in Deutjchland vepräfentire, natürlich mit dem 
Neichstage anfangen müfje”. Nach ihm jprachen noch mehrere Redner 
(Graf von der Schulenburg, v. Blandenburg, v. Binde-DIben- 
dorf, Wagener, v. Wedemeyer) gegen, mehrere (v. Schweiger, 
Söriterling, Schulze [Berlin], v. Hennig und abermals Schulze) 
für denjelben; alsdann erhob fich der Bundesfanzler zu folgender 
Ausführung): 

sch will nicht, wie bisher in der Hauptjache geicheben ift, die 
Discuflton erneuern, welche wir bei Herjtellung der Bundesver- 
faflung geführt haben. ch will mich deshalb enthalten, in die 
Sründe, welche für oder gegen Diäten jprechen fönnen, von Neuem 
einzugehen. ch glaube, wir finden fie jehr viel reichlicher, wenn 
wir die Verhandlungen nochmals nachlefen, welche vorgejtern vor 
einem jahre bier ihren Abjhluß fanden). Damals find diejelben 
Dinge ebenjogut und warm gejagt, die wir heute wieder gehört 
haben, und ich enthalte mich, darauf einzugehen, objchon ich es 
vom Standpunkt eines Minifters vejp. Bundesfanzlers doch nicht 
für einen jo geringen Gewinn, wie der Vorredner?), anjchlagen 
fann, wenn Zeit gewonnen wird namentlich dadurch), daß die Zahl 
der afademijchen Vorträge von diefer Tribüne vermindert wird, 
die Zahl der umpraftiichen Vorträge. Wenn Zeit gewonnen wird, 
it die Anzahl Derer arößer, welche überhaupt hierher zu fommen 
im Stande find, und jte bejchränft fich nicht, wenigjtens foweit fie 
StB. 57h. 
Bal. Bd. IIT 261 ff. 
Abg. Schulze in jeiner Entgegnung auf die Nede des Abg. v. Wede- 
meyer, der die Diätenlojigfeit als einen Vorzug des Reichstags bezeichnet hatte 
vor den übrigen parlamentarischen VBerfammlungen, da jie geeignet jei, die in 
Farlamenten üblide „unnüge Schwäßerei” todtzuschlagen. 


u. 


Der Antrag auf Diäten ein Angriff auf die Verfafjung. [5 


mit Leichtigkeit Fommen können, auf diejenigen, welde zu Haufe 
wenig zu thun haben. Die Leichtigkeit, Abgeordneter zu werden, 
ift nicht mehr bedingt durch den Mangel an einem regelmäßigen 
Berufe, fie Steht nicht mehr im umgekehrten Berhältniije der regel: 
mäßigen Beichäftigung außerhalb der Sigungszeit, und das it für 
die Art der Vertretung doch immer ein erheblicher Gewinn. 

Sch will Sie aber aufmerkffam machen auf den Eindrud, den 
e8 auf die verbündeten Regierungen machen muß, wenn diejes 
mühlam errungene Compromiß des Verfafjungswertes nach Faum 
zwölf Monaten wiederum in Frage geitellt wird. Die ganze 
Bundesverfaflung, wie fie vorliegt, ift ein Compromiß: wir haben 
nachgegeben, Sie haben nachgegeben. Kaum jigen Sie darin, jo 
wollen Sie das, was Sie mit der einen Hand nachgegeben haben, 
mit der andern zurücziehen. Das it fein Spiel, wie wir es 
vorausgejehen und veritanden haben, und auf das wir ung werden 
einlaijen fönnen. Was für einen Eindrud würde es Ihnen machen, 
wenn die Negierungen jeßt Anträge auf Verfaffungsänderung, INE 
träge im Sinne der Verftärfung der Negierungsmacht, wenn wir 
jeßt etwa den Antrag itellen wollten, die Zahl der Jahre zu ver: 
größern, für die das eiferne Militärbudget bewilligt worden tt, 
oder den Antrag, nachträglich die Nedefreiheit zu bejchränten? 
Würden Sie nicht jagen, was haben die Negierungen für ein ins 
terejje — wenn ihnen daran liegt, den faum geftifteten Bund zu 
erhalten —, jeßt die Fundamente, die wir dafür vor faum einem 
Nahre durch Webereinkunft gelegt haben, in Frage zu jtellen und 
daran zu rütteln? Nor diefem Nütteln an den Kundamenten warne 
ih Sie, meine Herren, in unjer Aller ntereife! Die Einrich- 
tungen find noch nicht jo feit gewachjen, haben noch nicht To tiefe 
Wurzeln geichlagen, daß wir heut zurüdnehmen und in Frage 
jtellen dürften, was wir vor einem Jahre nach einem mühjamen 
Compromijje zu Stande gebracht haben. Wer das Anjehen ver 
Compromiije nicht ehrt, der ift für eine conititutionelle Verfaflung 
“überall nicht reif; denn das Verfajfungsleben”) beiteht aus einer 
Neihe von Compromifjen; dieje heute zu geben und morgen zurück 
nehmen, ift feine conftitutionelle Bolitik! 

(Lebhaftes Bravo! rechts.) 
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Der Ada. Walded lehnte den Vorwurf, daß die Antragiteller 
das im voriaen Jahre geichloffene Compromiß brachen, ab; es handle 
ich nur um einen Verbefjerungsvorichlag, den zu jtellen der Reichstag 
das Recht habe. Im Weiteren führte ev aus, daß die Süddeutjchen 
den Anihluf an Norvdeutichland, dem fie nach einer Aeußerung des 
Bundesfanzlers widerftrebten, nur um deswillen nicht wollten, weil jie 
befürchteten, mit der Einheit auch die Freiheit aufzugeben, jo lange bie 
gegenwärtige Negterung in Preußen nicht auf dem Standpunkte der 
(iberalen Sovee jtehe. Darauf Graf Bismard*): 

Die Discufftion ift geichloffen, ich hatte zur perjönlichen Be- 
merfung das Wort erbeten. 

Vräfident: Der Herr Bundesfanzler hat das Wort. 

Bundesfanzler Graf Bismard*”): 

Der Herr Abgeordnete hat Bezug genommen auf eine Neube- 
rung von mir, nach welcher die Regierung oder die Souveräne der 
jiddeutfchen Staaten dem Anjchluffe an den Norddeutihen Bund 
widerjtrebten; er hat dies in einer Weile gethan, als hätte ich 
damit zugegeben, daß die jüddeutichen Bevölferungen geneigt 
wären, fich dem Norddeutichen Bunde anzufchließen. Er jelbit hat 
daraus die Folgerung gezogen, daß Ddiefe Geneigtheit erheblich 
wachjen würde, wenn wir nur etwas liberaler wirden. Jh muß 
mich gegen die Vermuthung deden, daß ich eine mit den Thatlachen 
jo wenig übereinitimmende Andeutung meinerjeits hätte machen 
wollen. Warum wollen die Süddeutichen nicht zu uns fommen? 
Nicht, weil wir ihnen nicht liberal genug find, jondern weil wir 
ihnen viel zu liberal find. | 

(Heiterfeit.) 

Das tft der einzige Grund! Sie lachen, meine Herren, und 
jehen den einfachen Thatlachen nicht ins Geficht. Unter den fü 
deutihen Staaten ift der liberalite von den dreien unzweifelhaft 
das Großberzogthbum Baden. Dort finden Sie volle Bereitwillig- 
feit zum Anichluß. Die liberalen Siüpddeutichen wollen jich an= 
ihließen. Die fich nicht anjchließen wollen, find die reactionären 
Barteien. 

(Ruf: Sehr richtig!) 


NM 
& 
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Sch will diefe Parteien nicht näher bezeichnen, die jüngiten 2. 4. 1868. 
Wahlen in Süddeutichland haben fie flar vor Augen geitellt, und 
ie fünnen wohl denfen, mit welcher innern Heiterkeit ich Ihre 
Heiterkeit anjehe und erwidere, die eine jolche Unwiljenheit in Be- 
zug auf die Thatjachen bezeugt. 
(Große SHeiterfeit.) 
Wenn wir diefen Barteien, die in Südvdeutjchland die Ober: 
band haben, einige Comcejftonen in reactionärer Kichtung machen 
fönnten und machen wollten, vielleicht gewilie Bürgichaften, Die 
augenblielich vielleicht in dem Nachbaritaate, nach dem alle jehn- 
jüchtig binblicen )), zum Fall fommen werden, ihnen geben wollten 
— md das würde feine liberale Maßregel jein —, dann würden 
wir vielleicht eine jüddeutiche Majorität für den Anjchluß gewinnen 
fönnen. Ich lafie es unentichieven, ob es ein Vorzug it, liberal 
zu jein oder nicht, 


\ 
a 
= 
Du] 


(Heiterkeit. ) 

aber”) derjenige muß Südveutichland mit Ausnahme Badens jehr 
wenig fennen, der nicht weiß, daß im Liberalismus jte dort — ich 
will nicht jagen, um ein Menjchenalter, wohl aber um diejenige 
Zeit, die jeit der Julivevolution verfloffen it, hinter uns zurüd find. 


Sn namentlicher Abjtimmung wurde hierauf der Antrag Walded 
mit 97 gegen 92 Stimmen abgelehnt. 


Sn der 


7. Sißung des Reichstags des Morddentichen Bundes 
Freitag 3. April 1868 


itand zur Schlußberathung der folgende Antrag der Aba. Frhr. Norded 3.4. 1868. 
sur Nabenau und Dr. Stephant: 


*) ©. 60a. 

!) Dejterreich-Ungarn; vgl. die Rede des Abg. Schulze: „nm Ddiejen 
Augenblide werden frijche junge Keime des Staatslebens in unjerem Nachbar- 
jtaate gelegt, und diejem wenden jich die Sympathien der Nation in viel höhe- 
rem Grade zu, als unferen Verhandlungen bier (Lebhafter Wideriprud rechts, 
Zuftimmung linfs). Dorthin wendet fih im Augenblide der Geiit unferer 
Nation” (StB. 53a). 


15 1. Neichstag des Nordd. Bundes. 23. März bis 20. Juni 1868. 


Der Neichstag wolle bejchliegen: den Bundesfanzler aufzu: 
fordern, dahin zu wirken, daß in Zukunft ein gleichzeitiges Tagen 
von territorialen und PBrovinztallandtagen mit dem Neichstage 
vermieden werde. 

Nach der Befürwortung dejjelben dur den Referenten Frhr. 
v. Haafe und den Gorreferenten Grafen Echwerin-Bugar nahm 
der Bundesfanzler das Wort”): 

Der Antrag geht dahin, den Bundeskanzler aufzuforvern, er 
möge dahin wirken, daß in Zukunft ein gleichzeitiges Tagen von””) 
territorialen und Provinziallandtagen mit dem Neichstage wegfalle. 
ch heiße den Antrag lebhaft willfommen und erkläre mich jehr 
gern bereit, dahin zu wirfen. Ob dies alljeitig mit Erfolg der 
all fein wird, dafür fann ich nicht bürgen. ch hoffe es; in: 
dejjen bin ich nicht berechtigt, die Freiheit der Bundesregierungen 
darin zu beichränfen. In Preußen würde ich meine Stellung im 
preußischen Minifterium allerdings dazu benugen, um zu verhüten, 
daß der gegenwärtig vorgefommene Kal!) ich wiederholt, wenig- 
itens jo lange die gegenwärtig maßgebend gewejene Auffaijung, 
auf welche ich nicht gefaßt war, diejelbe bleibt. — ch habe zwar 
vorausgejegt, daß die Provinziallandtage zum Theil noch mit der 
Seffton des Neichstages zujammenfallen würden, aber ich habe 
nicht vorausgejehen, daß irgend ein Mitglied eines Provinzial- 
landtages jeinem dortigen Mandat einen Vorzug vor dem biefigen 
geben würde, 

(Hört! Hört!) 
um jo weniger, als jedes Provinziallandtagsmitglied einen gejeß- 
mäßig erwählten Stellvertreter hat, welcher jeder Zeit und nament: 
lic), wenn ein jo wichtiges Hinderniß vorliegt, einberufen werden 
fan. Ebenfo bin ich überrajcht geweien, daß Beamte, ohne fich, 
jo viel ich weiß, der Zuftimmung der vorgejegten Behörde darüber 
zu vergewijjern, dienstliche Hindernifje geltend gemacht haben, um 
ihren ib bier nicht einzunehmen. Sch habe darüber mir feine 
Bemerkung erlauben fönnen, weil, wie ich gefunden habe, ver 


+) StB. 75b. 
©. 76a. 
') 5 tagten gleichzeitig mit dem Neichstage der Landtag des Königreichs 
Sadjen und die preußiichen Brovinziallandtage. 
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Reichstag jehr nachlichtig, zu meinem Bedauern jehr nachlichtig in 
der Bewilligung von Urlaubsgefuchen gewejen it. 
(Hört! Hört!) 

Wenn ich die Ehre hätte, Mitglied der hohen Berfammlung 
zu jein, jo winde ich fait alle eingegangenen Urlaubsgejuche ab- 
gelehnt haben, 

(Heiterkeit. ) 
die nicht durch Strankheitsfälle motivirt find, denn meines Er- 
achtens, wenn ein Bürger des Norddeutichen Bundes die Ehre hat, 
von jeinen Mitbürgern zu ihrem Vertreter bier gewählt zu werden, 
io hat er feine dringenderen Gejchäfte, als bier anmwejend zu fein 
und jein Mandat wahrzunehmen. 

(Bravo!) 

Der Abg. Stephani gab zu erwägen, daß der Neichstag die 
unzweifelhafte verfafjungsmäßige Berechtigung habe, eine gejegliche Be- 
jtimmung zu treffen, welche das gleichzeitige Tagen von Provinzial: 
und Territoriallandtagen mit dem Meichstag verbiete, wollte aber 
gleichwohl von einer gejeglichen Regelung vorläufig abgejehen wiljen, 
da der Neichstag in der Lage jei, im Wege der Gefchäftsordnung die: 
jenigen Mafregeln zu treffen, die erforderlich jeien, die Anmejenheit 
der Mitglieder des Neichstags zu erzwingen. Nach Befinden werde 
Nichts übrig bleiben, als in Nachahmung einer engliihen Einrichtung 
„ein jeparates Zimmer für diejenigen Herren in Bereitichaft zu halten, 
welche den Anordnungen des Neichstags Gehoriam zu leiten nicht in 
der Lage jeien“. Graf Bismard bemerkte hierauf *): 

Sch babe feineswegs die Abficht gehabt, die Berechtigung des 
Hand zu nehmen, irgendwie in Zweifel zu ziehen, jollten die be- 
treffenden Anträge auch bis zu der vollen Höhe englischer Strenge 
gehen, wie der Herr Vorredner andeutete; ich habe nur jagen wollen, 
daß Dieje Form der Beichlußfafiung mir eine weitere Autorität 
nicht verleihen würde, als die des zu übenden Einflufjes, damit 
dergleichen in Zufunft nicht wieder vorfommt. ch zweifle nicht, 
daß diejer Einfluß ausreichen wird, wenn er dur ein Votum des 
Reichstags, wie ich vorausfehe, unteritügt it. 

(Bravo!) 
*) StB. 76b. 
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Bismards politische Neden, IV. 
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Bei der Abjtimmung wurde der Antrag fajt einjtimmig ange: 
nommen. 


> 


in derjelben Situng vom 3. April fam der Antrag des Abo. 
Tasfer und Genojjen auf Erlai eines Gejetes, betreffend die Nicht: 
verfolgbarfeit der Mitaliever der Yandtage und Kammern, zur Vor- 
berathung. 

Der einzige Baragraph des beantragten Gejetes lautete: 

Kein Mitglied eines Landtages oder einer Kammer eines 

zum Norddeutfchen Bunde gehörigen Staates darf zu irgend einer 

Zeit wegen jeiner Abjtimmung oder wegen der in Ausübung 

jeines Berufs gethanen Aeuferungen gerichtlich oder disciplinarifch 

verfolgt, oder fonit außerhalb der Verfammlung, zu welcher er 

als Mitglied gehört, zur Verantwortung gezogen werden. 

Zu diefem Antrag hatte der Abg. v. Seydemwit den Gegen- 
antrag geitellt: 

Der Neichstag wolle beihließen: über den Antrag Laster 
und Genojjen 2c. zur einfahen Tagesordnung überzugehen. 
Nachdem diefer von dem Antragiteller und dem Bevollmächtigten zum 
Bundesrathe Staatsminifter Dr. v. Watdorf befürmortete, von dem 
Abg. Miquel befämpfte Antrag in der Minderheit geblieben und ein 
Vertagungsantrag des Grafen Schwerin: Pusar abgelehnt worden 
war, eröffnete der Aba. Dr. Megidi die Discuffion über den Antrag 
Zasfer mit einer Ausjprahe zu ©unjten dejjelben. Er jpradh dem 
Heichstage das Necht zu einem folchen Bejchluffe zu, da die Frage der 
Berfolabarfeit von Volfsvertretern in das Gebiet des Strafrechtes ge: 
höre und infofern zur Competenz des Neichstags. Das Privilegium 
der Nedefreiheit, das der Antrag allen Mitgliedern parlamentartjcher 
Verfammlungen in den deutichen Bundesjtaaten fichern wolle, ‚Dürfe 
nicht als ein Privilegium angejehen werden, das Parlamentarier be: 
vechtige, ungeftraft VBerleumdungen auszufprechen; denn jeder Volfs- 
vertreter dürfe für fich die praesumtio iuris et de iure in Anfprucd) 
nehmen, daß er, wenn er im Dienite feines Landes fpricht, nicht die 
Abjicht haben fünne, zu verleumden. Das Necht der Nichtverfolgbar- 
fett von WVolfsvertretern jei das Necht der Nedefreiheit, ohne jenes 
Hecht könne diefe nicht gedacht werden. Der Aba. Windthorft jprad) 
ji zuftimmend zu der Tendenz des Antrags aus, bejtritt aber die 
Gompetenz des Neichstags, eine Frage, die in den Verfafjungen der 
einzelnen Yänder geregelt jei, über die Köpfe der Einzelfammern hin: 
weg durch einen für alle Bundesjtaaten bindenden Beihluß zu ordnen. 
Nachdem ji noch der Aba. Braun für den Antrag, der zwijchen der 
Neichsverfafiung und den Territorialverfafiungen Harmonie heritellen 
wolle, ausgeiprochen, der Aba. v. Seydewit „im Interefje der Frei: 
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heit der Debatte” jich dagegen erflärt hatte, weil das nothwendige 
Gomplement dejjelben die Verleihung der Strafgewalt an die Majort: 
tät der parlamentarischen Berfammlung fein müfje, erhielt der Bundes: 
fanzler das Mort”): 

ch begrüße den Antrag, weil er von einer Seite kommt, 
von der er fommt als ein Beweis fortichreitenden Vertrauens auf 
die Art, wie die Bundesinjtitutionen fich entwideln werden. Wenn 
ich mich nicht irre, jo war man bei Berathung der Verfaifung 
nicht ganz zweifellos über das Maß der Einwirkung, welches man 
der Bundesgejeggebung auf die Yandesverfaliungen beilegen jollte. 
Man war nicht ganz frei von der Bejorgniß, daß diefe Verfamm- 
lung unter Umftänden eine Zujammenjegung ‘haben fünnte, welche 
die Möglichkeit einer Annäherung an die „Karlsbader Bejchlüfje” ?) 
nicht ganz ausjchlöjle. Man fürchtete, der Spieß, den Sie jeßt ge- 
brauchen, könne unter Umftänden auch einmal umgedreht werden. 
Sch freue mich, daß die Herren von diefer Befürchtung geheilt 
find und diejen Antrag Stellen "*), und jo lange ich an diejer Stelle 
jtehe, boffe ih, jollen Sie fih auch in Ddiefem Vertrauen nicht 
täuschen. Was meine Stellung zum materiellen Jnhalt des Antrags 
jelber betrifft, jo habe ich mich jchon öfters und auch an diejer 
Stelle darüber auszufprechen Gelegenheit gehabt’). Ic halte es 
im Ganzen für feine Wohlthat, wenn ein Theil unjerer Mitbürger 
mit dem Nechte begabt wird, in gewilfen Räumen und bei gewiljen 
Gelegenheiten die Anderen zu beleidigen, ohne daß dieje dafür 
Nemedur finden fünnen. ch halte die Annahme des Antrages 
an jich für ein Uebel, aber für ein jolches, welches ich unter Um- 
jtänden in Kauf nehme für einen höheren Preis, für den Preis 
des inneren Friedens in einem großen Lande. 


*), StB. 85.2. 
*#) ©. 85b. 

) Unter „Karlsbader Beichlüffen“ veriteht man die im Sommer 1819 auf 
den jogen. Karlsbader Conferenzen deutiher Minijter unter VBorjis Metternichs 
getroffenen Verabredungen zum Zwede einheitlichen Vorgehens gegen die liberal- 
vevolutionären Bewegungen. Mehrere diejer Karlsbader Beichlüffe erhob dann 
der Frankfurter Bundestag zu Bundesbeichlüffen, wodurd jie auc in denjenigen 
Staaten des Deutihen Bundes Geltung erhielten, die jich den Karlsbader Con= 
ferenzen jerngehalten hatten. 

2) Val. die Reden vom 14. Juni 1865, 10. Februar 1866, 29. März 1867, 
27. November 1867. Bd. II 410. III 32. 256. 360. 


3. 4. 1868. 


. 4.1868. 
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Ich würde es noch lieber jehen, wenn der Antrag jich in der 
Art modificirte, wie er im zweitgrößten Lande des Bundes, in 
Sabien, befteht, wo die Nevdefreiheit nur limitirt ift zu Gunften 
derjenigen, welche fih außerhalb des Haufes befinden. Es find 
aljo preisgegeben die Mitglieder der Berfammlung und die Minifter. 

Die Mitglieder fünnen fi wehren und die Minifter auch; 
fie müffen fi jo Manches gefallen lafjen, jte mögen auch diejes 
hinnehmen; denn es braucht ja Niemand Minifter zu werden. 

Heiterkeit.) 

Aber diejenigen, welche jih außerhalb der Verfammlung be= 
finden, würde ich gern beifügen. Aus diefem fönnen Sie ent: 
nehmen, dab ih dem Antrag nicht widerjprechen würde, wenn er 
fich in feiner Form als das charakterifirte, was er der Sade nad) 
wohl it, nämlich als ein Ausbruch der Ungevduld, dab die Sade 
in Rreußen fich jo lanafam entwidelt, als bill of attainder!) in 
Betracht der preußifchen Zuftände. Sch würde den Antrag ans 
nehmen und im Bundesrathe empfehlen Finnen, wenn er in feinem 
Eingange etwa jo lautete: Kein Mitglied des preußiichen Yand- 
tages darf zu irgend einer Zeit 1. Dann trüge ich die Verant- 
wortung dafür in Preußen allein, und da babe ich in der Att, 
wie ich vorhin andeutete, mir meinen Vers darüber gemacht. ch 
halte die Sache für nicht jo bedeutend, daß ich darum den Frieden 
im Yande weiter trüben jollte?). 

(Bravo!) 

Eine andere Krage aber ift die, ob wir unferen Bundes- 
aenojien die Sache im Wege der Gefeggebung aufdrängen jollen. 
Zeneficia — wenn dies ein folches ift — non obtruduntur?). 
Aber Nachtheile, wenn fie als jolhe aufgefaßt werden (und mir 
it von mehr als einer Seite befannt, daß man es als ein un 
erfreuliches Gejchent ansieht), jollen wir ihnen nicht aufdrängen, 
und ich jehe bei ihnen nicht die Compenfation, die ich in Preußen 
finde, nämlich die Heritellung des Friedens, der Dort meines 


Zadelspotum. : 
Der Bundesfanzler hat hier wohl den Fall Tweiten im Auge, der 
wegen beleidigender Neuerungen von der Tribüne des preußifchen Abgeord- 
netenhaujes aus gerichtlich verfolgt wurde, vgl. Bd. III 32, 

°) Wohlthaten werden nicht aufgedrängt. 
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Wiffens in feiner Weife getrübt ift, nicht einmal in der freien Stadt 
Hamburg, wo ich nicht vernommen habe, daß irgend Jemand auch 
nur in der Preife über das fürzlich geiprochene richterliche Urtheil 
fich nachtheilig geäußert hat ). Jh würde die weitere Entwidelung 
diefer Frage lieber der Autonomie der einzelnen Staaten *) über: 
laffen und würde zurücdjchreden vor dem Gedanken) — ich will 
nicht zählen, aber auf 50 bis 90 jchäge ich die Verfammlungen 
ganz gewiß, denen wir hiermit das Privilegium verleihen, das 
einer der Herren NWorredner’) als eine Souveränität bezeichnete 
und was ich jedenfalls doch als eine erhebliche Befejtigung des 
particulariftiihen Standpunftes, den fie ihrer Aufgabe und Zus 
jammenjegung nach zu vertreten haben, anjehen muß. ch be= 
trachte die Nedefreiheit als eine hohe Auszeichnung Derer, die fie 
haben, und wenn wir diejelbe Auszeichnung wie dem Neichstage 
allen den Provinzial- und Communallandtagen (denn es jind Yand- 
tage im Allgemeinen gejagt), gewähren wollen, jo werden wir auf 
diefem Wege mit der Zeit dahin fommen, daß wir fie auch jeder Wahl- 
verfammlung, jeder Volksverfammlung, jedem Verein geben müsjen. 
(Wideriprud).) 

Denn alle diejelben Gründe, die hier dafür jprechen, Iprechen 
auch dort dafür. Wenn es nicht wahr it, daß te in gleichem 
Mahe dafür jprechen, jo fommen wir auf das Thema der Bürg- 
ichaften, welche die eine Verfammlung vor der anderen gewährt. 
Diefe Bürgichaft gegen Mifbrauh fann eine Verfammlung geben 
durch Hcte der Geleggebung, welche ihr ein Strafrecht beilegen, 


*) StB.: Stände. 

!) Der Abg. v. Seydewit hatte auf ein Erfenntni der Hamburger 
Gerichte hingewiejen, wonach ein Mitglied der Bürgerichaft, ein Abgeordneter, 
in den öffentlichen VBerfammlungen derjelben ein Mitglied der Bürgerjchaft be- 
leidigen fönne und jtraflos beleidigen Ffünne. 

2) Der Sat ift unterbroden, die Ergänzung leicht aus dem Folgenden 

zu entnehmen. 
3) Abg. v. Seydemwig: „Meine Herren, der Kern des Antrags, der ein- 
zige jtihhaltige Grund, der meiner Weberzeugung nah für die Straflofigfeit 
der Abgeordneten bejteht, ift die Souveränität der Verfammlung, in der die 
Mitglieder tagen. Hier im Reichstage haben wir dieje Souveränität — —. 
glaube, wir thun aber nicht gut, wenn wir neben dem Reichstag eine ganze 
Reihe von jouveränen Verjammlungen, die das Recht bisher nicht haben, neu 
ichaffen” (StB. 78b). 


3.4. 1868. 
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8. ein Ausjchliegungsreht. Sie fann jie geben Durch”) die Natur 


ihrer Zufammenjegung, wie ich fie hier finde, und ich hoffe, fie 
auf die Dauer au in einer jo großen Verfammlung, wie der 
preußifche Yandtag ift, immer zu finden, und wenn id) jie aud) 
in früheren Zeiten dort nicht immer gefunden babe, jo ift dies 
eins der Uebel, die ich mit in den Kauf nehme. In diefer All- 
gemeinheit die Sache anzunehmen, dab fie zwangsweife ven jämmts 
lichen Bundesstaaten obtrudirt würde, dazu fann ich mein eigenes 
Rotum im Bundesrathe nicht zulagen, dazu fann ich die Ver- 
werthung meines Einflujjfes im Bundesrathe auch nicht zujagen. 
Denn daß die Competenz (man mag darüber der einen oder der 
anderen Anficht Jein) zweifelhaft ift, glaube ich, geht aus der heutigen 
Discuffion zur Genüge hervor; daß jte von mehr als einer Negie= 
rung, ja von der Mehrzahl der Negierungen, auch außerhalb 
Preußens, die dabei interejfirt find, für zweifelhaft gehalten wird, 


*“ davon habe ich mich im Bundesrathe überzeugen fünnen, und für 


jo wichtig halte ich die Frage, ob diefer preußifche Streit”) ein 
Sahr früher oder jpäter aus der Welt gejchafft wird — für jo wichtig 
halte ich diefe Frage nicht, daß wir deshalb jchon faum ein Jahr 
nad Herftellung und Bromulgirung der Verfafiung die legtere auf die 
Probe stellen jollten, mit Entjcheidung von Competenzfragen gegen 
itarfe Minoritäten und mit geringen Majoritäten. Das Entgegen: 
fommen, was ich für den Antrag, für die Tendenz des Antrages 
bier zujagen kann, bejchränft fi darauf, daß ich mich innerhalb 
der preußischen Sphäre bemühen will, jelbjt im Widerfpruch. mit 
Allem, was ich in früheren Zeiten gegen den Antrag gejagt habe, 
die Dinge zu dem Wunkte zu bringen, daß die Wünfche der Herren 
Antragiteller in Preußen zu ihrer Befriedigung gelangen. Aber 
auf dem Bundesgebiet es zu einem allgemeinen Gejege zu machen, 
für vielleicht gegen hundert anonyme Körperjchaften, die zum Theil 
wenigitens, in ihrer Zufammenfegung gewiß gar feine Bürgjchaften 
für die Art des Gebrauchs diejes Nechtes geben, dazu fanıı ich 
wirklich nicht vathen; und wollte ih, bloß um augenblidlich eine 
Blume der Popularität zu pflücden, gegen das, was ich nach meiner 


tB.: Staat, vgl. Berichtigung auf S. 165b. 
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Ueberzeugung für vernünftig halte, handeln — ich würde, glaube 
ih, dadurch mit der Zeit in der Achtung auch derjenigen finken, 
bei denen ich für den Augenblid Popularität gewonnen hätte. 


Nach dem Bundesfanzler befürwortete der Aba. Yasfer no in 
längerer Nede jeinen Antrag. Die namentlihe Abitimmung führte zur 
Annahme dejjelben mit 119 gegen 65 Stimmen. Wal. u. ©. 162 ff. 


Norddeuntichen Bundes 


> 
Donnerjtag 16: April 1868. 


3. Situna des NReichstaas des 


< - 


‚n der 8. Situng am 16. April erjtattete der Aba. Lejje im 
Auftrag der V. Abtheilung Bericht über die durch zwei Protejte ange- 
fochtene Wahl des Abg. v. Helldorf (7. Merjeburger Wahlbezirt) und 
beantragte im Namen der Majorität die Ungültigfeitserflärung der 
Wahl, weil jie dur Beeinflufjung der Wähler Seitens der Beamten 
zu Stande gefommen jet. Denn es jei fejtgejtellt worden: 

1. daß der Landrath des Merjeburger Kreifes, Weidlich, dem Bürger: 
meilter Bejchel in Schfeudig gegenüber geäußert habe, es jet 
jeine Pflicht, für „gute” Wahlen zu forgen, und in den Ver: 
jammlungen der Wahlvorjteher in Zügen und Schfeudit die Bitte 
ausgejprochen habe, für Kern v. Helldorf zu jtimmen und aud) 
für jeine Wahl in der Gemeinde zu wirken, was dann aud durd) 
Vertheilung conjervativer Stimmzettel und Inhibirung der Ver: 
theilung von Stimmgetteln für den liberalen Gandidaten ge: 
ihehen jet; 

2. daß der Bürgermetjter Krüger in Querfurt den mit der Ver: 
theilung der Wahlzettel beauftragten Bolizeidiener und Nacht: 
wächter dahin inftruirt habe, an jeden Wähler einen mit dem 
Namen „v. Helldorf“ bedrudten Wahlzettel auszuliefern, und 
wenn es anginge, dabei zu bemerfen, daß nad) feiner Auffafjung 
die Beitrebungen des (liberalen) Nechtsanmwaltes Mölfel zum 
Kriege, dagegen die des Heren v. Helldorf zur Erhaltung des 
Ariedens führen würden. 

Nachdem der Aba. v. Blandenbura, der in der Commiffion für 
Gültigfeit der Wahl des Herrn v. Helldorf geiprochen, den Standpuntt 
der Minorität dargelegt, Abg. Miguel dagegen fich für VBerwerfung 
der Wahl erflärt hatte, nahm der Bundesfanzler das Wort*): 


*) StB. 116b. 


3. 4. 1868. 


16. 4. 1868. 
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‘ch erlaube mir bei diefer Gelegenheit doh, im nterefje 
der verbündeten Regierungen wenige Worte zu jagen und für die 
Regierungen das Necht in Anjprudh zu nehmen, daß fie durch) 
jedes Mittel und jedes Organ fund thun, wen jte jelbjt gewählt 
zu jehen wünjchen. Es liegt das in der Wahlfreiheit der Regie: 
vungen, die ebenjoqut ihre Berechtigungen haben, wie die Barteien 
und die den Regierungen entgegengejegten Barteien. Ein Weiteres 
it hier nicht aejcheben. ch glaube, darauf, zu wilfen, welche 
Männer”) die Negierungen gewählt zu jehen wünjchen, haben 
die Wähler ein Necht, ebenjo wie die Negierungen ein Necht haben, 
das fund zu geben. Die Wähler haben das Recht, weil jehr viele 
Wähler die Abficht haben, für die Negierung im Princip zu 
ftimmen, andere die Abjicht haben, gegen die Negierung zu 
itimmen. Damit fie das fünnen, müjjen fie vor Allem in unzwei- 
deutiger Weife darüber aufgeklärt jein, wen fie zu vermeiden und 
für wen fie zu jtimmen haben. 

(Sehr richtig!) 

Cs fünnte ja, wenn der Negierung darüber Stilliehweigen 
auferlegt werden joll, die ganze Sache auf den Zufall der Lotterie 
geitellt werden, wenn die Negierung das tiefite, unparteiichite 
Schweigen beobachtete. Es fünnte dann, und der Fall wäre für 
die Negierung jehr peinlich, Jemand aus Verjehen für die Negie= 
rung jtimmen, der das gar nicht gewollt hätte, wenn dieje Tich 
unzweideutig ausjpricht. 

sh”) ergreife nur das Wort, um diefes Necht der Negierung 
im Brineip zu conftativen, einer jeden einzelnen und der ge= 
lammten Bundesregierungen; jte haben das Necht zu einem freien 
Slaubensbetenntniß in Bezug auf die Wahl und auf die Perfon, 
die fie gewählt zu jehen wünjchen, ebenjogut wie jeder Privat: 
mann. Wozu fie nicht das Necht haben, das ift irgend welche 
Beeinflufjung durch Drohungen, durch Anausfichtitellung von Vor: 
theilen oder Nachtheilen, wenn jo oder jo geftimmt wird. St das 
nun bier im vorliegenden Fall irgendwie geichehen? Es ift nicht 
einmal behauptet worden. Sogar die Gegner des gewählten Can: 


) Fehlt im StB. 
) ©. 117a. 
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didaten geben zu, daß eine Drohung in feiner Weife vorgefommen 
it. Es wird angegeben, die Belehrung, die der Wahlcommiffar 
an die Wahlvorjtände über jeine Wünjche hat gelangen lafjen, 
entbielte eine Beeinflufjung. Wenn nun unter diefen Wahlvor- 
jtänden wirklich einer gewejen wäre, der fih vor dem Landrath 
jo gefürchtet hätte, daß er ihm Alles hätte zu Liebe thun mögen, 
gegen jeine politiche Ueberzeugung, wie jollte er es anfangen, 
diejer Furcht zu gehorchen? Welches ift die Handlung, die Unter: 
lajjung, die er begehen, die er erzwingen könnte, um irgend Jemand 
von jeiner Ueberzeugung abwendig zu machen, um irgend einen 
unerlaubten Einfluß zu üben? Er hat Nichts zu thun, als die 
verichlojjenen Zettel entgegenzunehmen und fie zu öffnen. Bei 
der öffentlichen Abjtimmung zu Protokoll ift das etwas Anderes, 
da fann das Anjehen der Berjon einen erheblichen Einfluß üben, 
und da habe ich gar Nichts dagegen einzuwenden, wenn Sie da 
jerupulös jind und jeven Einfluß bekämpfen, den Sie nicht Shrer- 
jeits auch ins Gefecht zu führen im Stande wären, objchon, wenn 
man in gegenjeitige Anklagen und Eleinliche Necriminationen ein- 
gehen will, man doch auf jehr einflußreiche Brivatleute jtößt, wo 
die auffällige Erjcheinung fich darbietet, daß oft von Taufenden 
von Arbeitern nicht ein einziger ich findet, der eine andere 
politifche Ueberzeugung bätte, als jein Herr, 
(Ruf: Das tit richtig!) 
ein all, der meines Grachtens viel auffälliger it und viel be= 
weijender für die Wahlbeeinflujjung, daß unter 6000 Fabrit- 
arbeitern Feine Meinungsverjchiedenheit in der Bolitik ift, wie eine 
jolde Ermahnung. Aber hier, wo wir jegt die geheime Abjtim- 
mung mit geichlojjenen Stimmzetteln haben, da glaube ich, haben 
wir auch das Necht zu erwarten, daß man etwas freilinniger und 
etwas weniger mäfelnd in dieje Fleinliche Kritik hineinfteigend nicht 
von diejer Tribüne noch wieder reproducirt: ein Yandrath hat 
privatim zu dem Bürgermeilter gejagt: „Es it Ihre Wlicht, für 
qute Wahlen zu jorgen.” a, das tft unzweifelhaft jeine Pflicht, 
es fragt jih nur, welche find die quten? 
(Große Heiterfeit.) 

Es ijt nebenher conitatirt worden, daß Dies auf den be- 

treffenden Bürgermeilter gar feinen Einfluß gehabt hat, jondern 


16. 4. 1808. 


16. 4. 1868. 
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derjelbe ganz einfach, weil er unabhängig dem Yandrath gegen= 
überftebt, es abgelehnt bat, für jolche Wahlen zu wirken, die der 
Landrath „aute” nennt. 

‘ch glaube, damit it der Beweis jo flar wie möglich ge- 
liefert, daß bier die ftrengfte Linie, auf deren Einhaltung Sie 
Gewicht legen fünnen, rejpectirt worden ift, und dab Sie wirklich 
das Wahlreht und das freie Bewegungsreht der Negierung be- 
einträchtigen, wenn Sie bier bei geheimen Wahlen aus den hier 
vorgebradten Gründen eine jolhe Wahl für ungültig erklären. 

(Bravo! rechts. Zifchen linfs.) 


Die Wahl des Abg. v. Helldorf wurde, nachdem nocd mehrere 
Hedner fich für oder gegen Verwerfung ausgejprochen hatten, von der 
Mehrheit für gültig erklärt und damit der Antrag der V. Abtheilung 
verworfen. 


10. Situng des Reichstags des Norödentfchen Bundes 


Mittwoch 22. April 1868. 


Schon unterm 19. October 1867 war dem Reichstag ein Gejeß: 
entwurf, betreffend die Verwaltung des Schuldenwejens des Nord: 
deutihen Bundes, im Namen des Bräfidviums zur verfaflungsmäßigen 
Beihlusfaflung vorgelegt worden. Der Neichstag hatte denjelben am 
26. October, nachdem einige Amendements Aufnahme gefunden hatten, 
mit Majorität angenommen; doch verjagte der Bundesrath dem amen: 
dirten Entwurf feine Zuftimmung, jo daß Dderjelbe nicht zu dem legis- 
latorischen Abjchluffe gelanate. Der in der neuen Sejjton vorgelegte 
Entwurf bejtand aus den vom vorjährigen Neichstage angenommenen 
16 eriten Baragrapben; 8 17, der im Bundesrath auf MWiderjtand ge: 
jtoßen, war weagelajjen. In den Motiven wurde ausgeführt, daß der 
Bundesrath feine Bedenfen gehabt habe gegen die Annahme mehrerer 
vom Neichstage bejchlofjenen Abänderungen des eriten Entwurfs, daß 
er auch den zum $ 7 bejchlojjenen Zufägen, die den Zwed hatten, die 
Gonvertirung von Bundesanleihen von der Zuftimmung des Bundesraths 
und des Neichstags abhängig zu machen, feine Zuftimmung nicht habe 
verjagen wollen, obgleich er weder die rechtliche Begründung diefer Zu: 
Jäge ji anzueiqnen, nod deren praktische Wirkung als nüglich anzu: 
erkennen vermöge. Dagegen hätte der $ 17, die Berantwortlichfeit 
der Beamten der Bundesjhuldenverwaltung betreffend, nicht 
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angenommen werden fünnen, da das von Neichstage in Anjpruc) ge: 
nommene Klagerecht, wenn es ji um eimen Entjchädigungsanfprud) 
des Fiscus handle, allein von dem verfafjungsmäßigen Bertreter des 
Fiscus, wie bei jeder andern demjelben zuftehenden Korderung, aljo ım 
vorliegenden Falle auf Grund des Art. 17 der Bundesverfallung von 
dem Bundeskanzler ausgeübt werden dürfe. 

in der mit der Berathung des Entwurfs betrauten Commilfton 
wurden bezüglich der 16 vorgelegten Paragraphen von feiner Seite 
Abänderunasanträge geitellt, wohl aber beantragte der Abg. Twejten 
Namens einer größeren Anzahl politischer Freunde, dem Gejegentwurfe 
den von einer größeren Majorität des vorigen Neihstags angenommenen 
$ 17 wieder hinzuzufügen und zwar in der gleichen Saflung: 

Ergeben jich gegen die Dechargirung Anjtände oder finden 
fih jonit Mängel in der Verwaltung des Bundesjichuldenwejens, 
jo fünnen die daraus heraeleiteten Anfprüche jomohl vom Neichs- 
tage als dem Bundesrathe jelbjtändig gegen die nad) S 7 Ddiejes 

Gejeges verantwortlichen Beamten verfolgt werden. Der Neichs- 

tag fann nöthigenfalls mit der gerichtlichen Geltendmachung der: 

jelben die von ihm gewählten Mitglieder der Bundesjchulden- 
commifjton beauftragen. 

Der zweiten Situng der Commiljtion (17. April) wohnte au 
Graf Bismard bei. Nachdem er durch Einjicht des Vrotofolls der 
eriten Sisung von dem Gange der Debatte Kenntnig genommen hatte, 
gab er folgende Erklärung ab“): 

Das Interefje zur Sache habe es ihm zur Pflicht gemacht, 
in der Commiffionsfigung zu erjcheinen. Die verbündeten Negie- 
rungen würden es bedauern, wenn in Folge des zu dem vor- 
gelegten Gejegentwurfe geitellten Amendements das Gejeß nicht zu 
Stande fäme. Der Umftand, daß nur diejer Frage in der Thron= 
rede ausprüdlicd Erwähnung geichehen (j. vo. ©. 4), befunde die 
Feitigfeit der Ueberzeugung, von welcher die verbündeten Negie- 
rungen ohne Ausnahme über diefen Punkt durchorungen wären. 
Sn Betreff der Convertirungen jet man dem Neichstage entgegen 
gefommen, obwohl auch in diefem Kalle gegen die Beichlüfle des 
Keichstags mancherlei Bedenken obgewaltet hätten. Wenn — wie 
er aus dem Protokolle entnehme — gejagt jei, daß es auf den 
Miderfpruh des YBundesratbs allein nicht anfomme, jo wolle 
er einer jolchen Bemerkung gegenüber nur darauf hinweilen, welcher 
Unwille jich erheben würde, wenn eine ähnliche Neußerung von 


* StB. Anl. Nr. 52. 
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der andern Seite gemacht werden möchte. Der Bundesrath falle 
die Frage als eine rein politiiche auf und würde es nicht zwed- 
mäßig jein, die Fundamente des neuen Baues auf diefe Weife in 
ihrer Solidität auf die Probe zu jtellen. Der Reichstag, dem 
das Mohl des Bundes gewiß auh am Herzen liege, fünne das 
ebenfalls nicht wünschen. Machtfämpfe führten nicht zum Ziele 
und nicht zur Einigkeit. Die vorliegende Frage jet als eine 
principielle von böchjter Wichtigkeit. 

Nachdem von einigen Mitgliedern der Commijfion, die für Auf- 
nahme des 8 17 waren, nochmals darauf hingewiefen worden war, daß 
man ja nur beabjichtige, das Anflagerecht des Reichstags in denjenigen 
Sällen eintreten zu lajlen, in welchen die betreffenden Beamten den 
Anmweilungen des Bundesfanzlers gejeglich Feine Folge zu leilten hätten, 
und daß es doch offenbar noch fein Conflict jet, wenn einfach wegen 
mangelnden Einvernehmens der gejeglichen Jactoren ein Gejet nicht zu 
Stande fäme, — daß man doch nicht erwarten dürfe, daß der Verjuch 
gemacht werden fünne, die Anleihe widergejeglich zu realifiren, da ja 
auspdrüdlih in den Motiven zum Anleihegejege die Heritellung einer 
Bundesjchuldenverwaltung betont jei, erwiderte Graf Bismard: 

Der Conflict, den das Amendenent, wenn es im Neichstage 
zur Annahme fomme, im Schooß berge, Fünne freilich vermieden 
werden, wenn die verbündeten Regierungen auf Heritellung der: 
jenigen Einrichtungen, welche für die Verwendung ver Anleihe 
von 10 Millionen geichaffen werden müßten, und auf die Anleihe 
jelbjt verzichteten. Der Möglichkeit einer zwiejpältigen Meinung 
über die Principienfrage jei indes dadurch Vorjchub geleiftet, 
daß die Verfaffung die Heritellung einer Schuldenverwaltung auf 
dem Wege der Gejeßgebung, wie joldhe jeßt vorgejchlagen wäre, 
nicht vorjchreibe. nm den angezogenen Motiven jei nur von einer 
Bundesjichuldenverwaltung die Nede, aber nicht davon, daß diefe 
im gejeglichen Wege geregelt werden müfje. Weber die Abfichten 
der verbündeten Negierungen wolle er jich übrigens bier nicht aus= 
jprechen, es jei möglich, daß man lieber auf die Vervollitändigung 
der Marine als auf den inneren Frieden verzichten werde; nur 
das müjle er auf das Beltimmtefte hervorheben, daß diejelben über 
die gemachten GConcejftonen nicht hinausgehen würden. Daß die 
Regierungen die gelegliche Negelung der Sache ernitlich erjtrebten 
und ım „snterefle des Bundes hielten, hätten fie durch die wieder: 
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holte Vorlage des Gejeßes erwiejen,; daß jte aber über die Grenze 
der in der zweiten Vorlage gemachten Goncejftonen nicht hinaug- 
zugeben beabfichtigten, dies wiederholt zu conftatiren, halte er für 
jeine Biliht. Das a Schuldengejet gewähre dem Neichs- 
tage die dem Geilte der Verfafjung entiprechende Mitwirkung; ein 
Mebreres könne nicht gewährt werden, und babe fteh im Ddiejer 
Beziehung der Bundesrath noch ein Mal geitern einjtimmig Jchlüllte 
gemacht, der beantragten Ausdehnung der Verantwortlichteit nicht 
zuzuftinnmen. 


= _ 


Die Commiffion verwarf darauf mit T gegen 7 Stimmen das 
Amendement und beantragte beim Neichstage die Annahme des vor: 
geleaten Gejegentwurfs in unveränderter Gejftalt. 


Sn der 10. Sigung des Reichstags am 22. April 1868 eritattete 
der Aba. v. Blandenburg im Namen der Commifjton Bericht. Der 
in der Commifjion verworfene Antrag war unter dem 20. April vom 
Abg. Miquel wieder eingebracht worden und bildete — da die 16 
eriten Baragraphen ohne jede Meinungsverjchtevenheit in der Commijfton 
angenommen worden waren — den Gegenftand der Debatte. Der Aba. 
v. Blandenburg empfahl dringend die Ablehnung des Amendements, 
das im Widerjpruch mit der Berfallung IR indem es eine jurtitiiche 
oder civilrechtliche Werantwortlichfeit der Minifter und übrigen Beamten 
einführe und dem Neichstage Befuaniije aebe, die mit jeiner Stellung 
innerhalb des Rahmens der Bundesverfajjung nicht im Einklang jtünden. 
Nach ihm entwidelte der Abg. Miguel die Gründe, die für Annahme des 
Amendements geltend zu machen wären. Es handle fich bei demfelben 
nicht um eine Erjchütterung der Grundlage der VBerfaflung, jondern um 
die Befeitiqung des Norddeutichen Bundes und jeiner Berfaflung. Der 
Einwand, daß man Fragen jo offenbar politischer Art und jo großer 
Tragweite doch nicht, ohne der Lächerlichkeit zu verfallen, der Ent- 
ihetdung eines Fleinen ©erichtes, des Stadtgerichtes in Berlin, über: 
lajjen könne, erjcheine nur Denen jtichhaltig, welche den Nechtsitaat über: 
haupt nicht wollten. Es müfje dahin fonımen, daß jede Nechtöverlegung, 
jei es privatrechtlicher, jet es öffentlicher Natur, dem Urtheil der Ge: 
richte unterworfen werde; in der Durchführung diefes Grundjages liege 
ein viel größeres Palladium für die Freiheit und Unabhängigkeit als 
‚in jeder geichriebenen Verfajjung. Zum Schlufje erfuchte er den Bundes: 
fanzler, im Hinblid auf die großen Gefahren, welche Deutjchland von 
inneren und äußeren einden drohten, fich die öffentliche Meinung durd) 
größere Berüdfichtigung der Wünfche des Neichstags zu fichern, der den 
Kern des deutichen Wolfes darjtelle. Der Abg. Tmwejten mwiderjprad) 
der von dem Aba. Wagener aufgeitellten Behauptung, daß mit der 
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Annahme des Antrags ein Gonfliet gejchaffen werde; ein Conflict ent- 
itehe nur, wenn von der einen Seite ein Einbruch in das Necht der 
anderen Eeite erfolge, wenn aljo der Bundesrath aud ohne ein Gejet 
über die Bundesjchuldenverwaltung eine Anleihe contrahiren wollte. 
Das Anleihegefeg über die Marine fee die Bundesfchuldenverwaltung 
als ihon vorhanden voraus; jo lange aber die Bundesjchuldenverwaltung 
nicht beitehe, fünne auch die Anleihe nicht realifirt werden; jollte aber 
verfucht werden, eine Anleihe ohne Bundesjchuldenverwaltung herzu: 
itellen, jo würde das ein Gonfliet fein, weil fi) das der Neichstag 
nicht gefallen lafjen fünnte. Daß durch Nichtzuftandefommen diejes 
Gejeges die Flotte in Srage aeitellt werde, wie der Commiffionsbericht 
fage, fönne er nicht einräumen; follte es gejchehen, jo jet die Negierung 
allein dafür verantwortlich; denn die für das laufende Sahr nothmwen- 
dige Summe fünne auch auf anderem Wege als dem einer Anleihe 
aufgebracht werden. m weiteren Verlauf feiner Nede entwidelte er 
die Nothwendigfeit einer GControle, zumal die Widerjtandsfraft der Be- 
amten gegenüber einer jtarfen Regierung nur gering jei. Die preußifche 
Geihhichte weife mehrere Beispiele auf, wo die Negterung eigenmächtig 
Anleihen contrahirt habe. Ixros des Staatsjchuldengefeges von 1820, 
das die Juftimmung und Garantie der NReichsitände für jede Anleihe 
für erforderlich erklärte, fer im ‚Sahre 1832 ohne dieje Zuftimmung 
eine Prämienanleihe gemacht worden, und im Sabre 1866 habe die 
Bene Negierung im Wege der Verordnung 25 Millionen Thaler 
in Darlehnscafjenjcheinen für zuläffig erklärt und einen Theil 
ausgegeben. Man müfje die Gelegenheit nüßen; hier fer ein Fall, w 

die Negierung den Neichstag brauche; darum dürfe man nicht he 
um dem Neichstage das Necht zu verjchaffen, einen Vroceß gegen Be- 
amte anzuitellen, die gegen ein vom Neichstage bejchlofjenes GSejet 
handelten. Der Bundestanzler legte hierauf den Standpunkt der 
verbündeten Regierungen in folgender Nede dar“): 


Der erite Herr Nedner, der dem Herin Referenten folgte U), 


hat uns daran erinnert, daß er und feine politiichen Freunde wohl 
nachzugeben wühten in ftreitigen Fragen. Meine Herren! Wir — 


StB. 154a. 

') Abg. Miquel: „Meine Freunde und ich haben durch die Art und 
Weije, wie wir uns gejtellt haben in Beziehung auf die Berathung des Nord- 
deutjhen Bundes, zur Genüge bewiefen, daß wir ganz gewit nicht conflict- 
lüdtig jind. Wir haben bewiejen, daß wir nachzugeben verftehen, wo die Nad)- 
giebigteit im nterejje einer höheren Sache nothwendig ift. Aber "die Nac)- 
giebigfeit, die wir damals in vielen Bunkten bemwiefen haben, um den Boden 
der Entwidelung für die gefammte Nation zu jchaffen, diefe Nachgiebigkeit, 
meine Herren, war feine Charakterfchwäche ; dieje N Ru auf 
politiihen jachlihen Erwägungen” (StB. 143a). 
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nicht bloß meine politiichen Freunde und ich, jondern auch die ver- 
‚einigten Regierungen — haben reichlich den Beweis geliefert, daß 
fie auch veritehen nachzugeben zu rechter Zeit, ohne die”) Furcht, 
dabei der Chatakterichwäche geziehen zu werden, eine Furcht, die 
ich für eine der Nationalfrankheiten deutjcher Politiker halte, die 
das Zuftandefommen mancher nüßlichen Verjtändigung erjchwert. 
Der erite Herr Nedner hat jtch aber vorbehalten, da, wo es fi) 
um den Ausbau der vereinbarten Verfaffung handle, ohne Rüc- 
jicht auf den Eindrud, den es den verbündeten Negierungen made, 
die Anträge zu jtellen, die ihm politifch nüßlich ericheinen. Diefes 
Necht wird ihm auch gewiß von feiner Seite bejtritten werden, jo 
lange er es in der Weije betreibt, die er draftiich bezeichnet, „den 
Ochfen bei den Hörnern zu fajjen“, ». h. die Frage ehrlich und 
ohne Beimifhung anderer Kragen zu ftellen). Jh muß dies 
Recht aber beitreiten, jobald es jo geübt werden joll, dab andere 
nothwendige Maßregeln für den Ausbau der Verfaffung — man 
fan vielleicht jagen Yebensbedingungen des Bundes dadurd in 
Stage gejtellt werden, wenn der Wille der Antragiteller nicht er- 
füllt wird. Die Forderung an Bewilligung beterogener Natur zu 
fnüpfen, dazu halte ich feine Partei, der es mit dem Wohle des 
Ganzen Ernjt it, für berechtigt. Was thun die Herren nun in 
diefer Frage? Sch will mich bei den Theorien nicht aufhalten, 
ich will die Frage praftifch beleuchten. Die Bundesverfafjung gibt 
dem Bunde das Recht, Anleihen zu machen; eine jolche Anleihe zu 
einem für müßlich erfannten Zwed, dem der weiteren Ausbildung 
der Marine, wird im vorigen Jahre votirt, es wird im Schluß: 
pajjus des Gejeges der Bundeskanzler beauftragt, diejes Gejeß 
auszuführen; mit diefer Ausführung befindet er jich noch in mora?), 
er it dem ihm gejeglich zugegangenen Befehl bisher nicht nach: 
gefommen. Nun jtellen Sie einen Antrag, der praftifch die Folge 
bat, jowohl den Verfajjungsparagraphen wegen des Anleiherechtes, 


*) ©. 154b. 

') Abg. Miquel: „Man hat gejagt, es werden dieje großen Fragen der 
juriftiihen und politijhen Verantwortlichfeit hier jo nebenbei bei Gelegenheit 
eines Eleinen Gejeges gemwiljermaßen hineingejchmuggelt; wenn man die Frage 
angreifen wolle, jo möge man fie doc) en gros angreifen, jo möge man den 
Stier bei den Hörnern fallen” (StB. 143b). 

>?) Im Rüditand. 
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22.4.1868. als auch die gejeglich bewilligte Marineanleihe illujorisch zu machen, 
falls hnen nicht die Negierung eine VBerfaffungsconcejiton macht, 
falls fie Ihrem Streben nach Meachterweiterung, wie es in der 
Commifjton jehr bezeichnend genannt worden it, nicht Rechnung 
trägt. Es it vorher gejagt !), Sie wollen jicher geitellt fein gegen 
jeden Einbrud. Was it ein Einbruch? Hier ift ein Einbruch in 
die verfafjungsmäßige Nechtsiphäre und Machtiphäre der Negie- 
rungen, der auf dem allerdings legalen Wege verjucht wird, gegen 
den wir fämpfen. Wie juchen Sie nun Ihren Willen durchzus 
jeßen? indem Sie nach Ihrer Auffaffung, daß dies Gejeg ab- 
jolut nothwendig it, wenn der Bund nicht creditlos werden joll, 
auf das Ausland und jeine Macht in möglichen Berwicelungen 
binweilen und implieite drohen, das Yand wehrlos zu machen, 

(Xebhafter Widerjpruch Links. ) 
— relativ wehrlos, der Wehrkraft des Yandes nicht diejenige Ent- 
wicelung zu geben, welche als die richtige und angemefjene voraus= 
geiehen war, wenn die Negierungen hnen nicht eine Goncejjton 
auf dem wohl abaearenzten Gebiete der gegenfeitigen Machtiphäre 
machen; wir jollen von hnen dur) eine Goncejlton, die wir 
shnen zur Erweiterung der parlamentarischen Macht machen, das 
Recht, das Yand zu vertheidigen, erfaufen. Sp, meine Herren, 
jteht die Frage. 

(Unruhe und Widerfpruch lints.) 

Und einer Zumuthung, die unter jolchen Formen geitellt wird, 
jich im Prineip zu widerfegen, halte ich für die erfte Pflicht. einer 
jeden Negterung, die auf Dauer der Zuftände, die bier geichaffen 
ind, rechnen will. Wer bürgt uns dafür, daß Sie nicht das 
nächite Mal, wenn das eijerne Kriegsbudget abgelaufen ift, jagen: 
feine Armee oder Diäten — und auf diefe Weife, ich weiß nicht, 
was jonjt noch von uns erzwingen. Die Berechtigung dazu würde 
gerade ebenjo jtarf und gerade jo jehwach fein, wie hier bei diefem 
Verjuche zur Machterweiterung. 

(Bravo! rechts.) 

Die Frage it nun auf das Gebiet der meines Grachtens ganz 

heterogenen Berantwortlichkeit im Allgemeinen gefpielt worden. ch 


') Abg. Tweiten, j. Vorbemerkung. 
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will dabei im Vorbeigehen die Bemerkung machen, ich könnte mich 
eher mit dem Prineip der Verantwortlichfeit des Bundestanzlers 
oder feiner etwaigen Miniftercollegen vor Gericht vertraut machen, 
als mit dem Princip, daß die Disciplin der Beamten umd ihr Zus 
janmenhang mit der Negierung dadurd gelodert werde, dab die 
unter dem Minifterium jtehenden Beamten direct und unabhängig 
verantwortlich find. Damit kann”) eine geordnete Verwaltung 
nicht beitehen. Es wäre das ganz derjelbe Fall, wie mit unjeren 
Hypotbefenrichtern, wo das Gefühl der perfönlichen Negreßpflichtig- 
feit die Leute ängftlicd macht und dadurd die Gejchäftsthätigfeit 
lähmt. ch würde es dann eher acceptiren können, daß der Bundes- 
fanzler unter den Kreisrichter oder Stadtrichter gejtellt wird, aber 
ih würde es dann doch für zwecmäßig halten, den Stadtrichter 
lieber gleich zum Minifter zu machen, 
(Zebhaftes Bravo! Heiterkeit.) 
er weiß es ja allein genau, wie die Verfaflung ausgelegt werden 
muß, und wenn der Bundesfanzler das vor dem Urtheil willen 
will, jo muß er diejen Kreisrichter gewifjermaßen als conjtitutionellen 
Hausarzt cultiviren, 
(Große Heiterfeit.) 

den er jederzeit zu befragen hat: wie würde diejer oder jener Fall 
su beurtbeilen jein? Dann babe ich den Kreisrichter doch lieber 
aleih zum verantwortlichen Collegen, wo man ihm dann die Be- 
urtheilung aller Handlungen im Voraus vorlegt. Nur würde man 
ihm alsdann wieder die Nechtiprechung nicht übergeben wollen. 

Die Nothwendigkeit diejes Berantiwortlichfeitsverhältnifies, die 
Nothwendigfeit, uns unter ein gerichtliches Urtheil zu Itellen, hat 
der Herr Vorredner aus zwei Fällen, die er aus der preußiichen 
Atinanzgeichichte eitirt hat, nachzumetien verjucht ). Der eine Fall 
betrifft Zuitände, zu deren Zeit wir eine Verfafjung nicht hatten, 
jondern nur eine einjeitige Zufage gewiljer Theile einer Ber: 
fafjung; ich glaube daher, die Analogie it hier nicht jo zutreffend, 
daß ich mich dabei aufzuhalten hätte. Der zweite Fall betrifft die 
Ausgabe der Darlehenscaijenjcheine im Juni 1866. Das preußiiche 


=) 155. 
!) ©. die Vorbemerkung. 
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Miniiterium bat, nachdem ihm von der Landesvertretung erklärt 
worden war: diefem Minifterium feinen Grofchen, auch wenn der 
Feind vor den Thoren ftände, 
(Xebhafter Widerfpruch linfs.) 
da hat das Minifterium zu der nothwendigen Yandesvertheidigung 
das Geld gejchafft, und zwar, wie ich nachher Documentiren werde, 
auf vollitändig conftitutionellem, auf einem in jeder Berfaffuna 
vorfommenden Wege. Was wäre gejchehen, wenn damals der 
Stadtrichter hinter uns gejejlen hätte und wir aus Furcht vor ihm 
vielleicht fein Geld angejchafft hätten, wenn wir es hätten dar- 
auf anfommen lafien, welche Ereignifje über uns bereinbräcden, 
wenn wir fein Geld geichafft hätten, — wenn, wie es die Meinung 
im Finanzminifterium eine Zeitlang war, in acht oder in vierzehn 
Tagen, oder ich weiß nicht in wie langer Zeit, das Geld, um die 
Bataillone auszuzahlen, in den Gafjen nicht vorhanden war, — 
wenn wir uns die Hände in Unschuld gewajchen hätten, wenn wir 
es an den Kreisrichter verwiejen hätten, und die Dinge ruhig ab- 
warteten, bis unjere Gegner jo lange gerüftet hatten, daß wir 
ihnen nicht mehr aewachlen waren? — dann jtänden wir, meine 
Herren — allerdings im engiten Anichluffe an die öffentliche 
Meinung von 1862 bis 1866 —, heute unter den Drdonnanzen 
der Majorität des Frankfurter Bundestages, 

(Xebhafter Beifall rechts.) 
vielleicht gemindert um Theile des preußiichen Staates. 

(Hört! Hört!) 

Das wäre die muthmaßliche Folge geweien, wenn damals die 
Regierung nicht Geld angejchatftt hätte. Sie hätte damit einfach 
einen Act des Hochverraths begangen aus Furcht vor dem Kreise 
richter. 

(Sehr wahr!) 

Sie hat aber den Muth gehabt, das Geld anzufchaffen, und 
ich Jollte denfen, anftatt uns anzuflagen und Handlungen uns als 
Beweile der Nothiwendigkeit vichterlicher Controle vorzuhalten, jollten 


Sie uns danfen! 
(Bravo!) 
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Auffaifung denjelben Muth gehabt hätte, den Staat gegenüber ven 

Kreisrichter zu vetten, wir haben es gethan und glauben feinen 

Tadel, jondern den Dank des Vaterlandes dafür zu verdienen. 
(Lebhaftes Bravo!) 

Aber was haben wir jpäter gethan? Wir haben für die 
Geldausgabe Jnvemnität verlangt und erhalten, und ich glaube, 
daß das in jedem conjtitutionellen Staatswejen vorfommen Fanıt 
und auch jeßt nicht ausgejchlojjen ift. Nehmen Sie an, hre recht: 
lichen Vorausjeßungen wären richtig (ich will das nicht weiter unter: 
juchen, um nicht Del ins Feuer zu gießen), .alfo angenommen, Sie 
machen den-Bund rechtlich creditlos, dadurch, daß Ddiejes Gejet 
fällt, — wenn nun die jehwarzen Vorausjagungen des eriten Herrn 
Nedners!) gegründet wären — ich weiß; das nicht, ich fan nicht 
darüber urtheilen, 

(Große Hetterfeit.) 


jo würde doch der Bund in der Nothwendigfeit fein, Ti Geld 
) g ' 


I) Der Abg. Miquel hielt es für angezeigt, den jcharfen Blick des Bundes- 
fanzlers auf die öffentliche Meinung zu lenken, die hinter den Antrage jtehe. 
„Sch glaube, es ift Zeit, daß wir uns jelbjt wenigjtens flar werden, wohin 
eigentlich die Zeichen der Zeit gehen. Niemand tft heute im Stande, politisch 
zu prophezeien, darin aber, glaube ich, jtimmen alle denfenden Politiker überein, 
dab die Lage in Europa eine jo unberehenbare und jo unfichere ift, wie noch 
niemals zuvor, man braudt ja nur hinüberzujehen nad Franfreih, um das 
vollftändig zu begreifen. Sit dies aber richtig, dann, glaube ich, jteht der fluge 
Mann frühzeitig fich vor. Der Nordvdeutiche Bund hat Feinde ringsum in 
Deutichland, wie aud außer Deutichland, der einzige treue Bundesgenofje für 
Preußen und für den Norddeutichen Bund ... it und bleibt der Kern der 
deutfchen Nation. In großen Gefahren wird man auf diejen Kern der deut- 
jchen Nation zurückkommen müfjen — wer aber vertritt die öffentliche Meinung 
des deutichen Volfes? ES ift der Reichstag. Wenn man daher überall VBeran- 
laffung bat, auf dieje öffentliche Stimme zu hören, jo wird man fich jcheuen 
müffen, in fleinen Dingen, in nicht entjcheidenden Fragen der Anjchauung des 
Reichstags ohne Noth entgegenzutreten. Meine Herren, der Leiter unjerer Deuts 
ihen Bolitif ... wird... darin mit mir einverjtanden jein, dab, je höher 
die Stellung des Neihstags, je größer der Einfluß des Reichstags it, je er- 
habener die ganze Stellung, die er einnimmt in den Augen und Anjchauungen 
des Volkes, um jo bejjer der Einheitsgedanfte — gejichert ift. — — Nod) jtehen 
gewaltige Hindernijje uns entgegen, und wenn auc zwar für den Augenblid 
die jchwarzen Punkte verichwunden find, jo fieht doch der aufmerfjame Beob- 
achter allenthalben Wölfchen, die fic) morgen zu jchwarzen Wolfen vergrößern 
fönnen, daher jage ich nochmals: Bei Zeiten baue der Eluge Mann vor, er 
ihmwäche nicht die Quelle jeiner eigenen Macht!“ 
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zu verschaffen. Wenn er es fi nicht verjhhafft, jo wird der 
preußiiche Staatsfädel vorausfichtlich dafür einftehen jollen, ob das 
den Preußen bier lieb ift, weiß ich nicht, aber auch nicht, ob in 
den anderen Bundesländern ohne Unterlage eines Neichstags- 
beichlujjes eine Anleihe zu bejchaffen wäre. Angejchafft aber muß 
es werden, Jollte auch der Bundesfanzler es auf jeine Verant- 
wortung nehmen, in der Hoffnung auf fünftige Jndemnität. Wenn 
aber die Fragen zu juriftifch aufgefaßt werden, wenn man für 
Handlungen der großen Rolitif, wie fte jchwierige europäische Situa= 
tionen nothwendig machen, risfiren muß, fich vor einem politisch 
nicht durchgebildeten, der Situation nicht zugänglichen Nichter zu 
rechtfertigen, jo wird man vielleicht vorfichtig,; es it unmöglich, 
dem Nichter nachher das volle Bewußtfein der Situation beizu- 
bringen, unter der man gehandelt hat; denn es gehört das Selbit- 
durchlebthaben einer jeden Minute von vielleicht mehreren Jahren 
dazu, Die vorangegangen Sind. 
(Xebhaftes Bravo!) 

Was würden die Herren jagen, wenn von Seiten der Bundes- 
vegierung der Spieß umgedreht würde?! Sie jeßen bei ver 
Bundesregierung ein lebhafteres ntereile für die Flotte voraus, 
als Sie jelbft documentiren. Aber ift es wirklich eine nothiwendig 
begründete Vorausjegung, dat der Bundesregierung an einer Flotte 
mehr liegt, wie dem Bolfe und dem gejammten Bunde? Was 
würden Sie jagen, wenn wir bei hnen den Patriotismus voraus- 
jeßten, den Sie bei den Bımdesregierungen vermuthen, und den 
Sie gewiß befigen, er ift nur im Augenblic nicht erkennbar, 

(Heiterkeit. ) 
wenn wir in Ddiefer Norausjegung erklärten: Sie befommen 
feine Flotte, wenn Sie dem Bundesrathe nicht diefe und jene con= 
jtitutionelle Concejlionen machten ; Sie befommen feine Telegraphen; 
wir verlangen eine Mäßigung derjenigen Nedefreiheit auf der Tri- 
büne, die wir im Compromiß bewilligt haben, Verlängerung des 
Militärbudgets; und wir gingen mit aggrejfiven Amendements 
gegen hre verfafiungsmäßigen Freiheiten und Nechte vor, und 
jagten: feine Klotte, feine Telegrapbeneinrichtung, wenn Sie uns 
das umd das nicht bewilligen, Situationen muß man ausnugen 
umd eine Negierung, die auf die Zukunft denkt, mimmt den Augen: 
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blid des Bedürfniffes wahr, um ihre Nechte zu mehren. Jch will 
einen Ausdruck nicht gebrauchen, der mir in der Beurtheilung 
etwas zu ftark auf die Yippen fommt: wir würden es eben nicht 
thun. Sm Kleinen würde es ein analoges Verhalten der Negies 
rungen fein, wenn wir einer Kreisitadt etwa jagten: wir hatten 
vielleicht die Abjicht, euch ein Telegraphenamt berzulegen, aber jo 
lange euer Abgeordneter im Neichstage jo jtimmt, wie er es thut, 
jchneidet er uns das Geld ab, und wir fünnen es nicht. Es wäre 
das eine Infinuation, die jo gefaßt werden fünnte, daß fte fich in 
ganz legalen Formen bewegt. Aber Sie würden das, mild aus- 
gedrückt, nicht bübjch finden. 
(Heiterfeit.) 

Meine”) Herren, ich halte es wirklich nicht für vathjam, und 
es überfteigt meine VBorausjehung, daß wir uns neun Monate, 
nachdem wir die Verfafjung verfündigt haben, nicht mit dem Weiter- 
bau derjelben bejchäftigen, jondern mit einem hartnäcigen Prin- 
cipienfampfe auf den Mauern, die eben den Erdboden zu über: 
ichreiten anfangen. Ob diejer Maueranfang eS vertragen wird, 
daß wir diefen Machtkampf jchon jeßt auf ihm ausfänmpfen, oder 
ob es nicht nüßlicher wäre, wenn Sie einiges Eritarfen derjelben 
abwarteten, das wage ich hier nicht zu entjcheiven, weil ich nicht 
in die Zukunft jehen fann, und weil ich durch die Erfahrung zu 
gewißigt bin, um zu prophezeien oder zu drohen. Aber eine ge= 
wifje Sorge bejchleicht mich, wenn ich jehe, wie Sie die Mühe und 
Arbeit, die ungewöhnlich glücklichen Ereignifje, die bewunderungs- 
werthen Leiltungen tapferer Heere, die dazu gehörten, um uns auf 
den jeßigen Standpunkt zu bringen, jeßt Ihon nach neun Monaten 
vergejlien haben oder als altrömische Gejchichte behandeln, auf die 
es nicht mehr ankommt, und fich allein bejchäftigen mit Macht: 
erweiterung in dem Augenblide, wo Sie die Negierungen in Ver: 
(egenheit glauben, um ihnen eine Concejiton abzuringen. Es wird 
fich dazu eine andere Zeit finden: fte wird nicht ausbleiben. Yafjen 
Sie aber erit die Fundamente der Gebäude jich bejaden und feit- 
liegen, che wir jolche Evolutionen und Kämpfe auf ihnen vor- 
nehmen; das Bedauern, dak dies geihehen fann, hat fich mir jchon 


*, ©. 156. 
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22.4.1868. bei der Diätenfrage aufgedrängt, daß, nachdem wir eben ein Come 
promiß gemacht haben, es jchon wieder angefochten wird, und man 
fih mehr mit Machtlämpfen als mit Confolivirung des Bundes 
beihäftigt. Sie Itellen uns nah Fhrer Rechtsauffaffung durch die 
Annahme diejes Amendements zwilchen die traurige Alternative: 
feine Verbejjerung der Flotte oder einen Conflict. Die Berant- 
wortlichfeit für die Stellung diejer Alternative muß ich von den 
verkündeten Negierungen ablehnen und fie Denen zuichieben, die 
zu einem — an fich nüßlihen — Gejeß ein Amendement gejtellt 
haben, welches lediglich auf politiihe Machterweiterung berechnet 
it, die den Negierungen im Augenblide, wo man fie in Verlegen- 
heit alaubt, abgedrungen werden foll. 

(Bravo!) 

Ib Fan nur wiederholen, was ich in der Commijlton gejagt 
babe, und wenn der Herr Vorredner an der Zuverläfftgteit joldher 
Veriprehungen vorher Zweifel äußerte, jo glaube ich mich doch zu 
erinnern, daß die Zufagen, die, jeiner Meinung nad, nicht jo 
correct durchgeführt waren, nicht von mir ausgegangen find. ch 
fann bier die Zulage wiederholen, daß ich noch in der heutigen 
Sisung im Namen des Präafiviums und der Regierungen die 
ganze Gejebesvorlage zurücziehen werde, wenn das Amendement . 
Annahme findet. 

(Xebhaftes Bravo! rechts.) 


Der Abg. Yasfer bejtritt, daß der Preußifche Yandtag jemals ım 
Sahre 1866 und früher zur Conflietszeit erflärt habe, daß er vem Mint: 
jtertum auch nicht einen Pfennig bewilligen werde, jelbjt zum Kriege 
nicht, und berief fich dafür auf das Zeugniß des Bundesfanzlers und 
des gejammten preußifchen Miniftertums, wie es in dem Berichte zu 
dem Antrag wegen Auflöfung des Abgeoronetenhaufes enthalten ei. 
Hier jei gejagt, daß das Minifterium jelbit das Vertrauen zu jenem 
Abgeordnetenhaufe habe, daß es die für den Krieg erforderlichen Mittel 
bemwilligen werde (j. Bd. IILA6). Auch die von dem Bundeskanzler behauptete 
Einjtimmigfeit im Bundesrathe glaubte er bezweifeln zu dürfen; er erinnere 
ji) wohl, daß er im Gefpräche jomohl mit conjervativen Mitgliedern 
aus den fleinen Staaten, wie auch mit den Staatsmännern, melde 
den Beichlüfjen des Bundesraths nicht allzu fern jtänden, in der ver- 
gangenen Cefjion die Frage habe aufwerfen hören, fie begriffen nicht, 
weshalb von preußiicher Seite eine jo jchroffe Oppofition gegen die 
vorgeihlagene Beitimmung geleiitet werde. Es fönne alfo vpn vorn: 


A 
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herein eine folche Einftimmigfeit im Bundesrathe nicht geherricht haben. 
Graf Bismard entgegnete*): 

Ich habe nur zu zwei Factischen Berichtigungen das Wort ergriffen. 

Wenn der Herr Vorredner meinte, daß die Einjtimmigfeit im 
YBundesrath erit durch mehrere, und, wie er anzunehmen jchien, 
Ichwierige Erörterungen herbeigeführt worden jei, jo ift dies ein 
Srrthum. ch glaube, die ganze Frage hat fich in wenigen Mi- 
nuten erledigt, weil von Haufe aus alle Regierungen überein= 
jtimmend der Meinung waren, daß fie nicht nachgeben fönnten, 
und ich glaube, der Herr Vorredner ift darin irrthümlich berichtet. 

Eine zweite factifhe Berichtigung, die ich glaube jet gleich 
anbringen zu jollen, bezieht fich auf die Frage, ob uns im Yahre 
1866 das Geld zum Kriege verweigert worden it oder nicht. Der 
Herr Borredner hat jich auf eine Neußerung, ein Sittenzeugniß, 
welches die Negterung bei Auflöjung der Kammer gegeben hat, be- 
zogen. Dies bezog ich aber doch wejentlich auf die Stimmung 
nach dem Kriege. Er 

2 (Widerfiprud).) 

sh nehme an, er hat die legte Auflöjfung im Sinne, die im 
vorigen Jahre ftattfand, und wenn ich nicht irre, befindet fich die 
Heußerung in dem Manifeite 

(Widerfprud).) 
. . . Andernfalls bemerfe ih mur, daß ich jtets das Bevdürfnif 
babe, wie der Herr Vorredner mir auch vorhin die Gerechtigkeit 
gethan. hat, in allen Discuffionen, jo lange ich den gewöhnlichen 
Sleihmuth nicht verliere, höflich zu jein, und daß der Ausdrud 
in“*) der Auflöjfungsordre auch im der Kategorie der parlamen= 
tarischen Courtoilien jehr leicht feine Erklärung findet. 

(Heiterfeit.) 

Sollte die Neußerung von uns, was mir im Augenblic nicht 
gegenwärtig it, vor dem Kriege geichehen fein, nun, jo wird mir 
der Herr Borredner zugeben, daß jte irrthümlich war, da die Voraus- 
- jegung zu feiner Erfüllung gerieth, denn man hat uns in der That 
fein Geld bewilligt, obgleich der Krieg vor der Thür jtand; 

(Unrube.) 
StB. 162a. 
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man bat uns namentlih auch in einem analogen Jalle, wie der 
heutige, fein Geld für die Flotte bewilligt. Sch erinnere nur an 
die damalige Forderung, wo wir Kiel in Befis zu nehmen im Be- 
ariffe waren, e8 war, — glaube ich, nach dem Gajteiner Ber: 
trage — und wo man uns die 10 Millionen verweigerte. Dies 
it mir genauer in Erinnerung, weil ji an die Erwähnung Hans 
nibal Fischers damals eine ziemlich gereizte Discuffton Fnüpfte?). 

Trogdem aud noch der Bevollmächtigte zum Bundesrath, Geh. 
Legationsrath Hofmann, hervorgehoben hatte, daß die Einjtimmigfeit 
im Bundesrathe wegen Ablehnung des Amendements von vornherein 
vorhanden gewejen fei, wurde der Antrag Miquel in namentlicher 
Abftimmung mit 131 gegen 114 Stimmen angenommen. Alsbald er: 
bob fih der Bundesfanzler zu folgender Erflärung*): 

Im Namen des Rräfiviums und in Webereinftimmung mit 
den darüber im Bundesrathe gefaßten Beichlüffen ziehe ich hiermit 


. die Gejeßvorlage vom 24. März d. %. zurüd. 


20. 6. 1868. 


(Bravo! rechts.) 


An den weiteren Berhandlungen des Neihstags nahm der Bundes- 
fanzler nicht mehr Theil; am 20. Juni 1868 jchloß der König in 
Verjon die Situngen mit folgender Thronrede**): 

Heehrte Herren vom Neichstage des Norddeutjchen Bundes! 

Sie stehen am Schlujje einer Seffton, welche reich an Mühen, 
aber auch rei an Ergebnifjen war. 

‚mn bingebender Thätigkeit haben Sie im Verein mit den ver- 
bündeten Regierungen die Einrichtungen des”"*) Bundes ausgebaut 
und befeitigt, und wichtige Neformen der gemeinfamen Gejetgebung 
theils eingeleitet, theils zum Abjchluß gebracht. 

Die financiellen Fragen, welche einen hervorragenden Gegen- 
jtand „hrer Berathungen bildeten, find in befriedigender Weije 
gelöft. ndem Sie die Verwaltung der in der vorigen Sejfion 


dB. 164a. 
2. 0952. 
595b. 
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für die Entwidelung der Marine und die VBervollitändigung der 20.6.1 


Küftenvertheidigung bejchlojjenen Anleihe der bewährten Verwaltung 
der preußiichen Staatsjchulden anvertrauten, haben Sie die Fort: 
bildung diejes Zweiges unjerer Wehrfraft gefichert, welchem ebenjo- 
jehr Meine eingehende Sorgfalt, als die Sympathien der Nation 
zugewendet find. Die Verjtändigung über die Verwaltung diejer 
Anleihe hat es gejtattet, in dem von hnen angenommenen Bundes: 
haushaltsetat, ohne eine wejentliche Erhöhung der fortdauernden 
Ausgaben, für die Förderung der Aufgaben des Bundes in aus- 
reichendem Maße Fürjorge zu treffen. 

Die Einrichtungen, deren es bedarf, um über die Verwendung 
der Einnahmen des Bundes die verfafjungsmäßige Nechnung zu 
legen, find vorläufig geordnet. 

Durch das Gejeg über die Aufhebung der polizeilichen Be- 
ichränfungen der Befugniß zur Eheihhließung it die durch viel- 
jährige Erfahrung in Preußen bewährte Freiheit in der Begrüns 
dung eines Hausitandes und einer Jamilie verallgemeinert und das 
in Shrer legten Seffton begründete nftitut der Freizügigkeit ers 
gänzt. Diejes Gejegß, jowie die Gejege über die Aufhebung der 
Schuldhaft und die Schließung der öffentlichen Spielbanfen be- 
weifen, daß die fittlichen und die wirtbichaftlihen Momente in den 
Aufgaben des Bundes Hand in Hand gehen. 

Durch eine Neihe von RBoftverträgen, welche Jhre Zuitimmung 
erhalten haben, ijt die in der vorigen Sejfton geordnete Ermäßiqung 
der Rortotare auf die auswärtige Correipondenz ausgedehnt. 

Das Gejeß über die Quartierleiftungen im Frieden fichert eine 
gerechtere WVertheilung und innerhalb der durch die unerläßlichen 
Nüciichten auf die Finanzlage gebotenen Grenzen eine angemefjenere 
Wergütung diejer Leiftung. 

Durch die den Angehörigen der vormaligen jchleswig=holiteini- 
ichen Armee bewilligten PBenfionen und Unterftügungen wird eine 
Schuld getilgt, in deren Anerkennung Sie fich mit den verbündeten 
Regierungen vereinigten. 

Die Map: und Gewichtsordnung eröffnet die Ausficht auf die 
Heritellung eines einfachen und einheitlichen”) Syitems für ganz 
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Deutichland und führt einer Einigung aller ciwilifirten Nationen 
auf diefen Gebiete näher. Die Bildung des deutihen Volkes 
bürgt dafür, daß die von der Ausführung diejes Syitems unzer- 
trennlichen Schwierigkeiten in nicht allzu langer Zeit zu überwinden 
jein werden. 

Auf dem Gebiete des Steuerweiens ift die Gleichmäßigkeit 
der Beiteuerung der wichtigften Artitel des Verbrauchs innerhalb 
des Bundes bergeitellt und der lette Schritt geichehen, welcher für 
den Eintritt Meclenburgs und Lübeds in die gemeinfame Zolllinie 
erforderlich war. 

Und jo entlafie Jh Ste, geehrte Herren, mit Meinem und 
Meiner hohen Verbündeten Danke für die Mitwirkung, welche Sie 
jowohl unferem gemeinjfamen”) Werke als auch den großen Sn: 
terejjen zugemwendet haben, zu deren Pilege wir mit den jüpd- 
deutichen Staaten verbunden find. ch entlafje Sie mit der Zu- 
verficht, daß die Früchte Fhrer Arbeiten bei uns umd in ganz 
Deutichland unter dem Segen des ‚Friedens gedeihen werden! 

Darauf verfündigte der Bundeskanzler Graf Bismard den Schluß 
des Neihätags mit den Worten: 

m Namen des Norddeutihen Bundes erkläre ich auf aller- 
böchiten Präfivialbefehl die Sitzung des Neichstags für geichlofien. 
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Im den Friedensverträgen mit den einzelnen füddeutichen Staaten 
war die Negelung der Zollvereinsverhältnifje jpäteren Berathungen vor- 
behalten worden. Nachdem der Norddeutiche Bund fich conitituirt hatte 
und der innere Ausbau des Gebäudes auf Grund der im Verfafjung- 
gebenden Neichstage bejchlojjenen und von den Kammern der Bundes- 
jtaaten angenommenen Verfaflung ruhig dem Zufammenmirfen von Ne- 
gterungen und Neichstag überlafjen werden fonnte, ging die preußifche 
Megterung an die LYöfung der Aufgabe, die Zoll: und Handelsverhält- 
nijje zwischen den durch die Mainlinie getrennten deutjchen Staaten in 
einer dem Sinterejje der ganzen Nation entjprechenden Weije zu regeln. 
Und diefe Aufgabe, die auf den eriten Bli rein wirtbichaftliher Natur 
zu jein jcheint, hatte im Grunde eine eminent politische Bedeutung. 
tod hielt jih der Süden grollend dem Norden fern. Die Bündnif- 
verträge, damals nur erit den abjchliegenden Miniftern befannt, ver- 
büraten zwar für den Fall eines franzöfifchen Anariffs die Gemeinjam: 
feit der Abwehr, aber ob ihre Haltbarkeit über alle Zweifel erhaben 
jet, fonnte erjt in der Stunde der Gefahr jich erweifen. Ein politi- 
iher Vertrag unterliegt allen Schwankungen der Rolitif: er wird oft 
ebenjo jchnell gebrochen, al3 es mühjam war, ihn abzufchliegen. Mehr 
noch als die politischen \interejien verbinden die Nationen unter fi) 
wie die verjchiedenen Theile einer in fich gejpaltenen Nation die wirth- 
Ihaftlichen; durch die wirthichaftliche Einigung ganz Deutichlands die 
politijche vorzubereiten, mußte des Grafen Bismard nächte Aufgabe 
jein. Sm Arühling 1867 erklärte fi die preußifche Negierung den 
einzelnen jfüddeutichen Regierungen gegenüber bereit, in die vorbehaltenen 
Verhandlungen einzutreten, und lud gleichzeitig die ftimmführenden 
norddeutichen Mitglieder des früheren Zollvereins zur Theilnahme an 
‚den Berathungen ein. Preußens Antrag fand bei den füddeutjchen 
Regierungen freundliches Entgegenfommen, und nodh im Mai 1867 
gelang die Verjtändigung über die allgemeine Richtung, nach welcher 
die Verhandlungen zu leiten jein würden, um die Aufrechterhaltung 
der bisherigen engen Verbindung unter den veränderten Verhältniffen 
zu jichern. 
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Die dauernde Erneuerung der Zollvereinsverträge mit den füd- 
deutichen Staaten war nur unter der Vorausjegung möglih, daß die 
Iheilnahme derjelben an den Berhandlungen und Beichlüfjen über 
Zollangelegenheiten auf denjelben Grundlagen geregelt wurde, welche 
dafür in der Verfaffung des Norddeutichen Bundes gegeben waren. 
Sm Norddeutfhen Bunde entihied auch in Hollfachen die überein: 
ftimmende Mehrheit von Bundesrath und Reichstag. Eine Theilnahme 
Süddeutichlands an dem Zollverein fonnte alfo nur unter den gleichen 
Vorausfegungen ftattfinden: die Beitimmung der früheren Zollvereins- 
verfaffung, nach welcher der Widerfpruch eines einzigen Mitgliedes hin- 
reichte, um jeden noch jo heilfamen Beihluß, jeden. Fortichritt des 
Handelslebens zu verhindern, konnte jelbjtverjtändlich nicht von Neuem 
in Kraft treten, vielmehr mußten Einrihtungen der Art getroffen wer: 
den, daß die füddeutihen Staaten an den Entjcheidungen über Zoll: 
angelegenheiten fortan unter gleichen Bedingungen, wie die einzelnen 
norddeutihen Staaten Theil nehmen fonnten }). 

Die Verhandlungen, zu welchen die leitenden Minijter der jüd- 
deutichen Staaten, Fürft zu Hohenlohe für Bayern, Frhr. v. Barn- 
büler für Württemberg, Frhr. v. Dalwigk für Großherzogtum Heilen, 
Herr v. Jreydorf für Baden, in Berkin eingetroffen waren, führten am 
4. „juni 1867 zu einer Webereinfunft, die diejenigen Bejtimmungen 
enthielt, welche eimem zwischen den jüddeutichen Staaten und dem 
Norddeutichen Bunde abzufchliegenden Vertrage zu Grunde gelegt wer: 
den follten. Site lauteten: 

G1: 

Der Hollvereinigungsvertrag vom 6. Mat 1865 und die mit ihm 
in Verbindung jtehenden Vereinbarungen bleiben zwijchen den con- 
trahirenden Theilen in Kraft, fomweit fie nicht durch die nachfolgenden 
Verabredungen abgeändert find over auf dem in $ 2 bezeichneten Wege 
abgeändert werden. 

Die Gejeggebung über das gefammte Zollwejen, über die Be: 
jteuerung des einheimifchen Zuders, Salzes und Tabafs und über die 
Mapregeln, welche in den Zollausihüffen zur Sicherung der gemein: 
Ihaftlihen Zollgrenze erforderlich find, wird durch ein gemeinjchaftliches 
Organ der contrahirenden Staaten und durch eine gemeinfchaftliche Ver: 
tretung ihrer Bevölferungen ausgeübt. Die Uebereinjtimmung der 
Mehrheitsbeichlüffe beiver Kactoren ift zu einem Vereinsgejege erforder: 
lih und ausreichend; auf andere als die vorjtehend bezeichneten An: 
gelegenheiten erjtredt jich die Zuftändigfeit derjelben nicht. 

') Val. die beiden Artikel der offictöfen „Provinzialeorreipondenz” vom 
22. Mai und 5. Suni 1867. 
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S 8. 

Das gemeinichaftliche Organ der contrahirenden Staaten bejteht 
aus Wertretern derjelben, unter welchen jich die Stimmführung nad) 
Mafgabe der Vorfchriften für das Plenum des ehemaligen Deutjchen 
Bundes vertheilt. Preußen beruft dasjelbe, führt das Präfivium und 
it in diefer Gigenjchaft berechtigt, im Namen der contrahirenden 
Staaten Handels: und Schifffahrtsverträge mit fremden Staaten ein- 
zugehen. 

\ 4. 

Der Beichlugnahme der contrahirenden Staaten durch ihr gemein: 
Ichaftlihes Organ unterliegen: 1. die der Volfspertretung vorzulegenden 
oder von derjelben angenommenen, unter die Beitimmungen des $ 2 
fallenden gejeglichen Anordnungen, einjchlieglich der Sandels- und Schiff: 
fahrtsverträge; 2. die zur Ausführung der gemeinfchaftlichen Gejeb- 
gebung ($ 2) dienenden Verwaltungsvorichriften und inrichtungen; 

Mängel, weldhe bei der Ausführung der gemeinschaftlichen Gefet- 
en (8 2) hervortreten; 4. die von der einzurichtenden Nechnungs- 
behörde vorgelegte jchließliche Feititellung des Ertrages der Zölle und 
der im $ 2 bezeichneten Steuern. Jeder über die Gegenjtände zu 1 
bis 3 von einem der contrahirenden Staaten oder über die Gegenjtände 
zu 3 von einem controlivenden Beamten (8 7) geitellte Antrag unter: 
(tegt der gemeinjchaftlihen Befchlußnahme. Sm Falle der Meinungs: 
verjchiedenheit aibt die Stimme des Präfiviums bei den zu 1 und 2 
bezeichneten alsdann den Ausschlag, wenn fie jich für Aufrechterhaltung 
ver beitehenden Worfchrift oder Einrichtung ausipricht, in allen übrigen 
Fällen enticheivet die Mehrheit der Stimmen. 


G 9. 

Die Vertretung der Bevölferung der contrahirenden Staaten be- 
iteht aus den Mitgliedern des Neichstags des Nordveutichen Bundes 
und aus Abgeordneten aus den füddeutichen Staaten. Die Bejtim- 
mungen im V. Abjchnitte der Verfalfung des Norddeutichen Bundes 
finden auf diefe Abgeordneten, beziehungsmweife auf die gemeinfchaftliche 
Volfsvertretung Anwendung. Die Berufung der Volfsvertretung er: 
folgt duch Preußen. Sie findet nicht in regelmäßig wiederfehrenden 
Zeitabjchnitten, fondern dann jtatt, wenn das legislative Bedürfnif den 
Zufammentritt erforderlich macht oder ein Dritttheil der Stimmen in 
dem gemeinichaftlichen Oraan (8 3) denjelben verlangt. 


\ 6. 
Der Ertrag der Zölle und der Steuern vom einheimischen Zuder 
und Salz ift gemeinjchaftlih und wird zwilchen den contrahirenden 
Staaten nach dem Verhältnig der Bevölferung vertheilt. Diefer Er: 
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traa beiteht aus der gefammten Einnahme von jenen Abgaben nad) 
Abzug: 1. der auf Gejegen oder allgemeinen Berwaltungsvorichriften 
beruhenden Steuervergütungen und Ermäßigungen; 2. der Erhebungs- 
und PVerwaltungsfoiten, und zwar: 
a) bei den Zöllen und der Steuer vom inländischen Zuder, joweit 
diefe Koften nad) den im Zollverein bejtehenden Berabredungen 
der Gemeinfchaft aufgerechnet werden fünnen; 
b) bei der Steuer von einheimischen Salze mit dem Betrage der 
auf Salzwerfen erwachlenden Erhebungs: und Aufjichtsfojten. 
Der Ertrag der Steuer vom inländischen Tabaf wird gemeinschaft: 
ih und nad dem Berhältniife der Bevölferung zwiihen den con- 
trahirenden Staaten vertheilt werden, jobald derjelbe einer gleichmäßigen 
Beiteuerung unterworfen fein wird. 
SET 

Die Erhebung und Berwaltung der Zölle und Berbraucsiteuern 
bleibt jedem der contrahirenden Staaten, joweit derjelbe fie bisher aus: 
geübt hat, innerhalb jeines Gebietes überlajjen. Für Einhaltung des 
gejeglichen Verfahrens bei diejer Erhebung und Verwaltung hat das 
Prafivium nad VBernehmung mit den contrahirenden Staaten in ge: 
eiqneter Weife Sorge zu tragen. 


gs. 

Vreußen wird den Beitritt der übrigen Mitglieder des Nord: 
deutichen Bundes zu diejer Uebereinfunft vermitteln. Sobald derfelbe 
erfolgt jein wird, jollen Bevollmächtigte der betheiligten Staaten zu: 
jammentreten, um den auf Grundlage diefer Uebereinfunft abzufchließen- 
ven Vertrag feitzuftellen. Sollte diefer Vertrag bis zum 31. October 
l. 3. nicht allfeitig zur Natification gelangt jein, jo erlöfchen alle Wer: 
bindlichfeiten aus der gegenwärtigen Webereinfunft im VBerhältnijje zu 
denjenigen Staaten, welche die Natification nicht ertheilt haben. 


9 

Hegenmwärtige Uebereinfunft joll vatificırt, und es follen die Nati- 
ficattonen jpäteitens am 25. jumt 1867 in Berlin ausgetaufcht werden. 

Dieje Uebereinfunft wurde duch ein Brotofoll ergänzt, welches 
bei Unterzeichnung derjelben durch den Königlich bayrischen Bevollmäch: 
tigten Grafen Taufffirhen am 18. Juni 1867 aufgenommen wurde 
und folgende Beitimmungen enthielt: 

1. Der in dem Protofolle vom 4. d. M. ertheilten Zufage gemäß; 
wird die Königlich bayrifche Negierung in dem gemeinschaftlihen Organ 
der Vereinsftaaten (8 3 der Uebereinfunft) fechs Stimmen führen. 

2. Preußen wird, unbejchadet der in $ 3 der Webereinfunft vor: 
behaltenen ausichließlichen Berechtigung, im Namen des Vereins Handels- 
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und Schifffahrtöverträge mit fremden Staaten einzugehen, bei Verträgen 
mit Defterreih und der Schweiz die angrenzenden Vereinsjtaaten zur 
Theilnahme an den dem Abjchluß vorangehenden Verhandlungen ein: 
laden. Im Falle eine Uebereinftimmung nicht zu erzielen, wird es 
dejien ungeachtet bei der Beltimmung des angeführten $ 3 jein De: 
wenden behalten. 

3. Beide Negierungen werden bei den im 5 S der Uebereinfunft 
vorgejehenen Verhandlungen dahin wirken, daß die Vertretung der Be- 
völferung des Vereinsgebiets (8 5) den Namen Zollparlament er: 
hält, und fajjen den 85 dahin auf, daß diefes Parlament feinen Ge- 
ihäftsgang und feine Disciplin jelbjtändig durch eine Gefchäftsordnung 
zu vegeln und jeinen Präfiventen, jeine Bicepräftdenten und Schrift: 
führer jelbitändig zu wählen hat; jedoch jollen die Wahlprüfungen des 
Norddeutichen Neichstags, falls joldhe vor dem Jufammentritt des Zoll: 
parlaments jtattgefunden haben, auch für leßteres gültig jein. 

4. Vreußen wird zur Ausübung der ihm nach $ 7 der Ueberein- 
funft zuftehenden Gontrole Beamte ver Jüddeutichen Bereinsitaaten, 
unter Berüdfichtigung der Wünfche der betreffenden Negierungen, auc 
ferner verwenden. 


Auf Grund der beiden vorjtehenden Actenjtüde wurde am 8. Juli 
1867 der die Kortdauer des Zoll: und Handelsvereins be- 
treffende Vertrag abaejchlojjen, ver zur Gültigkeit freilich erit der 
Genehmiqung durch die Kammern der füddeutichen Staaten bedurfte. 
Dat die Nation in ihrer Gejammtheit den Vertrag, der Nord und 
Sid wirtbichaftlich einigte, mit Freuden begrüßte, daran war nicht zu 
zweifeln, in den Kammern aber gab es Leute genug, die in blindem 
Hajle aegen das fiegreiche Preußen jede Annäherung an das „ver- 
preußte“ Norddeutichland als Anfang eigener „VBerpreußung”“ verab- 
Icheuten und über ihren particulariftiihen Bedenken das nationale 
nterejje vollitändig aus dem Auge ließen. Bejonders feindlich zeigte 
jih ver bayriiche Neichsrath: am 26. Detober 1867 bejchloß er auf 
den Antrag des Fürften Lömwenjtein-Wertheim, vie Genehmt: 
aung des Vertrags davon abhängig zu machen, daß Bayern, und alfo 
aud; den anderen Staaten, das alte Einfpruchsrecht in Zollvereinsfachen 
erhalten bleibe. Es war vorauszujehen, daß Preußen auf einen folchen 
Vorbehalt, der dem Princip der Uebereinfunft widerjpradh, nicht ein- 
gehen würde; aleihiwohl mußte der Minijterpräfident Fürft von Hohen: 
lohe den Verfuh machen, den Grafen Bismard den bayrifchen Vel- 
leitäten aünftig zu jtimmen. Er reifte noch an demjelben Tage in 
Begleitung des Führers der Oppofition im bayrischen Neichsrathe, dem 
Arhen. v. Thüngen, nad Berlin und fand hier bei dem Könige wie 
bei dem Grafen Bismard zwar freundliche Aufnahme, aber zugleich 
die Gewißheit, daß von der Annahme jener Bedingung, fowie über- 

Bismards politikhe Neden. IV. 4 
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haupt von neuen Verhandlungen nicht die Nevde fein fünne, der DVer- 
trag müfje, jo wie er abgejchlojfen und bereits vom Neichstage des 
Nordveutihen Bundes genehmigt jei, angenommen oder abgelehnt wer: 
den. Gleichzeitig erhob jich gegen den bayriichen Barticularismus ein 
Sturm des Widerfpruhs und der Entrüftung in den Jüddeutjchen 
Staaten und nicht zum wenigiten in Bayern felbit. Bor der Wucht 
der öffentlichen Meinung wich auch) der bayrifche Reichsrath zurüd: am 
6. November 1867 wurden zu Berlin die Natificattionsurfunden zu dem 
Vertrag vom 8. Juli ausgetauscht: Deutichlands wirthichaftliche Einigung 
war vollzogen. 

Nach den neuen Verträgen bejtand das Zollparlament aus den 
297 Mitgliedern des Norddeutichen Neichstags und 85 Abgeordneten aus 
Siüddeutichland, und es fanden nunmehr im Februar und März 1868 
in den füddeutichen Staaten zum erjten Male diefe Wahlen nad) dem 
allgemeinen Stimmrecht jtatt. Aber die rührige Agitation der clerical- 
particulartitiichen Barteı in Bayern, der Demofraten und Clericalen in 
Württemberg und Baden trug bei den Wahlen einen vollen Sieg da: 
von; nur Süpdheilen jendete lauter Vertreter der nationalen Richtung 
in das BZollparlament, das auf den Nuf des Königs von Preußen 
Montag 27. April 1868 in Berlin zufammentrat und an diefem Tage 
im Weißen Saale des Königlihen Schlojjes mit folgender Thronrede 
eröffnet wurde”): 

Geehrte Herren vom Deutichen Zollparlamente! 

Vierzig Jahre ind verflojfen jeit der Begründung des Ver- 
eins, welcher heute in eine bedeutungsvolle Epoche feiner Ent- 
wicelung eintritt. Won Eleinen Anfängen ausgehend, aber getragen 
von dem Bedürfnilje des deutjchen Volkes nach der Freiheit innern 
Verkehrs, hat der Zollverein fih allmählich, dur die Macht des 
nationalen Gedanfens, welchem er Ausdrud gab, über den größten 
Theil Deutichlands ausgedehnt. Er hat zwiichen feinen Gliedern 
eine Gemeinjamfeit der nterefien geichaffen, welche ihn jchwere 
Proben fiegreich hat beitehen lafjen, und im Weitverlehr nimmt 
er eine Stellung ein, auf welche jeder Deutiche mit Befriedigung 
blickt. 

Die ihm bei jeiner Gründung gegebenen Einrichtungen haben 
im Yaufe der Zeit durch die Sorgfalt der Wereinsregierungen einen 
hohen Grad der Ausbildung erhalten. Sie vermochten jedoch auf 
die Dauer weder den Anforderungen zu genügen, welche die valdhe 
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Entwidelung und die zunehmende Vielfeitigfeit des Verfehrs an die 27. 4. 1868. 
-Gejeggebung ftellt, noch dem berechtigten Verlangen des deutjchen 
Rolfes nach einer wirtfamen Theilnahme an diejer Gejeßgebung 
zu entjprechen.. Die Veränderungen, welche das wirtbichaftliche 
und politiiche Leben Deutjchlands erfahren bat, erheijchten Die 
Fortbildung der dem Zollverein bei feiner Gründung gegebenen 
Organe, und es it die Frucht einer naturgemäßen Entwidelung, 
wenn heute Vertreter der ganzen Nation fich zur Berathung der 
gemeinfamen wirthichaftlichen nterefien Deutjchlands vereinigen. 

Dieje Berathung wird fich auf fait alle Gebiete der nach dem 
Vertrage vom 8. Juli v. %. gemeinfchaftlichden Gefeßgebung er: 
ftreden und fann dabei die Ausdehnung des Vereins auf Miedlen- 
burg und Lübel als nahe bevoritehend ins Auge faljen. Sie 
wird zunächit die dauernde Regelung der DVerfehrsbeziehungen 
zu einem Nachbarlande zum Gegenitande haben, welches durch 
Stammesverwandtichaft und die mannigfaltigiten materiellen „n= 
terejjen eng mit Deutjchland verbunden ift. 

Der mit Defterreih am 9. März dvd. %. abgeichlojjene”) 
Handels und Zollvertrag wird dem gegenfeitigen Verkehr ums 
faffende, jeit Jahren angejtrebte Erleichterungen gewähren und 
Anknüpfungspunfte zu weiterer Fortbildung darbieten. Ein Gejeb 
über Abänderung der Zollordnung joll durch Befeitigung der mit 
den Formen des Verkehrs nicht mehr verträglien Jormen des 
Zollverfahrens die Grundlage für eine allgemeine Nevijton der 
Zollgeieggebung feititellen. Eine gleihmäßige Belteuerung des 
Tabats und eine durchgreifende Abänderung des Zolltarifs ind 
dazu bejtimmt, die Freiheit des Verkehrs im \nnern des Vereins 
und mit dem Auslande zu fürdern und den financiellen nterefjen 
der WVereinsftaaten gerecht zu werden. Ein Handels: und Schiff: 
fahrtsvertrag mit Spanien ergänzt die Neihe der Verträge, durch 
welche der Zollverein im Yaufe der legten Jahre die Nechte der 
meiitbegünitigten Nation erworben und zugeitanden bat. 

sh bin gewiß, daß Sie, geehrte Herren, an die Yöjung diejer 
wichtigen Fragen mit demjelben Geilte herantreten werden, welcher 
die Negierungen bejeelte, als fie jich über den Vertrag vereinigten, 


27. 4. 1868. 


18. 5. 1868. 
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auf Grund defjen Ihre Berufung erfolgt üt, und welcher jeither 
die Berathungen des YBundesrathes geleitet hat. Halten Sie das 
gemeinjame deutiche nterejje Teit im Auge, vermitteln Sie von 
diefem Gefichtspunfte aus die Einzelintereffen, und ein Erfolg, 
der Ihnen den Dank der Nation gewinnt, wird Ihre Anjtrengungen 
frönen. Die freundichaftlichen Beziehungen, welche die deutjchen 
Negierungen mit allen auswärtigen Mächten unterhalten, berechtigen 
zu dem Vertrauen, daß der Entwidelung nationaler Wohlfahrt, 
deren Pilege heute die Vertreter der deutichen Stämme vereinigt, 
die Segnungen des Friedens gelichert bleiben, zu deren Beihügung 
die deutichen Staaten fich unter einander verbündet haben, und 
mit Gottes Beiltand jeder Zeit auf die geeinte Kraft des deutjchen 
Nolfes werden zählen fünnen. 

Hierauf verfündete der Vorjigende des Bundesraths des Zoll: 
vereins, Graf Bismard, die Eröffnung des erjten Deutjchen Zoll: 
parlaments mit den Worten: 

m Namen der verbündeten Negterungen erkläre ich auf 
Allerhöchiten Bräfivialbefehl das PBarlament des Deutichen Zoll: 
vereins für eröffnet. 


14. Sißung des Dentfchen Sollparlaments 
Montag 18. Mat 1808. 


Bei der zweiten Berathung des am 9. März 1865 gejchlojjenen 
Handels- und Zollvertrags zwifchen dem Deutjchen Zollverein und 
Deiterreih, am 18. Mat 1868, gelangte ein Antrag des Abg. Bam- 
berger und Genofjen zur Diseuffion, den Bundesrath des Zollvereins 
zu erfuhen, dahin zu wirken, daß den Beichwerden abgeholfen werde, 
zu welchen im Großherzogtum Hefjen das Zufammentreffen der herab- 
gejegten Weinzölle mit dem bejtehenden Syitem der indirecten Steuern 
Anlaß gab. Gegen diefen Antrag erhob der Vertreter Helfens im Zoll: 
bundesrath, Geh. Yegationsrath Hofmann, den Einwurf der Spncompetenz; 
nad) dem HJollvereinsvertrag fünne es nicht dem mindeiten Zweifel unter: 
liegen, daß das Syitem der indirecten Steuern in jedem Lande ein 
Gegenftand fei, der nur der Yandesgefeßgebung unterliege, und deshalb 
fünne er das HZollparlament nicht für competent halten, über einen 
Antrag zu bejchliegen, der dahin gerichtet jet, daf das ganze Syftem 
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der inneren Vejteuerung im Sroßherzogthum Sejlen einer Nevijion 
unterzogen werde. Im entgegengejegten Sinne a jih der Vor- 
jisende des Zollbundesraths, Graf Bismard“) 

‘ch bin natürlich ebenfowenig wie mein Großferzonfich hejiticher 
Herr College in der Lage, mich in diefem Augenblice darüber im 
Jamen des Bundesraths aussprechen zu können, ob derjelbe oder 
jeine Majorität glauben wird, die Competenz zur Beurtheilung des 
mir joeben erit befannt gewordenen Antrages zu beiigen. Nachdem 
aber von einem Mitgliede des Bunvdesraths dieje Kompetenz ans 
gezweifelt worden it, ift es mir ein Bevürfniß, zu conftatiren, 
daß dies eben die perjönliche Anficht diejes einzelnen Mitgliedes 
ift, daß wir nicht im Stande find, eine Anficht im Namen des 
Bundesraths über dieje Frage zu äußern, und daß mein Cin- 
drud prima faeie der entgegengejegte von dem meines Groß- 
berzoglich beiltschen Collegen it, 

(Zebhaftes Bravo!) 
indem ich mir jehr wohl denten fan, daß der Bundesrath, wenn 
er glaubt, daß durch die Modalität der Beteuerung im Einzelnen 
diejenige Verfehrsfreiheit im nlande bejchränft oder gefährdet it, 
welche die Snftitutionen des Zollvereins “*) verbürgen, daß er als- 
dann competent fein könnte, die Remedur eintreten zu lafjen. 
(Xebhaftes Bravo!) 

Der Großherzoglich heifische Bevollmächtigte zum Bundesrathe des 
Zollvereins, Hofmann, machte darauf aufmerfjam, daß er nicht im 
Namen des Bundesraths geiprohen habe, jondern lediglich im Namen 
der Großherzoglich heiftichen Negierung, weil der Antrag Bamberger 
eben jpeciell gegen die hefftiiche Regierung, bezw. gegen das in Heflen 
bejtehende Syjtem der indirecten Steuern gerichtet jei. Sm Uebrigen 
bejtritt er, daß die Säbe der inneren Beiteuerung dem Zollvereins- 
vertrage zumider jeien, und erklärte Namens jeiner Regierung deren 
Bereitwilligfeit, auf den eriten Nachweis, daß fie fih im Widerfprud 
mit dem Zollvereinsvertrage befinde, ihre Steuer auf ein dem Zoll- 
vereinsvertrag entiprechendes Ma& herabzufesen. Darauf entgegnete 


der Vorfigende des Zollbundesraths, Graf Bismard”**): 


‘ch will, ohne im Webrigen einer etwanigen Discufftion im 
Schooße des Bundesraths vorzugreifen, nur bemerfen, daß es fi 
SstB. 263b. 


. 264. 
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bier meines Grachtens nicht um die Frage handelt, ob die Groß: 
berzoalich beifische Gejeßgebung im Wiverjprud) mit dem Boll 
vereinsvertrage fteht, jondern darum, ob die legislativen Organe 
des Zollvereins berechtigt find, mit der Frage, ob diejes der Fall 
jei, Jich zu bejchäftigen. 

(Zuitimmung.) 


Der Abe. Probjt aus Stuttgart jah in dem Antrag Bamberger 
den Berjuch einer gemwiljen Partei, die Competenz des HZollparlaments 
über die Grenzen des Zollvereinsvertrags hinaus zu erweitern und die 
Wege zu bahnen, um audh für die Südftaaten den Eintritt in den 
Norddeutichen Bund möglich zu machen. Die füddeutichen Abgeordneten 
aber in ihrer Mehrheit hätten es fich zur Pflicht gemacht, die Zu: 
itändigfeit des Zollparlaments nicht erweitern zu lafjen; denn das Zoll: 
parlament dürfe nicht zum Schauplaße politifcher Kämpfe zwifchen Nord- 
und Siüddeutichland werden, namentlich nicht mit Nüdficht auf die 
Gegner draußen. Ahm wolle es fcheinen, daß irgendwo eine Lawine 
am Berge hänge, die eine geringe Erichütterung in den Abgrund 
türzen fönne, daß irgend Jemand in der Welt vorhanden jet, der 
darauf ausgehe, daß die Segenfäte zwifchen Nord: und Süddeutfchland 
hier zum Austrage gebracht würden. Ihm antwortete der Vorfigende 
des HZollbundesraths, Graf Bismard*): 

Meine Herren! Sie alle, auh Sie aus Siüpveutjchland, 
werden mir das Zeugniß geben, daß ich, als Nertreter meiner””) 
Regierung, ebenjo wie meine Collegen vom Nordbunde, auf das 
Corafältigite Alles vermieden habe, was uns der VBermuthung 
ausjegen fönnte, als wollten wir auf die füdeutichen Herren 
irgend eine Breilion, auch nur die leifeite Meberredung ausüben, 
damit jte jich dazu hergeben möchten, die Competenz des Zoll 
varlaments zu erweitern. 

Der Herr Borredner hat uns gejagt, jeine engeren Yande- 
leute jeien einig in dem Bejtreben, fich jeder Erweiterung der 
Competenz des Zollparlaments zu widerjegen. Es ift von diejer 
Seite ber 
(auf die Pläge der Vertreter der zollverbündeten Negierungen deutend) 


tB. 265. 
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gewiß Nichts geichehen, was den Heren Worredner und jeine Ge= 
finnungsgenofjen in diefem Beltreben irgendwie hätte irre machen 
oder hindern können. Führen Sie Jhr Programm durch, jo lange 
es hr freier Wille it; Sie werden von uns weder mit einer 
Ueberredung, noch mit einer Bitte, no auch nur mit einem 
Wunfche aufgefordert werden, Jhr Programm aufzugeben. Es 
hängt das Aufgeben deijelben lediglih an hrem freien Willen; 
ich beziehe mich ungern in diejer Berfammlung auf ein Actenftüd, 
welches in ihren Gejchäftsfreis nicht hingehört; aber um ein für 
alle Mal das Brogramım der Bolitif des Noroveutichen Bundes in 
diefer Beziehung zu fennzeichnen, erinnere ich Sie an eine längit 
publicirte Gireulardepeiche des Kanzlers des Norddeutichen Bundes 
vom 7. September v. 3.). Wenn Sie Diefelbe mit Aufmerk: 
jamkeit lejen, jo werden Sie fich überzeugen, daß das Program 
der Rolitit des Norddeutichen Bundes, an welchem diejelbe noch 
heute feithält, die Selbjtändigfeit Südveutichlands in feiner Weife 
gefährdet, und jelbit wenn Sie den Wunfch ausipräcen, diefe 
Shre Selbitändigfeit aufzugeben (Sie nennen es jo, ich nicht) — 
fich dem Norddeutichen Bunde zu nähern, will ich lieber jagen, 
jo müßten Sie diefen Wunfch jchon jo motiviren, daß er auf 
beiden Seiten diejelbe günstige Beurtheilung fände. Sie halten 
uns für viel empreffirter, als wir es find. 

Heiterkeit.) 

sh babe das Wort ergriffen, um Sie vollitändig darüber zu 
beruhigen. So lange als Sie nit in freier Entjchließung er: 
fennen, daß ‚ihrer Selbitändigfeit im böchiten und weitelten Sinne 
am beiten damit gedient ift, und jo lange nicht aus dem Grunde 
ihres *) allgemeinen Nationalgefühles diejenige Majorität der Süd- 
deutichen, die überhaupt jtaatliche Einrichtungen will, erklärt, es jet 
ihr”) Wille, fi dem Norddeutichen Bunde anzufchließgen, jo lange 
deliberiren Sie in Ruhe über die Gegenftände des Zollvereins. 
Aber wenn ich mich jo gegen das Beitreben jeder Competenzerwei- 
terung verwahre, jo muß ich auch jedem Beltreben, die vertrags- 
mäßige Competenz des Zollvereins zu vermindern, entgegentreten. 

(Xebhaftes Bravo.) 


*) Im StB. terthümlidh mit großem Anfangsbucdhitaben gedrudt. 
1) ©. 3b. IIl 313 Anm. 1. 
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26 
18. 5. 1868. Ob ein jolches Streben hier vorliegt, lafje ih noch unent- 


ichieden; dem Herren Vorredner aber und Allen, die dafjelbe Thema 
mit ihm behandeln, gebe ich zu bevenfen, daß ein Appell an die 
Furbt in deutichen Herzen niemals ein Echo findet! 
(Zebhaftes Bravo!) 
Die Debate wurde noch längere Zeit fortgejegt; bei der Ab- 
jtimmung wurde der Antrag Bamberger mit großer Majorität an: 
genommen. 


17. Sißung des Deuftfchen Bollparlanents 


reitag 22. Mat 1868. 


22. 5. 1868. in der 17. Situng des Deutihen Zollparlaments am 22. Mai 
- erhob fih der Vorfigende des Zollbundesraths, Graf Bismard, zu 
folgender Mittheilung *): 

Sch erlaube mir, der hohen VBerfammlung nachrichtlich mit: 
zutheilen, daß ich in der Sigung morgen früh die Ehre haben 
werde, eine Allerhöchite Präfivialbotichaft zu verfünden, welche dem 
hohen Haufe anzeigen wird, daß die Schlußfigung morgen Nach: 
mittag 4 Uhr im Königlichen Schlofje bier jtattfindet. ch halte 
es für meine Pflicht, die Herren jchon heute davon zu benad)- 
richtigen, da es Manchem lieb jein wird, feine Einrichtungen danad) ; 
treffen zu fünnen. 


15. Sıguna des Deutfchen Sollparlaments 


Sonnabend 23. Mai 1868. 


23.5. 1868. Bei Beginn der Siyung und noch vor Eintritt in die Tagesord- 
nung erhielt der Vorfisende des Zollbundesraths, Graf Bismard, 

das Wort zu der am Tage vorher angefündigten Mittheilung der 

Bräftdialbotichaft **): : 


*) StB. 371a. 
r & u ; 
”*) (StB. 375. 
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Sc babe die Ehre, die Allerhöchite Präfivialbotichaft zu ver: 
lefen, welche ich aejtern anzufündigen mir erlaubte; diejelbe lautet 
wie folgt: 

(Sämmtlihe Mitglieder erheben fich von ihren lägen.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ?!c., 
thun fund und fügen hiermit zu wijjfen, daß Wir nach Maß- 
gabe des Vertrages vom 8. Juli 1867 die gegenwärtigen 
Sisungen des Zollparlaments am Sonnabend, den 23.0. M., 
jchließen wollen. 

Wir fordern demnach das Deutjehe Zollparlament auf, 
zu diefem Zwede an dem gedachten Tage um 4 Uhr Nach: 
mittags im Weißen Saale Unferes Neftdenzichlojjes in Berlin 
zufammenzutreten. 

Gegeben Berlin, den 21. Mai 1868. 
Wilhelm. 
Bismard. 

Sb erlaube mir, die Königliche Botjchaft dem Herrn Bräft- 

denten zu überreichen. 


Die Berfammlung bejchäftigte ji darauf mit der Schlußberathung 
des Gejegentwurfs, betreffend die Abänderung des Vereinszolltarifs 
vom 1. Suli 1865. Mls bei der namentlichen Abjtimmung über Bo- 
jition III, betreffend die Belegung der Mineralöle mit einem Einganas- 
zolle, jih die Mehrheit (149 gegen 36 Stimmen) gegen die Erhebung 
eines Eingangszolles erflärt hatte, z09 der Vorfigende des Zollbundes- 
vaths, eRcr Bismard, die ganze Vorlage mit folgenden Worten 
zurüd *): 


Kachdem biermit die Belegung der Mineralöle mit einem Ein- 
gangszolle definitiv abgelehnt worden it, jo ziehe ich, aus den vor- 
ber ') von diejer Stelle entwidelten Gründen in Uebereinitimmung 
mit den deshalb gefaßten Bejchlüffen des Bundesraths, die Vor: 
lage vom 7. Mai cr. hiermit zurüd. 


*) StB. 378b. 
') Bom Bundesbevollmächtigten Wirkl. Geh. Rath Delbrüd. 


23. 5. 1868. 
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Am Nachmittage erfolgte im Weisen Saale des Sclojjes der 
Schluß des eriten Deutjchen Zollparlaments durch den König von Preußen 
mit folgender Thronrede *): 

Geebrte Herren vom Deutjchen Zollparlamente! 

Die wenigen Wochen, welche verflofien find, jeit Jh Sie 
bier willfommen bieß, werden für die Freiheit des Verkehrs nad) 
Außen wie im Innern und für die Entwidelung der nationalen 
Wohlfahrt nicht ohne Segen bleiben. 

Dur den von Ahnen genehmigten Bertrag. mit Defterreich 
it die Einfuhr von wichtigen Materialien für die Fabrikation und 
von Gegenftänden des Verbrauchs erleichtert, die Ausfuhr zahl- 
reicher Erzeugnifje des Bodens und der Gewerbe gefördert und 
die jofortige Ausdehnung des Zollvereins auf Medlenburg er: 
möglicht. Das im Zufammenhange mit diefem Bertrage ftehenvde 
Tarifgejeß dehnt die an Defterreich eingeräumten Verfehrserleichte- 
rungen fait ausnahmslos auf alle Yänder aus. Die Verträge mit 
dem Kirchenftaat und mit Spanien jthern dem Zollvereine in 
beiden Kändern die Nechte der meiltbegünftigten Nation und werden 
dem Verkehr mit denjelben einen neuen Aufichwung geben. Die 
arößere Einfachheit und Beweglichkeit in den Formen des Zoll- 
verfahrens wird dem Verkehr mit allen Yändern und allen Theilen 
des Vereins zu Gute fommen. Die Heritellung der Gleichmäßig- 
feit in der Belteuerung des Tabakbaues endlich wird die Auf: 
hebung einer, den Verkehr im Innern des Vereins beläftigenden 
Schranfe geitatten. | 

Den günstigen Wirkungen auf die Entwicelung des Verkehrs, 
welche diefe Maßregeln verjprechen, Iteht jedoch, wenigitens für 
die nächite Zeit, die Bejorgnig einer nicht unmejentlichen Ver: 
minderung der Zolleinnahmen gegenüber. Einer glüdlichen Ber: 
ichmelzung des financiellen mit dem wirthichaftlichen Sinterefje ver: 
dankt der Zollverein feine Entjtehung und jeinen Auffhwung. Die 
ausichliegliche Wahrung des einen von beiden Sntereifen müßte 
jeine Entwidelung lähmen. 

Sie Alle, geehrte Herren, haben den erniten Willen, dieje 
Entwicelung fördern zu helfen, und wenn es bisher nicht gelungen 
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ift, eine Verftändigung über den Weg, auf welchem jene beiden 
berechtigten nterejien auszugleichen find, herbeizuführen, jo ver- 
traue ch, daß bei Ihrem nächiten Zufammentreten den vereinten 
Bemühungen der verbündeten Regierungen und des Zollparla- 
mentes der Erfolg auch nach diejer Seite hin nicht fehlen werde. 

Kicht”) minder darf sch hoffen, daß die Seflton des Deutjchen 
BZollparlaments, welche Jh heute Schließe, dazu gedient hat, das 
gegenjeitige Vertrauen der deutjchen Stämme und ihrer Regie: 
rungen zu kräftigen und manche Vorurtheile zu zerjtören oder doch 
zu mindern, die der einmüthigen Bethätiqung der Liebe zu dem 
gemeinjamen Waterlande, welche das gleiche Erbtheil aller deutichen 
Stämme it, etwa im Wege geitanden haben; Sie werden Alle die 
Ueberzeugung in die Heimath mitnehmen, daß in der Gejammtbheit 
- des deutichen Volkes ein brüderliches Gefühl der Zufammengehörig- 
feit lebt, welches von der Form, die ihm zum Ausprude dient, 
nicht abhängig it, und welches gewiß in ftetigem Fortichreiten an 
Kraft zunehmen wird, wenn wir alljeitig bejtrebt bleiben, in den 
Vorderarund zu tellen, was uns eint, und zurüctreten zu lajjen, 
was uns trennen fünnte. 

Nachdem ch durch den übereinitimmenden und vertragsmäßig 
befundeten Willen der dazu berechtigten geießgebenden Gewalten 
unjeres deutichen Baterlandes zu diefer hervorragenden Stellung 
in demjelben berufen bin, betrachte Jh es als Ehrenpflicht, vor 
den zu Ddiefem Parlamente erwählten WVertretern des Ddeutjchen 
Volkes zu befunden, daß ch die Mir übertragenen Rechte als ein 
"beiliges, von der deutichen Nation und ihren”) Fürften Mir an: 
vertrautes Gut in gewilienbafter Achtung der geichlojjenen Ber 
träge und der geichichtlichen Berechtigungen, auf welchen unjer 
vaterländiiches Gemeinwejen beruht, handhaben und verwerthen 
werde. Nicht die Macht, weldhe Gott in Meine Hand gelegt, jon= 
dern die Rechte, über welhe Jh mit Meinen Bundesgenojjen und 
den verfajjungsmäßigen Vertretungen ihrer Unterthanen in freien 
Verträgen übereingefommen bin, werden Mir jeßt und in Zukunft 
zur Richtichnur Meiner Bolitif dienen. 
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In diefer Nichtung und in feiter Zuverficht auf Gottes Vei- 
itand die Löfung unferer gemeinfamen Aufgaben eritrebend, ehe 
‘ch der Wiedervereinigung des Deutihen Zollparlaments entgegen, 
jobald neue Arbeiten dafjelbe zu erneuter Thätigfeit berufen werden. 

Darauf die Schlußerflärung des Vorfigenden des Bundesraths 
des Deutfchen Zollvereins, Grafen Bismard: 

m Namen der verbündeten Negierungen erkläre ich auf 
Allerhöchiten Präfivialdefehl das Parlament des Deutichen Zoll 
vereins für geichlojjen. 


Ill. 


Preußifher Landtag. 


4. Wovember 1865 bis 6. Mlärs 1869. 


® 
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Eröffnungshißung beider Säuler des Landtags 
. Mittwoch 4. November 1868. 


Ihronrede des Königs”): 4. 11. 1868. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des 
Landtags! 

Die heute beginnende Sigungsperiode eröffnet Jhnen ein weites 
Feld wichtiger gejetgeberiicher Thätigfeit. Jh vertraue, daß der- 
jelbe Geilt bereitwilligen Zulammenmwirfens mit Meiner Regierung, 
welchem die günitigen Erfolge der legten Seflionen zu danken 
waren, auch bei den diesmaligen Berathungen maßgebend fein werde. 

Der Staatshaushaltsetat für das nächlte Jahr wird hnen 
unverzüglich vorgelegt werden. An Folge des Zujammenwirfens 
verichiedener ungünftiger Umiftände ift e& nothwendig gewejen, zur 
vollitändigen Dedung der Staatsausgaben, obwohl diejelben thun- 
lichit beichränkt worden find, außerordentliche Einnahmen in Anlaß 
zu bringen. Die dauernde Stodung des Verkehrs und die Folgen 
einer nicht aünftigen Ernte im vorigen Jahre haben die jonitige 
naturgemäße Steigerung der Einnahmen mit der unvermeidlichen 
Zunahme der Staatsbedürfnifje nicht gleichen Schritt halten lajjen. 

Dur die im allgemeinen volfswirthichaftlichen Sntereijfe be- 
ichlojjenen Herabjegungen der Zölle und anderer Einnahmen find 
Ausfälle von erheblichem Umfange herbeigeführt worden, in deren 
Vorausficht zu Anfang diejes Jahres dem Zollparlamente Vorlagen 
gemacht wurden, welche jedoch die Zufitimmung deijelben nicht er- 
lanat haben. 


+), StB. 99. 28, AS. 22: 
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sch hoffe zuverfichtlich, daß die Vermehrung der eigenen Ein- 
nahmen des Bundes als nothiwendig anerfannt und nicht weiter 
verjagt werden wird. Wenn ferner nach Lage der Berhältnifje in 
nächiter Zeit ein lebendigerer Aufihwung von Handel und Verkehr 
und ein günftiger Einfluß veijelben auf die Erhöhung der Staate- 
einnahmen erwartet werden darf, Jo fnüpft ich hieran auch die 
Hoffnung, dab demnächit die Mittel vorhanden jein werden, das 
Sleichgewicht zwilchen den orventlichen Staatseinnahmen und Aus= 
gaben berzuitellen und für die Staatsbedürfnifie ausgiebiger zu 
jorgen, als gegenwärtig möglich gewejen it. 

In”) Würdigung Ddiefer Berhältnijfe werden Sie feinen Ans 
itand nehmen, den VBorjchlägen Meiner Negierung wegen Dedung 
des Ausgabebedarfs Für das nächlte Jahr Jhre Zuftimmung zu 
geben. 

Die Fortbildung der Verwaltungseinrichtungen üt Gegenitand 
eingehender Erwägungen aewejen. Es Tann nicht die Abficht fein, 
die bisherigen Einrichtungen, denen Preußen zum großen Theile 


jein Gedeihen verdankt, zu erichüttern oder aufzulöfen, ehe”) ander- 
weite lebensfähige und Erfolg veriprechende Snititutionen gejchaffen 
ind. Meine Negierung erfennt es aber namentlihd im Hinblie 
auf die Vergrößerung der Monarchie und in Berüchtchtiqung eines 
vielfach hervortretenden Strebens als ihre Aufgabe an, diejenigen 
Zweige der öffentlichen Ihätigkeit, welche nicht vermöge eines uns 
mittelbaren Staatsinterejjes der Leitung und Fürlorge der Staata- 
behörvden nothwendig vorbehalten bleiben müfjen, allmählich ge= 
eigneten provinziellen und communalen Körperichaften zu jelbjtändiger 
Wahrnehmung zu überweilen. Sobald diefe Körperjchaften mit 
entiprechenden VBerwaltungsorganen ausgeftattet jein werden, wird 
die Geleggebung auf den einzelnen Gebieten des Staatöwejens den 
Kreis ihrer Wirkfamfeit, je nach den zu machenden Erfahrungen, 
zu erweitern haben. 

‚nm mehreren der neuen Provinzen ift die Heritellung jolcher 
Berwaltungsorgane angebahnt. Um den Boden dafür auch in den 
alten Provinzen zu bereiten, it vor Allem die Fortbildung der 


3. AH. 2b. 
Bao: 
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Kreisverfajiung erforderlich. Meine Negierung wird Jhnen einen 
dahin zielenden Entwurf vorlegen. 

Eine Reihe anderer wichtiger Berbejjerungen der Gejeßgebung 
joll durch Ihre Mitwirkung zur Ausführung gelangen. 

Die Borjehriften über die Erwerbung und den WVerluft der 
Eigenjchaft als preußiicher Unterthan bevürfen im Zufammenbange 
mit der Gejeßgebung des Nordveutichen Bundes einer neuen 
Regelung. 

Dehufs Negelung der Communalerhältnifie in der Provinz 
Schleswig= Holltein werden shnen Gejegentwürfe über die Ber: 
faljung und Verwaltung der Städte umd der ledensgemeinden 
zugeben. 

Meine Regierung widmet der inneren und äußeren Entwicde- 
lung der PVolksichule unausgeießte PBlege und”) erwartet ver: 
trauensvoll Jhre Zuitinmung zu den Gejegentwürfen, welche die 
äußeren PBerbältniiie ver Bolfsichule und der Bolksjchullehrer 
betreffen. 

Syn bejonderem Maße wird hre Thätigkeit für die Förderung 
der Rechtspflege und einer die ganze Monarchie umfafjenden Nechts- 
gemeinschaft in Anjpruc genommen werden. Es werden hnen 
Vorlagen zugehen über die Anitellung im höheren uftizdienite und 
über die juriltiichen Prüfungen, ferner der Entwurf eines Erpro- 
priationsgejeßes, eine Vorlage wegen der vom Handelsitand drin- 
gend gewünschten Aenderungen der Concursoronung, VBorjchläge zur 
Neform der Sypotbefen- und Subhajtationsordnung. 

Zur einheitlichen Negelung der Jagdpolizei im ganzen Ume 
fange der Monarchie find Gelegentwürfe vorbereitet. 

Dur den Abjchluß einer vevidirten Nheinjchifffahrtsacte ift 
für den Berfehr auf einer der wichtigiten””) Waijerftraßen eine 
neue völlerrechtliche Grundlage gewonnen. Meine Regierung wird 
‚shnen den Vertrag zur verfafjungsmäßigen Zujtimmung vorlegen. 

Es gereiht Mir zur Beruhigung, daß der Nothitand, welcher 
im vorigen jahre einen Theil der Provinz Preußen heimgejucht 
hat, durch die Anordnungen, welche mit hrer Zuftimmung ge= 
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troffen worden find, durch die hingebende Thätigfeit der Behörden 
und Corporationen, jowie Durch die reichen Erweije der öffentlichen 
Mildthätigfeit überwunden worden ift und daß nach der diesjährigen 
günftigeren Ernte in jener Provinz eine Wiederkehr ähnlicher Zu- 
itände für den nächjten Winter nicht zu bejorgen ift. 

Die Beziehungen Meiner Regierung zu den auswärtigen 
Mächten iind nach allen Seiten hin befriedigend und freund 
ichaftlich. 

Die“) Ereignijie auf der weitlichen Halbinjel Europas können 
uns zu feinem anderen Gefühle veranlafjen, als zu dem Wunjche 
und zu dem Vertrauen, daß es der jpaniichen Nation gelingen 
werde, in der unabhängigen Geftaltung ihrer VBerhältnifje die Bürg- 
ichaft ihres Gedeihens und ihrer Macht zu finden. 

Eine erfreuliche Uebereinftimmung in wachjender Bildung und 
Humanität hat der internationale Congreß””) bewährt, welcher 
joeben in Genf die Aufgabe gelöft hat, die früher feitgeftellten 
Hrundfäge für die Behandlung und Pflege der Berwundeten im 
Kriege zu vervollitändigen und auf die Marine auszudehnen. Wir 
dürfen hoffen, daß der Augenblick fern jei, der diefe Ergebnijje 
zur Anwendung berufen werde. 

Die Gefinnungen der Spuveräne und das Friedensbedürfniß 
der Völker begründen die Zuverfiht, daß die fortichreitende Ent- 
wicelung des allgemeinen Wohlitandes nicht nur feine materielle 
Störung erleiden, jondern auch von jenen Hemmungen und Xäh- 
mungen wird befreit werden, welche grundloje Befürchtungen und 
deren Ausbeutung durch die Feinde des Friedens und der öffent: 
(ihen Ordnung ihm nur zu oft bereiten. 

Möge der Landtag, durchdrungen von jener Zuverliht, an 
jeine Sriedensarbeit gehen! 
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19. Sißung des Hanfes der Abgeordneten 
Mittwoch 9. December 1868. 


Bor Eröffnung der allgemeinen Bejprehung des Etats für das 
Minifterium der Auswärtigen Angelegenheiten und des dazu gejtellten 
Antrags der Abg. Graf Bethufy-Huc, v. Bennigjen und Frhr. 
v. Hoverbed: „Die Königliche Staatsregierung aufzufordern, dafür 
Sorge zu tragen, daß das Minifterium der Auswärtigen Angelegen- 
heiten vom Jahre 1870 ab auf den Etat des Norddeutichen Bundes 
übernommen werde” — bat Graf Bismard ums Wort *): 

sc glaube die Discuffton zu vereinfahen und abzufürzen, 
wenn ich die Anficht der Königlichen Negierung über diefen An- 
trag vorweg ausjpreche. ch darf dabei anknüpfen an das, was 
ih im vorigen Jahre über viejelbe Frage von diejer Stelle ge- 
äußert habe), daß ich es nämlich als eine nothwendige Bervoll- 
ftändiqung der Bundeseinrichtungen anjehe, daß mit der Zeit, und 
jobald der Augenblid dazu gefommen jein wird, der auswärtige 
diplomatifche Dienst in jeiner Gejfammtheit auf den Bund und auf 
das Bundesbudget übertragen wird. ch freue mich, ausjprechen 
zu fönnen, daß diefer Augenblid um jehr Vieles näher gerüdt ift, 

(Hört! rechts.) 
als ich im vorigen Jahre bei derjelben Beiprechung noch erwartete. 
Die vertraulichen Verhandlungen mit unjeren Bundesgenoijen haben 
mir die Ueberzeugung gegeben, daß wir in Hebereinjtimmung mit 
venjelben dem Neichstage Thon bei jeinem nächjten Zufammen- 
treten eine dahin gehende Vorlage werden machen fünnen. 
(Hört! Hört! Bravo!) 

sb darf aljo conftatiren, daß die in dem Antrage der Herren 
Graf BethuiysSuc, v. Bennigjen und Frhr. v. Hoverbed ausge: 
iprochenen Wünfche, jo viel an uns liegt, ihrer”*) Erfüllung noch 
in diefem ‘Jahre und für das Jahr 1870 entgegengehen. 

(Bravo!) 

Graf Bethujy:Huc fand ji dur die Erflärung des Mintiter- 

präfidenten jo befriedigt, daß er die Mitantragjteller aufforderte, den 
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Antrag als überflüfjtig zurüdzuziehen. Dem wiverfprach der Abe. 
v. Hoverbed, da die Beiprehung des Antrags Gelegenheit geben 
werde, auch noch andere Fragen zur Crörterung zu bringen, die als 
Gonjequenzen der Annahme des Antrags zu betrachten jeien. ALS 
jolche bezeichnete er das Aufhören der Gejandtichaften der fleineren 
Staaten bei allen auswärtigen Mächten, ferner den KFortfall aller 
preußischen Gejandtichaften bei den Staaten des Norddeutichen Bundes. 
Sn befonderen Anträgen forderte er die Aufhebung der neubegründe- 
ten preußiichen Gefandtichaft in Peking und für die Zukunft Die 
Streihung aller Ausgaben für Confularbeamte. Graf Bismard be- 
merfte dazu”): 

Seo erlaube mir auf die Neußerung des Herrn Vorredners 
wenige Worte zur allgemeinen Debatte zu erwivern und behalte die 
näheren Ausführungen mir oder dem Herrn Commiljar in der 
Specialdebatte vor. ch bemerfe zunächft, daß der Koftenpunft von 
feinem enticheidenvden Einflufje auf die Auffaffungen der Königlichen 
Regierung und des Bundespräfidiums gewejen it. Die Frage, 
ob wir die Bundesgenofjen zu diejen Koften heranziehen fünnten 
oder nicht, it zwar aus Gefichtspunften der Sparfamfeit immer: 
bin eine beveutende, aber fie tritt in den Hintergrund neben der 
enticheidenden Frage, die der Herr Vorredner im zweiten Theile 
jeiner Neußerungen berührt hat, neben der Bedeutung der Maß: 
regel dem Auslande gegenüber, neben dem Zwed, die internationale 
Einheit des Bundes in der Nepräfentation nach Außen nicht bloß, 
jondern auch in der Art, wie diejfe Nepräfentation bejoldet und 
geichaffen wird, zur Durchführung und zur Anfchauung zu bringen; 
und darin ftimme ich Dem Heren Vorredner bei, daß nach Mebertragung 
des auswärtigen Budgets auf den Bund diefer Eindrud auf das 
Ausland und das Gefühl, welches dem analog ift im Inlande, ein 
wejentlich verftärkter fein wird, und dieje Nückficht hat uns haupt- 
Jächlich beitimmt, die Sache von Haufe aus zu betreiben und bei 
der „ynölebenrufung der Bundesverfaiffung Schon in Ausficht zu 
nehmen. ‚sb fann dabei conftatiren, daß die Befürchtung des 
Herin VBorredners, daß an den verbündeten Höfen die Maß- 
vegel einen unangenehmen Eindruck machen würdet), nicht be- 
qründet tft. 


StB. 572b. 
Abg. v. Hoverbed: „ch glaube, dak, wenn auch gewifje DVelleitäten 
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ch Fan dies aus meinen Wahrnehmungen nicht betätigen. 
Sch muß im Gegentbeil rühmen, dal die verbündeten Höfe in 
richtiger Erfenntniß des internationalen Werthes der beabjichtigten 
Einrichtung bei den vertraulichen Verhandlungen auch jehon im 
vorigen Jahre bereitwillig entgegengefommen”) find und die Maß- 
vegel an fich niemals beitritten, jondern ihre Ausführung nur als 
eine Zeitfrage betrachtet haben. 

Wenn der Herr Vorredner nun noch weitergehende Anträge 
- hieran anfnüpft, jo möchte ich davor warnen, bei diejer Gelegen- 
heit die Conjequenzen gleich auf die Spige der Doctrin zu treiben. 
Theoretiich Ffann ich dem Heren VBorredner ganz Necht geben; die 
Theorie it aber in der diplomatischen Thätigfeit und auf dem 
diplomatifchen Gebiete noch grauer‘), als im gewöhnlichen Leben, 
und Fommt noch weniger zur Geltung. Braftifch haben wir ein 
dringendes Bedürfniß, diefe Gefandtjchaften innerhalb der deutjchen 
Bundesgebiete beizubehalten, ein Bedürfnig, welches ich jchon im 
vorigen jahre von diejer Stelle aus zu entwideln und zu ver- 
theidigen mir erlaubt babe’). Db in Zukunft die Agenten, die 
wir an den Norddeutichen Höfen haben, und deren wir zu bedürfen 
glauben, in derjelben Gejtalt und unter derjelben Benennung bei- 
zubehalten find oder nicht, das möchte ich bitten, der praftischen 
Entwidelung der Zukunft anheimzugeben und nicht heute jchon, 
ehe der ganze Uebergang der Diplomatie an den Bund gejchlofjen 
it, zu präjudiciren. Xaljen Sie uns lieber in diefe Verhältniiie 
einleben,. als jte vorher feititellen. Es kann ja jein, daß in Jahr 
und Tag dieje Organe fich als überflüfltg für die preußische Bolitik 
und für das von ihr mitbedingte Wohlbefinden des preußiichen 
Staates erweijen. Es fann jein, daß die gegentheilige Weber: 
zeugung, Die ich im vorigen Jahre ausgeiprochen habe und hier 


von Seiten der Höfe der fleinen Staaten durch diejen Uebergang des Etats auf 
den Norddeutjhen Bund und durd die Aufhebung der auswärtigen Vertretung 
diejer Kleinen Staaten unangenehm berührt jein möchten, wir doch jehr wejent- 
ch an den Bevölferungen derjelben eine Stüße haben werden“ (StB. 571b). 
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wiederhole, fih noch im Yaufe der Jahre befeitigt. Geben wir 
der Bundesinftitution auch auf diefem Gebiete Zeit, fich praktisch 
auszubilden! Sie fünnen überzeugt fein von der Sparjamfeit, 
mit der, wie ich glaube, jeitdem ich die Verwaltung des Auswär- 
tigen Minifteriums babe, im Ganzen gewirthichaftet worden ift, 
eine Sparjamfeit, die Angefichts des augenbliclichen, wenn auch 
nicht bedeutenden Deftcits Jich jedes Antrages auf Erhöhung einer 
Bofition enthalten bat, daß Ddiefe Sparjamfeit die Königliche 
Staatsregierung ebenjo wie das Bundespräfivium beftinnmen wird, 
auf Abjtellung einer verhältnigmäßig fojtipieligen Snititution hin- 
zumirken, jobald Tie fich als überflüfftg erweilen follte. Aber lafjen 
Sie uns dabei die Erfahrung einiger Jahre wenigitens zu Natbe 
ziehen und heute die Frage nicht aburtbeilen. 

Was dann endlich die Gelandtichaft in PBeling anbelangt, jo 
erlaube ich mir zu conftativen, daß der dortige Generalconjul fac- 
tiich bereits im Jahre 1863 als Gejandter beglaubigt worden ift, 
weil die chinefischen Behörden jich abjolut weigerten, mit Seman= 
dem, der diefen Charakter nicht trüge, in Unterhandlung zu treten, 
und das ganze Generalconjulat wäre alfo überflüfftg geworden, 
wenn man ihm nicht gefandtjchaftliche Nechte beigelegt hätte. Es 
iit bauptjächlich aus diefem Grunde einjtweilen auf dem preußi- 
ihen Budget geblieben. Wenn der Herr Vorredner wünjht, es 
als fünftig”) weafallend zu behandeln, jo möchte ich bitten, hiervon 
abzujehen, da gewiljermaßen das ganze auswärtige Budget nad) 
den Erklärungen, die ich vorhin abgegeben habe, ein in Zukunft 
wegfallendes, wenn nicht chen ift, jo doch, hoffe ich, werden wird. 
Und wenn das ganze Budget an den Bund übergeht, jo möchte 
ich Ste bitten, darin doch nicht den Beichlüffen des Neichstages 
vorzugreifen und das Budget übergehen zu lafjen, wie es liegt, 
umd es nicht vorher — zu verjftümmeln will ich nicht jagen, aber 

zu alteriven in einer Weile, die mit der Auffaffung des Neichs- 
tages demnächjt vielleicht nicht ftimmen würde, da jpecifiich preußische 
‚intereyjen allerdings bei der Vertretung in Peking weniger vor- 
liegen, jondern die unferer hanfeatiichen Bundesgenofien dabei in 
den Vordergrund treten. 
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Adg. Windthorft erklärte, er jtimme gegen den Antrag des 
Grafen Bethufy:Huc und Genojjen, weil er glaube, daß die Sache nur 
im Neichstage ausgetragen werden fünne und er fi fein Votum für 
den Reichstag nicht binden wolle, wenn er au gleih dem Abe. 
v. Hoverbed der -Weberzeugung jei, daß, wenn die Dinge jo geordnet 
würden, wie eö der Minifterpräfident in Ausficht geitellt habe, die be- 
fonderen Gejfandten an den deutichen Höfen überflüffig würden. Graf 
Bismard erwiderte*): 

ch bemerfe zu den Neußerungen des Herin Abg. Windthorit, 
daß ich gewiß weit davon entfernt bin, zu irgend welcher Beein- 
trächtigung der Nechte des Nordvdeutichen Bundes von diejer Stelle 
aus die Hand zu bieten; ich würde dabei vergejien, daß ich zugleich) 
Bundesfanzler bin. Es geichieht dies aber auch meines Eradtens 
in feiner Weife durch die Verhandlungen, in welchen das Haus 
jich befindet, und durch Annahme diejes Antrages, der dahin lautet, 
die Königlihe Staatsregierung aufzufordern, dafür Sorge zu 
tragen, daß das Minifterium der Auswärtigen Angelegenheiten 
vom Jahre 1870 ab auf den Etat des Norddeutichen Bundes über- 
nommen werde. Worin beiteht diejes Sorgetragen? Darin, dab 
die Negierung ihren Einfluß am Bunde, daß zunächit alfo der 
Bundeskanzler jeine Thätigkeit dahin anwende, den Bundesrath des 
Korddeutichen Bundes zu bejtimmen, daß er eine Vorlage in diefer 
Nichtung an den Neichstag beichließe. Wie jchon bemerkt, habe 
ih in diefem jahre Ausficht, die Zultimmung des Bundesraths 
zu einer jolbhen Vorlage zu gewinnen, und ich hoffe, diefe Aus- 
jiht wird mich im fommenden Momente nicht im Stiche lafjen, 
wenn fie fi auch nur auf vertrauliche Worverhandlungen  be- 
gründet. ch war aljo vollflonmen berechtigt, ohne irgend einer 
Körperichaft des Norodeutichen Bundes vorzugreifen, die Erklärung 
bier abzugeben, die ich abgegeben habe, und ich glaube auch, das; 
diejer Beihluß ohne Hebergreifen von dem gegenwärtigen Haufe 
jehr wohl gefaßt werden fann. 

Zugleich Enüpfe ih an die VBorverhandlungen, deren ich eben 
erwähnte, noch eine Neußerung über den Antrag des Herrn Abg- 
Sehen. v. Hoverbed wegen Wegfalls der innerhalb Nord: 
deutichlands befindlichen Gejandtichaften. Solche Worverhandlungen 
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würden wejentlich erjchwert jein, wenn wir gar feine Organe an 
diefen Höfen hätten. Die Mitglieder des Bundesratbs, die jonjt 
wohl die Organe für Mittheilungen an die betreffenden Bundes- 
vegierungen und die Träger des Verkehrs jein fünnten, Jind nicht 
fortdauernd bier anwefend. Ste treten nur zujammen, wenn der 
Bundesrath berufen wird, und halten hier Sißungen; das”) ift 
aber nur im geringeren Theile des Jahres der Fall. Während 
des Zwifchenraumes würde uns, wenn diefe Gejandtichaften weg- 
fielen, jedes Drgan zur Einwirfung, zum VBerfehr mit diefen Re= 
gterungen fehlen. Es würden auch die Organe für denjenigen 
diplomatiichen Schuß fehlen, der jelbit innerhalb des Bundes- 
gebietes doch immer ab und zu gelegentlich bei Reifeunbegquemlich- 
feiten, bei Handelsvorfommnijfen angerufen werden wird. Unjere 
Selandtichaft in Dresden it feineswegs unthätig; Tte hat vollauf 
zu thun, und jelbjt die Nebenbeamten derjelben finden ihre Be- 
Ihäftigung, jo viel fie leisten fünnen, und ich weiß in der That 
nicht, auf welche Organe viele Gefchäfte übertragen werden follten, 
wenn die Gejandtichaft wegfiele. Die Gejandtichaft in Hamburg 
bat diejelbe Aufgabe in Bezug auf das Gebiet der beiden medlen: 
burgiichen Großberzogthbümer und ift nicht allein auf die Hanfe: 
jtädte beichränft. 

co glaubte, auf diejes Thema nicht noch einmal zurüctommen 
zu dürfen, weil ich vorausjeßte, daß dem hohen Haufe meine 
Heugerungen im vorigen Sabre in diefer Beziehung vollfommen 
gegenwärtig jein würden, und daß das Haus geneigt fein. würde, 
venjelben heute diejelbe Berücjichtigung zu Ichenfen wie damals. 

Der Antrag des Grafen Bethufy-Huc und Genofjen wurde mit 
jehr großer Majorität angenommen. 


Ber Titel 6 der Ausgaben des Auswärtigen Miniftertums Nr. 7: 
Gejandtihaft in Dresden, jprah Abg. Wölfel für die Beibehaltung 
diejes Pojtens, den er mindeftens jo lange für unumgänglich) noth: 
wendig halte, als der öfterreichifch-ungarische Neichsfanzler Graf Beuft 
am fjähjtschen Hofe einen Gejandten unterhalte. Denn diefer habe 
jeinen wirklich franfhaften Preußenhaß nicht abgelegt, fein Liebäugeln 


> AKT7ER 
‚SD. 9/84, 


a Sl = 


Die Gejandten bei den Bundesftaaten. — Graf Beujts Haltung. 73 


mit liberalen Neigungen fer wejentlich nur ein Product feines Preußen: 
‚hafjes, jpeciell feines Hafjes gegen den Grafen Bismard. Nur der 
Gedanke der Wiedervergeltung jei die Nichtichnur für die Bolitif des 
Srafen Beuft gegen Preußen, und diejer Bolitif jolle der öjterreichiiche 
Gefandte in Dresden als Werkzeug dienen. In Sachjen aber werde 
troß der correcten Haltung der Negierung der Same der Zwietracht, 
den der öjterreichiiche Gejandte zu jaen habe, auf fruchtbaren Boden 
fallen, und deshalb ER die preußifche Gejanotjhaft ı als Segengemidht 
diefer Beitrebungen am Dresdener Hofe nothwendig. Der Abo. Virhomw 
empfahl der ne die Sympathien für Dejterreih, die fich in 
Sachen und anderwärts als Frucht der vom Grafen Beuft begonnenen 
liberslen Neformen regten, durch liberale Verwaltung und liberale Ge- 
jeßgebung in Preußen zu überwinden, dann werde Preußen überall 
Achtung finden und Efoitipieliger Gefandtihaften nicht bedürfen. Oraf 
Bethufy-Huc protetirte gegen-die indirecte Provocation. VDejterreich- 
Ungarns, die in der Kritit des Kaiferlih Königlichen Neichsfanzlers 
gefunden werden fönne. Dergleichen Motive perjönlicher Art bedürfe 
eine politische Körperjchaft wie das Abgeordnetenhaus nicht. Sachlich 
jet die Gejandtichaft in Dresden zu vechtfertigen, weil Sachen tradi- 
tionell für 7 diplomatifche Verhandlungen ein fruchtbarer Boden gewefen 
jei und noch für lange jein werde, einmal wegen der verwandtichaft- 
lichen Beziehungen des Königshaufes zu den Höfen anderer europätfcher 
Staaten und zweitens wegen der Stellung Sachjjens als des erjten und 
außer Preußen einzigen Bundesjtaates des Norddeutichen Bundes, 
welcher dur jeine materielle Schwere eine gemwilje Bedeutung habe. 
Zu diefen Ausführungen bemerkte Graf Bismard*): 


Eine Aeugerung des Herrin Vorreoners veranlagt mich, bier 
noch ausprüclich zu erklären, objhon ich überzeugt bin, dal Sie 
es auch ohne meine Erklärung einjehen werden, daß es für mich 
eine Unmöglichkeit ift, auf eine Discufltion über die PBerfon eines 
auswärtigen Collegen bier einzugehen, jelbjt auch nur vertheidigend 
einzugehen, denn die Vertheidigung würde mich immer nöthigen, 
nich innerhalb gewiljer Grenzen zu halten, um feinen falichen Ein- 


drud zu machen, joweit eine Beurtheilung der öfterreichiichen Politik, - 


die von dem Herrn Grafen Beuft geführt wird, damit verbunden 
jein müßte; dazu halte ich mich an diejer Stelle und in diefem 
Momente nicht berufen. Nur das fann ich conftatiren,. daß mir 
bisher Symptome einer perjönlihen Abneigung meines ölter: 
veihiihen Herrn Collegen gegen mich nicht befannt geworden find. 
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Sch habe mit ihm in perfönlich guten Beziehungen“) früher gelebt, 
auch nicht erfahren, daß fich diefe geändert hätten. Um jo mehr 
würde ich einen Beruf haben, gegen eine Kritik jeiner politiichen 
TIhätigfeit einzutreten, jomweit es mir jachli möglich wäre, wenn 
ich nicht diefen Gegenftand von der heutigen Discuffton, joweit ich 
mich daran betheiligen darf, ausgejichloffen hielte. ch würde aud) 
nicht einmal dieje Worte darüber zu jagen mich berufen gefunden 
haben, wenn nicht aus der Art, wie der Herr Vorredner die Sache 
berührte, vielleicht gefolgert werden fönnte, daß ich mehr als ein 
Anderer berufen jein fönnte, für einen Abwejenden einzutreten; 
ich alaube aber umgekehrt, daß ich auf diefer Stelle weniger als 
Andere dazu berufen bin. 

Da ich einmal das Wort habe, erlaube ich mir eine furze 
Bemerkung über die Empfehlungen des Herrn Abg. Virchow, dem 
Beilpiele Deiterreichs zu folgen. 

(Bewegung rechts.) 

Ich glaube, daß der Herr Abgeordnete diefe Empfehlungen 
doch nicht To allgemein bat geben wollen, daß wir nun auch etwa 
eine Armee von SO0000 Mann und einen eifernen Beftand der- 
jelben für zehn Jahre fordern jollten. ch glaube auch nicht, daß 
er uns hat empfehlen wollen, den öfterreichiichen Adminiftrativ- 
einrichtungen, welche das Gegengewicht gegen die zu bewilligenden 
Freiheiten der Communen bilden, nachzuahmen. ch werde durc) 
diefelbe Nückficht, die mich vorher leitete, genöthigt, mich auf dieje 
Andeutungen zu bejchränfen, und darf die inneren Einrichtungen 
Defterreihs, die das Gegengift für die freiheitlichen Anftitutionen 
bilden, hier nicht weiter fritifiren. ch bemerfe nur, daß es den 
Jegierungen mit ihrem Liberalismus jo geht, wie ven Damen: die 
jüngjte gefällt immer am beiten. 

(Große Heiterkeit.) 

Dejterreich it durch eine langjährige Zurüdhaltung in die 
Yage gebracht worden, heute mit demjenigen Liberalismus Epoche 
zu machen, der bei uns in der Hauptjache jchon jeit zwanzig Jahren, 
in vielen feiner Theile bereits feit fünfzig Jahren zu einem über- 
mwundenen Standpunfte gehört. 

(Heiterfeit. ) 


”) ©. 8194. 
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Die Koften der Gejandticaft in Dresden wurden bewilligt, die 9. 12. 1868. 


Anträge v. Hoverbed abgelehnt. 


26. Sißuna des Haufes der Abgeordneten 


Donnerjtag 17. December 1868. 


Sn der 26. Situng des Abgeordnetenhaujes am 17. December 
1868 brachte der Abg. Dr. Loewe folgende nterpellation ein: „Be: 
abfjichtigt die Königliche Staatsregierung die gegenwärtig mit Rußland 
bejtehende Gartellconvention von 1857 zu erneuern oder nach ihrem 
Ablauf durch eine ähnlichen Inhalts zu erjegen?” Graf Bismard, 
vom PVicepräfidenten v. Bennigjen befragt, ob und wann die Staats: 
regierung bereit jei, die Anterpellation zu beantworten, erflärte*): 

Die Königliche Staatsregierung it außer Stande, dieje inter: 
pellation zu beantworten, und ich erlaube mir die Gejichtspunfte, 
welche fie zur Ablehnung einer Antwort bejtimmen, in Kürze ans 
zudeuten. 

Dat die Interpellation überhaupt geitellt werden fonnte, üt 
mir ein Beweis von dem großen Unterichied, der zwiichen der Auf: 
fafjung der Herren Interpellanten über die Pflichten und Aufgaben 
des auswärtigen Dienftes diejes Landes herrichen muß und zwijchen 
den meinigen. Denn ich fann nicht annehmen, daß mir die Herren 
mit vollem Bemwußtjein eine, ich könnte fait jagen, jtrafbare Hand- 
lung zumuthen; ich würde es als eine jolche anjehen müfjen, wenn 
die Sntentionen der Königlichen Regierung über den fraglichen Fall 
bereits feititänden, und ein Beamter des Auswärtigen Minifteriums, 
dem fie befannt geworden wären, erlaubte fich, fie zu verrathen 
oder gar zu veröffentlichen. ch würde ohne Zweifel genöthigt 
jein, gegen einen jolchen Beamten im Wege des Disciplinarver- 
fahrens vorzugehen, oder vielleicht jogar die Gerichte gegen ihn 
anzurufen: nichtsdejtoweniger muthet mir die \nterpellation etwas 
Hehnliches zu, mir, dem Chef diejes auswärtigen Dienftes, der vor 
allen Dingen darauf zu Sehen bat, dat aus deilen Handhabung 
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und aus der Verlegung der — nicht bloß Amtsverjchwiegenheit, 
jondern der im politiichen nterejje des Landes gebotenen Ver: 
ichwiegenbeit feine Schädigung der Syntereijen des Landes entitehe, 
und verlangt, daß ich über bevoritehende Verhandlungen mit aus= 
wärtigen Mächten mich mit voller Deffentlichkeit hier erklären joll! 
No fanıı bei den Herren”) nterpellanten in ihrer Gelammtheit 
nicht annehmen, daß fie mit der Stellung einer jolchen Jrage in- 
Direct entweder meiner Einficht oder meiner Pflichttreue ein Miß- 
trauensvotum haben geben wollen, indem jie mir eine, wie ic) 
glaube, jtrafbare Bflichtwidrigkeit zumutheten; ich jchiebe vielmehr 
die Schuld des ganzen Mißverftändniffes, durch welches eine jolche 
nterpellation hervorgerufen fein Fann, lediglich auf die allerdings 
jehr aroße und weite Verfchievenbeit unjerer Auffafjfung über die 
Möglichkeiten, die Pflichten und die Obliegenheiten des auswärtigen 
Dienftes. Jh muß es im Princeip ein für alle Mal — die Aus 
nahmefälle können nur jehr jelten fein — ablehnen, über jchwe- 
bende Verhandlungen mit auswärtigen Mächten, über bevoritehende 
Verhandlungen mit auswärtigen Mächten öffentlihd Auskunft zu 
geben; denn 8 liegt ja auf der Hand, daß, wenn man vorher 
und in verpflichtender Weife die Stellung der Königlichen Negierung 
zu den zu verhandelnden Fragen feitgelegt bat, von eigentlichen 
Unterhandlungen in dem einen oder dem anderen Sinne, von 
irgend einer Verwerthung der Sadhe für das ntereiie des Yandes 
nicht mehr die Nede jein fann. 
(Bravo! rechts.) 
Kommt die Sache zur Entjcheivdung, jo wird die Königliche Negie= 
rung dasjenige thun, was fie im Intereije diejes Yandes nad) beiter 
Ueberzeugung für angemejjen hält, und wird jich bemühen, diefe 
‚nterefjen jo zur Anerkennung und zur VBerwerthung zu bringen, 
wie es die Umjtände irgend gejtatten. Das Maß davon aber in 
diefem Augenblick zu bejtimmen und zu veröffentlichen, lehne ih — 
wie ich hoffe, mit shrer Zultimmung — ab; ich würde mich an 
dem „jnterejie des Yandes jchwer verjündigen, wenn ic) auf die 
‚nterpellation einginge. ; 
(Yebhaftes Bravo! rechts.) 


Neber jchwebende Verhandlungen feine Austunft! — Die Cartellconvention. 77 


Auf den Antrag des Abg. Dunder, der die von der Gejchäftz- 
ordnung geforderte Unterjtüßung fand, trat das Haus in die Beiprehung 
der Ssnterpellation ein. Der Abg. Loewe begründete darauf diejelbe 
mit dem Hinweis auf die Yajten, welche dem Staate aus der Gon- 
vention erwüchjen, und auf die Schwierigkeiten des Verkehrs mit Muß: 
land, welche durch die Aufrechterhaltung derjelben wejentlich vergrößert 
würden. Die Negierung führe zu Ounften des Vertrags nur immer 
die Nüdfichten der hohen Bolitif an; jo viel aber jei gewiß, daß 
Nufland an der Alltanz mit Preußen ebenjoviel liegen mülje, mie 
Preußen an der Alltanz mit Rußland. Bon ruffiihem Entgegenfommen 
in Bezua auf fein Handelsfyftem und den Grenzverfehr jet aber nirgends 
die Nede. Er werde deshalb den Antrag jtellen, daß der Vertrag, 
fall3 er ermeuert würde, der Landesvertretung bezw. dem Neichstage 
zur Genehmigung vorgelegt werde. Graf Bismard erwiderte*): 

Meine Herren, mir fcheint, daß der Herr Worredner im gegen= 
wärtigen Augenblid jeiner Snterpellation eine wejentlich andere 
Richtung gegeben bat, als ich nach dem Wortinhalt, und nach der 
jehr. furzen Motivirung derjelben annehmen fonnte. Er hat ihr 
jet bauptjählic die Spite dahin gegeben, ob die Königliche 
Staatsregierung fich befugt hält, einen Bertrag der Art ohne Mit- 
wirkung des Landtages abzufchließen over nicht. Daß dieje Frage 
bier in den Vordergrund treten würde, darauf konnte ich gar nicht 
gefaßt jein. Es it das eine wejentlich Ttaatsrechtliche Frage, deren 
Grörterung und Enticheidung bier aus freier Hand und brevi 
manu ich nicht herbeiführen mag. ch mache darauf aufmerflam, 
daß nicht etwa, wie aus den Neden und Andeutungen, die hier 
heute und früher gefallen find, gefolgert werden fönnte, daß diejer””) 
Vertrag mit Rußland ganz tolirt ftehe. Wir haben ja ähnliche 
Verträge, mehr oder weniger modificirt, mit den meiften anderen 
Staaten und auch mit den Nordamerifanifchen Freiltaaten wegen 
Auslieferung von gemeinen Verbrechern, die in der ruffiichen Eon- 
vention einen der Hauptpunfte bildet. Wir haben die ganz ana- 
loge Convention mit Dejterreich, und ich habe nie gefunden, daf; 
diefe dem Heren Abgeordneten bejonders unbequem gewefen jet; 
fie müßte meines Crachtens doch auch in den jchlefiichen Grenz: 
freifen ähnliche Uebelitände hervorrufen, namentlich, da Ste dur 
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eine Zolleonvention, die jehr viel weiter und tiefer in das Privat: 
(eben hineingreift, complicirt it. Alfo warum richtet fich die Klage 
immer nur”) nach diefer einen Seite hin? Sit die Schlefifche Be= 
völferung an der öjterreichiichen Grenze geduldiger und weniger 
zur Kritif geneigt, it te von größerem Vertrauen zu der Leitung 
der Auswärtigen Angelegenheiten bejeelt, wie die an der rufltichen 
Srenze? Ib muß es fait glauben, denn über die ganz analogen 
Berhältniife in viejer Nichtung it noch nie eine Klage erhoben 
oder zur Bafis einer Tendenzpolitit hier gemacht worden, während 
dieje rufltiche Gartellconvention allein diefe Ehre genießt von allen 
Auslieferungsverträgen, die wir mit jo vielen Staaten haben, einzig 
die Bafis einer Joldden — ich wiederhole das Wort — Tendenz- 
politif zu bilden !). ch möchte vor Tendenzpolitif wiederholt warnen. 
Wer bat nicht die früheren Regierungen und zwar vom Stand: 
punfte der Yandeswohlfahrt aus mit Necht getadelt über die Ten- 
denzpolitif, die vor etwa vierzig Jahren über das legitimiftifche 
Brineip mit Spanien und anderen Ländern getrieben wurde, 10 
nicht das objective Yandesinterejje, Jondern, ich möchte jagen, das 
Urtheil über die Negierungsform, die ein fremdes Yand jich ges 
geben hat, die Bafis der politiihen Beziehungen bildete. Hüten 
wir uns, Dies Yand zu jchädigen durch eine ähnliche Tendenz- 
politif! Wir find für die Art, wie die anderen Yänder regiert 
werden, Gott jei Dank, nicht verantwortlich, weder Sie, noch ich; 
wir find aber Alle einigermaßen verantwortlich dafür, wie wir die 
Wohlfahrt der deutichen und preußiichen Bevölkerung in richtiger 
Schonung der Beziehungen zu fremden Ländern wahren, ohne daß 
wir, wie e8 auch der Herr Vorredner zu meiner Freude abgelehnt 
bat, uns auf den Standpunkt der Kritit fremder Negterungen zu 
ftellen haben. 


Die Angelegenheit war damit erledigt. 


+ 
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5. Sißung des Herrenhaufes 
Donnerftag 17. December 1868. 


Der Abg. Guerard brachte im Abgeordnetenhaufe den Antrag ein: 
Das Haus der Abgeordneten wolle bejchliegen, dem nachfolgenden 
Gejegentwurf die verfafjungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen: 


Gejeß, 
betreffend die Abänderung des Art. 84 Abjat 1 ver Berfafjungs: 
urfunde vom 31. > 1850. 


Art. 


Der erite Abjat des Art. 84 E Berfafjungsurfunde vom 

31. Sanuar 1850 it aufgehoben. 

IRt.= 2. 

An dejjen Stelle tritt folgende Beitimmung: Keim Mitglied 
des Landtags darf zu irgend einer Zeit wegen feiner Abjtimmung 
oder wegen der in Ausübung jeines Berufs gethanen Neuße- 
rungen gerichtlich oder disciplinarifch verfolgt oder jonjt außer: 
halb der Verfammlung desjenigen Haufes, zu melden Ki als 
Mitglied gehört, zur Verantwortung gezogen werden (f. 0. ©.18). 


Das Abgeordnetenhaus trat über den Gejegentwurf in feiner 
8. Sitzung am 20. November 1868 in die Schlußberathung ein und 
nahm ihn, nachdem die Negierung durch den Mund des Mintjters Graf 
zu Eulenburg ihren Widerjpruh gegen die Gewährung der un- 
beichränften Nedefreiheit aufzugeben fich bereit erklärt hatte, in erjter 
und zweiter Lefung mit jehr großer Majorität an. Das Herrenhaus, 
dem der Entwurf zur verfaffungsmäßigen Genehmigung zuging, follte 
in feiner 5. Situng am 17. December 1868 in die Vorberathung 
dejielben eintreten. Graf Bismard, dur anderweitige Gejchäfte in 
Anspruch genommen, fonnte nur dem Anfange der Situng beimohnen 
und nahm daher Selegenbeit, unmittelbar nach Erledigung der üblichen 
Formalien vor Eintritt in die Tagesordnung über den an dritter Stelle 
zu behandelnden Gegenjtand jih zu äußern *): 


Sch bitte um hre Nachlicht, meine Herren, wenn ich vor der 
Tagesordnung das Wort ergreife über eine Sache, die auf der 
heutigen Tagesordnung steht. Sch bitte, mich damit zu entjchul- 
digen, daß dringende Dienjtgeichäfte es mir verbieten, der nädhjlten 
Zeit der Sigung, in der vorausfichtlih diefe Sahe zur Sprade 
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fommt, beizumwohnen, wenn ich mich auch gegen Ende der Situng 
wieder einfinden Fann. Es betrifft Nr. 3 der Tagesordnung, den 
Guerardichen Antrag, und ich glaube, dem Haufe eine Erklärung 
und Motivirung darüber Ichuldig zu fein, daß ich ungeachtet des 
Urtheils, welches ich über die Grundlagen des Antrages in diejen 
jelben Räumen von diejer Stelle früher ausgejprochen habe !), für 
denjelben jtimmen werde, wenn es mir geftattet ift, mich heute 
an der Abjtimmung zu betheiligen. ah werde dazu geleitet von 
der Ichon oft an diejer Stelle ausgejprochenen Weberzeugung ?), 
daß die Gelammtheit des conjtitutionellen Lebens eine NReihe von 
Compromifjen bildet, welche zu fördern zwijchen den verfchiedenen 
Sactoren ich als wejentliche Aufgabe einer conftitutionellen Negie- 
rung anjehe. Ein Compromiß fann niemals zu Stande fommen, 
wenn Niemand bereit ift, von feiner Weberzeugung einen Theil 
und auch von jeiner ehrlichen Weberzeugung — denn von einer 
andern reden wir nicht — wie es die meinige ift, den Mit: 
concurrenten beim Compromittiven zu opfern. Sch halte das für 
zwedmäßig und für die Stellung der Königlichen Staatsregierung 
für geboten, felbjt darnach zu handeln und die Unterwerfung unter 
diejes conjtitutionelle Gejeß der Vereinbarung nad Kräften zu 
fördern überall da, wo der Einzelne, ich will nicht jagen, durch) 
Aufgabe, aber doch durch Verzicht auf die Aussprache feiner Weber: 
zeugung ”) wejentlichere Nachtheile vom Gemeinwejen abzuwenden 
vermag. Das, glaube ich, it der Fall, der hier vorliegt. 

sch habe jelbit in meinen früheren Aeußerungen und bei der 
ihärfiten Verurtheilung des Brincips zu einer anderen Zeit immer 
hinzugefügt, daß ich praftifch auf dieje Frage einen jehr ent= 
icheidenden Werth nicht lege, jondern daß es mehr das theoretiiche 
Sefühl gefränkten Nechtsbewußtfeins war, welches meinen Wider: 
Itand gegen diejelbe bedingte ?). 

Wenn ic) nun diejes Gefühl gefangen nehme und nicht mit- 
Iprechen lajje, jondern befenne, daß ich gegen meine damals offen 
ausgejprochene Weberzeugung für den Antrag ftimme, und Sie 
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jelbjt erjuche, dafür zu Stimmen und dajjelbe Opfer der eigenen 
Ansicht dem gemeinjamen Verträani der verjchiedenen Factoren 
der aejeßgebenden Gewalt zu bringen, jo habe ich für nöthig ges 
halten, mich über den Wideripruch auszufprechen, der zwilchen 
meinen früheren Neußerungen in Ddiefen Näumen und meiner 
heutigen Abjtimmung obwaltet, und denjelben in der Weife zu 
motiviren, daß ich, als Minifter in einem Werfaffungsftaate, mic 
nicht für berechtigt halte, an meiner eigenen perjönlichen Weber: 
zeugung auf jede Gefahr bin feitzubalten, jondern unter Ume 
ftänden die Webereinitimmung der Gewalten und die Herftellung 
derjelben fir einen Zwed halte, dem ich nicht nur berechtigt, Ton: 
dern in meiner Stellung auch verpflichtet bin, Weberzeugungen, 
von deren Fallenlafjen ich einen praftiichen und wejentlichen Nach- 
tbeil für das Gemeinwejen nicht befürchte, im nterejje der Einig- 
feit, im Sntereffe des Compromifjes aufzugeben. 

Troß Diejer Befürwortung verjagte das Herrenhaus dem vom 
Abgeordnetenhaus angenommenen Gejegentwurf mit 73 gegen 41 Stim- 
men die verfaflungsmäßige Zuftimmung. 


7. Sißung des Serrenbaufes 


Sonnabend 19. December 1868. 


‚sn der 7. Situng des Herrenhaufes erjtattete die Jujtizcommifjion 
über den von der Negierung vorgelegten Gefegentwurf, betreffend die 
juriftiichen Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren Juftizdienite, 
dur Obertribunalsrath Bloemer Bericht. Derjelbe gab dem Grafen 
Bismard zu folgenden Bemerkungen Anlaß *) : 

No erareife zunächit das Wort, um die Nechte der Krone 
gegen die beichränfende Auslegung zu verwahren, welcher der Herr 
Referent auf diejer Tribüne Worte gab. "Nach der Anficht des 
‚Herrn Referenten wäre Se. Majeität der König nicht”*) befugt, 
zu den höheren Berwaltungsämtern Berjonen zu ernennen, welche 
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nicht die vorgejchriebenen Prüfungen bei der Graminationscom- 
mijfton gemacht haben )). 

Den juriftiich wiljenschaftlichen Beweis, warum die Deduction 
des Herrn Neferenten nicht zutrifft, überlaffe ich dem Herrn AJuftiz- 
minifter und jeinen DBertretern. ch erlaube mir hier nur die 
Krone gegen eine Beichränfung zu verwahren, welche um jo un- 
annehmbarer it, als die Negterung verfaffungsmäßig für ihre Be- 
amten nach allen Richtungen bin verantwortlich ift, und als mit 
diejer Berantiwortlichfeit eine Jolche Beichränkung im conititutionellen 
Staate noch unverträglicher it als vor Emanation der Berfaflung. 
sch verwahre mich um jo mehr dagegen, als bier ein Necht der 
Krone angefochten wird, in dejien vollitem Belite fie ich befindet, 
was jte, jo lange ich lebe, und zu Ihrer Aller Kenntniß vielfach 
ausgeübt hat. ch erinnere an die vielen DOberpräftventen, Bräft- 
denten, die zweifellos umd vorzugsweie zu ven höheren Verwal- 
tungsbeamten gehören, die anderen Lebensfreifen entnommen find, 
bis auf die allerneueite Zeit nach) 1866 hinein. Sie greifen damit 
an eine der beiten Traditionen der preußifchen Monarchie, an die 
‚steiheit der Bewegung des Köntathums, an das Necht des Königs, 
die Befähigung überall da aufzujuchen, wo fie zu finden ift. 

Wenn Sie diefe Freiheit der Negierung mehr als bisher in 
bureaufratifche Formen einflammern wollen, dann machen Sie 
beijpielsweije eine jo rühmliche Yaufbahn, wie die des Minifters 
Rother, welcher vom Gantonijten eines Neiterregiments zu der 
Stellung eines der ausgezeichnetiten Minifter durch alle Stadien 
des Dienjtes aufgerüdt it”), zur Unmöglichkeit; hätte er eraminirt 
jein müljen, jo wäre Preußen um feine Dienjte gekommen. 

‚co trage fein Bedenken, diejes von der Krone geübte Necht 
aufs Allerbeitimmteite in Anjpruch zu nehmen und dies für eine 


') Obertribunalsratd Bloemer: „Das Gejet jtellt nur die Bedingungen 
auf, unter denen fünftig in unjerer Monarchie die Anjtellungsfähigfeit im Juftiz- 
dienjt erworben werden fann.” Den bisher geltenden gejeslichen Bejtimmungen 
über die Prüfung im höheren Verwaltungspdienit erkannte er nicht ven Charakter 
von Sejegen zu, jondern nur. von vorübergehenden Anordnungen der Negierung. 
Nur die Ablegung der im neuen Gejet vorgeichriebenen Prüfungen erfannte er 
als gejegliche VBorbedingung für den höheren Verwaltungsdienft an. 

°) Chriftian v. Rother, geb. 14. November 1778, geit. 7. November 1349, 
war von 1836 bis 1848 preußifcher Staatsminifter. 
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rage zu. erklären, in der die Negierung an ihrer Auslegung un= 
bedingt feitzuhalten für ihre Prlicht erachtet. 

Was die vom Heren Vorredner !) zulegt geitellte Frage über 
die Abfichten der Negierung in Betreff der Verwaltungsbeamten 
anbelangt, jo nehme ich zwar Anjtand, eine vollitändige Auskunft 
darüber zu geben, in einem Augenblide, wo das Staatsminifterium 
noch nicht darüber berathen hat; ich würde hier Nichts vertreten 
fünnen, worüber der Beichluß meiner Collegen nicht vorliegt. Daß 
überhaupt eine Nenderung in vdiejer Beziehung beabiichtigt wird, 
fann ich wohl conjtatiren, und daß dabei ein jtärferes Zurüd- 
greifen auf_die Kräfte, welche der AJuftizdienit für die Verwaltung 
vorbereiten fanı, beabjichtigt wird. Die jetige Einrichtung der 
Nerwaltungscarriere ift vielfach als ein Palladium, als eine der 
Unterlagen der Größe der preußiichen Monarchie dargeitellt worden. 
Nach meinen Eindrücken muß ich behaupten, daß tro& diejer Ein- 
richtung die preußische Monarchie den Weg genommen, den jie, 
wie wir jehen, zurücdgelegt hat, und daß es wejentlich für die 
Türhtigfeit der Menjchenrace Ipricht, die Preußen bewohnt, wenn 
die aus ihr hervorgehenden Beamten durch die bejtehenden Ein- 
richtungen nicht verhindert worden jind, dem Staate jo wejentliche 
Dienite zu leiften, wie fte geleiitet haben. Wer in der mintiteriellen 
Stellung die Schwierigkeiten gejehen hat, die bei der Beurtheilung 
der Berjonen hervortreten, wenn es fich darum handelt, Stellen 
zu bejegen; wer Gelegenheit gehabt hat — und alle Aelteren unter 
Ihnen werden dieje Gelegenheit gehabt haben —, aufitrebende, 
friiche, in den Staatsdienit eintretende Kräfte im Alter von 20 
bis 30 Fahren zu beobachten, und dieje jelben Kräfte nach 18 bis 
30 Jahren wiederum in Geftalt alter Afjejloren oder gebrochener 
Regierungsräthe beobachtet, der wird fich jagen, daß in den jegigen 
Einrihtungen Etwas liegen muß, was die Mannesfraft zerjegt 
und frühzeitig abnusgt, und was abgeändert werden muß, wenn wir 
vüftige Kräfte in die höheren Stellen bringen wollen. Wie das 
zu erreichen jei, darüber fann ich mich noch nicht ausfprechen, ohne 
meinen Herren Collegen vorzuareifen, aber über einen Bunft fteht 


') Brofefjor Tellfampf fragte, was das Staatsminijterium in Beziehung 
auf das zweite Examen der Verwaltungsbeamten beabfichtige. 
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diefe Erwägung bereits feit, und ich erlaube mir da der Special- 
debatte injoweit vorzugreifen. Es ift der Art. S, die Frage, ob 
die Betheiligung der jüngeren AYuftizbeamten am adminiltrativen 
Dienit obligatoriih gemacht werden joll oder nicht). Die Regie: 
rung wünjcht dringend, daß ihr geftattet werde, an ihrer Vor: 
lage feitzubalten. Nach jorgfältiger Erwägung der dienftlichen 
Erfordernijje, die fie an den Nichterftand glaubt stellen zu”) 
müjjen, it jte nach dem Antrag des Herin Yultizminifters — aljo 
nicht, wie es in der Commiffton angegeben worden it, gegen 
dejien Willen — bei diejer Beltimmung stehen geblieben. Sie 
glaubt, daß es von hohem Werthe it, daß der Richter die Admini- 
ftration, die Administration den Nichter, daß vdieje fich gegenfeitig 
fennen lernen, und daß dies nicht bloß zur Erleichterung der in 
Bezug auf die Verwaltungsbehörden zu treffenden Einrichtungen 
gereicht, jondern es ift unjerer Meinung nach ebenjo wejentlich 
im interejie des „uftizvienftes, daß die Nichter nicht nur die 
Gelegenheit, jondern auch die Nothwendigfeit haben, fich Die- 
jenige vielfeitigere Ausbildung zu verjchaffen, die durch Die 
Arbeiten bei Behörden außerhalb des ftrengen AJuftizdienftes ge- 
fördert wird, die wir wenigftens davon erwarten. Daß nicht Ge- 
legenbeit jein jollte zu diefer Beichäftigung, fan die Regierung 
nicht zugeben. Es ift dies, wie ich höre, in der Commiffion ans 
gedeutet worden, aber, wie ich glaube, wohl nur deshalb, weil 
man den Begriff der Adminiftrativbehörde zu eng gezogen bat; 
wenn man dabei bloß die Negierungscollegien verjtanden haben 
wollte, jo fönnte der Einwand zutreffend fein. Aber wir find 
davon ausgegangen, daß ebenjoqut die größeren und fleineren 
Commumalbehörden, Magiitrate, LYandrathsämter und andere, die 
ich hier nicht aufzählen will, ebenjogut unter diejenigen Stellen 
gehören, die für den jungen richterlichen Candidaten, der bei ihnen 
arbeitet, geeignet find, ihm eine vieljeitigere Ausbildung und ein 
flareres Bild von dem ganzen Näderwerf des preußiichen Staates 


*, ©. 120a. 

') $ 8 des Negierungsentwurfs lautete: Sie (die Neferendarien) find 
während diejer (vierjährigen) Vorbereitungszeit bei Gerichten erfter und zweiter 
Snftanz, bei der Staatsanwaltichaft, bei Nechtsanwalten und auch bei einer 
Vermwaltungsbehörde für die Dauer eines Jahres zu beichäftigen. 
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zu geben, als der reine Yuftizdienit. Sch bitte daher die hohe 
Verfammlung, vdiejen Saß nicht als zufällig oder gleichgültig zu 
betrachten, jondern die Königliche Staatsregierung legt in ihrer 
Gejammtheit den größten Werth auf die Beibehaltung des S 5 
in jeiner urjprünglichen Faljung. 


Der Gejegentwurf wurde angenommen und zwar mit $ 8 in der 
Faflung der Negierungsvorlage. 


30. Sißung des Hanfes der Adgeordneten 


Sonnabend 9. Januar 1869. 


Ber der Berathung des Etats für 1869 beantragte der Abg. 
Imwejten, in Gap. 11 der Cinnahme als neuen Cinnahmetitel in den 
Etat einzufchieben: „Beitrag des Herzogthbums Lauenburg zur Verzinfung 
und Tilgung der laut Gejeg vom 23. März 1868 übernommenen Staats: 
ihuld für die Jahre 1868 und 1869: 130500 Athir.” Er begründete 
denjelben damit, daß nach dem Gejet vom 23. März 1868, durd) 
welches Preußen die Schuld der drei Herzogthümer im Betrage von 
21750000 Nthlen. auf den preußiichen Staat übernommen habe, die 
Negierung verpflichtet jei, Lauenburg zur Iheilnahme an den Zajten 
diefer Schuld heranzuziehen. Da Lauenburgs Verhältnig zum preußi- 
ichen Staate noch immer nicht geregelt jei, fünne dem preußiichen 
Staate nicht zugemuthet werden, für einen fremden Staat Lajten zu 
übernehmen. Die Verpflichtung Lauenburgs zur Zahlung eines jeiner 
Bevölkerungszahl entjprechenden Beitrags zur Verzinfung und Tilgung 
der Schuld jei von der Regierung jelbjt anerkannt worden; ihr erwache 
daraus die Pflicht, Lauenburg zur Zahlung zu veranlafjen bezw. zu 
zwingen. Nachdem noch der Abg. v. Seydemwig gegen, der Aba.v. Benda 
für den Antrag Twejten gejprochen hatte, erhob ji Graf Bismard*): 

sh bitte um Entjchuldigung, wenn ich vielleicht etwas zu= 
Jammenhanglos in eine Discuffton eingreife, der ich bisher nicht 
babe folgen fönnen. Die Arage, um die es jich handelt, ijt die: 
it das Herzogthbum Lauenburg jchuldig, die ihm angejonnene 
Zahlung reip. Verihuldung zu übernehmen over nicht? Wenn es 
Ihuldig und zahlungsfähig it, jo fönnte diefer Bojten als ein 


*) StB. 9872. — Dal. Bo. III 406 ff. 
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liquider, als eine Einnahme, die dem Finanzminifter wirklich zu 
Gebote fteht, in das Budget aufgenommen werden; wenn darüber 
aber auch nur Zweifel find, deren Erledigung eine gemwilje Zeit 
erfordert, eine Zeit, die vielleicht diejes Budgetjahr überjchreitet, 
dann jcheint es mir doch bedenklich, den Herrn Finanzminifter auf 
eine Einnahmequelle anzuweijen, welche nicht flühlta üt. ch Teße 
voraus, daß die Majorität diefer Verlammlung, gejtüßt auf den 
Iiener Friedensvertrag, annimmt, das Herzogthum Lauenburg 
jei jchuldig, diefe Zahlung zu leisten rejp. zu übernehmen; ich bin 
gewiß, daß im Herzogthum Lauenburg und bei den dortigen 
Ständen — die ebenfalls ihr Steuerbewilligungsrecht haben, jo 
beichräntt ihre Befugniffe auch fonit fein mögen, und Die Die 
Steuern, mit denen e8 zu Ddeden wäre, freiwillig bewilligen 
mülen — die Anficht eine entgegengejegte it, und dieje Anficht 
hat jich Ichon vor Jahr und Tag und länger in VBerwahrungen 
von dorther Luft gemacht. Nehmen Sie einfach diefe Meinungs: 
verjchiedenheit zweier fteuerbewilligender Körper, jo werden Sie 
darüber doch nach Fhren eigenen Brincipien nicht jo ohne Weiteres 
binweggeben wollen; denn der Umstand allein, daß Preußen groß 
it und Lauenburg Fflein, fann Sie gegen die Kechtsfrage, die 
darin steckt, nicht blind machen. ch will auf die Nechtsfrage bier 
nicht im Detail eingehen; es würde dies”) einen weitläufigen 
biftorischen Nücdblid in die Finanzverhältnifie des Herzogthums 
Yauenburg innerhalb der dänischen Monarchie bedingen und eine 
völferrechtlihe Erwäaqung, inwieweit ein Eroberer verpflichtet und 
berechtigt it, ein unverjchuldetes Yand an den Schulden anderer 
von ihm eroberter Länder zu betheiligen. ch glaube, das findet 
an einer anderen Stelle ebenfogut Plag: ich will mich hier nur 
an die Thatjache halten, daß Preußen glaubt, dies zu fordern zu 
haben, Yauenburg glaubt, e& nicht jhuldig zu jein. Daß zufällig 
eine Gemeinschaft des Minifteriums zwijchen beiden eriftirt, ift jo 
wenig entjcheidend, als etwa bei einer Forderung einer preußiichen 
Trovinz an eine andere die analoge Thatjache allein die Frage 
erledigt oder das Minifterium berechtigt, auf adminiftrativem Wege 
zu enticheiven. Auf eine ftreitige Forderung den Herrn Finanz: 
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minifter anzuweilen, halte ich nicht für richtig; die Negierung auf 
eine Gewaltthat gegen ein Kleines Yand anzumeilen, welches aller- 
dings in unjeren Händen it und fich nicht zu wehren vermag, 
halte ich auch nicht für zuläffig; das Herzogthum Lauenburg hat 
in feiner Weile uns zur Anwendung von Gewalt berechtigt, es 
hat eine jolche Behandlung von Preußen nicht verdient, und je 
machtlojer es it, Jich der Gewalt zu erwehren, deito vorjichtiger, 
glaube ich, müjjen wir in Erwägung jeiner Nechte verfahren. Das 
Herzogthbum Lauenburg bat den Vorzug, mit Preußen denjelben 
Souverän zu haben, den auch ich nur als eine Stufe zur vollen 
Einverleibung anfjehe, und die legtere nur als eine Zeitfrage. Es 
bat ihn von Haufe aus mit einer nach jeiner Kopfzahl erheblichen 
Schulvdenlait bezahlt, indem diejenige Summe, mit welcher der 
öfterreichiiche Antheil angefauft worden ift, lauenburgiiche Yandes- 
ichuld geworden ift und diefe Schulden aus den Kafjen des Yandes 
verzinft werden. Cs bat außer diefer VBerzinfung erhebliche Ein: 
nahmen anderer Art opfern müjjen, ohne dafür eine Entichädigung 
zu befommten, wie fie jonjt wohl bei anderen VBerhältniffen in Aus- 
ficht genommen wäre. Sch bemerfe beifpielsweije: es ift der jehr 
bedeutende ITranfitzoll der lauenburgiichen Verwaltung aus Nücd- 
jicht auf den Berliner Verkehr mit Hamburg ohne Aniprud auf 
Entihädiqung fallen gelajjen, der jehr wohl in der Lage, in welcher 
ih der lauenburgiiche Minifter befand, als Anlaß zu Entjchädi- 
aunasanjprüchen bei dem Beitritt zum Zollverein hätte geltend 
gemacht werden fünnen. 

sb möchte allo bitten, fordern Sie die preußiiche Negierung 
zu einer Sewaltthat gegen diejes Yand nicht auf, zu ver ich wenig: 
jtens in meiner Stellung die Hand nicht darbieten fann. Wenn 
bier eine Verjchiedenheit in der Nechtsauffafiung zwijchen den zwei 
Staaten vorhanden it, wenn Ddiefes Land, welches das einzige 
unter den drei Herzogtbümern ift, welches uns freiwillig ent: 
gegengefommen it, und zu einer Zeit, wo die Gejchide der 
Zukunft noch jehr ungewiß waren, feinen Wunjch und jeinen 
Willen, Breußen anzugebören, öffentlich Fundgegeben hat — der 
Sat vollendet ji von jelbit, ich weiß nicht, warum ich es 
thun joll. ch will lieber, anftatt Sie mit Deductionen zu er: 
müpden, übergehen auf einen praftiichen Ausweg, den ich als 
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Piniiter für Lauenburg dem preußiichen Finanzminilter vorges 
ichlagen babe, den Ausweg des Sciedsgerichts. Denn, meine 
Herren, wenn man jich nicht darüber einigt, jo bietet der Art. 76 
der Nordveutichen Bundesverfafjung !) den Weg, wie zwijchen zwei 
Bundesitaaten — denn das find Preußen und Yauenburg doc 
immer, jo groß das eine und jo flein das andere auch jein 
möge — Nechtsftreitigfeiten erledigt werden fünnen; oder im Wege 
des Schiedsgerichts, etwa durch die preußischen Kronjuriften, oder 
eine Commiffton aus denjelben oder eine Univerfitätsfacultät, furz 
irgendwie ein Schiedsgericht. Können wir uns zwijchen Lauen= 
burg und Preußen über ein Schiedsgericht, welches den definitiven 
Spruch über die Rechtsfragen fällen joll, veritändigen, jo üt es 
gut, fünnen wir das nicht, jo bietet meines Eradhtens der Art. 76 
auch dem Lleinjten”) Bundesitaate Schuß gegen Vergewaltigung. 
Das it ein Weg, der mir einem jo webhrlojen Gegner gegenüber 


“doch rechtlicher ericheint, als der Appell an die Gewalt, die ja 


zweifellos in unferen Händen it. 


Der Aba. Yasker beitritt zunädjit, daß man auf ver Linken daran 
venfe, durch Krieg oder irgend welde andere Gewalt die Forderung 
geltend zu machen. Die Frage fei eine reine Nechtsfrage, die für 
Preußen bereits durch das im Vorjahr mit Zuftimmung der Negierung 
bejchloffene Gefet entichieden jei. Genen Lauenburg dankbar zu fein, 
habe Breußen feine Weranlafjung, jo lange es jich iträube, jich an 
Preußen anzujchließen, und fortfahre, jich als jouveränen Kleinjtaat zu 
gebärden. Mit dem Anfchluß Lauenburgs werde augenblidlich Preußens 
Nechtsanfpruh jchwinden, da alle Provinzialfchulden auf den Staat 
übernommen würden. Graf Bıismard erwiderte”*): 


Als der Herr Vorredner damit begann, dieje Frage als eine ““”) 
Nechtsfrage zu bezeichnen, Jo gab ich mich der Hoffnung hin, daß 
er fich weientlich mit dem von mir angedeuteten Standpunkte ein- 
veritanden erklären würde, indem ich gerade auf den Weg pro= 


) ©. 988a. 
**) StB. 989. 
***) Die Worte „Frage als eine” fehlen im StB. - 

') Streitigfeiten zwifchen verjchiedenen Bundesjtaaten, joweit dielelben 
nicht privatrechtliher Natur und daher von den competenten Gerichtsbehörden 
su entjcheiden find, werden auf Anrathen des einen Theils von dem Bundes- 
rathe erledigt. 


Wege zur Löfung der Rechtsfrage. — Der Wiener Friede. Ss) 


vocirt hatte, auf dem man Rechtsfragen zu entjcheiven pflegt. C8 
hat mich überrajcht, daß ein jo ausgezeichneter Nechtstenner, wie 
der Herr Vorredner, darauf ein bejonderes Gewicht legt, daß die 
eine Bartei, Preußen, fich über ihr Necht ganz Klar jei. Das 
pflegt in allen Procejjen der Fall zu fein, denn jonjt würde man 
es auf einen Proceß nicht ankommen lajjen. Ach Fonnte nicht 
darauf gefaßt fein, daß der Herr Vorredner dieje Nechtsfrage zum 
Nachtheil von Lauenburg einfach durch ein preußiiches Gejeß zu 
entiheiden beabjichtige, wie dasjenige, auf welches hier Bezug ges 
nommen ijt. Es läge dann noch näher, diefe Frage einfach durch 
den Wiener Frieden für entfchieden anzujehen. Diejelbe Perjön- 
lichkeit, welche jett Minifter von Lauenburg tt, hat den Wiener 
Frieden unterzeichnet. Sb hatte aber in feiner Weife den Beruf, 
damals lauenburgiiche Nechte wahrzunehmen; es jchten unter Um: 
ftänden, falls die Zukunft fi weniger aünftig für uns geftalten 
jollte, vielleicht nüßlich, daß Lauenburg mit Schulden belajtet jei, 
denn jeder mit Schulden belajtete Yandestheil war leichter zu er= 
werben und bot eine Handhabe. ch hatte damals nicht den DBe- 
ruf, lauenburgische Nechte wahrzunehmen, ich habe ihn jegt, und 
. das ändert meine Stellung zur Sache, e3 ändert meine Pflichten. 
Die Herren eritreben die Einverleibung von Lauenburg und wollen 
eine Preifion dahin ausüben. ch glaube faum, daß Dies er- 
forderlich ift. 

Die Einverleibung wird von jelber fommen, wenn man ihr 
Zeit läßt; fie zu erzwingen durch einen Drud — ja, id) weiß 
nicht, ob das richtig gehandelt it diefem Lande gegenüber. Der 
Herr Vorredner Enüpft aber daran einen gewiljen Vorwurf, daß 
bei der Erwerbung von Lauenburg nicht jofort zur Einverleibung 
geichritten worden jei. Meine Herren, erinnern Sie fich der da= 
maligen Situation! Wir waren noch nicht jo glücklich, für unfere 
Rolitif die Zuftimmung diefes Haufes zu haben, wir konnten nicht 
darauf rechnen, daß unjere Anträge bier ohne Weiteres durchgehen 
würden; die ganze Politif, welche wir betrieben, wurde auf das 
Schärfite befämpft. Wir mußten darauf gefaßt jein, daß irgend 
ein Modus der Erwerbung, zu welchem wir die Zujtimmung des 
Haufes bedurften, dieje Zuftimmung ebenjowenig gefunden haben 
würde, wie die Geldbedürfnifie, die wir damals hatten. Gott jei 
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Dank liegt diefer Zeitraum weit hinter uns, und ih bin nur durch 
den NWorwurf, der fih auf”) die Vergangenheit bezieht, durch den 
Appell an die Situation der Vergangenheit genöthigt”"), unjer 
damaliges Verhalten in Jhren Augen, wenn nicht zu rechtfertigen, 
jo doch zu erklären; denn an ft würde eine willfürlihde Schöpfung 
eines neuen Kleinftaates eine unerkflärliche und mit unjerer Bolitif 
unverträgliche Sache Jein. 

‚sch appellive wiederholt an den Heren Vorredner und jeine 
Gefinnungsgenofien, daß Tte dieje Frage wirklich als das, als was 
fie Jich charakterifirt, als eine Nechtsfrage behandeln mögen. Der 
Weg, den ich vorichlage, der Weg, mit dem der Königlich preußische 
Sinanzminifter fich jeinerjeits bereits einverftanden erklärt hat, it 
der Weg eines jchiedsrichterlichen Verfahrens, und nur in dem 
alle, daß über ein jchiedsrichterliches Verfahren feine Verftändi- 
aung erfolgt, der Appell an den Bund, dem die Aufgabe obliegt, 
Streitigkeiten zwijchen den Bundesftaaten zu jchlichten, die ich zur 
gerichtlichen Enticheidung nicht eignen. Der Herr Vorredner jcheint 
anzunehmen, diefe eigne Jich dazu, ich frage aber: wo ift das 
competente Gericht? Wollen Sie gegen die lauenburgiihe Negie- 
rung bei den lauenburgifchen Yandesgerichten Elagen? — ch glaube 
nicht, daß Sie die Abficht haben, in das Befinden diejer Gerichte 
die Enticheidung zu legen. Auf eine Sache, die noch litispendent 
it, über die ein richterliches oder Tchiedsrichterliches Befinden erit 
beabfichtigt wird, den Finanzminifter als auf eine flüjlige Nevenuen- 
quelle anzumweien, das halte ih in der That nicht in unseren 
financiellen Grundjägen begründet, und Sie fünnen daraus, daß 
der Herr Ainanzminifter dazu die Hand noch nicht bieten will, 
nicht Ichließen, daß er jeinerjeits das Necht aufgibt. Nicht jedes 
Hecht, welches ich Fünftiq zu realiitren denfe, fanıı ich durch Baar: 
zahlung vor der Zeit escomptiren, jondern ich muß abwarten, bis 
ich die volle Sicherheit habe, daß Ddiefe Nevenue an einem be= 
jtimmten Termin auch flüfig werden wird, ehe ich fie in das 
diesjährige Budget aufnehmen Fann. 

Der Abag. Twejten betonte nochmals, dal die Nechtsfrage für 
Preußen entjchteden jei, daß Graf Bismard als Mintiter für Lauen- 
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burg nicht bezweifeln fünne, was er als Minifterpräftvent dur Zu: 
jtimmung zu dem Gejet vom 23. März 1868 anerkannt habe. ern 
liege es dem Abgeordnetenhaus, den Minijterpräfidenten zu einem Ge- 
waltjtreih gegen das Herzogtum Lauenburg auffordern zu wollen; 
doch müfje die Negierung zeigen, daf es ihr Ernit jet, ein von ihr 
jelbjt promulgixtes Gefet auch wirklich auszuführen. Ob die Einnahme 
wirklich eingehen werde, jei ohne Bedeutung; denn ginge das Geld 
nicht ein, jo werde der Poften wie andere unfichere Einnahmen als 
Nefteinnahme auf das fünftige Jahr zu übertragen jein. Graf Bis- 
mard entgeanete*): 

Der Herr Abg. Tweiten bat die Sache jo dargeitellt, als 
handelte es Fich bier lediglich um eine Forderung einer Negie- 
rung gegen eine Regierung. Wenn die Sache allein jo läge, dann 
wäre fie leicht dadurch erledigt, daß ich der mir als lauenburgijchem 
Minifter untergeordneten Regierung zu Yauenburg die Anweilung 
ichide, zu zahlen. Wie aber jchafft jich diefe Negierung Geld? 
Sie muß Steuern ausjchreiben, denn die glücliche Yage des LYandes, 
das es ohne Steuern jeinen Verpflichtungen genügen fünnte, ge 
hört der Vergangenheit an. Es handelt fich alfo um eine Fordes 
rung von Land zu Land, um eine bisher nicht beitehende Be- 
laituna der lauenburgijehen Steuerpflichtigen, und deshalb habe 
ich vorhin darauf angejpielt, daß vie Stände diejes Fleinen Yandes 
verfafjungsmäßig ein Steuerbewilligungsrecht befißen. 

Daß die Entjcheidung einer jolchen Streitigfeit auf dem recht: 
lichen Wege etwas jo Unzuläffiges und faum ernithaft zu Nehmen- 
des jei!), wie der Herr Abg. Tweiten es aufzufajlen jchien, 
fann ich doch nicht zugeben. ch babe jchon vorhin gejagt, daß 
jehr leicht Brocejje preußiicher Provinzen gegen einander denkbar 
find, und ich bin überzeugt, Tte Tind vorgefommen, zur Zeit der 
Yeiltungen der NKriegscontributionen, im Anfange diejes jahr: 
bunderts, wo gewilje Ausgleichungen jtattgefunden haben; ich glaube 
nicht, daß damals Alles ohne vichterliches Erfenntniß abgegangen 
it. Es pafjiren ja noch viel eigenthümlichere Dinge: es Flagt der 
eine preußiiche Fiscus gegen den andern, aus dem einen Nefjort 
gegen das andere. Das mag eine wunderliche Außenjeite haben, 
StB. 990b. 

') Der Abg. Twejten hatte gemeint, daß das vorgejchlagene jchieds 
richterlihe Verfahren einen „etwas fomiihen Anstrich“ haben werde. 
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aber nach unferem Staatsrecht ift das bisher vollftändig begründet, 
und ich weiß nicht, warum Sie den Nechtsweg in diefer Sache 
gerade einen jo Schwachen Gegner gegenüber zurücdweifen wollen. 

Der Herr Abg. Tweiten hat ebenfalls fich dagegen verwahrt, 
als wenn man mir irgend eine Gewaltthat gegen das Herzogthum 
Lauenburg zumuthete, und hat diejen Ausdrudf mit Vroteft zurücd- 
gewiejen, aber in demfelben Athem fordert er mich dazu auf. 
Wenn die Herren fich der Deduction des Herin Abgeordneten 
erinnern, jo hat er gejagt: wenn die Königliche Herzogliche Negie- 
rung nur befehlen wird, jo wird fte die Sache jchon durchjegen, 
d.h. wir legen”) dem Yande die Steuer auf, und wenn fie nicht 
qutwillig gezahlt wird, jo Ichiefen wir den Erecutor. Das nenne 
ih Gewalt, denn auf Gefechte werden es natürlich die Yauen- 
burger nicht anfommen lafjen, 

(Heiterkeit. ) 

jondern die Uniform eines Erecutors in der Ferne genügt, um 
zu conftativen, daß wir entjchlojfen find, Gewalt zu üben, und 
dazu läßt man es nicht fommen. ch möchte nochmals zur ©e- 
duld in Betreff der Einverleibung ermahnen, fie nicht auf in- 
direetem Wege erzwingen zu wollen ). Sie wird ohnedies fommen, 
und als Beweis, daß wir in diejer Nichtung nicht müßig gemwejen 
find, führe ih Ihnen an, daß wir bereits vor fait einem Yahre 
einen bejonderen Commifjar hingejchiet haben in der PBerjon des 
Herin v. Ompteda, ver lediglicd mit dem Auftrag dorthin ge- 
gangen ift, dieje Einverleibung duch Verhandlungen und Herbei- 
führung eines Vergleiches vorzubereiten und einen Vergleich über 
die Einverleibung des Herzogthums in den preußischen Staat ans 
zubahnen. Daß die Vorarbeiten vielleicht raicher von Statten ge= 
gangen jein würden, wenn ich nicht durch Krankheit fait acht 
Monate von den Gejchäften fern gehalten worden wäre, das fanı 
jein, vielleicht hätte auch ich einen Widerjtand gefunden, den ic) 
in der Zeit nicht überwunden haben würde. Aber wenn der 
Herr Abg. Tweiten vier Jahre Ichon eine unerträglich lange Zeit 
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die lauenburgiiche Angelegenheit endlich zu regeln. 
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findet, daß ein jo fleines Yand feine Selbitändigfeit vertheidigt, 
jo möchte ich ihn darauf aufmerfiam machen, daß er immer noc 
ein Jahr Zeit hat, um zu diefer Frilt zu gelangen, denn es jind 
er drei Jahre jeit der Erwerbung. 


er Antrag Twejten wurde mit geringer Mehrheit abaelehnt. 


39. Sißung des Haufes der Abgeordneten 


Donneritag 28. Januar 1869. 
< u 


Sn der 39. Situng des Abgeordnetenhaufes jtanden zur Be: 
rathung die Gejegentwürfe, betreffend a) die anderweitige Feititellung 
der Wahlbezirfe für das Haus der Abgeordneten, b) die fernere Gel- 
tung der Verordnung vom 30. Mat 1849 für die Wahlen zum Haufe 
der Abgeordneten in den durch die Gejete vom 20. September und 
24. December 1866 mit der preußischen Monarchie vereinigten Yandes- 
theilen. Das Geje sub a) fand Widerjpruch auf der Linken; 
die anderweitige SelFelung der Wahlbezirfe innerhalb der alten Pro- 
vinzen wurde hier wie ein Verjuch betrachtet, die oppofitionelle Majo- 
rität zu bejeitigen und durch eine regterungsfreundliche zu erjegen, und 
um Stimmung gegen den Vorfchlag zu machen, warfen ich die Gegner 
der Neaterung zu Vertheidigern des Bejtehenden auf: „man dürfe nicht 
zu oft an der Grundlage rütteln, auf der die Yandesvertretung beruhe“. 
Im Wivderjprucd damit jtand es, wenn die Yinfe die Beibehaltung des 
Dreiclajieniyitems, das der Minifterpräfident im Neichstage für das 
widerfinnigjte und elendejte Wahliyitem bezeichnet hatte, anariff und 
eine gründliche Reform des ganzen Wahliyitems forderte. in den 
Kampf für und aeaen die Vorlage ariff Graf Bismard mit folgender 
Nede ein“): 


Wenn ih mich als Minifter der Vorlage, welche Sie Ddis- 
eutiren, angejchlojjen habe, ungeachtet der Abneiqung, die ich gegen 
das Dreiclafjenwahlgeieg befannt habe!) und noch bege, jo bin 
ich dazu geleitet worden einmal in Bezug auf die Eintheilung der 
Wahlkreiie durch das Worhandenjein der betreffenden Verwaltungs 
freife, indem ich in unfjerem jtaatsrechtlihen Zuftand den ges 


” StB. 1281b. 
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eignetiten Punkt zur Anknüpfung des Wahlvechtes, zur Ausübung 
corporativer Nechte, zur Ausbildung des corporativen Bewußtjeins 
in den einmal beitehenden Kreifen jehe. Außerdem hat mich ein 
anderes Motiv abgehalten und, wie ich aus der bisherigen Dis- 
cuffion und aus der Stellung der Amendements entnehmen muß, 
ein allerdings ungerechtfertigtes; es war eine gewilfe Scheu, tiefer 
in die Verfaffungsbeitimmungen einzugreifen, als abjolut noth- 
wendig wäre. ch babe die Bejorgniß gehegt, Sie wirden jede 
verfafiungsmäßige, grundgefeglihe Beltimmung in höherem Grade 
als ein noli me tangere behandeln, und der Verluh, das Wahl- 
geleß zu discutiven und zu veformiren, würde auf eine weniger 
günftige Aufnahme in Jhrer Mitte jtoßen. sch babe mich darin 
getäufcht und werde mir dieje Belehrung in der Zufunft als Richt 
ichnur dienen laffen und annehmen, daß das beitehende Wahlgejeß 
von Khnen nicht in dem Mate hochgehalten wird, als ich es ge= 
glaubt babe; ich wide jonjt vorgezogen haben, jchon jest im 
Schooße des Minifteriums VBorfchläge anzuregen, die das Wahl- 
aejeß der Monarchie mit dem des Bundes mehr in Einklang 
bräcdten. Es hat der Königlichen Regierung und den Bundes- 
behörden ja von Anfang an nahe gelegen, auf eine VBereinfahung 
des jeit 1866 gejchaffenen Näderwerfes hinzumwirfen, und die Frage, 
auf welche Weife dies zu gejchehen habe, auf welche Weije dies 
möglich jei, hat uns vielfach auch”) vor diejer heutigen Anregung 
bejchäftigt. Daß es im Wege einer einfachen „yventiftetrung der 
Abgeordneten des preußiichen Staates in beiden Körperjchaften 
nicht thunlich it t), woill ich verjuchen nachzuweifen, nicht um die 
Tendenz, die jich darin ausjpricht, zu befämpfen, jondern nur, um 


5):5..12822: 
') Darauf zielte der Antrag des Abg. v. Kardorff: 
Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
in Anbetracht, das das Nebeneinanderbejtehen der beiven großen 
parlamentarifchen Körperfchaften, des Preußifchen Landtags und des 
Norddeutichen Reichstags, nur ald ein Broviforium betrachtet werden fann: 
der Königlichen Staatsregierung zur Erwägung zu geben, ob es id) 
nicht im allgemeinen politiichen Interefje empfehlen dürfte, die Zus 
fammenjetung des preußiichen Abgeordnetenhaufes in Bezug auf Ab- 
grenzung der Wahlbezirfe, Wahlmodus und Zahl der Abgeordneten 
mit der des Neichstags in Einklang zu bringen und damit eine 
nähere organische Verbindung der beiden Körperjchaften anzubahnen. 
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Ihnen die Schwierigkeiten flar zu legen, mit welchen die Negie- 
vumgen zu fämpfen haben, um diefem Ziele näher zu treten. 5 
habe viele Leute im gewöhnlichen Gejpräcd gehört, denen Nichts 
einfacher jchien, als die preußifchen Neichstagsabgeordneten Furz- 
weg zu Mitglievern des preußischen Abgeordnetenhaufes zu erklären. 
Ich habe geglaubt, es würde das auf einen jehr lebhaften Wider: 
ftand der Vorfechter der PBreußiichen Berfaflung Itoßen, die in 
jedem Reformwerjuche leicht einen Verfuch zur Abjehwächung der 
- Bedeutung der Verfaffungsbeitimmungen jehen fönnten. ch bin 
deshalb im Gejpräh auf die Sache nicht jo tief eingegangen, als 
ich e& hier veranlaßt bin zu thun, nämlich die Unmöglichkeit her: 
vorzuheben, an denen der Verjuch im diefer Form jcheitern müßte. 
Die erite muß ich als Wertreter der Krone geltend machen, fie 
betrifft das Auflöfungsrecht der preußiichen Krone im preußiichen 
Verfafiungsleben. Dajjelbe würde fich auf einen Theil des Neichs- 
tages doch nicht ohne Bewilligung, ohne Einveritändniß der Bundes- 
behörden anwenden lajjen, ja es würde das Neichstagswahlgejet 
zu einer Unmöglichfeit machen. Der Reichstag braucht fich nicht 
partielle Neuwahlen jeiner Mitglieder gefallen zu lafien, und er 
fann verlangen, daß bei jeder Wahl die volle Betheiligung aller 
norddeutichen activ und palliv Wahlberechtigten jtattfinde. Es 
würde aljo jichon hierin die Nothwendigfeit einer wejentlichen 
Modification der Bundesverfafjung liegen, indem man nicht zus 
geben fann, daß ein einzelnes Glied des Bundes, und wäre e& 
auch das. mächtigste, befugt jein fünnte, einen Theil des Neichs- 
tages nad Belieben aufzulöfen. Es würde dajjelbe Necht ja von 
jedem anderen Bundesgliede in Anjpruch genommen werden fünnen ; 
und bis in welche eigenthümlichen Verbältnifje das führen würde, 
überlafie ich der Vhantafie eines Jeden bis in die kleinjten Spißen 
hinein zu verfolgen. 

Es würde ferner eine jolhe Einrichtung mit dem Zweifammer: 
iyitem in Preußen unverträglih fein. Der Norpveutihe Bund 
hat das Recht, zu verlangen, daß bei der Wahl für jeinen Neichs- 
tag die jämmtlichen norddeutichen Bürger zur Auswahl dazu bereit 
jtehen, während bei jedem Zweifammerfyitem die getrennte Natur, 
die ncomparabilität der Vertretungen des Landes in beiden Häufern 
gleichzeitig wird aufrecht erhalten werden müjjen. ‚ym vorliegenden 
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Falle it dabei das Herrenhaus betheiligt, und wenn ich gegen die 
Angriffe, welche diefe mit der hier verfammelten gleichberechtigte 
parlamentarifche Körperschaft hier erleidet '), mich meinerjeits nur 
dureh eine Verwahrung dede, jo wollen Sie doc den Umstand 
nicht vergejien, daß ich das einzige Mitglied des Herrenhaufes 
bin, weldyes augenblicklich in diefen Räumen das Recht hat, jeine 
Stimme zu erheben, und daß mir deshalb die Pflicht obliegt, Für 
meine Collegen des anderen Haufes einzutreten. 
(Bravo! rechts.) 

ch will das nur mit der Bitte thun, im nterejje der Ent= 
wicelung unjeres Verfafiungslebens doc die Neußerung fremder 
Meinungen da, wo fie verfaffungsmäßig ganz unftreitig berechtigt 
find, mit der Schonung und Anerkennung zu behandeln, 

(Sehr gut! Bravo! rechts.) 
mit derjelben Schonung, die Sie, meine Herren, für hre eigenen 
verlangen. 4 han. © 
(Hört! Hört! links.) 
Sa, ich empfehle Jhnen, 
(nach linfs.) 
gehen Sie mit dem Beifpiele voran, 
(Heiterkeit. ) 
welches *) Sie befolgt zu jehen wünjchen. Es it ja heute nicht 
das erite Mal; gehen Sie weiter zurüd; es ift ebenjo Jchwer zu 
unterjuchen, wer bier angefangen bat, 
(Heiterfeit.) 
als wie beijpielsweile in dem Streit offteidjer Prejfen es zu er= 
mitteln ift, wer der Urheber gemwejen jet. 
(Sehr gut! Heiterkeit.) 

Ic möchte ferner davon abrathen, im ntereije der Feltigkeit 
unjerer conftitutionellen Einrichtungen, im Snterejfe der Achtung, 
die wir ihnen jchuldig find, auch wenn wir fie nicht billigen, — 
meine Herren, e5 gibt deren, die auch ich nicht billige, deren Kritik 
ich mir aber, jeit wir zufammenwirfen zu gemeinfchaftlichen jtaat- 
lichen Zwecen, jeit die Conflictsfphäre geichlofien ift, ich glaube, 

*) 6. 1282b. 


') Solche Angriffe erfuhr das Herrenhaus in den Neden der Adg. Twejten 
und v. Hennig. 
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abjolut verjagt habe, — die Fundamente unferes Verfafjungs- 
lebens anzufechten, die Yegalität ihres Urfprungs auch nur zu 
fritifiven; das halte ich Für jo unrathiam, daß ich mir troß der 
gegebenen Aufforderung, und obgleich ich Mitalied des Herren- 
baujes bin, verjage, dem Heren Vorredner !) auf Ddiejfes Gebiet 
zu folgen. Re 
(Bravo !) 

So habe bier in furzen Worten nur die Haupthindernife 
- auf Seiten der PBreußifchen VBerfaflung angeführt, die gegen eine 
pentifieirung der Abgeordneten bier und im NReichstage für Preußen 
Iprechen. Ich erlaube mir noch, auf diejenigen zurüczufommen, 
die auf Seiten der Bıunvdespolitit dagegen jprehen. Man könnte 
bei aleichen iwentischen Wahlkreijeit zwei Abgeordnete für denjelben 
Kreis wählen, einen für den Yandtag, einen für den Neichstag, 
was ja jehr häufig derielbe fein fann; aber principiell würde uns 
das nicht weiter führen. Denn es würde doch eben nicht eine 
identische Vertretung jein Eönnen. Gegen den anderen Fall, nur 
einen zu wählen, der die Gejchäfte beider zu bejorgen hätte, da= 
gegen muß ich mich im interefle der Bunvdesarbeiten und der 
Neichstagsmitglieder verwahren. Wir finden vielleicht eine reiche 
Auswahl jolcher Vertreter, die im Stande find, zwei Monate und, 
wenn das Zollparlament tagt, drei Monate den Barlaments- 
geichäften zu widmen, wenn aber darüber hinaus derjelbe Ab- 
geordnete noch einer Yandtagsjejlton von wenigitens vier Monaten 
und — wenn wir alle Benja erledigen wollen, die uns obliegen — 
jehr viel längere Zeit beiwohnen joll, jo fommen 9 bis 10 Monate 
des „jahres heraus, die der regelmäßigen Thätigfeit eines Ab- 
geordneten gewidmet werden müljen. Es liegt in der Natur der 
Dinge, dab jehr viel weniger Leute bereit fein werden, eine jolche 
Arbeit zu übernehmen, und daß es jehr viel jchwieriger fein wird, 
einen Abgeordneten zu finden, daß aljo der Kreis, innerhalb defjen 
die Wähler genöthigt find, zu juchen, ein jehr viel fleinerer fein 
wird. Mit einer zu großen Verlängerung der Landtagsjeffton 
fommen wir in eine Situation, die dem bureaufratiichen Charakter 
der Deutjchen zwar völlig entipricht, die ich aber doch mit einer 


) Abg. v. Hennig. 
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lebendigen vparlamentariihen Entwidelung nicht für verträglic 
halte. Mir fommen dazu, daß es ein Beruf wird, Abgeordneter 
zu jein, wie ein Beruf, Arzt oder Jurift zu jein,; die Thätigfeit 
nimmt die Berfon jo ausjchlieglich in Anfpruch, daß nur emand, 
ver alle jeine Yebensverhältniffe darauf zufchneidet und jagt: ich will 
jegt gar Nichts weiter zu thun haben, als mich mit den Arbeiten der 
Bolksvertretung zu beichäftigen — nur derjenige es auf die Dauer 
leiten fan; wir fommen jchließlich dazu, daß wir eine Berufs- 
clafje von Abgeordneten erhalten, die aber dann meines Erachtens 
einem bureaufratijchen Element allmählich viel näher fommen wird, 
als einer lebendigen, mit dem Bol in ununterbrochener Wechjel- 
wirkung jtehenden Bolksvertretung, von der ich mir nicht anders 
venfen fann, als daß fie eine große Anzahl der Dejhäftigten 
Clajje des Volkes unmittelbar”) rvepräjentirt. Wenn wir bloß auf 
die Bewohner Berlins jehen, auf die Nentiers, die in anderen 
Yändern, in England, in Frankreich, Freilich eine zahlreichere Clajje 
als bei uns find, die Nentiers, welhe man in England jpeciftjch 
Gentlemen nennt, d. h. Leute, die Nichts weiter zu thun haben 
als zu reifen, wenn fie nicht etwa fi) ins Barlament wählen laijen: 
(Heiterkeit. ) 
die Clajje ift bei uns glüclicher Weile nicht zahlreich, und jemand, 
der bei uns noch jo reich ift, noch jo bedeutend, und weiter gar 
Nichts thut, als daß er die Früchte verzehrt, die für ihn wachjen: 
ich jage es mit Stoß, der würde bei vielen Müttern gewiß Schwierig: 
feiten haben, die Tochter zur Frau zu befommen; 
(Große Seiterfeit.) 
die vorjichtige Mutter würde jagen: der Mann ift jehr reich, aber 
er it ein Tagedieb. 
(Anhaltende Heiterkeit.) 

Und dennoch diefe Claffe reiher und unbejchäftigter Yeute ift 
abjolut unentbehrlih, wenn man das parlamentarische Syitem 
dahin entwickelt, daß feine Gejchäfte den Mann, ver fich dazu her= 
gibt, den größten Theil des Jahres hindurch regelmäßig in Aı- 
ipruch nehmen. Schon jegt find die Fälle leider häufig, „daß Ddie- 
jenigen Mitglieder, diejenigen Vertreter in beiden Körperschaften, 
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welche das Vertrauen der Wähler zu erwerben gewußt haben, es 28. 1. 1869. 
unmöglich finden, beiden Gejchäften ihre Thätigkeit zu widmen, und 
deshalb auf das eine verzichten. Wie num dem abgeholfen werden 
joll — ja, meine Herren, darüber mich in einer Weife auszu- 
iprechen, die mich bei ihrer Deffentlichkeit als Bundeskanzler hen 
würde, das wollen Sie mir erlaifen. ob alaube, daß es auf 
dem Wege der Fortentwidelung des Bundes gejchehen fann, und 
ich glaube, daß es nicht jehr fchwer fein wird, jobald wir zu dem 
idealen Zuftande gelangt find, den die Engländer längit in der 
Braris haben: daß die Budgetberathung nur 48 Stunden dauert. 
(Heiterfett. Lebhaftes Bravo!) 

Ber der Abjtimmung wurde -$ 1 des Gejebes über die ander: 
meitige Abgrenzung der Wahlbezirfe abgelehnt; der Minijter Graf 
zu Eulenburg verzichtete darauf auf die Weiterberathung; das Gefet 
sub b) wurde in amendirter Form angenommen. 


Sigung des Haufes der Abgeordneten 
Ssreitag 29. Januar 1869. 


Die durch den Vertrag vom 29. September 1367 dem vormaligen 29. 1. 1869. 
Könige Georg V. von Hannover zugebilligte Abfindung von 16 Millionen 
TIhalern war in der Hoffnung gewährt worden, daß die von Hiebing 
aus geleiteten Machinationen zur W Riederherftellung des Königreichs 
Hannover mit der Natification des Vertrages aufhören würden. Diefe 
Vorausfegung erwies fich jchnell genug als irrig, und die fortgefeßt 
feindfelige Haltung des Königs Georg gegen die preußifche Regierung 
legte Ddiefer die Verpflichtung auf, durch geeignete Mafnahmen den 
ferneren Mifbraud) der gewährten Zinseinfünfte zur Gefährdung der 
Sicherheit des preußifchen Staates zu verhüten. Am 2. März 1868 
beantragte deshalb das Staatsminifterium beim Könige den Erlaf einer 
Verordnung, betreffend die Beihlagnahme des Vermögens des 
Königs Georg in folgendem, den Antrag ausführlich begründenden 


Bericht an den König. 


Als das Staatsminijterium die Genehmigung Ew. Königlichen 2. 3. 1868. 
Majeität für das am 29. September v. %. mit dem König 
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Georg V. getroffene Abkommen ehrfurchtsvoll nachjuchte, war es 
fih wohl bewußt, daß dadurch) eine definitive Anerkennung des 
Prager Friedens ıumd des durch die Creignifje in Deutichland ge 
ichaffenen Zujtandes Seitens des Königs Geora nicht erlangt war. 
Dejien ungeachtet durfte es die Allerhöchite Genehmigung befür- 
worten, weil es in der Natur des Vertragsverhältnijjes 
(aq, die Fortjegung von Feindfeligfeiten des einen paciscirenden 
TIheils gegen den anderen auszufchliegen. Dbne die Vorausjegung 
eines Durch die Verhandlung von jelbit factiich eintretenden Frie- 
densitandes fonnten die von Ew. Königlichen Majeität in jo großs 
müthiger Weile gebotenen Yeiltungen weder gewährt noch ange= 
nommen werden. Eine andere Auffafliung des Vertrags darf als 
unmöglich bezeichnet werden. in diejer Auffafiung bat Deutjch- 
land und Europa den Abichluß des Vertrags als eine Bürgjchaft 
der Nube und des Friedens begrüßt, hat der Yandtag der Monarchie 
jeine Zuftimmung zu den Vorlagen ertheilt, durch welche der Aus- 
führung des Vertrags und der Verwendung der dazu erforderlichen 
Helomittel eine gejegliche Grundlage gegeben werden jollte, haben 
Ew. Königlihe Majejtät das betreffende Gejeß janctionirt. Der 
König Georg V. aber hat durch feine Unterfchrift die nothwen- 
digen Vorausjegungen und Bedingungen, Towie die ebenjo noth- 
wendigen Eonjequenzen des Vertrags vor ganz Europa anerkannt. 

Das Staatsminifterium fteht Tich heute genöthigt, die That- 
jache zu conftativen, daß dieje VWorausfeßungen und Bedingungen 
von dem anderen paciscirenden Theile nicht erfüllt worden find. 

Der König Georg bat auch nach dem volljtändigen Abjehluß 
des Vertrags und dem diesjeits gemachten Anfang zur Ausführung 
dejjelben nicht unterlajjien, die Feindfeligkeiten fortzufegen, aus 
Untertbanen Em. Königlichen Majeftät, welche durch feine Agenten 
angeworben und zum Theil zur Defertion verleitet worden find, 
Truppenförper zu bilden, welche unter der ausgeiprochenen Abficht, 
fie bei nächiter günftiger Gelegenheit zu feindlichen Handlungen 
gegen Preußen behufs Yosreißung einer Provinz des Staates zu 
verwenden, militärisch organilirt, mit Officieren und Unteröfftcieren 
verjehen worden find umd fir den fünftigen Dienft gegen das 
eigene Vaterland auf fremdem Boden militärisch eingeübt werden. 
Der dienftliche Verfehr zwifchen diejen Truppentheilen und der bei 
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dem König Georg in Hießing befindlichen Hofdienerichaft, Die 2.3. 1868. 
Ertheilung von Drdres und die Leberjendung von Geldmitteln zur 
Bejoldung der Truppen von dort aus it amtlich feitgeftellt worden. 
— Der König Georg Telbit hat in öffentlichen, zur Notorietät ge- 
langten Neußerungen ich zu den feindlichen Betrebungen gegen 
den preußiichen Staat, welche von jeiner Dienerichaft ins Werk 
gejeßt ind, befannt, zur Kortiegung derjelben aufgemuntert und 
die Treue von Unterthanen Ew. Majeität zu erjchüttern verfucht. 

Die Hoffnung, daß der König Georg den Nathichlägen und 
Mahnungen befreundeter Höfe zugänglich jein und in eigener rich- 
tiger Würdigung der Durch den Vertrag ihm zugefallenen Ber: 
pflichtung die Feindjeligfeiten einitellen und die geworbenen Truppen 
entlajjen würde, hat jtch nicht verwirklicht. 

Die Regierung Ew. Königlichen Meajeltät Steht jich daher auf 
die Mittel angewiejen, welche ihr jelbit zuftehen, um ihrer Verant- 
wortlichfeit für die Sicherheit des Staatsgebietes und die Ruhe der 
Bewohner deilelben zu genügen. 

Die gerichtliche Unterfuchung gegen die Verfonen, deren dienit- 
licher und leitender Berfehr mit den Führern der gegen Preußen 
geworbenen Truppen conftatirt ift, und die VBerjegung diefer Rer- 
jonen in den Anklagezuftand it ausgeiprochen. 

Die Gejeße des Landes würden es gejtatten, das gerichtliche 
Verfahren wegen der auf Losreigung einer Provinz des preufi- 
Ihen Staates gerichteten Handlungen auch auf die Rerfon des 
Königs. Georg auszudehnen. Die unmittelbare Folge davon 
würde die gerichtliche Bejchlagnahme des gefammten Vermögens 
dejjelben jein. Das Staatsminifterium glaubt den erhabenen Ge- 
innungen Ew. Königlichen Meajeität zu entiprechen, wenn es in 
Rücficht auf die frühere Stellung des Königs Georg fich enthält, 
Em. Königlichen Majeftät diefen Weg zu empfehlen. 

Der Verzicht auf gerichtliches Verfahren führt aber zu der 
Nothwendigkeit, daß auf anderem. Wege die reichen Hilfsmittel, 

welche dem König Georg vom Staate bewilligt find, für legteren 

jo lange unschädlich gemacht werden, bis für das Verhalten des 
Königs Georg Diejenigen Bürgschaften erlangt fein werden, 
welche jich nach jeinem bisherigen Verfahren als nothwendig heraus- 
aeitellt haben. 


29. 1. 1869. 
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Der König Geora bat durch feine Handlungen deutlich ztı 
erkennen gegeben, daß er Tih als im Ariegszuftand gegen Ew. 
Königliche Majeität befindlich angejeben willen wolle. Mit diejem 
Rerhältni it es unverträglich, daß ihm von Preußen die Mittel 
zur Kriegführung gegen Preußen gewährt werden. 

Das Staatsminifterium erachtet fich daher verpflichtet, Ew. 
Königlihen Majeftät ebrfurchtsvoll vorzufchlagen, durch einen Act 
der Sejeßgebung das gelammte Vermögen des Königs Georg V. 
für die Sicherheit des preußiichen Staates, die Abwehr der vor- 
bereiteten Angriffe und für alle Conjequenzen der jtaatsgefähr- 
(ihen Unternehmungen viejes Fürften und feiner Agenten, jowie 
für die dem preußifchen Staate dadurch verurjachten Koften haft- 
bar zu machen, und dasjelbe zu diefem Behuf unter Sequefter zu 
jtellen, ohne die Nechte des Gejammthaufes Braunfchiweig an der 
Subitanz des fürftlichen Fidetcommifjes, welche von denen des 


- Königs Georg als zeitigen Nußnießers unabhängig find, zu be= 
S ( tD, = IE Wi d 


einträchtigen. 

Die Nothwendigfeit des Actes, welchen das Staatsminifterium 
Emw. Königlihen Majeität vorichläat, wird nicht allein durch Die 
Pflicht gegen das eigene Land, jondern auch durch die unabweis- 
liche politiihe Nücicht auf die Gefahren bedingt, welche jedes 
feindjelige Unternehmen gegen einen einzelnen Staat auf die Rube 
Deutjchlands und den Frieden des aefammten Europa in jeinen 
legten Confjequenzen in fich birgt. 

Da die Umstände nicht mehr erlaubt haben, dem Yandtage 
der Monarchie eine entiprechende Vorlage noch in diejer Seffton 
zu machen, jo bittet das Staatsminifterium Ew. Königliche Majejtät 
ehrfurchtsvoll, die allerunterthänigit beigefügte Verordnung mit Ge- 
jegesfraft, unter Worbehalt der VBorlegung in der nächiten Situng 
des Landtages, Allergnädigit erlaffen zu wollen. 

Das Staatsminifterium. 
983. Graf v. Bismard. v. d. Heydt. Graf v. Sbenpliß. 
v. Mübhler. v. Selhow. Graf zu Eulenburg. 

Die entiprechende Berordnung, welche die Beichlagnahme verfügte, 

erging noch an demjelben Tage; dem am 4. November zujammen: 


tretenden Yandtage wurde nicht nur die Verordnung zu nachträglicher 
Senehmiaung, jondern auch der Entwurf eines Gejeges in gleichem 
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Wortlaute vorgelegt, um eine dauernde Negulirung der Angelegenheit 
herbeizuführen. Die Finanzcommijfion des Abgeordnetenhaufes, der der 
Gejegentwurf zur Vorberathung überwiejen worden war, beantragte, 
der Königlichen Verordnung vom 2. März 1868 die verfajjungsmäßige 
Genehmigung zu ertheilen, von dem Erlaß eines gleichlautenden Ge- 
jeßes dagegen abzufehen und an dejjen Stelle ein Gejeß, betreffend 
eine Abänderung der Beichlagnahmeverordnung vom 2. März 1868, 
folgenden Inhalts zu bejchließen: 

Die Miederaufhebung der durch die Verordnung vom 2. März 

1865 ausgejprochenen Beichlagnahme des Wermögens des Königs 

Georg fann dritten, qutaläubigen Erwerbern und Gejjtonarien 

gegenüber durch Königliche Anordnung, in allen übrigen Fällen 

nur durch Gejeg erfolgen. 

Sn der 40. Situng des Haujes der Abgeoröneten fam der Bericht 
der Commiljion zur Berathung. Als der erjte unter den Gegnern der 
Gommifjionsvorlage erariff der Aba. Dr. Windthorft, der im Auf: 
trage des Königs Georg bei dem Abjchluß des Septembervertrags 
mitgewirkt hatte, das Wort. Er bejtritt nicht nur die Nothwendigkeit 
ver Beichlagnahme, da von irgend einer Gefahr für die Sicherheit des 
Staates nicht die Nede fein fönne und Alles, was in diejer Beziehung 
gegen den König vorgebraht werde, auf unbewiejenen Gerüchten be- 
ruhe, jondern auch die juriftiiche Grundlage für das Vorgehen der 
preußifchen Negierung, in welchem er nur Willfür und Beugung des 
Nechts zu erfennen glaubte, um auf gute Art von den durch den Ber- 
trag vom 29. September 1867 übernommenen Verpflichtungen wieder 
loszufommen. Da der Abag. Windthorft auch die Eriftenz einer unter 
franzöfiihem Schuße gebildeten hannöverfchen Legion in Abrede jtellte, 
jo hielt es Graf Bismard an der Zeit, vor Fortjegung der Dis: 
euffion die Beweisjtüde vorzulegen, und that dies in folgender Nede*): 

Sch behalte mir vor, in einem jpäteren Stadium der Dis- 
euffton den juriltiichen Thorien des Heren NVorredners den Stand- 
punft der politischen Nealität gegenüber zu stellen. Sn diefem 
Augenblid will ich mich darauf bejchränten, das Material für vie 
weitere Discujlton mit einigen Mittheilungen zu vervollitändigen, 
von denen es mir leid thut, daß ich fie nicht Früher gegeben babe, 
dann würde der Herr VBorredner manchen Zweifel nicht ausge- 
iprochen haben. Der Herr Vorredner jtellte es als zweifelhaft bin, 
daß eine hannoverihe Legion, von der er verlangt, dab fie nicht 
nur militäriich organilirt, jondern auch bewaffnet jei, eritire ). 


1,513:41310: 
’) Abg. Windthorjt: „Eine Legion ift nad) meiner Auffafjung ein mili- 
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Sch alaube, daß Ddiejer Zweifel außer dem Herrn Vorredner in 
diefem Saale Niemandem weiter beigefommen it, und ich babe 
nicht geglaubt”), daß ich dafür noch eine Beweisführung anzu= 
treten hätte. Ste erinnern fi, aus den Zeitungen gelejen zu 
haben — denn Manches, was in den Zeitungen Itebht, ift denn doch 
wahr, wenn auch nicht Alles — 
(Heiterteit.) 

daß dieje Legion zu einer bejtimmten Zeit mit öfterreichiichen Bäjlen, 
von deren Ertbeilung jtch die Kaiferliche Negierung losjagte, und 
die für Geld an einen Agenten des Hieginger Hofes von einem 
Unterbeamten ausgeliefert waren, mit diejen gekauften Bälfen nach 
der Schweiz Th Degab und von dort nach Frankreich, immer als 
ein geichlofjener militärischer Körper. Dieje Ericheinung it Gegen 
tand wiederholter Korreipondenzen zwilchen der nordveutschen 
Yundesregterung und der Katlerlich franzöftichen gewejen. Die 
Kaiferlich Franzöftiche Regierung hat einerjeits das Aiyl und Gaft- 
vecht, welches fie zu gewähren gewohnt it, auch bier, in diejem 
‚alle, nicht verfagen zu jollen geglaubt, andererjeits aber doch ein= 
aejehen, daß eine militäriih organifirte Körperschaft mit Offteieren 
an ihrer Spite und zu Waffenübungen vereinigt auf dem Terris 
torium eines Staates nicht geduldet werden fönne, wenn Diele 
Demonftrationen gegen einen Nachbar, mit dem man in Frieden 
leben will, gerichtet find, Anfänge einer directen Bedrohung gegen 
diejen Nachbarn. Die franzöfiiche Neaterung bat deshalb ange: 
ordnet, daß dieje Yeute von ihren Offtcieren getrennt und in Eleinere 
Abtheilungen vertheilt werden jollten. Sn wie weit ihr dies ges 
lungen ift, werden Sie aus einer Mittheilung entnehmen, die ich gleich 
geben werde. Zunächjt will ich nur über die Angabe der Ziffer 
der Hannoveraner, welche ich jegt dort befinden, eine Mittheilung 
der Königlichen Botjchaft in Baris hervorheben, wonach ftch die 


täriich organifirter, militäriich geübter, bewaffneter Truppentörper. ch habe 
allerdings aus den Mittheilungen der Commiffion entnehmen müfjen, daß aus 
Hannover viele Xeute fich entfernt haben, um ihrer Militärpflicht und den jonftt- 
gen VBerhältniffen fich zu entziehen; die häben in Holland, nachher tr der Schweiz 
und, wie es heißt, jest in Frankreich fich aufgehalten. Daß dies aber ein mili- 
täriich organifirter, militärisch geübter, bewaffneter Truppenförper jei, dafür 
habe ich in dem Commiffionsbericht die Bemeife nicht gefunden” (StB. 1309). 
A SHIBLLE 
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Legion aügenblilih auf etwa 1400 Köpfe belaufen joll; ferner 
eine Mittheilung aus der Schweiz, wonach ein dortiger befannter 
Maitator, der auch mit den Herren Mayer und Freje in Stutt- 
gart unmittelbare Verbindungen unterhält, es übernommen hatte, 
die hannoverjche Legion in Frankreich durch Anwerbung polnischer 
Emigranten zu vervollitändigen, daß diejes aber an der geringen 
Neigung der Rolen, ich hierzu benußen zu lafjen, gejcheitert, und 
daß es nur gelungen it, zwölf polnische Freiwillige zu „liefern“, 
wie bier gejagt it, die in Paris auch abgenommen worden jind. 
(Heiterkeit. 

Ein weiterer ausführlicher Bericht eines Agenten, der in den 
Kreifen der Zegionäre Aufnahme gefunden bat und ihnen vielleicht 
noch angehört —, ich) weiß es nicht ficher —, beichäftiat fich mit 
dem Theile der bannoverjchen Legion, welcher augenblidlich in 
Amiens dislocirt it. Die Mittheilungen, die ihm dort geworden 
find von den Soldaten jelbit — denn unter dem Namen „soldat 
hanovrien* find fie eingejchrieben in die Anmeldungsliiten —, geben 
die Zahl nur auf 900—1000 an. edoch Jind die Leute Telbit 
einigermaßen außer Zulammenbang . gerathen und deshalb nicht 
fiher in ihren Angaben. Der Zufammenhang wird nur durch Die 
Unterofficiere und Dfficiere der Legion erhalten. Der Herr Bor: 
redner wird aljo daraus erjehen, daß eine von jeinen Borbedin- 
gungen, die militäriiche Drganifation, beiteht. - Daß die Yeute 
nicht bewaffnet jind, ijt allein der franzöfiichen Negierung, nicht 
dem guten Willen der Legion und ihrer Oberen zu danken; wenn 
es ihnen nicht verboten wäre, Gewehre zu führen, jo würden fie 
jte ganz gewiß haben. 

Aljo mit Beitimmtheit wußten diefe in Amiens dislocirten 
Leute zu jagen, dag Abtheilungen von ihnen in Beauvais und Or: 
leans liegen, andere vorübergehend in Nouen, Eoreur, Orleans, 
Melun, Epernay, auch noch in größerer Nähe von Paris. n 
Epernay, Fismes ıumd Dormans behaupteten Mehrere, daß ihre 
Kameraden verlegt jeien. Nur die Corporale Icheinen jichere Kennt: 
mi darüber zu haben. 

Die!) Organilation betreffend, liegen die Soldaten in 

') Das Folgende find Mittheilungen aus dem Berichte des Agenten der 
preußiichen Regierung. 
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29. 1. 1869. den erwähnten Städten rvegimenterweije vertbeilt, d. h. die 
in der Heimath bei einem Negiment gedient haben, jowie die- 
jenigen, welche exit als Necruten in dafjelbe Negiment ein- 
treten jollen, liegen vereint in einer Stadt, jo 3. DB. liegt 
bier in Amiens das Yägerregiment, in Orleans das Leib- 
vegiment; bejonders Ttarfe Abtheilungen jollen vom jechiten 
und ftebenten nfanterieregiment vorhanden jein. 

Die Führer betreffend, fteht die biefige Abtheilung unter 
den Befehl von neun Corporalen. Die Dfftciere leben in 
Paris und fommen nur von Zeit zu Zeit hierher, um den 
Corporalen die Löhnung zu überbringen oder auch eine An= 
iprache an vie Leute zu halten; gewöhnlich aejchiebt das 
durch den Lieutenant Harling (nicht Hartwig). Sn neuelter 
Zeit haben dieje Anfprachen jehr ermutbigend gelautet, 

— Ddiefer Bericht tft ziemlich neuen Datums — 
und it den Leuten aelagt worden, daß fie der Erfüllung 
ihrev Wünsche jehr nahe gerückt wären, was jte dahin aus= 
legen, daß es im Frühjahr einen Krieg geben wird. 


Alter der Leute. 

Unter den verschiedenen DVerzeichnifjen habe ich eine 
Quartierlifte gejehen und darin die Leute verzeichnet ge- 
funden als soldats hanovriens und gejehen, daß Ite meilt 
in dem Alter von 19—28 Jahren find. 

Gehalte. 

Die Gemeinen erhalten alle fünf Tage ihre Löhnung, 
und zwar 2 Fres. 25 Cts. pro Tag, die Corporale 5 Free. 
Sie behaupten, daß ihnen das Gehalt bis dato regelmäßig 
ausbezahlt it. m den Wirtbshäufern, die von ihnen fres 
quentivt werden, ijt jedoch gejagt, daß fie in leßterer Zeit 4 
häufig die Zeche Fchuldig geblieben jeien. 

(Heiterfeit. ) 1 

Wenn Sie nun eine oberflächliche Berechnung machen und 
auch nur eine Stärfe von 1000 Wann, aljfo die niedriger ge: 
ariffene Ziffer, annehmen und die Abtheilungen in Abzug bringen, 
die vermuthblich geringer find, und welche Tich gegenwärtig in Xon= 
don md in Amerika befinden, jo werden immer noch, die volle 
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Yöhnung von 1000 Mann zu 2% Fres. täglich gerechnet, daneben 
die Löhnung an Corporale und Officiere — Alles fojtipieliger, als 
e8 in der regelmäßigen Armee jein fann, und Generalfoiten — 
auf eine Gefammtausgabe von ungefähr 300000 Thalern im Jahre 
allein für diefe militärischen Zwede fommen. ah glaube, Sie 
werden mir Necht geben, daß es nüßlich it, die Quelle, aus der 
diefe 300000 Thaler fließen, zu veritopfen, fie wenigftens nicht 
länger aus preußischen Staatsgeldern zu jpeifen. — Docb ich will 
nicht weiter vorgreifen dem, was ich nachher noch jagen werde. 


Beichäftigung. 

Hauptlählic” Spazierengeben. Wenige Mann haben Be- 
Ihäftiqgung in ihrem Fache gefunden, in Folge deijen ihnen 
ein Abzug von 75 Ets. von der Löhnung gemacht wird. 
Durch diefe Abzüge werden die Leute nicht gerade aufge- 
muntert, bier Beichäftiqung zu juchen, und die verderbliche 
Eimwirfung diefer Lebensweile auf die hbannoverjche Jugend, 
welche jich dazu hergibt, wird alfo noch veritärtt. Mehrere 
Leute haben in legterer Zeit Unterricht im Franzöftichen ge- 
nommen, und ich alaube annehmen zu dürfen, daß ihnen 
derjelbe auf höhere Veranlafjung unentgeltlich ertheilt wird. 

Militäriiche”) Erereitien. 

Bei qutem Wetter werden die Leute von ihren Corpo= 
ralen ohne Waffen erereirt, und zwar finden dieje Nebungen 
jeden zweiten Tag von S—1l1I Uhr Vormittags auf einer 
bei der Stadt liegenden Hütung jtatt, welche an der Süpd- 
jeite der Chausjee liegt, die von der Vorjtadt St. Maurice 
nach einem benachbarten Dorfe führt, ein Erereirplaß, der 
von hoben Bappeln umgeben und ziemlich abgelegen it. 
Die dort abgehaltenen Uebungen erregen daher wenig Auf: 
jehen. Auch find die Hannoveraner angewielen, Ttch nicht 
auf der Chaufjee, jondern auf einem Keldweg dorthin zu 
begeben. 

Es jind den Leuten Ausfichten gemacht, bald wieder jteg- 
veih in ihr Vaterland zurüdzufehren; feit veriprochen üt 
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ihnen, daß ihnen das Tractament gezahlt werden würde, jo 
lange fie ihrem König treu blieben. 
Stimmung der Yeute. 

Sprit man einzeln mit ihnen, jo gewinnt man die 
Veberzeugung, daß fte den Glauben an die dereinftige Wieder- 
einjegung ihres Königs verloren haben, daß jte gern in ihr 
Vaterland zurückkehren möchten, wenn fie nur gewiß wären, 
nicht beitraft zu werden. Mit ihren Verwandten correjpon= 
diren te jegt häufiger, werden auch von dort fortwährend 
gebeten, zurüczufehren und eine verlorene Sache aufzugeben. 
m Verkehr unter einander fimuliren die Leute unbedingtes 
Vertrauen in den jchließlihen Sieg ihrer quten Sache; denn 
fie wagen nicht, einander Ihre wahre Meinung zu Jagen, aus 
Furcht, ihren Corporalen venuneirt zu werden. Diejenigen, 
welche geäußert haben, ste möchten lieber in ihre Heimath 
zurückkehren, jind jofort von den Corporalen der franzöftichen 
Rolizei denuncirt, und dann jogleich auf vem Schub über die 
nächite Grenze erpedirt worden. 

Sowie der Mann der franzöftichen Bolizei nämlich denuncirt 
und als ausgejtoßen aus der Legion betrachtet wird, jo fällt im 
Sinne der franzöftichen DOrtsarmenaufficht feine Nahrungsquele 
fort; wenn er nicht jofort eine Arbeit nachweifen fann, jo wird 
er ausgewiejen und über die Grenze jpedirt. Es it dies Feine 
bejondere Begünftigung der Disciplin der Legion, die damit ges 
geben werden joll, jondern ein natürlicher Ausfluß der franzöftichen 
Beltimmungen über Arbeitslofigkeit. Wer dieje Transportfoiten 
trägt, wijjen die Zeute nicht, auch it dies wohl gleichgültig gegen= 
über der Thatjache, daß die Noten wirfli ausgelegt werden. 

Außerdem hat der Herr Vorreoner das Comite in Wien, von 
dem ich im Ausschuß geiprochen babe’), vollitändig Dbefeitigt, weil 
ihm der Däne aus den Augen verichwunden war, von dem ich ge= 
iprochen hatte”). ch habe mich überzeugt, daß diefer Däne ein 


') Bei Berathung des Gejegentwurfs wegen Beichlagnahme des Vermögens 
des ehemaligen Kurfüriten von Heffen, j. u. S. 121. 

°) Abg. Windthorft: „Dann ift bingewiejen worden auf ein Comite, 
was in Hiebing fie. Anfangs lief durch die Zeitungen, dab auch eine Däne 
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Schleswig:Holiteiner war; Sie werden zugeben, dab wir unter ung, 
wenigitens im Neichstage, Schleswig-Holiteiner gejeben haben, die 
auf den erjten Anblid von Dänen ziemlich jchwer zu unterjcheiden 
waren, TR ech 
(Heiterfeit.) 
und der rrthum it Daher ein zuläffiger; daß es ein Agent der 
Königlichen dänischen Negierung bätte Tein fönnen, it mir nie ein- 
gefallen, ebenjo wie ich in einigen Nepublifanern aus Stuttgart 
niemals Agenten der Königlichen württemberagischen Negierung er: 
blicken fonnte.. Was den hejitichen Vertreter betrifft, jo ift außer: 
halb diejer Sißung der Verfuh gemacht, auch ihn verjchwinden zu 
lajien, indem der als jolcher und als Adjutant Sr. Königlichen 
Hoheit des Kurfüriten angegebene Herr v. Eihwege mir gegenüber 
als ein bannoverjicher Ejchwege bezeichnet worden it. ch 
fenne feinen bannoverjchen Ejchwege, und mir tft der beiftiche *) 
Herr v. Ejchwege ganz bejtimmt als ein jolcher bezeichnet, der 
früher im Brivatdienite Sr. Königlichen Hoheit des Kurfürften ge- 
Itanden babe; hierin wirde auch, wenn es einen bannoverjchen 
Eichwege gibt, Nichts geändert jein, die yamilte it vielleicht in 
beiden Ländern, jedenfalls aber in Helen, zu Haufe. 

35h babe für den Aunenblie nur diejes thatlächliche Miaterial 
liefern wollen, und behalte mir vor, nach Verlauf der, Discuffion 
auf die juriftiiche Darftellung vom politiichen Standpunft aus 
zurüczufommen. 

Der: Aba. Haad jprah hierauf für Annahme der Commilltons: 
anträge, nad ihm nahm Graf Bismard zu folgender Ergänzung feines 


eriten Vortrags das Wort *®): 

Sch bin darauf aufmerkfam gemacht worden, daß jeit der 
‚jeier der jilbernen Hochzeit in Hießing !) eine erhebliche Zeit ver: 
laufen ift, und das deshalb die abjchiwächende Daritellung, welche 


darin fiten jolle. Der ift in dem Commijjionsbericht nicht erwähnt, und id) 
glaube, wenn uns die Möglichkeit gegeben wird, die, welche darüber berichten, 
und die, welche darüber referirt haben, hier zu vernehmen ...., jo würde ich 
glauben, dal jchwerlich von diejem Comite Etwas übrig bleiben würde. Es 
würde verjchwinden, wie der Däne verjchwunden it” (StB. 1309). 

#7), 1312b. | 

SLR. 1315, 

1) 18. Februar 1868. 
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der erite Herr Nedner dem damaligen Vorgange gab!), vielleicht 
doch nicht die hinreihende Widerlegung in dem Gedächtniß der 
Hörer finden möchte, und daß es jich empfehlen würde, die da= 
maligen Ericheinungen dem Haufe nochmals vor Augen zu vüden, 
namentlich auch deshalb, weil ja gerade dieje Erjcheinungen, die 
der Vewilligung der Abfindung unmittelbar folgten, neben der 
Fortdauer der Legion, auf deren Entlajjung bei dem Vertrage ges 
rechnet war, den eriten Anlaß zur Anregung des Sequejterver- 
fahrens Seitens der Negierung mitgegeben haben, wenn auch nicht 
ausihließlih. Jh halte es daher für meine Pflicht, vergejjene 
Situationen durch den Bericht eines Augenzeugen über die das 
maligen Vorgänge aufzufriichen, indem ich vorweg wenige Zeilen 
aus der vom König Georg damals gehaltenen Nede, wie fie die 
Wiener Preffe wiedergab, vorlejen will, weil diejer Bericht auf 
diejelbe Bezug nimmt. Es find das die Schlußworte des Toaltes. 
Ich übergehe den längeren eriten Theil, weil er ftch weniger jcharf 
in demfelben Sinne ausjpricht. Diefe Schlußworte lauten: „sc 
fordere Euch auf, zu trinken auf die Wiederheritellung des Welfen- 
reiches, des Welfenthrones, auf meine Rüdkehr in Eure Mitte. 
Gott gebe eine baldige Auferitehung des Thrones in Hannover, 
meine Nückehr zu einem Volke, deifen Treue und Anhänglichkeit 
ein leuchtendes Vorbild fein wird für alle Bölfer der Erde. Ein 
Hoc auf ein baldiges Wiederjehen im Welfenreiche!” 

Dasselbe Thema ift variirt in dem erjten Theile des Toaltes. 

') Abg. Windthorft: „Was die Hochzeit betrifft, jo weiß ich jpeciell 
nicht, wie die dort dem Könige Georg in den Mund gelegten Worte verificirt 
worden find. Zu der Zeit war ich in Berlin, und als id) zurücdtehrte, habe 
ich Viele, die dort waren, gefragt. Keiner wußte die Worte mehr genau anzu= 
geben. Sie waren im enggejchlofjfenen Kreife in einer jpäteren Stunde der 
Gejellichaft abgegeben und waren von Diefem und Jenen nicht verjtanden over 
verschieden veritanden. Aber wenn fie jo lauteten, wie fie in dem Commiljtons- 
bericht ftehen („Ich hoffe zu Gott, dab ich als freier, jelbftändiger König wieder 
zu Euch zurückehre. Ich fordere Euch auf, zu trinfen auf die Wiederheritellung 
des Welfenreichs, des Welfenthrons, auf meine Nüdfehr in Eure Mitte. Gott 
gebe eine baldige Auferftehung des Thrones von Hannover” 2c.), was tft dann 
Verfängliches darin? Dann ftand darin die Hoffnung der Wiederfehr und das 
Vertrauen auf Gott, day er dieje vermitteln werde... und wenn man fich für 


jeine Hoffnung auf Gott verläßt, dann, glaube ich, ift das für Andere etwas 
durchaus Unverfängliches’ (StB. 13095). 


Die Vorgänge bei der filbernen Hochzeit in Hieting. Al 


Hierauf nimmt nun der Bericht eines Augenzeugen Bezug, der aus 29. 1. 1869. 
Wien vom 19. Februar 1865 datirt it: 

„Deputationen aus allen Städten und Ständen Han- 
novers wurden von 10 bis 5 Uhr vom König Georg und 
der Königlichen Familie mit vollitem Hofitaat in Schönbrunn 
empfangen. Alle Anjprahen wurden ausführlih angehört 
und ausführlich beantwortet. Hoffnung auf Wiederjehen, Ver: 
trauen auf baldige MWieverheritellung des Welfenreiches und 
treues Feithalten und Aushalten war der Hauptinhalt der 
Antworten. 

m Kurjaal verfammelten fich von 7 Uhr Abends an 
wohl an 3000 Berfonen, meiftens Hannoveraner, doc) au 
manche geladene Gäjte, viele Wiener, die beiden Bürger: 
meilterjtellvertreter (der Bürgermeifter it frank), Neferenten 
der journale und mehrere Civil- und Militärperjonen. 
| Um "29 Uhr erjchien der Hof, der mit der Volfshymne 
empfangen wurde, aber auffallender Weife ohne Hochs. Nad- 
dem er mehrere Male die drei großen Säle durdhichritten 
hatte, bewegte fich der König, die Königin, beide Pringeifinnen 
und der Kronprinz nach allen Nichtungen durch das dichte 
Gedränge „der getreuen Hannoveraner”, ließen fich den zu= 
nächit Stehenden voritellen und jprachen zu Jedem Worte des 
Dankes für das Kommen und der Hoffnung des Wieder: 
jehens. Auch ich wurde vorgeitellt. Dann trat der König 
mit Gefolge in die Mitte und hielt eine Anfprache, welche 
die alte „Brejje” zwar am beiten, aber doc nur im Aus- 
zuge mittheilt. Der Inhalt war jehr viel kräftiger in den 
Ausdrüden; er fordert die Hannoveraner”) auf, treu zu ihm 
zu halten und mit ihm vereint auf die Wiedereritehung Hans 
novers und des Welfenreiches binzuarbeiten. Der Rede 
folgten begeijterte Hochs und Zurufe; dann wurde die Unter: 
haltung mit den Yeuten fortgejeßt. DBejonders den Leuten 
aus dem Bürger und Bauernitande jchüttelten der König 
und die Königin jehr warm die Hände, und forderten fie 
auf, nur muthig auszuhalten u. dal. Ein alter Veteran von 
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78 ahren aus Osnabrüd, der Ihon vom Champagner jehr 
ergriffen war, veripracı Sich Hoch und theuer, den König wieder 
zurüdzuführen. Der alte Mann war jehr findiich; der König 
ichüttelte ihm die Hände und jaate u. M.: „Ich babe Dich 
gleich wieder erkannt.“ 

Wie ich höre, haben mehrere als „Breußen” befannte 
Hannoveraner den Zug mitmachen wollen; einige haben ihn 
auch mitgemacht, wurden aber jehr bewacht; einer bei 
Dr. Mayer in Hieging, wo fi die Hannoveraner verjams 
melt hatten, ein anderer im Kurfaale, wo jehr Itrenge Con= 
trole war, vom Graf Wedell eigenhändig an die Luft gejeßt.” 


Nach dem Minifterpräfiventen fprach zunädhit der Abg. Schulze 
gegen den Commijfionsantrag, um einem Abänderungsvorjchlag den Weg 
zu bahnen des Sinhalts:. 

Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 

Der Verordnung der Königlichen Staatsregierung vom 2. März 

1368 die Genehmigung zu verjagen unter der Aufforderung, 

ihren Nüdtritt von dem mit dem vormaligen König Georg ge: 

ichlojjenen Vertrage zu erklären, zur Auseinanderfegung wegen 
des Privatvermögens mit demselben zu jchreiten und ihm die 

Beichreitung des Nechtsweges gegen den preußischen Fiscus zu 

überlajien. 

Sshm folgte der Aba. v. Sybel mit eimer warn empfundenen 
Jede für die Commifjionsanträge. Darauf entwidelte der Geh. Ober- 
finanzrath Wollny die Gründe, aus denen die Negterung fich auf eine 
gerichtliche Entfcheidung nicht einlafjen fünnte. Der Abag. v. Beejten 
polemifirte gegen die Ausführungen des Negierungscommifjars und des 
Aba. v. Sybel und jah in dem vorgelegten Gejegentwurf das Mittel, 
den faum gejchlofjenen Vertrag zu brechen und einen „Gemwaltact“ zu 
janctioniren, der ledialich auf politifchen Gründen beruhe. Der Abg. 
Walde jtimmte dem Gejegentwurfe bei, weil er einen Fehler gut 
mache, den die Negierung mit dem Vertrage vom 29. September 1867 
und das Abgeordnetenhaus mit der Genehmigung vdejjelben begangen 
habe. Nach ihm erariff Graf Bismard das Wort”): 


Wenn ich zu jo jpäter Stunde noch das Wort eragreife, jo ge 
Ichieht dies nur in der Heberzeugung, daß ich demjenigen, was die 
Herren Vorredner !), was der Herr Negierungscommijjar ?) für den 

*), StB. 1329. 
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Commifjionsentwurf gejagt haben, nicht viel mehr hinzuzufügen 
babe, namentlich nachdem der Herr Norredner!), der joeben die 
Tribüne verläßt, ven Beweis geliefert hat, daß bezüglich der Lebens- 
interejjen des preußiichen Staates die Rarteiftandpunfte jich ein- 
ander nähern, die Parteiunterfchiede wenigftens aller preußi- 
jehen Barteien fi) abmindern. Der Herr Vorredner bat in der 
Thatjache, daß gleichzeitig mit der Publication des Gejeßes die 
Bublication der Sequeiterverordnung erjchien, einen Ausdruc der 


Neue bei der Königlichen Regierung über die Vorlage des Gejeßes 


erblidt ). Fb will über die Worte nicht rechten, aber ich will er: 
klären, daß die Möglichkeit diejer Neue mir bei der Worlage diejes 
Gejetes jchon feineswegs ausgejchlofien Ichien, 
(Heiterfeit. ) 

daß ich aber für den Fall ihres Eintritts auch auf die patriotijche 
Mitwirkung der Gejeßgebung jchon damals gerechnet habe. Der 
Abiehluß jenes Vertrages ebenjo wie die jeßige Sequeitrirung der 
damit bewilligten Mittel bilden zwei Glieder) in der Kette von 
Friedensbeitrebungen, welchen die Königliche Negierung Seit dem 
sahre 1866 jich ununterbrochen bingegeben bat, und ich jchlage 


. darunter das zuerit genannte, den Abichluß des Vertrages, noch 


heute nicht niedrig an. Seine Wirfung war nach drei Seiten hin 
berechnet, einmal nach der der ehemaligen Unterthanen des Königs 
Georg; mag davon heute gejagt und gedacht werden, was da will, 


in diefen Neten — ich will Sie mit der VBorlefung nicht auf: 
halten — liegen uns die damaligen Berichte der PBrovinzial- 


behörden vor, die von einem jolchen Ausgleiche eine wesentliche 
Einwirkung auf die Verbejferung der Stimmung, auf die Be: 
rubigung der Gemüther bofften, und die fich wiederholt und drin: 
gend dahin ausiprachen, die Königliche Staatsregierung möge in 
diefem Sinne die nitiative ergreifen, nöthigenfalls eine jolche 
Abfindung dur Gefeß eritreben, wenn ein DWertrag nicht zu 
erreichen wäre, da jehr viele politifch mit. den Aenderungen voll- 


’) Abg. Walde. 

2) Abg. Walded: „Fit eS denn etwas Anderes als Reue, wenn id) 
dajjelbe, was ich gegeben habe, mit Bejchlag belege? Kann das anders von 
einer Staatsregierung erklärt werden als jo: ich hätte es doch nicht geben 
jollen?” (StB. 1327b). 

Biemards politiiche Reden. IV. S 
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fommen ausgejühnte Yeute Doh in Bezug auf perjönliche Anhäng- 
(ichfeit, in Bezug auf perjönliches Mitleid mit einer gefallenen 
Sröße erit hierin ein vollfommenes Bindemittel mit den neuen 
Einrichtungen finden würden. Das hat einmal die Königliche Ne- 
gierung veranlaßt, der Sache näher zu treten. Der zweite Grund 
lag in ver zweiten Richtung, in welcher ich dieje friedliche Wir- 
fung von dem Abjchluffe des Vertrages erwartete, nämlich in der 
Nichtung auf befreundete und verwandte Höfe; von dort aus famen 
uns in der That die eriten Anregungen, die eriten Einführungen 
der Agenten des Königs Georg, mag die Verbindung von Hießing 
aus abgeleugnet werden oder nicht, fie liegt eben actenmäßig vor 
in Originalbriefen der Agenten Ddiejer fremden Höfe. Bon da ge= 
ichah die Einladung. Was dabei der Königlichen Negierung eben 
jowohl wie den fremden Negierungen vorjchwebte, geht aus dem 
Mapitabe hervor, der urjprünglic an die Bemefjung der Dotation 
angelegt wurde. Es wurde gefragt: was braucht ein Königlicher 
Herzog von Cumberland, um in der Mitte des reichen engliichen 
Adels mit Anjtand, ohne bejehämende Erinnerung an politisches 
Unglüd leben zu fünnen? Es wurde gejagt: nad) Verhältniß des 
Bermögens der großen engliihen Adelsfamilien 100- bis 120000 
Pfund Sterling. Dies it der Mapitab gewefen, den wir zu 
Grunde gelegt haben, und der alleinige politiiche Ziwed, den wir 
eritrebt haben, ift gewejen, eine annehmbare Erijtenz für die ges 
fallene Dynajtie zu finden, in der fie der Verfuchung überhoben 
wäre, die Nuhe eines großen Landes durch dynaftiiche Beitrebungen 
weiterhin zu ftören. Wir haben deshalb — ich wenigitens*) 
meinestheils, habe auf die Berechnung der Nevenuen feinen jehr 
hohen Werth gelegt, auf den Werth der Wermögensobjecte, die 
uns heute wieder aufgezählt find, und für die zu entjchädigen nicht 
in unjerer Abficht liegen konnte. Man konnte höchjtens nebenher 
in Betracht ziehen: welche Neinrevenuen hat der König von Hanz- 
nover zu jeiner Dispofition gehabt, und dem war das, was wir 
ihm geboten haben, ja ganz erheblich überlegen. Sb habe diejen 
Bunft Schon im vorigen Jahre berührt und habe gejagt‘), es jei 
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mir lieb, daß der König Georg dur feine VBertragsunterjchrift 
mehr angenommen babe, als ihm nach Verhältniß jeines früheren 
Einfommensgenufjes zujtände, weil der Gedanke eines Gejchentes 
von König zu König, eines freiwilligen Actes der Liberalität unter 
den vorliegenden Umftänden unzuläfitg je. Es mußte ein zwei- 
jeitiges Geichäft fein; für diejes Mehr mußte irgend Etwas ge- 
währt jein. 

Damit fomme ich auf die dritte Richtung, in welcher ich den 
Mertrag dem Frieden förderlich gehalten habe, nämlich) in Bezug 
auf die Stellung des Königs Georg jelbit. in den beiden eriten 
Richtungen habe ich mich nicht getäuscht. Die Wirkung zu Guniten 
des Friedens, die der Vertrag haben jollte, hat er gehabt; wir 
haben unjeren auten Willen documentirt, und diefer aqute Wille 
it uns an den betreffenden Stellen auch jo voll angerechnet worden 
umd wird uns jo voll angerechnet, als ob der Vertrag fortbeitände, 
und in diefer Beziehung habe ich über den Abjchluß des Vertrages 
feine Neue. Die legte Berechnung war allerdings eine durch den 
Erfolg nicht gerechtfertigte, es war aber auch die bei mir am 
wenigften jichere. Wir waren nicht jo jchlecht unterrichtet, dar 
wir es für ganz unmöglich hätten halten jollen, daß troß der Zus 
“ jage, troß des Vertragsabjchluies, trogdem daß durch diejen Ver- 
tragsabjchluß der König Georg wenigitens, wie der engliiche Aus- 
drud lautete, bound in honour war, daß trogdein diejes moraliiche 
Engagement von Seiten des Königs Georg vollitändig mißachtet 
werden fünnte. Wir konnten nicht erwarten, daß der König eine 
volle Entjagung, eine Abdication expressis verbis ausjprechen 
werde. Wir waren auch darauf von den fremden Höfen aufmerk- 
jam gemacht worden, daß er dazu nicht zu bringen jein würde, 
daß dies aber auch gar nicht erforderlich jei. Die befreundeten 
Höfe waren mit uns der Meinung, daß, wenn auch der König 
Georg der fernliegenden, meiner Ueberzeugung nad unmöglichen 
Chance nicht entjagen wollte, dur fremde Waftengewalt, nad) 
etwaiger Ueberwindung der Wehrfraft des Nordvdeutichen Bundes, 
durch coalirte Mächte fich zurüdführen zu lafjen — das ift nicht 
die Abjicht des Vertrages geweien, daß der König Geora für Jolchen 
all darauf verzichten jollte, jeinen früheren Blas, wenn ihm das 
Königreich Hannover von einem fremden Eroberer angeboten würde, 
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wieder zu übernehmen; jolche Tragweite haben vergleichen Ab- 
fommten immer nicht, wie ich Ichon im vorigen Jahre bemerkte 
wir aber berechtigt waren, das zu glauben, daß mit der Unter: 
zeichnung Ddiejes Vertrages der König Georg verzichte auf eine un- 
fruchtbare Prätendentenschaft, auf die traurige Rolle eines Fürften, 
der den Krieg fortjegt an der Spiße von 1000 oder 1400 ver- 
führter junger Yeute, die er — man fan faum jagen löhnt, 
jondern mietbhet, für einen beitimmten täglichen Preis ihren 
regelmäßigen Arbeiten und ihrer Zukunft entzieht. Daß dies auf- 
hören wide, habe ich allerdings mit Gewißheit erwartet, und darin 
habe ich mich aetäufcht. ch babe das gehofft und gewünscht im 
‚nterejje der hannoverichen „sugend von den unteren Ständen, 
welche der Verführung bejonders ausgejeßt it, für Geld einer Art 
von Seelenverfäuferei zu verfallen und Ipäterhin in Müßiggang 
zu verjinfen. Es tt meines Grachtens für ein Yand nicht gleich- 
gültig, wenn etwa 1000 bis 1500 junger, kräftiger Leute in den 
beiten „Jahren für ein mühiggängerifches Leben erzogen und ihrem 


Baterlande entrilfen werden. 


sch babe mich nicht weiter gewundert — und dergleichen *) 
Yeritungen ind auch weniger erkennbar und deshalb weniger ftraf: 
bar — wenn die welftiche Bartei in Beziehung auf die PBrefje 


und jonftige Ngitation Verbindungen einging mit allen denjenigen 
Barteien, mit allen denjenigen Elementen, welche einer Conjolide= 
tion der jeßigen Zustände feindlich find. Wenn fie mit den Mit- 
teln, die jie außerhalb diejer Abfindung oder mit diefer Abfindung 
hatte, Alles miethete, was an Federn umd ntriganten fäuflich in 
Deutichland war, das hätte mich nicht in Verwunderung gefeßt. 
Dergleichen entzieht ich einer Controle und einem  bejtimmten 
Kachweis. Die Verbindung mit allen Feinden der deutjchen Ein- 
heit, jei es, weil fte eine Einheit ilt und vom particulariftiichen 
Standpuntt befämpft wird, jei es, weil fie eine monardijche 
Einheit ift und deshalb befämpft wird, das Bündniß mit allen 
SHegnern des confejlionellen Friedens in Deutjchland, — auf alle 
dieje Verbindungen lege ich hier nicht das Gewicht. ch halte 
mich Lediglich an vie eine fcharf ausgeprägte Thatjache: Die fort: 


OS. 183012. 


22, 


zeindliche Haltung Georgs V. nach Unterzeichnung des Vertrags. 117 


gejegte Unterhaltung diefer Legion zum Zwece des Krieges gegen 
das eigene Vaterland im Bunde mit fremden Mächten, Tobald eine 
Chance da jein wird, die jtark und aünitig genug wäre, um diejes 
Element in die Waagichaale zu werfen; dabei ein Beltreben, un- 
unterbrochen den Krieden als zweifelhaft, als einer unmittelbaren, 
nabeliegenden Störung ausgejegt darzuftellen, und auf diefe Weile 
das Vertrauen, dejjen große Nationen bedürfen zu ihrer Wohlfahrt, 
das gegenjeitige Vertrauen, dejjen Europa bedarf, nach Kräften zu 


ftören, überall Agenten, ntriganten bineinzubringen, um feinen 


Glauben an den Frieden, feine Verbeiferung der Zuftände in Handel 
und Wandel, Feine Belebung des Verkehrs und der Wohlfahrt auf: 
fommen zu lajjen. AL viefes Treiben ift uns 'befannt: es Ipringt 
uns in die Augen, ohne daß es juriltiich nachgewiejen wird, und 


 obaleich es in den Zeitungen ftebt, it es doch wahr. 


(Heiterkeit. ) 

Aber ich halte mich nur an das vorliegende Jactum, daß der 
König von Hannover fortwährend die Nolle eines Friegführenvden 
Füriten uns gegenüber jpielt. Diejes Yactum allein gibt der 
Staatsregierung das ganz unzweifelhafte Necht der Nothiwehr gegen= 


. über einer Beitrebung, fie mag flein oder groß jein; darauf, ob 


wir jte Fuürhten, fommt es gar nicht an, jondern es fommt nur 
darauf an: gibt uns der Gegner eine wirklich fahliche, gar feines 
weiteren Eingejtändnijjes bedürfende vechtlihe Waffe, mit der wir 
jein ganzes Gewebe zerreißen, die Quellen ihm abjchneiden können, 
mit denen er jein verwerfliches Gewerbe der Beitehung und Cor- 
ruption betreibt? Dieje Handhabe, dieje Waffe finde ich in ver 
einfachen, aber wejentlichen Tihatlache der Legion; ich Laie mic 
auf weiter Nichts ein und brauche auch Nichts als diejen Nachweis, 
daß der König fi nach wie vor als eine friegführende Bartei 
jeinerfeits betrachtet und dadurch den Vertrag materiell und mora= 
lich bricht, Dadurch jein Eigentbum nad Kriegsreht in die Hände 
des Gegners liefert, dem es erreichbar tft. . Ob dieje Gefahr Flein 
oder groß ift, darauf fommt es nicht an: principiis obsta !)! Sier 
it von juriftiicher Nothwehr die Nede geweien ?), die ilt unter 
1) ©. Bb. III 390. 


?, Abg. v. Beejten hatte in Abrede gejtellt, da fich Preußen dem Könige 
Georg gegenüber im Stande der Nothmwehr befinde. 
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Umjtänden jo limitirt, daß ich fait jchon todt jein muß, ebe ich 
mich wehren darf. Dahin dürfen wir es in jtaatlihen Beziehungen, 
wo wir nicht für unfer eigenes Leben zu jorgen haben, jondern 
für die Wohlfahrt einer ganzen Nation — dahin dürfen wir es 
nicht fommen lafjen, daß wir erit anfangen, zur Nothwehr zu 
greifen, wenn Ste fait jchon nicht mehr anwendbar ift; ich be= 
ichränte die Nothwehr nicht auf den Begriff allein der Abwehr 
eines lebensgefährlichen Anfalles, jondern auch auf die Heritellung 
desjenigen Vertrauens auf den rieden, dejjen wir zu unferer 
Wohlfahrt bedürfen. Dies Vertrauen auf den Frieden würde nicht 
geitärft werden, wenn wir nicht einem jolchen Unternehmen ent- 
gegenträten, deijen Duldung mit”) der Würde einer großen Nation 
meines Erachtens nicht verträglich”) ift, durch deilen Duldung wir 
uns nur dem Verdachte ausjegen, als hätten wir nicht den Muth, 
uns zu wehren, als fürchteten wir, wenn wir uns rührten, jo 
würde uns ein Anderer in die Hände fallen. Denn es gibt eine 
Seigbeit, die es nicht wagt, fich zu wehren und auch nur die 
Degenipige weazufchlagen, die auf ihre Bruft gerichtet tft, jondern 


ich von ihre durchrennen läßt und in Starrheit — mag es DBe- 
fangenheit, maq es neroöle Yähmung jein — nicht Hand anlegt, 


um die Gefahr abzuwenden, die ihr droht. Dafür zu jorgen, daß 
dies nicht geichieht, it die Aufgabe der Negierung. Als in ver 
Nichtung Dieler Aufgabe liegend, babe ich unjer Verfahren jchon 
in der Commilfton gefennzeichnet. Wir wollen bier nicht zu Ge- 
vicht figen über den gefallenen Gegner, aber wir wollen Deutjch- 
land vor Schaden bewahren, wir wollen diejen ‚Frevel mit dem 
‚stieden einer aroßen Nation, mit dem Frieden Europas ein Ende 
machen, gegen diejenigen, welche für perjönliche und Fleinliche 
Dynaftische nterejlen ich berufen fühlen, das Glüd und die Ehre 
des eigenen Vaterlandes in VBerichwörungen mit dem Auslande zu 
bedrohen und aufs Spiel zu jeßen. 
(Xebhafter Beifall.) 

‚in der Spectaldiscuffton, die jich unmittelbar an die General: 

discuffion anfchloß, Iprach der Abg. VBirhom gegen 8 1 des Gejebes, 
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doh fand -jein Widerfprucdy nur geringe Unterjtügung; vielmehr wurden 
die Commiffionsvorichläge mit 256 gegen 70 Stimmen angenommen 
(9 Abgeordnete enthielten ji der Abjtimmuna). 


41. Sıtuna des Haufes der Abgeordneten 


Sonnabend 30. Januar 1869. 


Nie König Georg von Hannover, jo bemwahrte auch der vor- 
malige Kurfürjt Friedrih Wilhelm von Hejien troß des Vertrages, 
den die preußijche Negterung mit ibm am 17. September 1866 über 
jeine Vermögensverhältnifje abgejchlojjen hatte, und troß der von ihm 
jelbjt verfügten Eidesentbindung feiner ehemaligen Unterthanen, Dffi- 
ciere und Beamten eine feindjelige Haltung gegen Preußen. Im Sep- 
tember 1865 verjendete der Kurfürftlich heifiiche Cabinetsrath Schimmel: 
pfeng eine auch durch den Drud dem weiteren Bublicum zugänglic) 
gemachte Denkjchrift über „die Auflöjfung des Deutichen Bundes und 
die Ujurpation des Kurfürftentbums durch die Krone Preußen“ an 
„die Fürften und freien Städte Deutichlands, jowie an alle europät- 
ihen Souveräne“, in der er die früher gethanen Schritte, in welchen 
ein Einverjtändnig mit der neuen Geftaltung der Verhältnifje gefun- 
den werden fonnte, als unverbindlich und unwirkfjam erklärte und jid) 
offen unter Anrufung der thatkräftigen Sympathien auswärtiger Mächte 
als einen Feind der beitehenden jtaatlihen Ordnung proclamirte, an 
deren Umjturz er nur zur Zeit durch die zwingende Macht äuferer 
Verhältnifje gehindert jei. Auch dem Grafen Bismard wurden mittels 
Schreibens aus Horzowig vom 22. September 1863 mehrere Erem- 
plare der Denkichrift zur Uebergabe derfelben an den König von Vreußen 
zugejandt. Die Antwort darauf war die Vorlage eines Gefegentwurfs 
an den Yandtag, betreffend die Bejchlaganahme des Vermögens des 
ehemaligen Kurfürjten von Hejjen. Denn mit der von dem Kur- 
fürjten eingenommenen Haltung mußte es unverträglich erjcheinen, da 
Preußen ihm durch fernere Berabfolaung reicher Einfommensbezüge jelbit 
die Mittel zur Verfolgung feiner body: und landesverrätheriichen Ziele in 
die Hand gebe, vielmehr war es als ein Act ftaatliher Nothwehr ge- 
boten, die dem Kurfürften jchon im Februar 1865 bei einer ander: 
weitigen öffentlichen Kundgebung angedrohte Mafregel der Vermögens: 
-jequejtrirung nunmehr in Ausführung zu bringen. in der Finanz: 
commiljton, der der Gejegentwurf zur Vorberathung überwiejen worden 
war, äußerte fi) der Mintiterpräfident Graf Bismard über die Sad): 
lage in folgender Meije*): 


* 
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Die Königliche Staatsregierung jet überzeugt, daß die depofje= 
dirten Fürften ihre Mittel zu Agitationen durch die ausländifche 
und inländiiche Breite verwendeten, die im der That nicht ohne 
Sefahr für die Erhaltung und Sicherung des Friedens umd Die 
rubige Fortentwidelung des Norddeutichen Bundes wären. Diefe 
Aaitationen hätten immer in denjelben Berhältniiien zugenommen, 
in welchen die jegt ja alüclich befeitigten und verfchwundenen 
Kriegsbefürdtungen in Europa ficb vermehrt und vergrößert hätten. 

Dafür habe namentlich das ganze Verhalten des Kurfüriten 
von Heffen vom Jahre 1866 an einen Beleg geliefert. Zunächit”) 
babe dejien Cabinetsrathb Schimmelpfeng im Jahre 1567 an den 
preußiichen Minifter der Auswärtigen Angelegenheiten ein Schreiben 
eingefandt, welches die Abficht zu erkennen gegeben habe, gewille 
Auslegungen des mit dem Kurfürjten abaejchlofienen Vertrages 
anerfannt zu jehen; der nbhalt diefes eriten Schreibens jet noch 
ein ziemlich jachlicher gewejen und habe Nichts von den Ausfällen 
und Angriffen gegen die preußiiche Negierung und die preußifche 
Krone enthalten, welche dann in drei zu gleichen Zwecke erlaffenen 
ipäteren Schreiben jdpes Heren Shimmelpfeng vorfämen, in 
welchen zugleich fortwährend die Anficht aufrecht erhalten wurde, 
daß Preußen mit dem Kurfüriten wie mit einer thatjächlich bes 
jtehenden jouveränen Macht unterhandeln Tolle — eine Ansicht, 
welcher natürlich nicht habe entiprochen werden fünnen.  ymmer 
in aleihem Schritte mit dem Wachjen der Kriegsbefürdhtungen in 
Europa jei die Sprache eine troßigere geworden, bis der Kurfürit 
allen früheren Schritten die Krone aufgelegt habe durch die Zus 
jendung der jhon berührten Denktichrift an Se. Majeltät den König, 
wie an alle auswärtigen Höfe, von welcher leßteren Verfendung 
der preußiichen Krone durch die legte Zufchrift des Herrn Schimmtel- 
pfenga ausdrüclih Kenntni gegeben worden. 

Die früheren Naitationen des Kurfürjten hätten die Staats- 
regierung schon veranlafien müjjen, demjelben auf vertraulichen 
Wege eine Verwarnung zugeben zu lafjen, nachdem die PBräten= 
fionen defjelben, als fortbeitehende jouveräne Macht mit Breußen 
unterhandeln zu wollen, zuerjft mit Stillichweigen übergangen 
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worden; — die Denkichrift nun enthalte eine vollftändige Yos- 
jagung des Kurfüriten von dem mit der Krone Preußen abge: 
ichlofjenen DVertrage und unteritüge offen den auch durch Die 
welfiiche Brejje verfolgten Zwed, dem Auslande die ivrige Mei: 
nung beizubringen, als ob bei einem Kriegsausbruche die ganze 
beifische und bannöverihe Bevölkerung ih wmatjenbaft erheben 
würde, um die preußiiche Herrichaft abzujchütteln. 

Solhen Vorfonmmnifjen gegenüber jei es lediglich ein Act 
politifcher Nothwehr, wenn die preußiiche Negterung dem Könige 
Georg wie dem Kurfürften die ihnen durch die Dotationen reip 
Abfindungen - gewährten Mittel zu entziehen juche, welche dieje 
lediglich dazu verwendeten, um die Fadel des Krieges, und zwar 
womöglich eines europäifhen Krieges, anzufachen. — Die Staats- 
regierung würde es nicht verantworten fünnen, einem derartigen 
Treiben, das den Frieden Europas entichteden gefährvde, unthätig 
zuzujeben, und glaube allerdings der Zujtimmung der YXandes- 
vertretung gewiß jein zu fönnen, wenn fie den Berjuch mache, 
durch die vorgejchlagene Vermögensbejchlagnahme das gemeinjame 
Onterejje des Landes zu wahren, zumal ein jolches Borgehen Ttch 
nicht nur politifch, Jondern auch juridiich rechtfertigen late, denn 
das Verfahren des Kurfüriten enthalte ganz entjchieden einen Bruc) 
des von demjelben mit der Krone Preußen abgeichlojienen Ver: 
trags, und der Kurfürft nehme heute offenbar die Attributionen 
eines friegführenden Souveräns in Anfpruch, der noch nicht Frieden 
mit uns .geichlojien habe. 

Wie dringend die Nothwendigkeit jet, gegen jene Agitationen 
Reprefjalien zu ergreifen, das werde am beiten aus der Thatlache 
hervorgehen, die hierdurch conjtatirt werde, der Thatjache nämlich, 
daß eine Art dauernden Comites beitehe, welches den Zwed”) 
verfolge, die Feinde Preußens zu vereinigen und gemeinichaftliche 
Agitationen gegen Preußen vorzubereiten. | Diefem Gomite 
arbeiteten Hand in Hand Vertreter des Welfentbums und Beauf- 
tragte des Kurfüriten von Hefjen mit einem großdeutichen Demo- 
fraten, jo daß dafjelbe eine Vereinigung aller Preußen und dem 
Norddeutichen Bunde feindlichen Elemente enthalte. — Wenn man 


30. 1. 1869. 


30. 1. 1869. 


22 11. Breußifcher Yandtag. 4. November 1868 bis 6. März 1869. 
- ' 3 


nun erwäge, über welche Summen die depofjedirten Füriten von 
Hannover und Hellen verfügen würden, und in Betracht ziehe, 
daß fie diefe Gelder, jobald durch irgend welche Urjachen der 
europäische Frieden bedroht werde, zu gemeinschaftlichen Dpera= 
tionen verwenden fünnten, um die Meinung des Auslandes gegen 
uns aufzuregen und über die Stimmung in Deutjchland jelbit zu 
täufchen: jo werde man Jtch der Folgerung nicht entziehen fünnen, 
daß die Nothiwendigfeit vorliege, wenigjtens diejenigen Mittel mit 
Beichlag zu belegen, welche den gedachten hohen Herren noch dur 
die Nevenuen ihrer in Preußen befindlichen Nermögensobjecte zu= 
Itänden. 

Der Frage, ob bei directer und activer Betheiligung an ges 
waltthätigen Unternehmungen gegen ven preußiichen Staat nicht 
bis zur vollen Gonfiscation der Zubitanz gejchritten werden fünne, 
wolle er bier als noch nicht vorliegend nicht”) näher treten. 

‚in feinem Kalle aber dürfe man ich der Bejorgniß bingeben, 
daß die Staatsregierung etwa beabfichtige, Durch Auflammlung 
der Nevenuen eine Sparfajie für vie Betheiligten anzulegen: nüß: 
liche Verwendungen, namentlicd) im nterejle der Yandestheile, 
welche die Ddepojjedirten Fürften früher beherrichten, würden fi 
immer finden lafjen, insbejonvere in Kurbeiien, wo müßliche, ja 
nothiwendige Bauten ausgeführt werden fünnten, deren Ausführung 
von der früheren Negierung bebarrlich verweigert worden Jet. 

Die Commiffion trat mit 12 gegen 2 Stimmen der Auffajfung 
der Staatsregierung bei und empfahl den vorgelegten Gejegentwurf 
dem Abgeordnetenhaufe in 8 1, 2, 3 und 5 zu veränderter Annahme, 
$ 4 in der Fallung des $ 1 des oben ©. 103 mitgetheilten Gejeb- 
entwurfs, betreffend eine Abänderung der Bejchlagnahmeverordnung vom 
2, März 1868. 

Der Bericht der Commilfion jtand auf der Tagesordnung der 
41. Situng des Abgeordnetenhaujes am 30. Januar 1869. Nach dem 
Derichterftatter, Abg. Yent, jprad der Abe. v. Mallindrodt gegen 
ven Gejegentwurf, den er als einen Act der Gewalt, vielleicht aud) 
der Nevanche bezeichnete, als einen Act von revolutionärem Charakter. 
‚sn demjelben Sinne äußerte ji nad dem Abg. Braun (Wiesbaden), 
der für die Vorlage aeiprochen, der Abg. Herrlein: er fand das Vor 
aehen Vreußens, das in der Gonftscation einiger für den Nurfürften 
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bejtimmter „Körbe voll Gemüje und einiger Hafen“ ich jelbit fritifire, 
fleinlich und unpraftifch, weil es in Hejlen Mitlerd für den Kurfüriten 
erwede und die Erinnerung an das, was man früher bejejlen, erneuere. 
Hierauf nahm Graf Bismard das Wort”): 

sch babe geitern jehon (©. 118) Gelegenheit gehabt zu äußern, 
daß ich den Begriff der jtaatlichen Nothwehr nicht fan einengen 
lafjen in den Fall, wo ein Staat, wo ein Yand thatjächlich angegriffen 
it und diejfen Anariff abzuwehren bat, jondern daß ich in ihn 
einbegreifen muß das Necht, die Pflicht einer Landesregierung — 
und je größer das Land, um jo jcehwerer die Pliht —, dafür 
zu jorgen, daß der Kriede überhaupt nicht geitört, das verhütet 
werde, was ven Frieden jtören, was das Vertrauen in Ddiejen 
Frieden erjchüttern fönnte. Denn ohne diejes Vertrauen hat der 
Friede nicht die Bedeutung, in welcher eine aroße Nation jeiner 
bedarf. Ein Friede, der der Befürchtung ausgejegt it, jeden Tag, 
jede Woche geitört zu werden, hat nicht den Werth eines Friedens ; 
ein Krieg ift oft weniger jchädlich Für den allgemeinen Wohlitand, 
als ein jolcher unficherer Friede. nm diejer rein politischen Auf- 
fafjung werde ich mich nicht irre machen durch juriftiiche Deductionen. 
Ueber juriltiiche Zmwirnsfäden wird die Königliche Negierung nicht 
itolpern ) in der Ausübung ihrer PVrlicht, Für den Frieden des 
Staates zu jorgen; fie wird dieje ihre Aufgabe auch nicht auf das 
Niveau von Gemüjeförben herunterziehen lafjen, jondern jte in 
ihrer ganzen Höhe aufrecht erhalten und durchführen. 

(Bravo!) 

Es gab eine Zeit bei uns, wo der ‚riede bedroht jchien. 
Wenn ich das jage, jo jeße ich mich zwar wiederum der Gefahr 
aus, daß ein geehrter Abgeordneter bier, den ich auf feinen ge= 
wöhnlichen Blaße unerwarteter Weile in diefem Augenblide nicht 
jehbe, aber von dem ich wohl jagen darf, daß er jeit Jahren 
jich in einer nicht immer jachlichen Weile mit meiner Berjon zu 
ichaffen macht ), — dab er mich für einen Schwarzieber hält und 
“findet, ich jpräche von einer Degenpiße, die auf unjere Bruit ge: 
richtet it, und die er nicht jteht. Es it mein Troft, daß Ddiejer 


StB. 1344b. 
„Ueber Zmwirnsfäden jtolpern“, j. Schiller, Ftesco II 5. 
?) Gemeint ift der Aba. Virchow. 
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Herr Abgeordnete jeiner Zeit Hunderttaufende von Bajonetten, als”) 
fie Schon erfennbar in der Luft jchwebten, auch nicht gejeben hat. 
(Sehr aut!) 

Der Ichlaftrunfene Nämmerling des Königs Duncan Jah den Dold 
des Macbeth auch nicht; die Aufgabe der Negierung eines großen 
Landes ilt es aber, die Augen offen zu haben und wach zu Jein. 
(Bravo!) 

ch jage: der Ariede Schten bevroht, und ich Fan hinzus 
fügen: er war vielleicht bedroht, er war bedroht aus Mikveritänd- 
nilfen. Die Spannung der Situation bat nachgelafjen von ven 
Augenblid an, wo der Minifterwechjel in den Donaufüritenthümern 
eintrat !), durch anderweite Ereignifje find die Aufmerffamkeiten 
demnächit auch mach anderen Nichtungen gelenft worden, aber 
wir fonnten vorher wahrnehmen, bis zu welchen Mate die Bolitit 
der Königlihen Regierung, die friedliebende Politif diefer Regies 
rung bei manchen anderen Negterungen verleumdet worden War, 
bis zu welchem Maße diefe Berleumdungen Glauben gefunden hatten. 
Die Zeit it mir jelbjt damals als eine umftchere erichtenen — 
und Fehr ängitlich bin ich in der Negel nach diejer Richtung nicht, 
ih bin auch nicht gewohnt, wahrheitswidrige ZJeugniffe abzulegen, 
auch waren die Dinge offenkundig; ich Fan alfo jagen: es war 
eine Gefahr der Friedensitörung hauptlächlich durch Mipveritänd- 
nifje, durch Verdrehung von Thatjachen, durch unmwahre Angaben 
über die Bolitif diefer Negierung aejchaffen worden. Wie voll 
der Becher Schon war, it Schwer zu beurtbeilen: welcher Tropfen 
ihn zum Weberlaufen bringen konnte, it nicht zu jagen. Aber 
wenn mächtige Geldmittel, wenn Coalitionen der verjchtedenen 
Parteien, welche die Störung des Friedens wünfchen, eine gewille 
Bedeutung erlangen, daß dann die Negierung mit großer Auf: 
merfjamfeit diefe Symptome verfolgen muß, daß es ihre Pflicht 
ift, rechtzeitig das Yand vor Schaden durch Störung des Friedens 
zu bewahren — das werden Sie mir Alle zugeben. Nun fonnte 
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') Entlafjung des Minifteriums Bratianu in Fürftentdun NRumänien, 
15. November 1868, wegen der von ihm unterjtüßten bulgarijchen Bewegung, 
welche das Mihtrauen der Pforte wie Defterreichs hervorrief. Sein Nachfolger 
im Bräfidium war Cogalniceanu. 
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treten der Emigration, welche fih an die Häufer Ejte und Bra= 
bant!) gefettet hat, genauen Schritt hielt mit der Steigerung der 
Kriegsgefahr, daß die Emigration jehr wohl unterrichtet war von 
Seheimnifjen der Cabinette, die uns nicht immer gleichzeitig und 
in dem Mahe befannt waren. In gleichem Mahe wie die Kriegs: 
gefahr jteigerte jich die Ngitation, jteigerte fich die Sprache der 
Kurfüritliden Organe. Bon einem anonymen Machwert — dem 
befannten Aufruf, der vielleicht dem Kurfürsten gar nicht befannt 
gewejen it, der vielleicht für bannoveriches Geld mit Mitbrauc 
des bejlischen Namens gejchrieben wurde ?) — von Diejfem ano- 
nymen Aufruf jteigerte Ste Sich bald durch directere Theilnahme 


) Hannover und Helfen; das welfiihe Haus führte jeinen Urjprung zu- 
rüd auf den Markgrafen Az30 von Eite (geit. 1097), das heiftiche auf Heinrich I., 
Herzog von Brabant (geit. 1235), deifen Sohn Heinrich II. fich in zweiter Che 
mit Sophie, der Tochter des Landgrafen Yudwig IV. von Thüringen, vermählte. 
Nah dem Ausjterben der männlichen Linie des Thüringer Haujes juccedirte 
Heinrich das Kind, Sophiens Sohn, in Hejjen. 

?) In diefer „Proclamation an die Kurhefien“ wurde in beftigjter Weije 
zur Empörung gegen die preußische Negierung aufgefordert. inige Sätze 
daraus werden zum Beweije genügen: Der zweite Act des großen Trauerjpiels 
— jo beginnt die Broclamation —, welches die Bolitif des Grafen Bismard 
heraufbejchiworen, werde beginnen; die Gewaltherrihhaft, eine deipotifch revo- 
Iutionäre Gewalt, welche mit brutaler Gewalt und treubrüchig über ihre fhwachen 
Bundesgenojjen hergefallen jei, die preußische Raubpolitif müfjfe befämpft und 
bejeitigt werden. „Vergejjet nicht, da& uns der Kurfürft des Eides entbunden 
bat nur auf jo lange, als die Gewalt uns an der Treue verhindert.“ „Wir 
hoffen nicht vergeblich auf die Stunde der Vergeltung.” — „Und dieje Stunde 
fommt. Das Blut der von Bruderhand Gemordeten jchreit nad) Rache, und 
der verwegene gottesläfterliche Uebermuth des Siegers fordert die jtrafende 
Hand des Allinächtigen auf ihn, den Frevler, herab. Gott wird feinen heiligen 
Namen nicht länger jchänden lafjen. Graf Bismard weit es wohl, dah troß 
der blendenden Erfolge noch Nichts erreicht ift, daß nur mehr zu verlieren, aber 
das Spiel noch nicht gewonnen ift. Und er wird’S nicht gewinnen. Schon 
nahen die Zeichen, dat der Nachegeift ich vrohend erhebt vor den Gemwaltthaten 
in Berlin, und in Feuerflammen von den Gräbern zu Sadowa jteigt das Wehe! 
Wehe! zum Himmel empor...” — „Haben wir Nichts zu jchaffen mit Denen, 
die das erniedrigendite Handwerk deutjcher Männer üben, indem fie die Schmad) 
freiwilliger Knechtichaft übernehmen und hündische Treue gegen einen König 
erheucheln, der fich, pochend auf feine Gewalt, erfrecht, in unjer Eigenthum, in 
das Eigenthum jeines Verwandten, unjeres angejtammten Fürften, zu treten” zc. 
„Unjere Zojung jei: Heraus die Krone unjeres angeftammten Fürjten! Gottes 
Rache über die Iyrannei des Boruffenthbums!” 
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des Kurfürsten; je höher die Kriegsgefahr wurde, um jo Ichärfer 
trat die Betheiligung diejes Herrn jelbjt hervor, er jprach zuerit 
davon, „ven Schild Heffens wieder aufzurichten”; in weiterem 
Stadium jprah er von „treu gebliebenen Unterthanen”, in no) 
weiterem Stadium verjtieg er Si zu Directen, no jet in 
Kaffel auszuübenden Negierungshandlungen. ch erinnere Sie an 
die befannt gewordenen Berfügungen, die von der jogenannten 
Drdenscommiflion in Braq ausgingen an beiltiche Behörden. ch 
fann hinzufügen, daß dem noch die amtliche Anweifung der Kur: 
fürjtlichen Drdenscommilfton in Prag an die Armenverwaltung in 
Heilen gefolat it, 34000 Thaler Armenvermögen der Drdens- 
verwaltung ungeläumt nah Prag hin abzuführen. Der Wechjel 
in der Tonart des Herrn, der Jtch, wie es jcheint, vorgenommen 
bat, den Kurfürften um fein Vermögen zu Ichreiben, des Kurfürft- 
fürjtliben Cabinetsjecretärs Schimmelpfeng”), hielt Schritt mit 
jenen Steigerungen; ic fann den Eröffnungen diejes Beamten, 
die ih in der KCommihlton mittheilte, die theilweife mit abgedrudt 
find, die allerjüngfte beifügen, die in ihren ””) eriten Säten, wie 
ich höre, in der „Zufunft” bereits veröffentlicht jein joll, und die 
damit jchließt: 
„smdem Se. Königliche Hoheit es unter Allerhöchft Jhrer 

Würde erachten, mit Mehrerem, als hierdurch gejchieht, in 

den leicht vorauszufehenden Abjchluß einer längjt präjudi- 

cirten Angelegenheit einzugreifen, behalten jich Allerhöchit 

Diejelben vor, demnächit diefen neuen Gewaltact Preußens, 

jobald er mit der parlamentarischen Weihe ausgeftattet jein 

wird, vor dem Forum der DVeffentlichfeit in das gebührende 

Licht zu Segen.” 

Auch hier verfichert der Schreiber mih am Schlufjfe „Teiner 
ausgezeichneten Hohacbtung“. 

(Große Heiterkeit. ) 

ie die Tonart der Schreiben Schimmelpfengs jtets gleichen 
Schritt hielt mit der Kriegsgefahr, jo lange lettere wuchs, jo üt 

*) Der StB. hat überall, eine einzige Stelle ausgenommen: Schtmmel- 


pfennig. — Er führte den Titel: Cabinetsrath. 
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bier der trogige Nüdzug mit großen Worten, wie diejer Herr fie 
an fich bat; er gibt die Partie auf, weil die Kriegsgefahr ver- 
jhwunden tft. Es fragt ich nun, welchen rechtlichen Anhalt haben 
wir, um uns gegen dieje notoriihe Schädigung und Bedrohung, 
gegen dies Aufhegen fremder Negierungen und der fremden Na- 
tionen gegen uns zu wehren, uns diefe Beunruhigung unjeres 
Sriedensjtandes vom Halfe zu halten? Der erite Herr VBorredner !) 
heute hat gefragt, wo die „Legion“ jei, er hat jeine „Legionen“ 
verlangt. FIRE 

E (Heiterkeit. ) 

Wenn der König Georg militäriich gegen uns aufgetreten ijt, To 
hat der Kurfürft das Analoge auf diplomatiichem Gebiete gethan. 
Sch lege auf alles andere Material nicht viel Werth; wie ich geitern 
allein in der Legion die Handhabe zum rechtlichen Einjchreiten — 
zum friegsrechtlien Einjchreiten, wenn Ste wollen — juchte, To 
juche ih auch heute allein in der Aufforderung an fremde Negie- 
rungen, gewaltthätig den Zultand des Norvveutjichen Bundes und 
Preußens umzuftoßen und Brovinzen davon loszureißen, den ein- 
zigen Act, an den ich mich halte. Weber die anderen Buntte will 
ih, um meine Unparteilichkeit zu beweilen, hnen beijpielsweile 
das Schreiben eines hochgeltellten Verwandten Sr. Königlichen 
Hoheit des Kurfüriten, welches mir geitern zu Händen gefommen 
üt, vorlefen, wenigjtens ein Bruchjtüd davon, durch welches ich 
glaube, die Disceretion nicht zu verlegen. 

„Der Anficht, daß der Kurfürft um den Aufruf an das 
beilische Volk gewußt oder ihn gebilligt habe, muß ich auf 
das Entjchiedenjte wideriprechen.” 

Es mag das aljo ein Machwerk der Herren Schimmelpfeng, 
Brejer ?) oder Anderer jein, die den Herrn ohne jein Willen um 
jein Geld jchreiben. Aber ich lege auf Ddiejes Aetenftück nicht jo 
viel Werth. Der Schreiber fährt fort: 

) Abdg. v. Mallindrodt: „Der Herr Graf jagte, leicht weggehend über 
alle anderen Bunfte der Denkichrift und des Berichts, „er halte jih an die 
Legion“, und führte aus, wie in der Eriftenz diejer hannoverichen Yegion der 
eigentliche Grund liege, der uns in die Lage der Nothwehr verjege... Nun, 
meine Herren, ich halte mi auch heute an die Xegion. Wo ift denn die 
bejfiiche Legion?” (StB. 1341a) 

2) GCabinetsjecretär des Kurfüriten. 
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„Seh bin jest in der Lage, auf das Beltimmtelte zu 

willen, daß aus dem jogenannten Comite in Hlebing das 

beiftiiche Mitglied ebenjo in Wegfall fommen muß, wie das 
dänische veriehwunden tft.“ 

Dat das gejtern nicht verjchwunden war, habe ich hnen 
geitern Ichon entwidelt ), und ich nehme das auch in Bezug auf 
das heifiiche an. Der Brief fährt fort: 

„Sch weiß jogar, wodurd die Agenten zu dem yrrthum 
gefommen find: es verkehrt in Hieking ein Hannoveraner, 
Baron v. Ejchwege. Diejer ift für den gleichnamigen Adju- 
tanten des Kurfürften gehalten worden.” 

Sch habe geftern, namentlich bei der vorgejchrittenen Zeit, zu 
der ich Tprach, nicht den Beruf gefühlt, meine perjönlichen Ver- 
muthungen über die pentität der Perjönlichkeit diejes Herrn 
v. Ejhwege auszufprechen, Tonit würde ich Ichon gejtern gejagt 
haben, daß ich dabei an den mir perjönlich”) wohlbefannten Flügel- 
adjutanten, welchen ic) in Kafjel bei Seiner Königlichen Hoheit 
dem Kurfürften geiehen habe, Herin v. Ejchwege, einen großen, 
aut ausjehenden Herrn mit jchwarzem Bart, 

(Heiterkeit. ) 
in feiner Weife gedacht habe. Daf er es jei, habe ich nach jeiner 
ganzen Stellung und Gefinnung niemals vermuthet. Jh muß 
hervorheben, daß Seine Königlide Hoheit der Kurfürtt auch in 
Prag „Flügeladjutanten” ernennt, und darauf bezog fic) der Aus- 
drucd, den ich geitern gebrauchte, daß diefer Herr im „Privat- 
dienste“ des Kurfürsten geftanden hätte. Non einem Flügeladju- 
tanten, jo lange der Kurfürft in Kafjel regierte, würde ich den 
Ausdruck „in Privatdiensten” niemals gebraucht haben. Wenn 
‘Yemand den Namen Ejchwege führt, muß er fich die Ehre, für 
einen Helen aehalten zu werden, gefallen lafjen. 

(Heiterkeit. ) 

enn er außerdem im Snterejfe des Kurfüriten in Hießing 
das Mort führt, Reifen nacı) Prag macht und dort nftructionen 
holt, vielleicht mır von Schimmelpfeng, und dann als Adjutant 


1346.a. 
o. ©. 108 1. 


) 


4 


Herr v. Ejchwege als hejitiches Eomitemitglied. — Die Broclamation. 129 


des Kurfürjten bezeichnet wird, jo fann es, wie ic) jchon gejtern 
angeführt babe, ziemlich gleich fein, ob Ddiejer Herr v. Ejchwege 
von Geburt Hannoveraner over Hefe it. „sch babe jeit geitern 
gehört, daß früher bei den hannoverjchen Gardes du Corps ein 
Herr v. Eichwege geitanden bat — das thut aber Alles Nichts 
zur Sace. 

Sc halte mich an die amtliche, durch den Cabinetsjecretär !) 
des Kurfüriten als amtlich und mit Wilfen Str. Königlichen Hoheit 
geichriebene Aufforderung an die fremden Regierungen, welche ich 
jelbit aufgefordert worden bin, Sr. Majeltät, meinem allergnädigiten 
Herren, mitzutheilen, und in welcher offen eingeftanden wird, daf 
mit Wiffen umd mit Willen des.Kurfürften die fremden Mächte 
aufgefordert werden, die Provinz Helfen von dem preußischen 
Staate wieder loszureißen. 

(Hört! Hört!) 

SH frage Sie, tft dies eine ganz leere Drohung, eine ganz 
itrafloje Handlung? it dies in Barallele zu ftellen mit £leinlichen 
polizeilichen Ungeichielichkeiten über Gemüjekörbe, fanıı das Aus- 
land, wenn wir annehmen, es jei friegsluftig gewejen, wenn wir 
annehmen, es babe jich gefraat, welches find wohl die Chancen 
eines Krieges, mußte es nicht wejentlich ermuntert werden durd 
die Vorjpiegelung, daß bedeutende Theile der hannoverjchen, der 
beiltihen Bevölkerung einem feindlichen, Ttegreich eindringenden 
Heere bereitwillig zufallen und ihm den Sieg erleichtern würden ? 
Der Zuftand der Zerrifienheit, in dem leider in Deutjchland fich 
die Gemüther immer noch befinden, it an fih dem Auslande be- 
fannt genug; die Stimmung, die vor Kurzem noch bei einem 
Mainzer den Biebericher als einen rechtlofen Ausländer betrachten 
ließ, dem man den Hafen zudämmen fünnte, die den Frankfurter 
bewogen, den Bodenheimer als einen von allen Frankfurter Nechten 
auszuschliegenden Fremdling zu behandeln, ift noch nicht ganz ver: 
gangen und wird im Nuslande eher überichägt in ihren Wirkungen. 
Die heute bier befundete ?) Gefinnung, welche fich dahin ausdrüdt: 


') Richtiger Cabinetsrath, weldhen Titel Schimmelpfeng führte. 

?) Der Abg. Herrlein hatte mit Bezug auf eine Frage des Abg. Braun, 

ob Heilen wohl von jeinem Kurfürften die Bebra-Ejchweger Eifenbahn erhalten 
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wenn ich eine Eifenbahn mehr befomme, was frage ich danıı nad) 
dem ganzen Deutichland! die ift im Auslande auch befannt. Be- 
züglich der Art, wie die Eifenbahnen in Helfen früher zu Stande 
famen, möchte ich den Heren Vorredner an eine Thatjache erinnern, 
die ich nicht erwähnen würde, wenn fie nicht in den amtlichen 
Acten jtände, die wir in Kaflel gefunden haben. Ein furfürftliches 
Kejeript an den damaligen Finanzminiiter jagt: daß Se. König: 
liche Hoheit nunmehr feine Einwilligung zum Bau der Hanauer 
Cifenbahn geben will, weil und nahvem vdiefe Gejellichaft, ich weiß 
nicht, ob 200 Actien zu 250 Gulden oder umgekehrt, unentgelt- 
ih”) zur Dispofition Sr. Königlichen Hoheit geitellt habe. 
(Große Heiterkeit.) 

‚sch könnte dieje Beifpiele vermehren, Sie werden die Gründe 
zu würdigen wijfen, weshalb ich darauf verzichte; es it nur zur 
Gewijjensberuhigung des Herin VBorredners, dejjen Motive, jo auf- 
zutreten, wie er aufgetreten ift, ich in feiner Weije verfennen will. 
Leider fan Ttich das Ausland jagen, daß, wenn eine Armee fteg- 
veich bei uns vordränge, Ste nicht überall auf denjelben feindlichen 
Widerftand ftoßen würde, wie er vielleicht bei jeder anderen ge- 
ichlofienen europäiichen Nation zu erwarten wäre. Die Coriolane 
find in Deutjchland nicht jelten, es fehlt ihnen nur an „Wolsfern“ **), 
und wenn fie Volsfer fänden, würden fie fich bald demasfiren ; 
nur den leßten verjöhnenden Abjihluß Corivlans würden alle 
‚stauen Kafjels und Deutichlands dann nicht im Stande fein, her= 
beizuführen '). Es ift jehr zu beflagen, daß dem bei uns jo ift. 
Bergegenwärtigen Ste ih den Eindrud, den es in Spanien wie 
in Nußland, in England wie in ranfreih, in Ungarn wie in 
Dänemark machen würde. Wenn dort irgend emand erklärte, 


haben würde, geäußert: „Dieje Bahn war genehmigt, und wir hatten in Heijen 
auch die nöthigen Geldmittel dazu, und wäre längjt gebaut, wenn wir nicht 
Preußen einverleibt worden wären. Was haben wir denn durch Preußen ge- 
wonnen?" (StB. 1344a.) 

*), StB. 1346 b. 

**), StB.: Volöfer. 

') Der Batricier En. Marcius Coriolanus, von den Volfstribunen vor 
das Volfögericht gefordert, ging in die Verbannung zu den Volsfern und madte 
mit ihrer Unterjtügung einen Angriff auf Nom, wurde jedoch durch die Bitten 
jeiner Mutter Veturta und feiner Frau VBolumnia zum Abzug bewogen. 
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er wolle feine particulariftiichen Gelüfte, feine Familienintereijen, 
jeine Barteiinterefjen mit ausländiicher Hilfe durchführen, er jeße”) 
jeine ganze Hoffnung darauf, und arbeite dahin, daß die Fluren 
feines Vaterlandes zertreten würden von fiegreichen ausländischen 
Kriegsheeren, daß jeine eigene Heimath in diejelbe Unterjochung 
verfalle, wie wir fie am Anfang diejes Jahrhunderts in Deutjch- 
land erlebt haben, — was fümmern ihn die rauchenden Trümmer 
jeines Vaterlandes, wenn er nur auf ihnen jteht! — nehmen Sie 
an, daß in allen Yändern bis in das Fleine Dänemark hinein eine 
Bartei, eine Eligue die Frechheit hätte, Tich zu joldhen Beitrebungen 
offen zu befennen, joldhe Leute würden dort überall eriticden unter 
der zermalmenden Verachtung ihrer Landsleute! Bei uns allein 
ift das nicht jo; bei uns erliegen fie nicht der Verachtung; Tie 
tragen die Stirn hoch, fie Finden öffentlich Wertheidiger bis in 
diefe Näume hinein. 

Ueberall, wo Fäulnig it, ftellt fich ein Leben ein, welches 
man nicht mit reinen Glacehandihuben anfafjen Fann.  Diefer 
TIhatjache gegenüber jprechen Sie doch nicht von Spionirwefen! 
Sch bin nicht zum Spion geboren meiner ganzen Natur nach, aber 
ich glaube, wir verdienen Jhren Dank, wenn wir uns dazu her- 
geben, bösartige Neptilien !) zu verfolgen bis in ihre Höhlen hinein, 
um zu beobachten, was jie treiben. Damit ijt nicht gejagt, dal; 
wir eine halbe Million geheimer Fonds brauchen fünnen; ich hätte 
feine Verwendung dafür und möchte die Verantwortung für jolche 
Summen nicht übernehmen. Es werden fich andere Verwendungen 
finden, die Ihre nachträgliche Genehmigung und Zujtimmung finden 
werden. Auf den hejjischen Hofvermögen haften, wie man jaat, 
Verpflichtungen dem Lande gegenüber, Baupflichten, die über- 
nommen worden find. Es wird eine Ehrenpflicht der Negierung 
jein, wenn fie in dem Belit der Fonds ift, jolhe Schulden zu 
tilgen, aber machen Sie uns aus dem bedauerlichen Zwange, dal; 
wir Gelder auch zu anderen Zweden verwenden müfjen, feinen 


*), StB.: Jette. 

) Der hier gebrauchte Ausdrud „Reptil“ gab Anlab zu dem Namen 
Reptilienfonds, mit dem der zur Bekämpfung jtaatsfeindlicher Beitrebungen be= 
gründete Fonds bezeichnet wurde. Ueber die Wandlung des Begriffs val. die 
Aeußerungen Bismards in der Rede vom 9. Februar 1876. 
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Borwurf; probiren Sie jelbit erit, ob Sie Beh anfatjen können, 
ohne jich zu bejudeln! 
(Xebhaftes Bravo!) 
Die Discuffton für und gegen den Entwurf wurde noc eine Zeit 
lang fortgejegt, bei der Abjtimmung erhielt das Gejet in der Faflung 
des Commiljionsvorschlags eine bedeutende Mehrheit. 


14. Sıtuna des Serrenbaufes 


Sonnabend 13. Yebruar 1869. 


Nachdem das Abgeordnetenhaus die Verordnung vom 2. März 
1568 genehmigt und ebenjo dem von feiner Commillton vorgejchlagenen 
GSejegentwurf, betreffend eine Abänderung der Beichlagnahmeverordnung 
vom 2. März 1868, feine Zujtimmung ertheilt hatte, unterlag die An: 
aelegenheit der gejeglichen Prüfung durd) das Herrenhaus. Den Be- 
rathungen der XII. Commiffton, welche die Vorlagen des Abgeordneten: 
haufes zu discutiren hatte, wohnte (am 6. Februar 1869) auch Graf 
Bismard bei. Nach dem Commiffionsbericht äußerte er jich in folgen: 
der Weife*): 

Zunäcit wolle er feine jchon im Abgeordnetenhaufe dar: 
gelegten Berwahrungen gegen eine privatrechtliche Behandlung der 
Sade bier wiederholen. 

Der mit dem König Geora abaeichlojjene Vertrag habe doch 
jelbjt für die, welche ihm den Charakter eines Friedensjchlufes 
abjprechen wollten, den eines Waffenftillitandes. Es babe fauım 
erwartet werden dürfen, einen definitiven Friedensihluß vom König 
SHeora zu erreichen. Aber von der Königlichen Negierung und 
von ven befreundeten Höfen jei der Vertrag doch jedenfalls jo 
angejehen worden, dat dadurd der König Georg die Ehrenpflicht 
übernommen babe, fich den factifchen Umftänden zu fügen und jtch 
feindlicher Handlungen und Geldverwendungen gegen Preußen zu 
enthalten. 

Was die Höhe der Abfindungsiumme betreffe, jo babe eine 
Verpflichtung, dem König Georg irgend Etwas zu gewähren, über: 


+, StB. HH. Anl. Nr. 109 ©. 383 b. 


Der Abfindungsvertrag mit König Georg und die Beichlagnahmeverordnung. 133 


haupt nicht bejtanden, nicht einmal in Bezug auf die Herausgabe 
jeines Privatvermögens, denn auch das PBrivatvermögen eines 
friegführenden Gegners jei der Sieger Feineswegs verpflichtet 
herauszugeben. -Es jeien aber bei Abjehluß des ganzen Vertrags 
nicht fowohl juriftiiche als politische Gefichtspunfte maßgebend ge: 
wejen. Man babe sich nicht gefragt, wie viel Vermögen der 
König Georg genau gehabt habe. 

Die Abjicht Sr. Majeltät des Königs jei geweien, den König 
Georg und feine Nachkommen in eine Yage zu verjegen, in der 
er jeiner fürftlichen Stellung gemäß zu leben im Stande jet. 

Sn Betreff der Oppofttion, welche jtch gegen die vom Alb: 
geordnetenhaufe bejchlofjene Abänderung des S 4 erhoben, mache 
er bemerflih, das eine Werwerfung derjelben praftiich der Ver- 
werfung des Ganzen gleichfäme, denn die Negierung wäre dann 
nicht mehr in der Lage, das Gefeß durchzubringen. Dies aber 
würde eine wejentliche Schädigung preußiicher Staatsintereflen zur 
Folge haben. 

m Bezug auf die Agnaten wolle der Minifter bemerken, dat 
diejelben jolche Nechte, welche fie nicht, auch abaejehen von dem 
Wertrage, bejäßen, aus letterem nur injoweit erworben hätten, 
als Dritte überhaupt aus einem Bertrage Nechte erwerben könnten. 
Die Rechte der Nanaten jei die Negierung ebenjo wenig wie Die 
Subjtanz des Wermögens anzutalten gewillt. Die Nechte der 
Aanaten wären jchon dadurch gewahrt, daß die Regierung über 
das Kapitalvermögen ohne ein dem Landtage vorzulegendes und 
jowohl von ihr als vom Landtage aut zu beißendes Gefet Feinerlei 
Dispofition babe. 

Die Commifftion fam jchlieglich zu dem Schluffe, beim Hervenhaufe 
den Beitritt zu den Bejchlüffen des Abgeordnetenhaufes zu beantragen. 
Sie eritattete ihren Bericht in der 14. Situng am 13. Jebruar 1569 
duch Herin v. Brünned. Nah ihm nahm Graf Nittbera das 
Wort, um die Annahme des Commiffionsvorschlags zu empfehlen. Er 
that dies nicht allein vom Standpunfte der Politik, jondern auch von 
dem der preußiichen Finanzen aus, denen bei dem im Staatshaushalts- 
etat vorhandenen Deftcit die Nüdgabe der 16 Millionen Thaler recht 
dienlich jein würde. Graf Bismard legte gegen eine folche Verfettung 
politifcher und financieller Aragen Brotejt ein“): 


*), StB. 308a. 
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ch behalte mir ein näheres Eingehen in die Sade vor und 
bin für den Augenblid nur durch zwei Andeutungen des Herrn 
Rorredners, mit dem ich jonit in fat allen Bunften übereinftimme, 
veranlaßt, das Wort zu ergreifen, um vor der Yortjegung der 
Discuffton die Stellung der Königlichen Staatsregierung zu diejen 
beiden Punkten Elar zu legen. 

Das Erite betrifft die Verbindung, in welche der Herr Vor: 
vedner dieje Vorlage mit dem Defteit ver preußtichen Finanzen brachte. 
(Zuftimmung.) 

Gegen dieje Verbindung muß ich mich auf das Allerbejtimmtefte 
verwahren und mein Bedauern ausprüden, daß der Herr Vor- 
vedner auch nur mit einem Gedanken fie bat berühren Fünnen. 
Das Defteit fünnte zwanzig Mal größer jein”) wie es ift, wir 
wirden ihm entgegentreten, und deswegen doc) nicht zu Diejer rein 
politiihen Mabregel aeichritten jein. 

(Bravo!) 

Das Zweite betrifft die VBerhältnifie der Agnaten, die ich doch 
nicht ganz jo ungünftia beurtheile wie der Herr Vorredner, wenn 
ich auch vielleicht jelbit durch eine Aeußerung in der Commilftion 
zu jeinem Urtbeile Anlaß gegeben haben jollte, aber ich alaube 
nur dadurch, daß meine Worte, die ic in meiner Stellung jehr 
genau abwägen muß und verlangen muß, daß Feines davon fehlt, 
ihm nicht ganz genau im Gedächtniiie geblieben find. 

Sch babe damals aelagt, dab Ite die Nanatenrechte, welche 
fie nicht Schon vor der Schließung des Septembervertrages be= 
jejfen hatten, aus diefem Vertrage nur in jo weit hätten erwerben 
fünnen, als Dritte überhaupt aus einem zwijchen zwei Anderen 
geichlojjenen Vertrage Nechte erwerben können; und ich wiederhole 
diefe Ausdrüde in ihrer Vollitändigfeit, indem ich fie erläutere 
durch eine Meußerung, die ich in außeramtlicher Weile vor nicht 
lange über meine Auffaffung der Stellung der Agnaten abzugeben 
veranlaßt worden .bin, und die dahin lautete: 

„daß Das jett bezüglich des Bermögens des Königs 
(Heorg Ichwebende Verfahren die agnatischen Rechte an dem: 
jelben, welche im Art. 11 des Vertrages vom 29. September 
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1867 erwähnt iind, in feiner Weife berührt. Cs finpdet 
diejes Berfahren nicht einmal auf die Nechte Anwendung, 
welche dem König Georg jelbit an dem Capital und den 
Grunpdjtücden durch jenen Wertrag eingeräumt worden 
ind. Die Königliche Staatsregierung wirde außer Stande 
jein, ohne Zuftimmung beider Häujer des Landtages eine 
Dispofition bezüglich diefer Gapitalien und vieles Grund- 
befiges zu treffen; die Sequeitration, von der gegenwärtig 
allein die Nede it, berührt bloß die Dispofitionsbefuanif 
des gegemwärtigen Nußnießers, des Königs Georg.” 

Sch behalte mir ein weiteres Eingehen für ein jpäteres 
Stadium der Discuflion vor. 

Unter den folgenden Nednern Iprah Graf Münjter gegen den 
Gejegentwurf, weil dur den Vertrag und nad) dem Vertrage das 
ausgejegte Vermögen Brivateigenthum geworden jei und mit der Be- 
ichlagnahme unbedingt ein Eingriff in Privatrechte vorliege; die Se- 
queftration ohne Rechnungsablegung jet eine Confiscation der Nevenuen. 
Die Nichterfüllung vorausgefegter Bedingungen des Vertrages Fünne 
allein dazu führen, den Vertrag aufzulöfen und die restitutio in in- 
tegrum herzujtellen; es müßten dann auch die Gelder, die der König 
Georg ausgeliefert habe, ıhm wieder zurücdgegeben und die Sadhe auf 
den früheren Zujtand zurüdgeführt werden. Graf Bismard erwiderte 
darauf*): 

Die Gefühle, die den Herrn VBorredner bejtimmen, gegen die 
Vorlage zu ftimmen, die den Heren Vorredner nur mit Wider: 
jtreben an diejer Debatte fich betheiligen lafjen, begreife ich voll- 
fommen; aber ich fann mir deshalb jeine Nechtsdeductionen nod 
nicht aneignen. 

Der Vertrag vom September 1867 ift feiner ganzen Korm 
und Entjtehung nach ein Staatsvertrag. Es ift nicht meines 
Amtes, meine Contrafignatur unter Brivatverträge des Königs, 
meines Allergnädigiten Herren, zu jeßen. 

(Ruf: Sehr ridtig!) 

Mit der Unterjchrift zweier Könige, gegengezeichnet von mir, 
als dem Minijter der Auswärtigen Angelegenheiten diejes Yandes, 
liegt diefer Nertrag vor, in feiner Weife in der Form eines Privat: 
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vertrages, jondern in der unbedingten Form des Staatsvertrages. 
Auch feiner ganzen Entitehungsweile nad) fonnte er nur ein Staatö- 
vertrag jein. Wir waren Sr. Majeltät dem Könige Georg 
Nichts jchuldig. Ueber die Frage, welches Privateigenthum einem 
Krieg führenden Monarchen nach dem Kriege bleibt, entjcheidet erjt 
der Friedensschluß; einen anderen Nichter aibt es darüber nicht. 
Diefer Frievensihluß war noch nicht eingetreten; es wurde ein 
Waffenitillitand abgeichlojjen, und Ddiejer tft von der anderen Seite 
gebrochen. Sp liegt meines Erachtens die Sache rechtlich. 

Schuldig waren wir dem König Georg Nichts; wir haben ein 
Beifpiel der Großmuth im nterejje des Ariedens gegeben, wie 
es in der europäifchen Gefchichte ‚meines Wiffens nicht vorge- 
fommen ift. Sch habe nicht gehört, daß die Vorfahren des Königs 
Georg, nachdem Jie das Haus Stuart vom Throne Englands ver: 
trieben hatten, diefem Haufe durch Staatsgelder die Mittel ge= 
liefert haben, der Königlichen Armee bei Eulloden !) gegenüber: 
zutreten. ch habe nicht gehört, daß die verjchiedenen Zweige des”) 
Haufes Bourbon, deren Throne den Staatsummwälzungen in Frank: 
reich, in Spanien, in Neapel zum Opfer fielen, auf Kojten diejer 
Pänder mit einer Dotation verjehen worden wären, die man die 
Abficht hätte haben Ffünnen, ihnen zu laffen, wenn jte fremde 
Legionen, oder franzöfiiche over italienische Legionen in der Kremde 
angeworben hätten, um fie gegen das eigene Yand zu führen. Noch) 
weniger it es mir wahrjcheinlich, daß die jpanijche Negierung es 
fir ihre juristische Pflicht halten wird, der Königin jabella Mittel 
sum Kriege gegen fie zu liefern, und daß von talien her Die 
Bourbonen in ihren Abfichten durch Staatsmittel unteritügt würden. 
ch führe dies nur an, um Jhnen die Geringihäßung zu Fenn= 
zeichnen, mit welcher wir die fittliche Entrüftung aufzunehmen haben, 
die fich von jo vielen feindlichen Seiten geltend macht: als ob wir 
bier einen ungerechten, gewaltthätigen Act gegen einen an ich 
ungerecht jeines Thrones beraubten Fürften übten. 

Die Art, wie heute die Gefchichte des Jahres 1866 vargeitellt 
wird, it wohl geeignet, den Glauben an alle biftorifchen Dar: 
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jtellungen zu erichüttern; wenn man liebt, was über eine Beriode, 
die nur drei „jahre rücwärts liegt, mit Erfolg gelogen wird, To 
wird es jchwer, das zu glauben, was, durch Vermuthungen und 
Gonjecturen unterjtügt, aus früheren Zeiten uns erzählt wird. 
Wenn man heutzutage die Darftellung des Verhaltens Preußens 
zu Hannover jchildern hört — und wie viel Yefer nehmen fie ge 
duldig hin —, jo jollte man glauben, Preußen wäre 1866 über 
jeine Nachbarn bergefallen, wie der Wolf über eine Lämmerberde; 


_ aber wie war die Situation vor dem Kriege? est aus dem Blicke 


rüchwärts steht eS ganz anders aus: jeder hat die Klugheit der 
Herren, die vom Nathhaufe fommen; es jcheint, als wenn der 
preußiiche Sieg etwas ganz Natürliches gewejen wäre, was Preußen 
beitimmt vorausgejehen und zur Bafis jeiner Berechnung gemadt 
hätte. Das war nicht der Glaube bis zum 3. Juli 1866, am 
allerwenigiten am bannoverjchen Hofe und in der bannoverjchen 
Bolitif. Die hannoverjche Negierung hat 1866 viel früher gerüftet 
als die preußiiche; fie war die erite, die auf die erite Aufforderung 
Dejterreichs, ich glaube vom 16. März, gleichzeitig mit Sachen zu 
rüften begann, und auf unfere Jrage, wozu die Nüftungen dienen 
jollten, während wir noch feinen Mann rübrten, wurde uns die 
mehr jcherzhafte als politiiche Antwort gegeben: wegen der vor- 
ausfichtlich Ichlechten Ernte beabjichtige man das übliche Herbit- 
mandver im Frühjahr abzuhalten. Ungeachtet diejes Dohnes haben 
wir uns nicht abhalten lajjen, die fjorgfältigiten Berhandlungen 
mit dem Könige von Hannover zu führen; wir haben jeine zmwei- 
deutigen Rüftungen jich entwideln jehen, ihm während verjelben 
die volle Neutralität mit Garantie der vollen Unabhängigkeit ge: 
boten; ich dante jegt Gott, daß unjere Gegner verblendet ablehnten, 
e8 wäre ein Nordveuticher Bund in der heutigen Geftalt ja faum 
möglich geblieben, wenn der König von Hannover damals einge: 
willigt hätte, jich die völlige Unabhängigkeit durch Staatsvertrag 
verbürgen zu lajien, nur unter der Bedingung, daß er neutral 
bleibe”), daß er jeine Neutralität durch Verziht auf jegliche 
Rüftung verbürge. 

Sie föonnen daraus entnehmen, wie weniq wir dasjelbe blinde 


*) &tB.: bleibt. 


13. 2. 1869. 


13. 2. 1869. 


138 1. Breußifcher Yandtag. 4. November 1868 bis 6. März 1869. 


Zutrauen in unferen Steg hatten, welches unjere Gegner damals 
bejeelte, indem die Außerfampfiegung einer tüchtigen Armee von 
20000 Mann in unjerem Nücen eines Opfers werth jchien. Die 
Enthüllungen über jene ‘Beriode, die namentlich in italienischen 
Schriften gegeben find, lafien es im bohen Grade wahrscheinlich 
ericheinen, daß Delterreich Th zum Opfer Venetiens jchon vor dem 
Niriege hatte bereit finden lafjen, und es jih nur um die Frage 
handelte, ob für diejes Opfer eine Entichädigung in Deutjchland 
zu finden, oder in Geld gewährt werden mülje. Wären wir be- 
jiegt worden, was damals die ganze Welt außer uns jelbjt für 
gewiß bielt, jo glaube ich nicht, daß Schlefien das einzige Opfer 
gewejen wäre, mit dem wir uns hätten löjen müljen, ich glaube 
vielmehr, daß das „Welfenreich”, die Herftellung des Neiches Hein- 
vis des Löwen in der vollen Ausdehnung des niederfächftichen 
Stammes, wenigftens auf der linken Seite der Elbe, doch den 
damaligen bannoverjchen Berechnungen nicht jo ganz fremd war, 
wenn auch der unbedingte Glaube an den öjterreichiichen Sieg, 


ver Jelbit nach der Schlacht von Yangenjalza !) noch die Hands. 


lungen des Königs Geora bejtinmte, hauptjächlich das entjcheidende 
Moment für die bannoveriche Bolitif geweien tft. evenfalls 
machten wir vor dem Kriege dem hannoverichen Hofe nicht den 
Eindruc jtegesgewilfer Eroberer. Man glaubte im”) Gegentheil, 
der Moment jei gefommen, um das Net über unjerem Kopfe zu- 
jammenzuziehen; man vechnete auf die lebermacht, die der bund- 
brüchige Beichluß vom 14. Juni gegen uns ins Feld führen jollte; 
man vechnete, daß mit dem demnächit verjtümmelten Preußen es 
möglich jein werde, diejenigen deutichen Neformen, über die im 
Herbite 1863 der Füritentag in Arankfurt a. M. tagte, ins Leben 
zu führen, während das unveritümmelte Preußen jtarf genug ge- 
wejen war, um durch jeine einfache Abwejenbeit diefes WBroject 
damals zu vernichten ?). Sie werden mir in diejer ‚Frage einiges 
Urtheil zutrauen Dürfen, da es feinen Mann in Preußen gibt, 
ver länger als ich mit der deutichen Bolitit amtlich bejchäftigt 
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gewejen ift, und ich habe die Goalition, die uns im jahre 1866 
jiegesgewiß gegenübertrat, in wechjelnden Formen jeit dem Jahre 
1851 in Kranffurt a. M. zu befämpfen gehabt, zuerit in dem Be- 
dauern, daß man uns den Krieden von Olmüß bewilligt babe, 
daß die Schwarzenbergihe Bolitif nicht mit Gewalt und Ent- 
jchlofjenheit durchgeführt worden jei, nachher in vielfachen Ber- 
juchen, in gemäßigterer oder Itärferer Weile jene Bolitif wieder 
aufzunehmen, und jchließlic im Glauben an die. Ueberlegenbeit 
der bewaffneten Bundesmacht im Frühjahr 1866, inden man nur 
die Ziffern der Bundesarmee in Berechnung 309, aber ihre Ver: 
fafjung nicht. jo fannte, wie wir fie fannten. Wenn wir gegen 
unferer Feinde Erwartung der uns angedrohten Gefahr der 
Vernichtung entgingen, und als Sieger das Net in der 
Hand hatten, die Verhältniffe zu requliven, jo fann man es 
wohl nicht eine ungerechte Eroberung nennen, Die wir, nad)- 
dem man uns das Schwert in die Hand gezwungen, Ichließlich 
machten, indem wir lediglich an unjere eigene Sicherheit für Die 
Zukunft dachten. 

Nicht die Frage, ob zwei Millionen Deutjche mehr oder 
weniger in einem Staatsförper vereint fein jollten, war die ent- 
jcheivende, jondern allein die Frage unjerer Sicherheit. Es war 
der Beweis geführt, daß wir in Friegeriichen Situationen eine jo 
tüchtige Truppe, wie der hannoverjche Nolfsjtamm Ste Liefert, nicht 
in unjerem NRücen belafjen dürften, die Pflicht der Selbiterhaltung 
zwang uns, die Wiederkehr ähnlicher Gonitellationen im unjerem 
wie im deutichen interefie zu hindern, durch die bannoverjche 
Bolitit war uns die Bejeitiqung des Königreichs Hannover auf: 
gezwungen. Es Ffonnte das, jobald der Krieg entjchieden, feine 
unerwartete Wendung für die hannoverichen Staatsmänner jein. 
sch bin jelbjt in der Lage gewefen, jowohl mit den Nathgebern, 
die König Georg in der legten Zeit jeiner Regierung um Ti 
gehabt hatte, als auch früher wiederholt alle Eventualitäten zu 
bejprechen, und ich hatte jederzeit mit voller Offenheit aelagt, 
Hannover habe in Zeiten der Gefahr nur eine fichere Politik, näm- 
lich die, jih an Breußen anzujchliegen. Unterliegt Preußen, To 
wird man Hannover nicht viel tbun. Es wird dann vielmehr die 
flügfte Bolitit jein, den Mittelitaat zu ftärlen auf Preußens Koiten. 
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Siegt aber Preußen, jo gibt es feinen fichereren”) Schuß als den, 
mit Preußen verbündet geweien zu jein. Das preußiiche Königs- 
haus würde fich an Verbündete nicht vergreifen fünnen, mit denen 
e3 die Verbindung vom fiebenjährigen Kriege her ftegreich erneuert 
hätte. Es war dieje Bolitif jo einfach und natürlich, daß nur 
leidenschaftliche Werblendung, Herrichlucht und die dynajtiiche Eifer: 
jucht auf die falfhe Bahn hat lenken fünnen. 

Wenn wir uns nach dem Vertrage von Prag nach weiteren 
Mitteln zur Befeitigung des Friedens umjahen, jo jchien uns eines 
derjelben darin zu liegen, dem durch Fehler und Verblendung ges 
fallenen Fürjtenhaufe eine feiner Vergangenheit würdige Stellung 
zu Fihern, damit es ich mit dem Worte tröjten fünne, daß neues 
Leben aus den Nuinen blüht). Die natürliche Stellung diejes 
Haufes, aus der e3 duch die Verjchiedenheit des Erbfolgerechtes 
in England und Hannover geriffen, bot fi) in dem Neiche °), an 
welches das Haus König Georas durch ebenjo glorreiche Erinne- 
rungen gefnüpft war, wie die im jahre 1866 es für uns find, 
in dem Neiche, welches durch die Vorfahren des Königs Georg, 
durch Wilhelm von Oranien an der Spige englücher und deutjcher, 
auch brandenburgiiher Truppen, vor 200 Jahren einer verderb- 


(ihen Regierung entrifien wurde. Wir dachten uns den König 


Seora in dem Titel, den er noch führt, als Herzog von Cumber- 
land, umd waren überzeugt, daß er und feine Nachfommenschaft 
jeiner Vergangenheit und jeiner Stellung entjprechend dotirt fein 
müfje. Diejfe Erwägung allein bat uns bejtimmt, nicht aber der 
Slaube an irgend privatrechtliches Vermögensrecht eines”) Kriegs- 
feindes, der feinen Frieden mit uns noch nicht gejchloffen hat. 
Es ilt”**) jest ungefähr Jahresfriit, daß die Königliche Res 
gterung Towohl im anderen Haufe, wie diejem gegenüber, ihren 
Einfluß aufgewendet bat, um dem Haufe des Königs Georg eine 


tB.: jtcheren. 

Moilllib: 

*) Fehlt im StB. 

) Schiller, Tell IV 2: 

Attinghaujen: Das Alte ftürzt, es ändert ji) die Zeit, 
Und neues Yeben blüht aus den Ruinen. 
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reiche Abfindung zu verichaffen '). Als eine Abfindung jahen wir 13. 


es an, weil wir viel mehr gaben, als König Georg bejeilen hatte. 
Die Zweifel, welche das Herrenhaus hinsichtlich der Zeitgemäßbheit 
einer jolhen Abfindung geltend machte, waren begründet durch die 
Gleichzeitigfeit der Verhandlungen mit den befannten Vorgängen 
in Hteging und auf der jilbernen Hochzeit. Dieje Zweifel mußten 
auch im Sinne der Regierung von großem Gewichte fein, wir 
fonnten uns unmöglich berechtigt halten, einem Fürften, der uns 
noch als Krieasfeind behandelte und entjchloiien jchien, diefe Nolle 
fortzuführen, die Mittel dazu zu gewähren. Wenn wir dennod) 
die Nollendung der gejeglihen Grundlage der Abfindung nicht 
aufhielten, jo geihab es, um feinen Zweifel an dem Exrnfte auf: 
fommen zu lajjen, mit dem wir diefe Abfindung Ticheritellen wollten. 
Wir wollten uns dem Worwurfe nicht ausjegen, die preußiiche 
Negierung hätte eine ummürdige Comdvdie mit diefer Sache geipielt 
und wäre vor dem gejeglichen Abjchluffe zurüdgetreten. Bei der 
Yügenbaftigfeit der feindlichen Blätter wäre unjer Verhalten jeden: 
falls entitellt worden. Wir legten deshalb Gewicht darauf, unjeren 
guten Willen außer Zweifel zu stellen, und wir wollten zugleich 
eine gejeglich geficherte Balts für zukünftige Verhandlungen jchaffen, 
jobald uns König Georg oder jeine Erben Bürajchaft für ihr Ver: 
halten gewähren würden. Wenn uns das Vertrauen täujchte, 
welches wir in fürjtliches Ehrgefühl jeßten, das Vertrauen, daß 
auch Die jtillichweigenden Bedingungen und Vorausfegungen Des 
Bertrages gehalten werden würden, jo waren wir überzeugt, dat 
die Gejeggebung des preußiichen Staates bereit und im Stande 
jein werde, den Schaden, den der Bruch diejes Vertrauens dem 
Yande zufügen könnte, in einheitlicher Beichlußnabme der Jactoren 
der Gejetgebung von diefem Lande abzuwehren. 

Daß Sie dies thun werden, und mit großer Majorität thun 
werden, darüber bin ich nicht zweifelhaft. Ich babe aber doch zur 
Erläuterung des Bejchlufies, von dem ich überzeugt bin, daß Sie 
ihn fasfen werden, meine Stellung als Mitglied des Haufes und 
die Stellung der Negierung mit den eben geiprocdenen Worten 
flarer bezeichnen wollen. 

(Bravo !) 


20:30. IIF AI TS. 
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Bei der Abjtimmung wurden die Beichlüffe des Abgeordneten: 
haujes mit aroßer Mehrheit angenommen. 


In unmittelbarem Anjchluß daran gelangte der Bericht derjelben 
Commifftion über den Gefegentwurf, betreffend die Beichlagnahme des 
Vermögens des ehemaligen Kurfürjten von Helfen, zur Erörterung. 
Graf Bismard leitete die Beiprechung mit folgender Nede ein“): 

‘in der Commiffton ift von mehreren Seiten geltend gemacht 
worden, dab das Verfahren gegen Se. Königliche Hoheit den Kur= 
fürften im Nergleich mit dem gegen den König Georg ein bejonders 
ftrenges wäre, indem weniger Bejchwerdepunfte gegen den Kur- 
fürften vorlägen. Jh kann diefe Anficht nicht theilen. Sc würde 
fie theilen, wenn es fih um eine Gonfiscation des Vermögens 
handelte. Es handelt fih aber nur um eine Maßregel, deren 
Folgen jeder Zeit befeitigt werden fünnen, wenn Se. Königliche 
Hoheit der Kurfürft joldhe Bürgichaften gibt, welche die gejeh- 
gebende Gewalt in Preußen davon überzeugen, daß eine Wieder: 
holung des bisher Erlebten nicht zu befürchten fteht. Mir jcheint, 
daß im Gegentheil der Fall des Kurfüriten von Helfen noch ein- 
facher liegt, als der des Königs von Hannover: beide Herren 
Georg durch Handlungen, der Kurfürit von Hefjen aber durch aus- 
drüdliche Erklärungen, die Ichriftlich vorliegen, die amtlich durch 
meine Wermittelung an Se. Majeftät den König gerichtet find, 
durch das bekannte, an alle europäische Regierungen gerichtete 
Manifeit. 

xch darf diejes als bekannt vorausjegen, objehon ich mich 
nicht erinnere, daß es in den Gommifltonsberichten des Haufes 
gedrudt geweien wäre, es ilt dazu zu lang. Es enthält die heftigite 
und beleidigendite Kritif der Rolitit der preußiichen Negierung 
und jchließt mit der Aufforderung der europäiichen Mächte, an die 
es gerichtet ift, durch thatkräftigen Beiltand den Kurfürjten wieder 
in feine Länder einzufegen, alfo die Wrovinz Helfen vom preußis 
ichen Staate wieder loszureißen. | 
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3b jehe diefes Manifeit als eine unmittelbare Betheiligung 
des Kurfürjten an den bedauerlichen Aogitationen einer Prefje an, 
deren Thätigfeit darauf gerichtet ift, ven europäischen Frieden und 
bejonders den ‚rieden Deutichlands zu Itören. 

(Hört! Hört!) 

Sch würde mich nicht berechtigt alauben, gegen Brepthätigkeit 
auf diefem Wege einzujchreiten, wenn nicht der Kurfürit durd) jeine 
Losjagung von dem Vertrage die gejeßliche Handhabe dazu geboten 
hätte. Dieje Handhabe nicht zu benugen, würde eine jchwere Wer- 
nachläfftgung der nterefjen des Landes invelviren. Ungefährlid) 
find diefe Agitationen in feiner Weife;, Sie fennen diejelben aus 
den Blättern, die Sie lejen, und Sie fünnen jtch daraus ein Bild 
davon machen, wie vergleichen Entitellungen der Thatjachen in 
- denjenigen Ländern, wo man fie zu controliven nicht jo aut in 
der Yage ilt, wie bei uns, in Yändern, wo man die Yüge über 
biefige Verhältnifje nicht gleich an der Stine zu erfennen vermag, 
daß dort die Eindrüce jtärfer find als bei uns. 

Es it an fich ein verbrecheriiches DVBeginnen, zwei aroße 
Kationen in der Mitte der europätichen Givilifation, die beider- 
* jeits den ernten Willen hegen, mit einander in rieden zu leben, 
die feine wejentlichen Snterejien haben, welche fie trennen könnten, 
in den Krieg bineintreiben zu wollen und fich zu diefem Zwecke 
mit einem großen Aufwande von Gelomitteln der aedrudten Yitge 
zu bedienen. 

sch brauche nicht in allgemeinen Anjchuldigungen zu bleiben; 
Keinem von Ahnen werden die Manöver entgangen jein, die darauf 
gerichtet jind, durch die Breije in Frankreich, bei einer im Bunte 
der Ehre und Tapferkeit lebhaft empfindlichen Nation, den Eindrud 
zu verbreiten, als wolle Deutjchland jeine durch feine Einigkeit 
gewonnene Erjtarfung zu einem Angriffsfriege gegen Frankreich 
oder in irgend einer feindlichen Richtung benugen. Dieje Yüge 
begegnet Ihnen alle Tage in franzöftiichen Blättern; ich brauche 
Sie nur auf die Sammlung faljcher Nachrichten aus den legten 
Tagen aufmerffam zu machen, die in beiden Yändern Fünftlich 
verbreitet werden und bei denen man nicht begreift, ob man mehr 
über die Frechheit der Erfindung oder über die Einfalt und Leicht: 
aläubigfeit der Yejer und den aroßen Kreis erjtaunen joll, der 
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13. 2.1869. jolche abjurde Nachrichten ernithaft nimmt; aber es zeigt das eben, 1 
wie wenig man mit den wirklichen Verhältniffen befannt ift,; Sie 4 
haben die Fabeln gelefen von einem „Familienconfeil”, der in | 
Preußen zur Berathung über Eriegerifche Eventualitäten gehalten | 
worden jei, eine Art Confeil, welche bei uns das Staatsrecht und 1 
das Königliche Hausrecht nicht Fennt, — von militärischen Gonjeils, 
von der Naltrung des Glacis in Mainz, weil an der Promenade 
einige Sträucher verpflanzt werden, — 

(Heiterfeit.) 

ferner von einer Aufforderung, Die die Königliche Negterung an 
die jüddeutichen Staaten gerichtet haben joll, fich in Krieasbereit- 
ichaft zu jeßen bis zum 1. April, indem Dejterreich und Frant- 
veich dasfelbe tbäten, und ich weiß nicht was für Unntriebe, Die 
wieder in Numänien jtattgefunden haben jollen,; das ift aber nur 
eine Fortjegung des Verleumdungsiyitems, nah dem diefe Nation 
fi gegen die Nube von ganz Europa hartnäcıa verjchworen 
haben joll. 

Alle diefe Nachrichten würden an und für fi) unbedeutend 
jein; fie ftehen gewöhnlich zuerit in leicht zugänglichen Winfel- 
blättern, gewinnen aber dann eine ganz andere Bedeutung durch 
die Mitwirfung der Telegraphie. Wenn 3. B. in der „Bayerischen 
Yandeszeitung” steht, Preußen babe Süpdveutfchland zur Kriegs- 
bereitichaft aufgefordert, Jo lacht in Deutjchland ein Jever”) darüber; 
wenn dies aber als eine Nachricht von ungewöhnlicher Wichtigkeit | 
von befliffenen Yeuten, die dazu bejonders angeftellt jind, Jofort 
in alle Welt telegraphirt wird, jo gewinnt durch das Tele: 
araphiren die erfundene Nachricht eine Bedeutung, die fte an und 
für Sich nicht gehabt hat. 

Wir haben uns gegen die Autorität des Gedrudten erit all: 
mählich abitumpfen fünnen, und das ijt namentlich jeit 1848 ge- | 
lungen; bis dahin hatte für einen großen Theil der Bevölkerung 
alles Gedructe jeine bejondere Bedeutung; jeder, der auf dem 
Yande nur das Aıntsblatt las, von der Bibel und dem Gejang- 
buche nicht zu reden, hielt das Gedrucdte für wahr, weil es ge 
druckt war, ungeachtet des üblichen Sprihworts: er Litgt wie ges 
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drucdt; es wird vielleicht auch dahin fommen zu jagen: er lügt 
wie telegraphirt, denn gegen den Mißbrauch, der mit diefem Bes 
förderungsmittel getrieben wird, jind bisher die wenigiten Yeute 
no auf der Hut; fie denken nicht an den Neichthum von Gelpd- 
mitteln, der es. jemandem möglich macht, zum Telegraphiren aller 
in drei bis vier Sprachen überjegten Tendenzlügen in verjchiedenen 
Weltitädten Lectoren zu bezahlen, die nur damit bejchäftigt Ind, 
Zeitungen durchzulefen und zu jehen, ob ji eine Alarmnachricht 


findet; findet er feine, jo bat er fie zu machen und telegraphirt 


fie nun als aufregendes Symptom an verjchievene ausländiiche 
Blätter. - 

So wird die öffentlihe Meinung in Aranfreich bearbeitet; 
umgefehrt wird fie bei uns in Deutjchland dahin aufgeregt, als 
ob wir alle Tage einen Angriff ranfreichs auf Deutjchland zu 
gewärtigen hätten. Es liegt im wohlveritandenen Synterejje beis 
der Nationen, daß Ddiejen verlogenen Intriqguen nah Möglichkeit 
ein Ende gemadt, und daß die Geldmittel dazu abgejchnitten 
werden. 

Die Königliche Regierung bat jeit Jahr und Tag ihre volle 
TIhätigfeit auf die Zerftreuung faljcher Kriegsgerüchte verwendet: 
jie hat in diejeın Augenblic die Meberzeugung, daß die europäischen 
Regierungen von friedlichen ntentionen bejeelt jind, und fie hat 
das Bedürfnif, dat das Rubliftum endlich zu demjelben Glauben 
und zum Vertrauen auf friedliche Zuftände gelange. Schon im 
ntereije. der nationalen Würde find die Quellen abzufchneiven, 
aus denen deutjche Blätter bejoldet werden, die in Ichamlojer 
Deffentlichfeit eine jtarfe und friegstüchtige, aber ebenfalls fried- 
liebende Nation, wie die Franzojen, zum Kriege gegen Deutjchland 
auffordern und offen die Hoffnung ausjprehen, das Vaterland, 
Deutjchland, werde in diefem Kriege unterliegen. Mir find in der 
Preffe Vorwürfe gemacht worden, dab ich jolhen Erjcheinungen 
gegenüber die diplomatijche Ruhe, die meine Stellung erfordert, 
nicht zu bewahren vermöchte, ich muß nun aber jagen: wer über 
jolche Niederträchtigfeit nicht in Zorn geräth, hat ein anders 
organilirtes Nationalgefühl, als mir eigen it! 

(Xebhaftes Bravo!) 
Bismardz politiihe Reden. IV. 10 
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Gegen den Gejegentwurf jprah nur Srhr. v. Niedefel; nad) 
einem Schlußwort des Berichteritatters v. Meding nahm das Herren: 
haus denfelben in feinen einzelnen VBaragraphen wie im Ganzen mit 
aroßer Mehrheit an. 


Schlußigung beider Häufer des Landtags 
Sonnabend 6. März 1869. 

Im Auftrage des Königs Ihlo Minifterpräjivent Graf Bismard 

die Situngen des Landtags, indem er folgende Nevde verlas“): 
Grlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des 
Yandtags! 

Se. Majeität der König haben mir den Auftrag zu ertheilen 
aeruht, die Sigungen des Yandtages der Monarchie in Allerhöchit 
Ihrem Namen zu jehließen. 

Durch die Berathungen und Ergebnifje diefer Sejjton tft das 
Rertrauen, welhes Se. Majeität beim Beginne derjelben aus: 
ivrahen, gerechtfertigt worden. Die Staatsregierung darf der 
Ueberzeugung Ausdrud geben, daß die Vermittelung wiverjprechen= 
der aleihberechtigter Meinungen und damit die Heberwindung einer 
vom parlamentarischen Leben unzertrennlichen Schwierigfeit in der 
gegenwärtigen Situng in einem Maße gelungen it, welches einen 
entfchiedenen Fortichritt unferer verfaljungsmäßigen Entwidelung 
bedeutet. 

ES gereiht der Negierung Sr. Majeftät zur Genugthuung, 
daß der Yandtag den Staatshaushaltsetat”") nach eingehender 
Prüfung fait unverfürzt genehmigt”) und die zur vollitändigen 
Dedung der Ausgaben erforderlichen außerordentlichen Mittel be 
williat hat. Sie wird bei der Ausführung des Etats mit gewiljen- 
hafter Sorafalt und Sparjamfeit zu Werke gehen und die Noth- 
wendigfeit der Wiederheritellung des Gleichgewichts der Staats: 


=> 


! 


B. H9. 483 a, AH. 2163. 
B. AH. 2163 b. 
B. 99. 4836. 


? 
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einnahmen und Ausgaben zur Nichtiehnur ihrer künftigen Vorlagen 
machen. 

Den Dank Sr. Majejtät des Königs Ipricht Ihnen die Staats- 
regierung dafür aus, daß Sie dem Gejeße, durch welches die 
Auseinanderjegung mit der Stadt Frankfurt a. M. angeordnet 
wird, bereitwillig hre Zuitimmung ertheilt und die Regierung 
dadurch in den Stand gelegt haben, dieje Angelegenheit in einem 
den landesväterlichen Gefühlen Sr. Majeftät entiprechenden, von 


der Erörterung jtreitiger Nechtsfragen abjehenden Wege zum Ab- 


ichluffe zu bringen. 

Die Vorlagen behufs Förderung der Nechtspflege und der 
Rechtsgemeinichaft in allen Theilen der Monarchie haben theilweile 
die Zuftimmung der beiden Käufer gefunden. An Betreff weiterer 


gleich wünjchenswerther Reformen darf die Negierung für Die 


nächjte Sejfton die Erzielung eines alljeitigen Einvernehmens 
boifen.. 

Durch Ihre angeftrengte Thätigfeit it es ferner möglich ge- 
wejen, namhafte Werbeijerungen in der Gejeßgebung für einzelne 
Provinzen herbeizuführen. Das Beitreben der Staatsregierung, 


. hierbei den Wünfchen diefer Provinzen eine mit dem allgemeinen 


Spntereije zu vereinbarende Nücjichtnahme zu Theil werden zu lafien, 
bat Seitens beider Häufer des Landtags bereitwillige Unterjtügung 
gefunden. 

Wenn die Berathungen auf dem Gebiete des Unterrichtsweiens 
zu einem -abjchließenden Ergebnijje nicht geführt haben, jo wird 
die Staatsregierung ich hierdurch um jo mehr veranlaft finden, 
die Zeit bis zur nädhjliten Sejftion zur weiteren Klärung der Arage 
zu benußen, um demnädhit mit einer umfafjenden Vorlage an den 
Yandtag treten zu fönnen. 

sn Betreff der Fortbildung unjerer corporativen Organifatio- 
nen bat die Staatsregierung die beabjichtigte Vorlage im Yaufe 
diefer Seiftion noch nit an den Yandtag zu bringen vermodt. 
Die vertraulichen”) Norberathungen aber, welche mit Nücdjicht auf 
die Bedeutung und die mannigfachen Schwierigkeiten einer be- 
friedigenden Löjung diefer Aufgabe wünichenswerth erichienen, be- 


*) StB. AS. 2164 a. 
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6.3. 1869. rechtigen zu der Hoffnung, daß die Verftändigung über diejelbe 
in*) der nächiten Seffton in einer den Anterejjen des Sonde 
entiprechenden Wetje gelingen werde. 

mr) Allerhöchiten Auftrage Sr. Majeität des Königs er- 
fläre ich hiermit die Situngen des Landtages für gejchlojjen. 


*) StB. HH. 484a. 
++) StB. AH. 2164b. 


IV. 


Reidstag des Norddentfben Bundes. 


4. März bis 22. Juni 1869. 


Eröffnumashigung 
des Reichstags des Morddeutfchben Bundes 
Donnerjtag 4. März 1869. 


Ihronrede des Königs“): 


Dr] 


Geehrte Herren vom Neichstage des Norddeutichen Bundes! 

Als Jh Sie zum legten Male um Mic verlammelt jab, 
ipradh ch die Zuverficht aus, daß die Früchte Jhrer Arbeiten in 
unjerem VBaterlande unter dem Segen des Ariedens gedeihen werden. 
Sch freue Mich, daß diefe Zuverficht nicht getäufcht worden tft, und 
indem ch Sie heute im Namen der verbündeten Regierungen be: 
grüße, blide Sch mit Genugthuung auf einen Zeitraum zurüd, in 
dejien Berlauf die Einrichtungen des Bundes in friedliher Ent- 
wicelung eritarft und befeitigt find. 

Im Innern des Bundes haben die ‚Freiheit der Niederlafjung, 
der Chejchließfung und des Gewerbebetriebs den dem Bunde zu 
Grunde liegenden nationalen Gedanken in das Yeben des Volkes 
eingeführt. Eine Gewerbeordnung, welche Jhnen vorgelegt werden 
wird, und ein Gejeß über den Unteritügungswohnfis, welches der 
Berathung des Bundesraths unterliegt, jollen diefem Gedanken 
eine weitere Entwidelung Sichern. 

Sn gleicher Richtung wird Jhre Mitwirkung für gemeinfame””) 
Nechtsinititute in Anipruch genommen werden. hrem Wunjche 
entiprechend wird Ahnen ein Gejeß über die Bejchränftung des 
Lohnarreites und ein Gele über die Einführung des Handels- 


tB. 1b. 


2a. 


4. 3. 1869. 


4. 3. 1869. 
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gejeßbuches und der Wechjelordnung als Bundesgejeße vorgelegt 
werden. nn Verbindung mit dem letteren Iteht ein von der König- 
lich jächiiichen Regierung dem Bunvdesrathe vorgelegter Gejeßent- 
wurf wegen Errichtung eines oberiten Gerichtshofes in Handels: 
jahen. Ein Gejeß über gegenfeitige Nechtshilfe joll, joweit dies 
vor Erlaß einer gemeinfamen Civil: und Strafprocefordnung mög- 
lich it, eine in der Bundesverfafiung ausgeiprochene Berheißung 
erfüllen. 

Ein Wahlgejeß für den Neichstag des Nordveutichen Bundes 
it dazu bejtimmt, dem Art. 20 der Bundesverfafjung gemäß, die 
einzelnen Wahlgeleße durch ein gemeinschaftliches zu erießen und 
ein übereinftinmendes Wahlverfahren im ganzen Gebiete des Bunz= 
des zu fichern. Die Nechtsverhältniffe der Bundesbeamten, deren 
Regelung bereits in Jhrer legten Sejlton in Ausficht genommen 
war, werden den Gegenftand einer Vorlage bilden. 

Die Ausführung von Gejegen, weldhe im Laufe der legten 
Seffton zu Stande gefommen find, und einige feit Aufitellung des 
Bundeshaushaltsetats für 1869 hervorgetretene Bedürfnijje haben 
einen Nachtrag zu diefem Etat nothwendig gemacht, welcher Ihnen 
zur Genehmigung vorgelegt werden wird. 

Der Bımdeshaushaltsetat für 1870, welcher einen hervor- 
vagenden Gegenftand Jhrer Berathungen bilden wird, fordert dazu 
auf, eine Erhöhung der eigenen Einnahmen des Bundes ins Auge 
zu fafien. Die Erleichterungen, welde der Verkehr dur Auf: 
hebung und Ermäßigungen von Zöllen und durch Herabjegung des 
Briefporto erfahren hat, haben Ausfälle an den Einnahmen zur 
Folge gehabt, deren Eriaß nothwendig ift, wenn die Schwierig- 
feiten überwunden werden jollen, welche dem Haushalt der ein= 
zelnen Bundesitaaten durch die ungleihmäßige Wirkung des Maß- 
itabes für die Matricularbeiträge bereitet werden. ch rechne auf 
shre Mitwirkung bei den Vorlagen, welche Ihnen zur Abwendung 
diejer Gefährdung gemacht werden. 

‚nm den Beziehungen des Bundes zum Auslande hat die Nege- 
(ung des internationalen Roitverfehrs weitere Fortichritte ges 
macht. WBojtverträge mit den Niederlanden, Italien, Schweden 
und den vereinigten Donaufürftenthümern werden Jhnen vorgelegt 
werden. i 
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Die DOrganifation der Bumdesconfulate auf Grundlage des in 
Shrer eriten Sejfion berathenen Bundesgejeges*) nahet ihrer Bollen- 
dung. Eine Gonfulareonvention mit Sstalien joll im Anfchlufe an 
diejes Gejeß die Befugnilje der beiverjeitigen Conjuln vertrags- 
mäßig ficheritellen. 

Um der Conjularverwaltung des Bundes den geichäftlichen 
Zujammenhang mit der Führung der auswärtigen Angelegenheiten 
zu erhalten und um die politiiche Einheit Norddeutichlands in der 
jeiner Verfaffung und feiner internationalen Bedeutung entiprechen- 
den Form zum Ausdruck zu bringen, find in- den Gtat für 1870, 
Shren Anträgen entprechend, die Ausgaben aufgenommen worden, 
welche durch die Leitung der auswärtigen Volitif des Bundes und 
durch deren Vertretung im Auslande bedingt find. 

Die erite Aufgabe diejer Vertretung wird auch in Zukunft 
die Erhaltung des Friedens mit allen Völkern bilden, welche aleich 
uns die Wohlthaten dejjelben zu jchägen wiljen. Die Erfüllung 
diejer Aufgabe wird erleichtert werden durch die freundichaftlichen 
Beziehungen, welche zwilchen dem Norddeutfchen Bunde und allen 
auswärtigen Mächten bejtehen und welche ji vor Kurzem durch 
"die friedliche Löjung der die Nuhe des Orients bevrohenden Span- 
nung von Neuem bewährt haben. Die Verhandlungen und der 
Erfolg der Barijer Conferenz haben Zeugniß abgelegt von dem 
aufrichtigen Streben der europäischen Mächte, die Seanungen des 
Friedens als ein wertbvolles Gemeingut unter gemeinfame Obhut 
zu nehmen. Angelichts diefer Wahrnehmung it eine Nation, 
welche fich des Willens und der Kraft bewußt üt, fremde Unab- 
bängigkeit zu achten und die eigene zu Ihügen, zum Vertrauen auf 
die Dauer eines Friedens berechtigt, den zu jtören auswärtigen 
Regierungen die Abjicht, den Feinden der Ordnung die Macht 
feblt. 

Mit diefem Vertrauen, geehrte Herren, wollen Sie an ‘bre 
Arbeiten gehen in dem Sinne, welcher Ihre Berathungen bisher 
geleitet hat, in dem Bemwußtjein der großen nationalen Aufgabe 
des Bundes und in der Zuverficht, daß die verbündeten Negie- 
rungen an der Löjung Ddieler Aufgabe freudig mitwirken. 


SS 
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ach Beendigung der Nede verfündete der Bundeskanzler die Er: 
öffnung des Neichstags mit den Worten: 

nm Namen der verbündeten Regierungen erkläre ich auf Aller: 
höchiten Bräfivialbefehl den Neichstag des Norodeutichen Bundes 
für eröffnet. 


1. Sißung des Reichstags des Norddeuffchben Bundes 


Donnerjtag 4. März 1869. 
g 


Der zur Feititelluna der Beichlußfähigfeit nach 8 7 der Gejchäfts- 
ordnung nothwendige Namensaufruf ergab die Anmejenheit von 143 Mit: 
gliedern, es fehlten müuhin 6 Mitglieder, um den Reichstag beichluß- 
fähtg zu machen. Der Vicepräfivent, Herzog von Ujejt, ver als 
proviforifcher Präfivent die Verhandlungen leitete, jchlug Daher vor, 
die nächte Situng erit Montag den 8. März zu halten und in diefer 
die Wahlen der Präfidenten und der Schriftführer vorzunehmen. Der 
Aba. v. Wedemeyer mwünjchte dagegen die Berufung der nächjten 
Situng auf den nädhjten Tag, da an der Anmefenheit einer bejchluß- 
fähigen Mitgliederzahl in Berlin nicht zu zweifeln jei. Demgegenüber 
hob der Herzog von Ujejt hervor, daß wegen der gleichzeitigen Tagung 
des Preußischen Yandtags dem Neichätage das Berathungslocal dejjelben 
nur ausnahmsmweife für den 4. März zur Verfügung gejtellt worden 
jei, am nächjiten und übernächiten Tage aber nicht zur Verfügung jtehe. 
Zu diefer Angelegenheit äußerte fich der Bundeskanzler Graf Bis: 
mard 

ch möchte zur Erwägung ftellen, ob nicht wenigftens in den 
Tagen morgen und Übermorgen eine furze Zeit gewonnen werden 
fann, um den Beichluß über diejenige Sigung zu fallen, in welcher 
die Bräfidentenwahl stattfinden jol. Meines Erachtens muß der 
Situnga, in welcher die Präfidentenwahl ftattfindet, jedenfalls eine 
von der bejchlußfähigen Zahl bejuchte Sikung vorhergehen, in 
welcher der Termin fejtgeitellt wird. Die zur Beichlußfäbigkeit er- 
torderliche Anzahl ilt bier in Berlin anwejend, wie dies der Augen= 
ichein lehrt. Die fünf Abgeordneten, welche bei dem Namens 
aufruf nicht aeantwortet haben, find anwejend — vielleicht mehr 
als fünf. DVon diejer Seite wirrde für morgen Nichts entgegen- 


*) StB. 6a. 
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jtehen, und wenn die Localfrage ein Hinderniß darbieten jollte, 
jo ließe jicd gewiß mit den preußischen Herrenhauje eine Ber: 
ftändigung darüber herbeiführen, daß eine oder zwei Stunden des 
morgenden Tages freigemacht werden, um dem Neichstage für dieje 
furze Zeit das Local zur Verfügung zu ftellen. 

Der Abg. Tmweiten jpracd) zu Guniten des Vorichlags des Prä- 
jidventen, fonnte aber nicht umhin, zu bemerfen, „daß er es tief be: 
dDauere, daß der Herr Bundeskanzler es für gut befunden habe, die 
Zufammenberufung des Neichstags zu einer Zeit zu veranlafjen, mo 
ihm nicht einmal ein Local zur Conitituirung des Plenums und der 
Abtheilungen zu Gebote ftehe“. Der Bundeskanzler habe erjt in der 
vorigen Sefjion verfprochen, dafür Sorge tragen zu wollen, daß feine 
eoncurrirenden Situngen des Reichstags und einzelner Territorial- oder 
Brovinziallandtage ftattfänden, und habe doch den Netchstag berufen 
zu einer Zeit, wo derjenige Landtag noch fiße, dejjen Siuungen fich 
am allerwenigjten mit denen des Neichstags vertrügen. Der Bundes 
fanzler erwiderte®): 

Der Herr Vorredner bat auch diefe Gelegenheit zu einem An- 
ariff auf meine Berion, meine Stellung und meine Handlungen 
benugt, auf den ich in diefem Augenblide noch nicht gefaßt war, 

(Heiterfeit.) 
obihon ich wußte, daß der Herr VBorredner ji) unter den An= 
wejenden befand. ne 

(Heiterkeit. ) 

Ich will auf die Gründe, welche das Bundesfanzleramt be- 
jtimmt haben, den Neichstag Ichon vor dem Re des Yandtags 
einzuberufen, hier nicht näher eingehen und die Verfammlung da= 
mit nicht aufhalten. Nur die Verfiherung fan ich dem Herrn 
Rorredner geben, dab ich zu jeinem gejunden Urtheile das Zus 
trauen habe, daß er, wenn er Bundeskanzler wäre, genau ebenjo 
gehandelt haben würde, und ich bin gern bereit, außer Dienft, wo 
wir nicht 145 Andere damit behelligen, die Gründe weiter aus- 
einanderzujegen. ch habe allerdings bei dem Arrangement darauf 
gerechnet, daß die Werfammlung heute beiehlußfäbig jein und nicht 
ein Tag verloren gehen würde von einer Zeit, die bis zum yumt 
foftbar und fnapp jein wird. Wielleicht werde ich dann noch dem 


4. 
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4. 3. 1869. 
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Rorwurfe ausgejegt jein, daß ich nicht die Comcurrenz der Ver- 
jammlungen durch eine noch frühere Berufung des Neichstages für 
längere Zeit herbeigeführt habe. 

(Bravo!) 


Es blieb bei dem Vorfchlage des Präfidenten. 


2. Situng des Reichstags des Morddentichen Bundes 


Montag 8. März 1569. 


Beim Bortrag der von mehreren Mitgliedern des Neichstags ein- 
gegangenen Urlaubsgejuche proteitirte der Abg. Frhr. v. Hagfe gegen 
die Bewilligung derjenigen Gefuche, welche jich auf andere Gründe als 
Krankheit jtügten; nad) den vom Neichstage im vorigen Jahre adop: 


tirten Grundfägen dürfte 3. B. „dienftlihe Unabfömmlichkeit” als Grund 
für Urlaubsertheilung nicht anzujehen jein. Der Bundesfanzler Graf 


Bismard bemerkte dazu“): 


Ich möchte bitten, bei den einzelnen Abgeordneten den Wahl- 


freis und die Stellung im Leben anführen zu wollen, dann läßt 
fih eher beurtheilen, ob die Anfichten des Herrn v. Hagfe Anz 
wendung leiden oder nicht. Jin Uebrigen kann ich mich der An 
ficht des Herrn v. Hagfe nur anfchließen, daß dienftliche Unabe 
föommlichkeit im Ganzen nicht präjumirt werden darf, jondern daß 
die einzelnen Fälle, wo fie wirklich vorhanden fein jollte, einer 
itrengeren Nachweilung bevürfen. 


6. Sißung des Neichstags des Morddentlchben Bundes 


Sonnabend 13. März 1809. 


sn jeiner 6. Sigung begann der Neichstag die Berathung über 
den Entwurf eines Wahlgefeges für den Norddeutiden 
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Bund. Die mancherlei Heuferungen der Unzufriedenheit, die gegen 
einzelne Mängel des Entwurfs laut wurden, veranlagten den Bundes: 
fanzler Grafen Bismard zu folgender Nede*): 

Sb möchte die Herren bitten, an die Vorlage nicht die Anz 
forderung zu jtellen, daß fie Benct jei, das in Bezug auf Wahlen 
gültige Necht principiell zu ändern. Der Herr Präfivdent des 
Bundesfanzleramts ') bat dies jchon vorhin hervorgehoben. Wir 
haben nicht an die Aufgabe berantreten wollen, unfere eigenen oder 
andere Speale in Bezug auf ein Wahlageieg hiermit zu verwirk- 
lichen, diejenigen Berbejjerungen des Wahlrechts eintreten zu lajjen, 
die etwa bei der Herftellung und der Nevilion der Verfajjung ver- 
jäumt worden jeien — jondern lediglich Webelitänden, die daraus 
hervorgehen, daß bisher ein einheitliches Bundeswahlgeleg nicht be- 
jteht, jondern nur Territorialwahlgelege, nach Kräften abzubelfen. 


- Am allerwenigiten bat es unjere Abficht fein können, Nenderungen 


in dem gegenwärtigen verfaffungsmäßigen Nechtszuftande — in dem 
Kechtszuftande, wie er durch die VBerfafjung verbürgt it — vor- 
zunehmen. ch will über den Begriff „verfaffungsmäßia” nicht 
discutiren ?). Wenn aber im Art. 20 der Verfaffung fteht: „Der 
Neichstag gebt aus allgemeinen und directen Wahlen mit geheimer 


“ Abjtimmung hervor, welche bis zum Erlat eines Neihswahlgejeges“ 


— aljo zu der Zeit, in der wir leben — „nah Maßgabe des 
Gejetes zu erfolgen haben, auf“”) Grund deijfen der erite 
Neichstag des Nordveutichen Bundes gewählt it,“ jo glaube ich, 


*), StB. 45a. 

= 6. 45b. 

!) Delbrüd. 

?) Der Präjivent des Bundesfanzleramts, Delbrüd, hatte der Anficht 
Ausdruf gegeben, das die Verfafiung jelbjt die Anzahl der Abgeordneten zum 
Reichstag alle drei Jahre veränderlich made, indem fie die Zahl der Abgeord- 
neten nad) dem Ergebnifje der alle drei Jahre ftattfindenden Bolfszählungen 
bemejje, gab aber auf den Einiprud des Abg. Lasfer zu, dah dies direct in der 
Verfajjung nicht jtehe, jondern nur in Bezug genommen fei, behauptete jedoch, 
da die Bejtimmung des Neichswahlgejetes über die Bildung der Wahlfreife auf 
Grund der legten Volkszählung in die Wahlgejege jämmtlicher Bundesitaaten 
übergegangen jei und Art. 20 der Verfafjung dieje Wahlgejfege in Bezug ge- 
nommen habe, berechtigt zu jein, diejen Grundjat als einen zur Zeit verfafjungs- 
mäßigen zu bezeichnen. Der Abg. Miquel erflärte dagegen, dah ein in der 
Verfajjung nirgends ausgeiprochener Grundiat nicht als verfafiungsmäßia zu 
betrachten jei. 


(16 
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it man jeher wohl berechtigt, ohne fich eines Mangels an Logif 
ichuldia zu machen, vdiefes Gejeß eine verfailungsmäßige Beltim- 
mung zu nennen. sch möchte diejelben Herren, die dies bejtreiten, 
wohl im Breußiichen Yandtage jehen, wenn die ganze analoge Be- 
jtimmung der Preußiichen Verfaifung über das dort geltende Wahl: 
gejeg von der Negterung als eine nicht zur Verfaifung gehörige 
behandelt und etwa dem Dectroyirungswege unter Umftänden unter: 
worfen werden wollte. Wir würden das von Seiten der Negie- 
rung nicht gewagt haben, anzuzweifeln, daß jene Beitimmungen in 
der Preußischen Berfafjung über das Wahlgeleß, die ganz analog, 
auch nur eitando, gefaßt find, zur Verfaflung gehören. Am 
Uebrigen nröchte ich vorschlagen, daß wir Kleine Verbejferungen in 
unjerem Zultande nicht dadurch zu Ichwer machen, daß wir ihnen 
eine zu aroße Lajt an Wünfchen aufpaden, die fie zu tragen viel- 
leicht nicht im Stand find. Wenn principielle Nenvderungen in dem 
bisherigen Wahlrecht und in jeiner praftiichen Wirkjamfeit hierbei 
eritrebt werden jollen, jo fan ich erflären, daß die verbündeten 
Negierungen dazu in diefem Nugenblide die Hand zu bieten nicht 
beabjichtigen. Denn, beifpielsweile, eine Bejchränfung auf einen 
Minimallaß für einen Wahlbezirk halte ich nicht für eine Erleich- 
terung der Ausübung des Wahlrechts, jondern für eine Erjchwerung, 
wobei die Jahreszeiten, Wetter und Wege jehr erheblich in Betracht 
fallen. Das Wahlrecht wird am leichteiten ausgeübt, wenn es Jeder 
nahe am Orte feines Domicils ausüben fann. Dies wird aber 
beichräntt, wenn die Minimalziffer einen bedeutenden Umfang ge= 
winnt, wie wir das zu vermeiden gelucht haben, wie es in jchwach 
bevölferten Bezirken der Fall fein wird. m Uebrigen möchte ich 
Sie bitten, nicht zu glauben, daß wir die jegigen Einrichtungen 
für tavelfrei und nicht für im hohen Grade verbeijerungsfähig 
hielten, insbejondere, daß die Abgrenzung der Wahlbezirke nicht 
eine große Anzahl von Mängeln darbiete, die der Abhilfe bedürfen. 
Sch alaube aber, daß dieje Abhilfe auf dem adminiftrativen Wege 
leichter erfolgen fann, als wenn überall, wo fich ein Mangel in 
der Eintheilung der Wahlbezirfe findet, zur Abhilfe dejjelben ein 
neues Gejeß erforderlich ift. Für die Dauer bin ich weit entfernt, 
principiell ein Gegner der gejeßlichen Feititellung zu jein. Sb 
theile die Anfchauungen einigermaßen, die der Herr Abgeordnete 
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für Osnabrüd?) dafür angeführt hat, und glaube, daß die feite 


Bevölkerung ein Webergewicht bei den Wahlen haben jollte, und 
möchte Sie bitten, Diefe Frage ebenjowenig als wie die anderen 
mit der Vorlage im Verbindung Itebenden Fragen als politische, 
als principielle anzujehen, wobei wir ein gouvernementales, gegen 
freiheitliche Entwicelungen gerichtetes Webergewicht juchten. Es 
handelt jih um Zwecmäßigkeitsfragen, bei denen fich häufig findet, 
daß man im Grunde einerlei Meinung it mit denjenigen, die 
man eben vielleicht mit einem Anflug von Leidenschaftlichfeit be: 
fämpft bat. 

Was ferner den Beruf des Bundesraths zur Feititellung der 
Wahlbezirfe anbelangt ?), jo ift darüber der Bundesrath nicht ein= 
jtimmig gewejen. CS war darüber Meinungsverichiedenheit. Ab- 
weichungen von dem lWeblichen, wie fie früher in einzelnen Bundes- 


Ländern vorgefommen find, jind jchon dadurch ausgeichloiien, dat 


die geographiiche Begrenzung jeßt zur Nothwendigteit gemacht 
worden ift. 

Die Gründe, die die Mehrheit des Bundesraths abgehalten 
haben, für diejen das Necht der Abgrenzung der Wahlbezirfe in 
Anipruch zu nehmen, bat der Herr Präftvent des Bundesfanzler- 


"amts vorhin jcehon angedeutet. Es war die Ueberzeugung, daß 


man Sich im Wejentlichen doch auf die Angaben und Borjchläge 
der einzelnen Negierungen verlajjen müjje, mit Ausnahme von 
ganz eclatanten, zu auffälligen Klagen berechtigenden Fällen. Nun, 
meine Herren, wenn jolbe Fälle eintreten, ich frage Sie, üt es 
leichter für Sie hier, die Abhilfe zu bewirken, wenn eine bejtimmte, 
befannte und benannte Regierung dafür die Werantwortung trägt 
und allein dafür einzuftehen hat, oder it es leichter, wenn ein 
etwaiger Mißgriff durch die Autorität der größeren Berfammlung 
des Bundesraths, durch eine anonyme Abftimmung im Bundesrath 
gedeckt ift? Tritt dann nicht der Mißgriff, den Sie angreifen, 
mit der erhöhten Autorität auf? Auch vdiefes Motiv ift in den 


!) Der Adg. Miquel hatte für die gejegliche Feititellung der Wahlbezirke 
geiprochen, damit die jeghafte Bevölkerung einen größeren Einfluß auf die Wahlen 
befomme, als die durchreiiende. 

?) Der Abg. Twejten wünjchte die Feititellung der Wahlbezirfe bis zum 
Erlai eines die Frage regelnden Gefeßes dem Bundesrathe übertragen zu jehen. 
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Discuflionen des Yundesraths geltend gemacht worden, und ic) 
fann wohl jagen, daß es ziemlich ausichlaggebend gewejen tft. ch 
möchte daher bitten, den Fortjichritt, den wir in unferer jeßigen 
Entwidelung eritreben, uns nicht dadurch zu erichweren, daß Sie 
uns die zu eriteigende Stufe, die vor uns liegt, zu hoch machen. 

Der Abag. Graf Schwerin glaubte der Deducttion des Bundes- 
fanzlers aus Art. 20 der Verfafiung, daß im gegenwärtigen Augenblide 
die Beitimmung, wenn fie auch nicht in der Verfaffung jtünde, doc) 
verfaflungsmäßig fei, weil darin auf $ 1 des Wahlgefees Bezug ge: 
nommen werde, widerjprechen zu müfjen, da Art. 20 der Berfafjung 
ausdrücklich fage: Bis zum Zuftandefommen eines Wahlgejetes joll dies 
See gelten. Da der Neichstag im Begriff jei, ein neues Wahlgejet 
zu machen, jo jet er in diefem Augenblide nicht bloß berechtigt, fondern 
auch verpflichtet, Diejenigen Bejtimmungen zu ändern, die im Wahlgeje 
zum conftituirenden Neichstag der SU LE Darauf 
erwiderte der Bundesfanzler Graf Bismard* 

Yo babe das Necht der Des Bundes, Diejes 
Wahlgeleß zu ändern, auch das Necht, die Wahlbezirfe gefegmäßig 
fejtzuftellen, ja in feiner Weije in Zweifel gezogen, und ic fürchte, 
daß es dem Heren Vorredner bier wider Willen jo gegangen ift, 
wie bei früheren für mich folgenreicher gewordenen Gelegenheiten, 
wo meine Neußerungen, durch feinen Mund wiedergegeben, doc 
eine etwas andere KJärbung gewannen; ich erlaube mir dabei an 
den befannten, von mir niemals gebraudten Ausjprud: 
„Macht ginge vor Necht”, zu erinnern, 

(Abag. Graf Schwerin: Ja wohl, ich erinnere mich!) 
der dem Munde des Herrn VBorredners jeinen Uriprung verdankt). 
(Heiterfeit.) 
mdes dies mur in PBarentheje; ich hätte um die Erlaubniß zu 
einer perjönlichen RR darüber jpäter bitten jollen. 

Wenn ich dem Beariff des Verfaffungsmäßigen und meiner 
Auffaffung deijelben br nicht näher getreten bin, jo habe ich mir 
vergegenmwärtigt, daß wir in der eriten Lefung find, und daß ic) 
nicht den Beruf habe, den Ansichten des Bundesraths vorzugreifen, 
jondern daß ich nur meine einzelne Meinung darüber ausfprechen 
fonnte, die vielleicht der Befeftiqung und Prüfung bedürfen wird. 
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Sehr wohl aber fann die Frage auftreten, ob nicht ein einzelmer 13. 3. 1369. 


YBındesitaat nach dem, wie unjere Geleggebung und Berfaiiung 
bisher liegt, ein verfafjungsmäßiges Nebt hat, wenn jeine 
Einwohnerzahl geitiegen it, wenn jte beijpielsweile 150 000 über- 
jchreitet ), während fie bisher 150000 nicht erreichte, ftatt eines 
Abgeordneten nunmehr zwei zu wählen. Ob diefes Necht noch 
dureh das Sieb der Gejeggebung pafliren muß, ob es ihm abge- 
jprochen werden fann, oder ob er verfaflungsmäßig ‚berechtigt ift, 
vor den Neichstag zu treten, jeinen Nachweis zu liefern und zu 
jagen: ich habe nunmehr das verfajjungsmäßige Necht — das it 
eine Frage, die ich hier bei ver eriten Discuffion, ohne Vorbe- 
rathung im Bundesrath, nicht präjudiciren möchte. 

Der Abg. Graf Schwerin bemerfte nad dem Abe. Walded 
perfönlid, er habe dem Grafen Bismard das Wort „Gewalt geht vor 


- Necht“ nicht in den Mund gelegt, jondern er habe nur gejagt, die 


Heußerungen des Herrin Minifterpräfiventen culminirten in dem 
Sate, da Gewalt vor Neht gehe. Diejen Ausjpruch halte 
er noch jet aufrecht und verleugne ihn ebenjfoweniq, wie er ich ge: 
iheut habe, jeiner Zeit zu erklären, daß er jih in Bezug auf die 
Ssntentionen des Herin Minijterpräfiventen damals geirrt habe. 
Der Bundesfanzler Graf Bismard erwiderte®): 

Welches auch die Mihverftändniffe jein mögen, die zwijchen 
uns Beiden geherricht haben, jo werde ich mich jevenfalls freuen, 
wenn diejenigen Mißverftändnifie, die — ich fann fait jagen in 
Europa über meine Neußerungen berrichten, und die durch die 


‚ Meußerung des Herrn PVorredners veranlaft worden find, 


einigermaßen durch die gegenwärtige Erklärung gemildert werden. 
Gehoben““) werden jte nur bei denjenigen, die überhaupt fich 
belehren lajjen wollen, was nicht Viele find. 

( rei Heiterfeit.) 


Der Abg. Zasfer hielt jich verpflichtet, die Frage der Verfaffung “ 
mäßigfeit nochmals aufzumerfen; er betritt die Deduction aus Art. A 


*) StB. 47a. 
=, ©. 47). 

) 8 7 und $ 8 des Neichswahlgejeges lauteten: In jedem Einzeljtaate 
jind Wahlfreije von je 100000 Seelen der nach der legten Volkszählung vor- 
bandenen Bevölkerung zu bilden. — Ergibt fi) in einem Einzeljtaate bei der 
Bildung der MWahlfreife ein Ueberihuß von mwenigitens 50000 Seelen, fo tit 
hierfür ein bejonderer Wahlkreis zu bilden. 
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der Verfaffung, daß die Zahl der Abgeordneten wandelbar jei, und 
folgerte, dat fein Bundesftaat das Necht habe auf ftärfere Vertretung 
im Neichstag, wenn jeine Bevölferung aewachlen jet, es habe denn der 
Bundesrath oder der Neichstag fein Necht anerfannt. Uebrigens freue 
es ıhn, daß der Bundesfanzler, nachdem er früher die Erklärung ab- 
gegeben habe, die Regierungen jeien nicht geneigt, in diefem oder jenen 
Nunfte den Wünfchen entgegenzufommen, zum a doc erklärt 
habe, man jolle die Sache nicht jo behandeln, als ob die Anfichten 
abgejchlofjen wären, es jei noch möglich, im Laufe der Berathung fi) 
zu verjtändigen. 2: Auffafiung wideriprach der Bundeskanzler Graf 
Bısmard jofort“) 

ch bin veranlaßt, einer Ampliftcation einer Neußerung von 
mir, die der Herr Nedner eben vornahm, zu wideriprechen. ch 
hatte die Abficht, mich weiter aufzuklären in der Berathung im 
Bundesrathe, nur in Bezug auf die Frage ausgejprocden, was hier 
verfajiungsmäßiges””) Necht des Einzelitaates und was ein 
Nechtszuitand jei, der lediglih auf einem vorübergehenden Ge= 
jeße beruht, und ich habe dies als eine jchwierige Frage bezeichnet: 
ob ein Staat ein Necht hat, die Vermehrung feiner Vertreter zu 
fordern oder nicht? — der ich heute nicht präjudiciren will. m 
nn: habe ich, glaube ich, feine Art von Verheißung gegeben, 

e berechtigte, eine Stiidzunzlinie der Negierung von dem Stand» 
den fie eingenommen hatte, jest Ichon in Ausitcht zu 
nehmen. 


S. Situng des Neichbsfags des Norddeutfchen Bundes 


Dienjtag 16. März 1569. 


In der 8. Situng des Neichstags am 16. März gelangte der jchon 
in legter Seffion vom Aba. Lasfer eingebrachte Gefegentwurf über die 
„Nüichtverfolabarfeit der Ditgl teder der Zandtage und Kammern“ zu erneuter 
Berathung, dejjen einziger Baraaraph alfo lautete: „Kein Mitglied eines 
Landtages oder einer Kammer eines zum Norddeutichen Bunde gehörigen 
Staates darf zu irgend einer Zeit wegen jeiner Abjtimmung oder wegen. 
der in Ausübung feines Berufes gethanen Meußerungen gerichtlich oder 
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disciplinarisch verfolgt oder jonjt außerhalb der Verfammlung, zu welcher 
das Mitglied gehört, zur Verantwortung gezogen werden.“ Sin langer 
Nede rechtfertigte der Abg. Lasfer feinen Antrag, dejjen Ziel, wie 
er jelbjt jagte, die Sicherung der Nedefreiheit gegen gerichtliche Ber: 
folgung bei Ueberjchreitung ihrer Grenzen im PBreußifchen Landtage 
war; die Abg. v. Blandenburg und v. Mallindrodt fpracen 
gegen denjelben, der Eine, weil er an dem dem Neichstag gewährten 
Privilegium der fchranfenlojen Nedefreiheit vollfommen genug habe und 
nicht wünjche, daß es Andern octroyirt werde, der Andere, weil der 
Neichstag nicht als Appellhof für die einzelnen Landesvertretungen zu 


betrachten jet und weil der gegen die Unabhängtafeit der einzelnen 


Landesvertretungen gerichtete Antrag überaus wenig Ausficht habe, von 
Seiten des Bundesraths gutgeheifen zu werden. Wach) dem be. 
v. Mallindrodt erariff der Bundesfanzler Graf Bismard das 
Wort): 


Sch babe jeit drei Jahren jo jelten das Glück, mic) mit dem 


- Herrn Worredner in Uebereinitimmung zu befinden, daß ich ven 
« Ü I y, 


Augenblid, wo dies der Fall it, nicht vorübergeben lafjen fann, 
ohne mir die Genugthuung zu geben, es zu conitativen. Sogar 
auf das lette Argument, welches er hervorhob, babe ich bereits 
im vorigen Jahre!) hingewiejen, nicht im „ntereije der Regierung, 


nicht im Snterefje des Bundesraths, wohl aber im „interejje der 


* fandtäglichen Freiheiten und der Einzelverfaffungen, ob es im 


Sinne der Herren Antragiteller jeder Zeit wohlgethan jein wird, dem 
Keichstage, welche Zufammenjegung er auch haben mag, bezüglich 
der Landesverfafjungen ähnliche Befugnijje beizulegen, wie Sie 
3. DB. einjt mit Unrecht befürchtet haben, daß fie einem Tribunal 
in Lübec beigelegt werden könnten, nämlich einem Gerichtshofe über 
das Maß der den einzelnen Ländern zu bewilligenden verfajjungs- 
mäßigen Freiheit. ch habe auch dies jchon im vorigen „jahre er: 
wähnt,; überhaupt, ich finde in dem Antrage nichts Neues, was 
nicht im vorigen Jahre jchon vorgelegen hätte. ch babe mich da= 
mals darüber ausgeiprochen ?); ich habe meinen damaligen Neuße- 
rungen. auch faum Etwas hinzuzufügen; meine Auffaffungen haben 
ih jeitdem nicht geändert. Wohl aber hat fich die Sachlage 
einigermaßen geändert. Nah habe damals zugejagt, meinen Ein- 
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Hug im Preußen zu verwenden, um die Anficht der Herren Ai 
tragiteller zum Durchbruch zu bringen. Daß ich dies nicht ohne Er- 
folg gethan babe, zeigt Ihnen die Stellung, welche das Königlich 
preußtiche Staatsminifterium im Abgeordnetenhauje und welche ich 
jelbjt dazu im Herrenhaufe eingenommen babe). ch babe in 
einer Sikumg des Herrenhaujes die Annahme des geraden Gegen: 
theils von dem, was ich früher von der Stelle 
(auf die Bänke des Haufes deutend) 

empfohlen hatte, von diejer Stelle, wo jegt mein Plaß ift, em 
vfohlen mit der Erflärung, daß ich meine Weberzeugung nicht ges 
ändert hätte, daß ich aber glaubte — wie der Herr Mntragiteller 
das in feiner eriten Meußerung dargetban hat — in dergleichen 
Dingen, die ich praftiich von feinem hohen Wertbe bielte, dem 
Frieden ein Opfer bringen zu müjjen. ch glaube damit docu= 
mentirt zu haben, daß die Stellung der preußischen Negierung zur 
Sache wefentlich diejenige geworden ift, die die Herren Antrags 
jtellev eritrebt haben, und daß mein Einfluß in viefer Beziehung 
nicht ohne Erfolg geübt worden ift. Daß er nicht binreicht, eine 
politiiche Körperschaft, die aleichberechtigt mit der anderen ift, zu einer 
Beiltimmung zu vermögen, das bevdaure ich. Daß ich darin irgend 
welchen etwa in Händen der Negierung liegenden Zwang üben 
jollte — einmal würde er unfruchtbar jein, und dann würde man 
mir dasjenige entgegenhalten, was ich früher jelbjt gegen die Sache 
gejagt habe, und dann würde man erflären, daß nicht Jedermann 
diefelbe Aufgabe bat, perfönliche Ueberzeugungen dem Frieden des 
Allgemeinen zu opfern, wie gerade ein Solder, der eben Minifter 
üt. Wohl aber hat fih die Sakbe zum Bortheil der Auffafjung 
der Antragiteller dahin geändert, daß die preußische Negierung — 
die jeßige wenigiteng — in der moraliichen Unmöglichkeit ift, irgend 
eine Verfolgung praktisch zuzugeben. Es it alfo in feiner Weife 
periculum in mora ?). 

Meine Stellung zur Sache hat fich auch injofern einigermaßen 
modifieirt, als ich der Meinung der Gegner neue aute Seiten 
noch habe abgewinnen fünnen, die es mir erleichtern, die Gründe 
gegen die Sache, die mir auf die Zunge treten wollen, zuriczus 
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drängen. Der Herr Antragiteller that heute Neußerungen, die mic 
ichließen liegen, daß gewilje Jlluftonen, die ich für geichwunden 
bielt, doch noch nicht ganz in der öffentlichen Meinung gefchwunden 
find, nämlich die, daß irgend ein Grad von Muth dazu gehöre, 
einem Ninilter Unannehmlichkeiten zu Tagen. 
(Heiterkeit. 

Es tt eine eigenthümliche Ericheinung, daß im deutjchen 

Volfe, welches jonit feine Vorliebe für eine jchroffe Mifachtung 


der Form der Höflichkeit gerade bat, doch von jeher jede Gelegen- 


beit”), bei der ‚jemand fie einem bochgeitellten Beamten gegen- 
über mit rechter Geflifjentlichfeit und Nerachtung aller ‚Formen 
außer Acht jest, er einen gemwijjen Anftrich von Bopularität er- 
wirbt”). ch fann mir das nicht anders erklären, als daß, da 
im deutjchen Volke der Muth anerkannt eine populäre Eigenschaft 


it, man noch immer die Zuftände, die uns Amtriquenftüce und 


Nomane voriger Jahrhunderte Schildern, wo es in Burgverließe 
hi \ y) 4 bi 
führte, wenn man fich über Minifter und deren Verwandte mif- 


jagen, daß für tapfere Herzen noch immer eine gewilje Verfuchunc 
x > 2 > : 


 entiteht, ihren Muth dadurch zu documentiven, daß te einem Minifter 


Dinge jagen, die je einem Anderen nicht jagen würden, weil fie 
dazu zu höflich find. Diefe Manier mit Stumpf und Stiel aus- 
gerottet zu jehen, würde ich für einen Vortheil halten, der erreicht 
üt, jobald gejeßlich feititeht, daß man einen Minifter beleidigen 
fann, wie. man will: man bleibt jtraflos. Db es nüßlich ift, den 
auf der Brejche der Vertheidigung der Yanvdesinterejjen jtehenden 
Serfönlichfeiten ihrerjeits das gleiche Brivilegium zu geben, daß 
auch die Neußerungen der Minifter jtraflos jein jollen, die fie 
etwa in der Erregung den Angriffen gegenüber thun, — ich weiß 


% 
u) 


©. 9b. 

**) Der Redner ift aus der Conjtruction gefallen. Der Sat mühte correct 
lauten: Es tjt eine eigenthümliche Erjcheinung, daß im deutichen Volke, welches 
jonft feine Vorliebe für eine jchroffe Mitachtung der Form der Höflichkeit gerade 
bat, doc von jeher Derjenige, welcher bei irgend einer Gelegenheit 
fie einem hochgejtellten Beamten gegenüber mit rechter Geflifjentlichfeit und 
Verahtung aller Formen außer Acht jest, einen gewilfen Anftrih von Bopu- 
larität erwirbt. 

*#*) Behlt im StB. 
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16. 3. 1869. nicht, ob die Herren Antragiteller diejer Frage nähergetreten find; 


aus dem Tenor des Antrages habe ich dies nicht eriehen Fünnen. 
(Heiterfeit. ) 

Sie werden mir jagen, Sie wollen den Antrag dahin viel- 
leicht gern vervollitändigen, wenn die Ninifter damit einverjtanden 
ind, fich der Disciplin des Haufes, ausgeübt durch den Präfi- 
denten, zu unterwerfen. Nun, meine Herren, die Minifter haben 
auch ihren Rräfiventen, und dejjen Aufgabe it es, die Disciplin 
der Discuffton zu üben; 

(Hetterfeit.) 
und das wird wejentlich erleichtert werden, indem es mir faum 
erinnerlich it, daß ein Bevürfniß, von diefer Disciplin Gebrauch 
zu machen, durch Weberichreitung des Maßes der Nedefreibeit, 
welches den Miniitern Factiich, aber nicht rechtlich bewilligt worden 
it, vorgelegen bat. Aber alle diefe Sachen jage ich nicht, und. 
jeldit bitte ih Sie, wenn mir unmillfürlich eine gewijje Bitterfeit 
bei manden Erinnerungen auf die Zunge kommt, das nicht jo aus- 
zulegen, als wollte ich nicht ehrlich das Meine tyun, um die Sade 
zu bejeitigen, wie ich es denn bisher gethan babe. Aber ich halte 
mich wohl berechtigt, im Bundesrathe, da, wo es Jich um die 
nationalen Zwede des Bundes handelt, unter Umftänden das volle 
Hewicht der preußischen Stimme mit denjenigen, die wir damit 
vereinigen fönnen, in die Waagichale zu werfen und mic an die 
Bedeutung, an die Zahl der difjentirenden Negierungen nicht zu 
fehren, wo e8 fie) um aroße, nationale ntereiien handelt. 

(Beifall) | 

m Uebrigen babe ich mir in der Bundespolitif, jo lange ich 
die Ehre habe, auf fie einen Einfluß zu üben, als unverbrüchlichen 
Srundjag denjenigen geitellt, und mich wohl dabei befunden, daß 
es nicht ratbiam ift, Die Autonomie der einzelnen Negierungen au) 
nur um eines Haares Breite weiter zu befchränfen und zu De- 
fämpfen, als es nothwendig ijt zur Erfüllung der großen natio= 
nalen Zwece, welche dem Bunde obliegen ; 

(Beifall. } 
das Bedenken, welches mich abhält, Ihrem heutigen vorausficht- 
lichen Notum von Seiten der Negierungsbanf zuzuftimmen, liegt 
nicht einmal in der Gefahr einer Erodrücung der Thätigfeit eines 
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verfaljungsmähig beitehenden Körpers in Preußen. Jh würde es 
auf mich nehmen, mit dem preußischen Herrenhaufe es abzumachen, 
daß ich dafjelbe der Verlegenheit überbebe, fich weiter mit der 
Sache zu befajjen, einer Verlegenbeit, die ich als Minifter babe 
überwinden fünnen, die viele von den Herren aber nicht - über: 
winden, die nämlich, mit ihrer früheren Ueberzeugung in Wipder: 
ipruch zu treten. Das Herrenhaus diejer Verlegenheit zu über- 
heben, würde ich nicht zurüchichreden, und ich würde glauben, das 


der Mehrzahl meiner Collegen in jenem Haufe gegenüber vertreten 


zu können, nicht bloß als Minifter, jondern auch als Mitglied 
jenes Haujes. Was mich davon“) abhält, it die Nückhicht, welche 
ich Turz vorher charakterifirte, von welcher ich mich nur dann ent- 
bunden halten werde (dann aber -auch gern bereit jein werde, auf 
re Wünjche einzugehen), wenn aus dem Bundesrathe im 
Namen ver betheiligten Negierungen eine Anregung dazu Fäme, 
welche unabhängig von dem Gewichte, welches Preußen durch die 
Zahl jeiner Vertreter in die Waagjchale werfen fann, ein erbheb- 
liches Gewicht innerhalb der Bundesgenojjien daritellen würde. 
Aber darauf auch nur eine Preiftion zu üben, welche das Gefühl 
der Würde unfjerer verbündeten Negierungen innerlich auch nur 
tangiren fünnte, dazu halte ich diefen Gegenftand in jeiner jegigen 
unichädlihen Lage nicht wichtig genug. 
(Ruf: Sehr ridtig!) 

Der Aba. v. Hennig erklärte, nicht zu willen, was er aus den 
Heußerungen des Bundesfanzlers jchließen jolle. Der habe gejagt, er 
werde in derartigen ragen jeinen Einfluß nicht benugen, um die 
Bundesmitglieder zu majorifiren. Eine derartige Forderung jet aber 
an den Bundesfanzler gar nicht geitellt worden. Der Bundesrath ent: 
jcheive nach Mehrheit der Stimmen, und von irgend einer gewaltjamen 
Beeinflufjung fönne gar nicht die Nede fein. Nach der Bundesver: 
fallung jtehe feinem Staate im Bundesrath ein liberum veto zu, dort 
entjcheive, wie im Neichötag, Stimmenmehrheit. hm erwiderte der 
Bundesfanzler Graf Bismard®”): 

Sch würde nicht nochmals das Wort ergreifen, wenn ich nicht 
den Eindruck hätte, als ob ich von dem Herren Vorredner — mit 
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dem mich dauernd in Einklang zu befinden und nicht bloß in ein- 
selnen Momenten mein aufrichtiger Wunich ift — in meinem 
Hauptargument mißveritanden worden bin, in Betreff der Nüd- 
jicht, die ich auf den Bundesrath nehme. Dat der Bundesrath 
der Sache beiftimmen fann, unterliegt gar feinem Zweifel; daß, 
wenn Rreußen dafür jtinmte, es jogar wahricheinlich it, daß wir 
eine Majorität dafür gewinnen, habe ich auch nicht beitritten. 
(Hört! Hört! lints.) 

sch babe nur die Opportunität der Benußung diejes Stüunmten= 
übergewichts in Zweifel geitellt, ich babe angedeutet, daß es mit 
meiner Auffafjung der- Bundespolitit — und nur nach diefer Ffanıı 
ich und werde ich handeln — nicht übereinjtimmt, von der Mög: 
lichkeit, eine Majorität zu erringen, in diefem Falle Gebrauch zu 
machen. Wenn wir die Bımdespolitif jo auffallen, daß wir im 
Bındesrathb eben einfach abjtimmen, zulammenzählen, und wo 
zweiundzwanzig Stimmen find, jagen: der hat Necht, wo nur eine 
umdzwanzig ind, der hat Unrecht, und verjuchen für Breußen zu 
jeinen ftebzehn Stimmen die möthigen dazu zu gewinnen — ja, 
meine Herren, dann wäre das Gejchäft für mich jehr vereinfacht 
und viel angenehmer. Aber jo behandeln wir die Sachen nicht. 
Kede Negierung hat das Gefühl, daß die Möglichkeit der Ab- 
ftimmung im Hintergrunde Itebt, und richtet das Mat ihres Wider: 
itandes danach ein. Nun liegt aber zwijchen jouveränen, verbün- 
deten Negierungen die Sache anders als zwiichen einzelnen Mit: 
aliedern eines Abgeoronetenhaufes; man braucht die Waffe der 
Majorität mit mehr Schonung, und ich glaube, man thut im „yn= 
terefie der Bundespolitif wohl daran. Wir juchen die Regierungen, 
die mit uns nicht gleicher Meinung find, zunächit zu überzeugen 
und juchen ihre Webereinftimmung zu gewinnen: namentlich wenn 
gewichtige Stimmen widerjprechen, verhandeln wir mit ihnen, 
machen Compromifje und Concejjionen, jo lange wir glauben, fte 
machen zu fünnen; erit wenn wir glauben, das nicht mehr zu 
fönnen, jagen wir, dann muß die Sache zur Abjtimmung fommen, 
und es fommt unter Umständen auch vor, daß recht jtarfe Minori= 
täten überitimmt werden und daß Preußen vollen Gebraud) von 
den Stebzehn Stimmen, die ihm unter den 43 zu Gebote jtehen, 
macht, ohne fich an die entgegenftehenden Anfichten, die zu über: 
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zeugen nicht. möglich war, zu kehren; daß dies aber unter allen Um: 
ftänden geichebe, ohne Auswahl zwiichen den Sachen, um die es ft) 
handelt, halte ich für die Befeftigung des Bundes nicht nüßlıch, ich 
halte es vielmehr”) für ein Brincip, welches die Konjolidirung, noch 
mehr aber eine Erweiterung des Bundes abjolut a limine ausschließt. 
(Stimme vedhts: Sehr richtig !) 
Ich bin überzeugt, der Herr Abgeordnete würde, wenn er mit diejen 
Dingen jo nahe und jo verantwortlich zu thun hätte. wie ich, ge- 
rade jo verfahren, ev würde nicht immer die Gejchäftsordnung auf: 
Ichlagen und jagen: Stimmen wir ab, Worte find genug gewechlelt'), 
jondern zugeben, daß lange, mühjame Verhandlungen in den Aus- 
jchüfjen vorbergehen, jelbit in Sachen, die jo Ichwer wiegen, daß 
ic) gar fein Bedenken trage, die eigene Meinung Ichließlich Durch 
eine Majoritätsabitimmung durchzudrücen, weil ich überzeugt bin, 
daß die großen nationalen Zwede des Bundes, auf die ich vorhin 
anjpielte, die Sicherheit und die Entwicdelung Deutjichlands davon 
abhängen; erit ichließlich appelliven wir an die Stimmenzahl. Aber 
das im diejer Frage zu thun, halte ich nicht für richtige Bundes 
politif; ob gerade dieje Frage innerhalb der urfprünglich ins Auge 
gefaßten Aufgaben des Bundes liegt, darüber können jehr ver: 
schiedene Meinungen jein. Sch wieverhole, ich bin feit entichloffen, 
nur nach meiner Anficht zu handeln umd nicht nach anderen, jelbit 
nicht nach der Majorität, jobald ich das Gefühl habe, dat dadurd 
die Feitigfeit und die freudige Entwidelung, die der Norddeutiche 
Bund bisher genommen bat, geitört oder auch nur gehemmt werden 
würde, da werden Sie mich, ich hoffe, immer höflich und ohne 
Bedürfnig des vorher von mir berührten Amendements, aber doch 
ganz unerjchütterlich in meinen Ueberzeugungen finden. ch wieder: 
hole: jobald diefe Sache aus dem YBundesrathe gebracht werden 
wird, jobald diejenigen Regierungen, deren Autonomie ich glaube 
ihonen zu müjjen, jelbit erklären, wir wollen fie nicht mehr ge- 
ichont wijien, jobald au nur im Bundesrathe die Kompetenz 
zweifellos anerkannt wäre, würden meine Dedenfen Tchwinden — 
daß die Competenz fich nachweilen läßt, mag jein, aber ich werde 


SS: 92h. 
!) Goethe, Fauft, I. VWorjpiel auf dem Theater, ®. 182. 
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mich jehr wohl hüten, Competenzitreitigfeiten im Schooße des 
Yındesraths anzuregen, Jo lange nicht ganz dringende Gründe 
dazu find, die bier nicht vorliegen; jo dringlih it die Gefahr 
nicht, die der Art. 84!) über die preußiichen Abgeordneten heute 
noch verhängt, dab ich darum den Bund in feiner tiefiten prins 
cipiellen Grundlage durch Anregung der Competenzfrage beunrubhigen 
jollte, durch die Frage 3. B., ob mit einfacher Majorität hier ent- 
ichievden werden fann over ob dazu die größere Anzahl erforderlich, 
die eine VBerfafiungsänderung des Bundes bedingt? durch die Frage, 
ob die einfache Majorität über die Competenz zu enticheiven hat 
oder nicht? eine Arage, an der der alte Bund zum Theil zu 
SHrunde gegangen tft, und im der jeven Tag die Möglichkeit lag, 
ihn zu Sprengen —, wenn fie geitellt wurde, Diele Frage über 
diejen Gegenitand im Bundesrath anzuregen, dazu werden Sie mid) 
unter feinen Umftänden bringen. 
(Bravo! redts.) 

Der Abg. Dr. Loewe erklärte, nicht zu willen, ob er den Bundes: 
fanzler wegen der Uebereinitimmung, in der er fich mit einer Bartei 
des Haules und des Landes befinde, bealüdwünfchen jolle zu der 
Strömung, in die er damit jein Staatenjchiff geleitet habe. Wenn der 


Bundesfanzler vergejle, daß im legten Momente die Entjcheidung nur 


dadurch fichergeftellt würde, daß jte richtig vorbereitet würde, und wenn 


er alaube, daß Ddieje Vorbereitung in der Nachgiebigfeit nach Diefen 
Seiten beruhe, jo werde er noch einmal feinen Serthbum jchwer be: 
lagen müfjen. DBedenflich erichten ihm die Bereitwilligfeit des Bundes 
fanzlers, jich in allen Kragen minoris momenti im Bundesrath über: 
jtimmen zu lajien, ja nicht nur Preußen, fondern jogar die Majorität 
des MNeichstags, der doch den ganzen Bund repräfentire, vom Bundesrath 
majorifiren zu laljen. Der Bundesfanzler Graf Bismard antwortete”): 
Nicht um den Herrn Vorredner principiell zu befämpfen, nehme 
ich das Wort, jondern nur deshalb, weil ich einige meiner Ge- 
danken im der Art, wie er fie Behufs einer rhetorischen Benußung 
daritellte, doch nicht ganz genau wievdererfennen fonnte als Dies 
jenigen, die ich hier ausgeiprochen habe. Wenn ich nicht ivre, To 
jagte der Herr Vorredner, ich hätte die Bereitwilligfeit ausges 
jprochen, Preußen majorifiren zu laffen. So weit ging ich nicht, 
+ StB. I3b. 


') Der Preußischen Berfafiung. 
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obihon das ja auch im Laufe der Diplomatie fommen fann, dat; 
man die Nolle einmal vorübergehend acceptirt, 
(Heiterfeit. ) 

ich babe nur den Entichluß ausgeiprochen, von dem Nechte, zu 
majorijtiren, jouveränen Regierungen gegenüber einen jehr vor: 
fichtigen und jchonenden Gebrauch zu machen, und in diefer Jorm 
halte ich den Gedanken aufrecht. 

Nenn der Herr Vorredner in dem Bedürfnif. eines rhetori- 


schen Eindruds jo weit gegangen tft, die Möglichkeit in Ausficht 


zu jtellen, als ob eine momentane, zufällige Uebereinitimmung mit 
einem geachteten Vertreter einer der Entwidelung des Bundes in 
ihrer Gejammtbheit widerjtrebenden Partei jo . gedeutet werden 
fönnte, als wollte ich num mit diefer Bartei „Arm in Arm mein 
Sahrhundert in die Schranken fordern“ !), jo, alaube ich, ift es ihm 
da doch eben nur um den rhetoriichen Eindrud zu thun aewejen; 
er befürchtet diefe Möglichkeit gewiß jelbit nicht. 

Nachdem ein Schlufantrag abgelehnt worden war, führte der Aba. 
Tweiten aus, dat für das Zustande: oder Nichtzuitandefommen des Ge- 
jeßes das Land fortan nicht den Bundesrath, jondern lediglich den Bundes: 
fanzler verantwortlich machen werde; denn allgemein jei man überzeugt, 
dat der Wideritand gegen das See im Bundesrathe fein arofer gewejen 
jein würde, wenn der Bundeskanzler für dafjelbe gewejen wäre. Nachdem 
jih der Bundesfanzler wiederholt dahın ausaeiprochen habe, daß es 
ein dringendes Sinterejje jer, die Frage im Sinne der Antragiteller zur 
Erledigung zu bringen, habe er eine dringendere Weranlajiung als früher, 
dem Zuftandefommen des Gejeges nicht mehr im Wege zu fein. Der 
Bundesfanzler Graf Bismard antwortete *): 

Der Herr Vorreodner bat gejagt, doß ich jelbit die Bejei- 
tigung””) des bisherigen Zuftandes durch Crlaß Diejes Ge- 
jeßes als ein Dringendes nterefje anerfennte. ch will nicht 
in Stage ftellen, ob ich gerade diefe Worte gebraucht habe, aber 
jedenfalls würde ich um ganz leichter Dinge willen mich nicht 
in den MWideripruch mit meinen eigenen und jtarfen früheren 
Heußerungen jegen, den ich vorher hier jelbit angedeutet babe. 
Allo lafien Sie es immerhin ein dringendes Interefie fein, To 
StB. 94a. 

SC. 94b, die folgenden Worte bis „Erlaß“ fehlen im StB. 
Schiller, Don Carlos I 9. 3. 1013/1014. 
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16. 3. 1869. fann ih Ste verfihern, daß es für mich als Bundesfanzler doc) 


no cd dDringendere aibt, und unter diejen ntereffen die Auswahl 
zu treffen, welches das dringendere ift und welches nicht —, jo 
lange ich Bundeskanzler bin, müjjen Sie mir überlajjen, in diefem 
Aınte nach meiner Weberzeuaung zu handeln. Sie haben bisher 
vielfache Beweife davon gegeben, daß Sie jelbit mit meiner XYei- 
tung der Gejchäfte nach menschlichen Anforderungen zufrieden ges 
wesen find; jobald Sie mich aber durch Majoritätsabitimmungen diejes 
Haufes darüber binden wollen, wie ich mich im Saale des Bundes: 
vaths zu benehmen babe, dann fommt es nur noch in Krage, ob 
Sie mit jich Telbit zufrieden find, aber nicht, ob Sie noch mit 
mir zufrieden find, denn dann babe ich feinen freien Willen mehr. 
Es iit feine leichte Aufgabe aeweien, in diefen zwei eriten Jahren 
der Konjolidirung des Bundes die”) Kinigfeit der Bundes 
regierungen nicht nur zu erhalten, jondern auch die freudige Be- 
theiligung der arößeren, jtärferen und mehrfach der VBerfuchung zu 
einer anderen Bolitif ausgejegten Negierungen in dem Maße zu 
weden und zu erhalten. 

Wenn Sie mir daran einiges Verdienit zujchreiben, wenn Sie 
diejes als eine im großen nationalen ntereile nüßliche Errungen: 
ichaft betrachten, dann, meine Herren, meiltern Sie mich nit in 
meiner Rolitif innerhalb des Bundesraths! Sie werden mich darin 
in einer Weije eigenfinnig finden, die nicht zu einem verträglichen 
Ende führen wird. Kann ich nicht mehr nach meiner Ueberzeugung 
handeln, wollen Sie mir bier wie der Hoffriegsrath Vorjchriften 
geben, wie ich meine Stellung zu den Negierungen im Bundes= 
vathb auffafien muß, dann machen Sie meine Stellung zu einer 
unmöglichen, womit ich nicht jagen will, daß ich fie deshalb nieder- 
legen würde, jondern eben Ihnen nur erklären will, daß ich in 
der Unmöglichkeit bin, hren Nath zu befolgen, weil er gegen 
meine eigene Ueberzeuaung von der Nichtigkeit der Bolitik, die ich 
mir vorgejeßt, die ich bisher befolgt habe, die Sie bisher gebilligt, 
jein würde. Es liegt nicht in Jhrem nterejfe, mich durch Shre 
Beichlüffe zu vinculiven. Wozu nöthigen Sie mich, nachdem ich 
mich im vorigen ‘jahre ausgeiprochen habe, diejelben Gründe hier 


) EtB.: diejenige. 
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nochmals wieder vorzutragen? sh babe das faum erwartet umd 

bin meinestheils nicht aelonnen, in diejer Weije die Bolitit den 

Bundesregierungen gegenüber zu betreiben, mit denen wir bisher 

— ıumd ich glaube Dank meinen B und und der von mir 

gewählten Bolitit — in Jrieven und guten Verhältnifien gelebt haben. 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) 


Nad) Schluß der eriten Berathung trat der Neichstag noc) in der- 
jelben Situng in die zweite Berathung des Gejegentwurfs ein. Die- 
jelbe eröffnete der Aba. Graf Kletjt, indem er die Competenz des 
Reichstags bejtritt, jich mit der Angelegenheit überhaupt zu bejchäftigen. 
Auch der Bundeskanzler habe die Frage über die Competenz zweifelhaft 
gelajjen und nur jeine perjönlide Meinung geäußert. Darum jei es 
bejjer, den gegenwärtigen Zujtand en zu lajjen. Hierzu be- 
merkte des Bundesfanzler Graf Bismard* 


Sb babe meinerjeits über die En des Bundesraths 


fein UÜrtheil ausgeiprochen, ich würde mich nicht für berufen halten, 


darin der Beichlußnahme des Bundesraths vorzugreifen. Eine 
Stimme”) innerhalb des Bundesraths, die die Competenz unbe- 
dingt anerfennte, habe ich bisher überhaupt noch nicht gehört. 


Sn namentlicher Abjtimmung wurde darauf der Antrag Yasfer 


‚ mit 140 gegen 51 Stimmen, in dritter Lefung am 18. März mit jehr 


großer Majorität angenommen. 


11. Sißung des Reichstags des Norddeutlchen Bundes 
‚sreitag 19. Mär; 1869. 


Zu 8 6 des Entwurfs eines Wahlgejeges beantragte der Aba. 
Yaöfer: 
a) im eriten Sas jtatt der Worte: „nach der legten Volkszählung 
vorhandenen Bevölkerung” zu jegen: 
derjenigen Bevölkerungszahl, welde den Wahlen zum Ber 
fajjunggebenden Neichstage zu Grunde gelegen hat; 
b) den lesten Sat aus dem Paragraphen zu entfernen und als 
Abjay 2 und 3 aufzunehmen: 


> StB. 98h. 
*, ©, 


99a. 


ins: 


1369. 


3. 1869. 


19. 3. 1869. 


7 IV. Neihstag des Nordd. Bundes. 4. März bis 22. Juni 1869. 
di ) Q ) \ 


Demnach beträgt die Zahl der Abgeordneten 297, und 
fommen auf Vreußen 235 2. 

Eine Vermehrung der Zahl der Abgeordneten in Folge 
der teigenden Bevölkerung wird durch das Gejek beitimmt. 

Der Bundesfanzler Graf Bismard fjprah fi perfönlich zu 
Gunjten des Antrags aus®): 

Sch bin für meine perjönliche Auffaffung principiell damit 
einverstanden, daß die Wahlbezirfe und die Zahl der Abgeordneten 
geieglich feitgelegt werden und nur durd) Gejeb geändert werden 
fönnen; ich bin aber nicht in der Lage, darüber eine Meinung 
Namens der verbündeten Negierungen bereits auszufprechen. Bei 
der Wichtigkeit, die einzelne Regierungen auf ihre dabei zur Sprache 
fommenden Intereifen legen fünnen, bei der Bedeutung, die dieje 
Frage für die Stellung des Norddeutichen Bundes zu unjeren Jüd- 
deutichen Bundesgenofjen gewinnen fann, bitte ich um die Er- 
(aubniß, eine definitive Meinung im Namen der verbündeten Nes 
gierungen erit bei der dritten Yelung ausiprechen zu dürfen. 

Der Reichstag nahm den $ 6 in der nad) dem Yasferfchen Amen: 
dement geänderten Fajlung an. 


12. Sißung des Reichstags des Norddentfchen Bundes 


Sonnabend 20. März 1869. 
) 


Für den zweiten Abjag von $ 14 des Wahlgefegentwurfs be: 
antragte der Abg. Zasfer folgende Faljung: 

Die Function der Vorfteher, Beifiger und Protofollführer 
bei der Wahlhandlung und der Ermittelung des Wahlergebnifjes 
in den Wahlfreifen und Wahlbezirten ift ein unentgeltliches 
Ehrenamt und fann nur von Verfonen ausgeübt werden, welche 
fein unmittelbares Staatsamt befleiden. 

Wie der Bundescommiffar Geh. Oberregierungsrath v. Buttfamer 
iprac) ich auch der Bundesfanzler Graf Bismard gegen diejes vom 
Mihtrauen gegen die Staatsbeamten dictirte Amendement- aus“*): 


#) StB. 1742. 
=), OB, 199!h: 
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Meine Herren, e8 handelt fich hier um eine Erfehwerung eines 
Gejchäftes, welches eine politiiche Bedeutung gar nicht hat. Die 
Negierung wird ebenfo oft, wenn nicht öfter, unter den Leuten, 
die fein Staatsamt befleiden, Solche finden, die ihr ergeben find, 
und ebenjo oft wird fich unter den Leuten, die fein Staatsamt 
befleiven, jemand finden, von dem die Abjtimmenden abhängiger 
find als von einem Beamten. Wenn alfo die Abjicht dem Antrage 
zu Grunde läge, die politische Unabhängigkeit zu verbürgen, jo it 
gar feine Wahrjcheinlichfeit dafür, daß auf diefem Wege durch 
den Ausschluß der Beamten mehr erreicht würde wie durch die 
Zulajiung der Beamten. Es ijt lediglich eine Bejchränfung der 
Regierung in der Berechtigung, die brauchbariten, die zuverläflig- 
ten, die genaueften Organe dazu- zu bejtimmen. rinnen Sie 
jih daran, daß die Negierungen im Ganzen jo wenig überzeugt 
waren, daß gerade die Beamten politifch immer auf ihrer Seite 
jtehen würden, daß in der eriten Verfafjungsvorlage jogar dem 
Wunfche der Negierungen Ausdrud gegeben wurde, die Beamten 
von der Wählbarkeit auszufchliegen ). Ganz gewiß war dies nicht 
in der Ueberzeugung geichehen, daß fich unter den übrigen Staats- 
‚bürgern nicht Solche finden, die den gouvernementalen nterejjen 
ergeben find, und ich möchte Sie bitten, jchaffen Sie der Negie- 
rung diefe Schwierigkeit nicht unnöthiger Weife. Daß Tte eintritt, 
aus Mangel an geeigneten Berjonen, weiß ich aus Erfahrung, jo”) 
daß es nicht nüßlich ift, den Kreis Derer, die für Jolche Functionen 
nugbar jind, dadurch noch mehr zu verengen, daß man gerade aus 
dem intelligenteren Theile, dem die Beamten doch durchfchnittlich 
angehören, einen Theil für unberechtigt erklärt. 

Der Paragraph wurde gleichwohl in der Laskerjchen Fajlung an- 
genommen. 

An der weiteren Disceufjion über das Wahlgejeg hat ji Graf 
Bismard nicht betheiligt; daijelbe gelangte am 21. Mai zur definitiven 
Annahme. 


Fehlt im StB. 


) &. Bo. III 252 ff. 
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20. Sißung des Reichstags des Morddentichen Bundes 


sreitag 16. April 1869. 


Sn der 20. Siyung fam der Antrag der Abg. Twejten und 
Graf Münjter auf Einführung verantwortlicher Bundesminifterien zur 


Berathung. Derjelbe, durch 97 (j. u. ©. 177 Anm. 2) Unterfchriften 


von Mitgliedern aller Barteien mit Ausnahme der radicalen Bartet 
unterjtüßt, hatte folgenden Wortlaut: 
Der Neichstag wolle bejchliegen: 
den Bundesfanzler aufzufordern, 
für die zur Competenz des Bundes gehörigen Angelegen- 
heiten eine geordnete Aufjicht und Verwaltung durch ver- 
antwortlihe Bundesmintjterien, namentlich für Auswärtige 
Angelegenheiten, Finanzen, Krieg, Marine, Handel und 
Berfehrswejen im Wege der Gejeggebung herbeizuführen. 
achdem die beiden Antragjteller den Antrag begründet, Die 
bg. v. Unruhb und Graf Bethufy:Huc für denjelben, der Abe. 
v. Blandenburg und der Königlich Jähjiihe Bundesbevollmädhtigte 
gegen denjelben und jeine ganze Tendenz gejprochen hatten, hielt der 
Bundesfanzler jelbit über den Gegenstand folgende Nede*): 


Der Herr Borredner I) umd mehrere vor ihm haben eine Ans 
zahl von Uebelitänden gejchilvert, welche unjeren jegigen politischen 
Veben ankleben, und welche ja von Anderen, als von den Nednern, 
auch wohl noch empfunden werden; nur den ZJujammenhang jebe 
ich nicht, wie alle dieje Nebeljtände, unter welche auch die Stodung 
der Gejeggebung zulegt noch gerechnet wurde ?), dadurch bejeitigt 
werden Jollen, day man dem vielfachen Näperwerkt, welches unjere 
Majchine bewegt, noch ein fünftes Nad am Wagen binzufügt, in 
Sejtalt eines verantwortlichen collegialifchen Bundesminifteriums, 
mit welchem der Kanzler über jeven Schritt, den er thut, Ti) zu 
einigen hätte. 


*), StB. 401a. 

') Graf Bethujy-Huc. 

°) Graf Bethujy-Huc äußerte, da die Freunde des Antrags „aus der 
Stagnation unferer Gejeggebung, aus der Ueberfluthung unferes Barlamentaris- 
mus, aus der Stodung unjerer Gejhäfte” die Ueberzeugung gejchöpft 
hätten, daß ein dahingehender Antrag jowohl dem Bundesfanzler perjönlicd als 
auch den verbündeten Negterungen in diefem Augenblide opportun jein werde 
(StB. 401a). 
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Sch habe, als ich diefen Antrag zuerit gelejen, einige Schwierig- 
feiten empfunden, mir ein Bild von jeiner Traqweite zu machen. 
Der erite Eindrud, den ich davon hatte, war der eines ganz ent- 
jchiedenen Mißtrauensvotums gegen Jämmtliche Organe des Nord- 
deutijchen Bundes — mit alleiniger Ausnahme des Neichstags; 
wenn ich die Unterjcehriften aber las, jo war es mir bei manchem 
Namen doch jchwer, zu glauben, daß Ddiefes Mißtrauen, jei es 
mir gegenüber, jei es dem Präfivium, jei es den Bundesrath 
gegenüber, alle die Herren Unterzeichner bejeelt haben follte. ch 
fand Viele darunter, mit denen ich) mir bewußt gewejen bin, in 
voller Lebereinstimmung an dem Werfe der VBerfaflung gearbeitet zu 
haben, Viele, deren Vertrauen nicht nur perjönlich I), jondern auc) 
als Träger einer der bundesverfajlungsmäßigen Snititutionen ”), 


‚des Bundesfanzleramtes, zu befigen ich”) mir jchmeichelte. Auf 
‚der anderen Seite wiederum fonnte ich mir doch nicht denken, dat 


ein Antrag, der in vier Zeilen, ohne alle Motive, jo wejentliche 
und tiefgreifende Veränderungen des Bundes erjtrebte, aus etwas 
Anderem hervorgegangen jein könnte, als aus einem jtarfen Ge- 
fühle der Unzufriedenheit mit den, was bejteht, dem Gefühle der 


Unzufriedenheit mit den bisherigen Yeiltungen, welche die vor zwei 


Jahren vereinbarten Inftitutionen geichaffen haben, namentlich aus 
dem Gefühle der Unzufriedenheit auch mit der Thätigfeit des 
Bundesfanzlers, weil ich jonit wohl hätte vorausjegen dürfen, daß 
unter den 102 Unterzeichnern ?) doch vielleicht Einer jich gefunden 
hätte, der. mich der Ehre werth gehalten hätte, meine Anftcht in 
der Sache zu erforichen, da es fich um die theilweije Vernichtung 
eines Werkes handelte, an deifen Herftellung ich mit jo vielen 
diefer Herren gemeinschaftlich gearbeitet hatte, und da ich von 
vielen der Herren glaubte, mich ihres perjönlichen Vertrauens er- 
freuen zu dürfen. Der Tert des Antrages, der ja für jo ein- 


*) StB.: Inftitution. 
**) ©. 401b. 

') Bezieht fich wohl u. A. auf den Schwager des Kanzlers, Herrn v. Arnim 
Kröchlendorf, der den Antrag durch Unterjchrift unterftütte. 

?) Unter dem Antrag finden fich außer den Namen der beiden Antrag- 
iteller noch die von 98 Mitgliedern des Reichstags, doch lieh der Adg. Saenger 
bei Eröffnung der Situng erklären, daß fein Name zu Unrecht darunter ftehe; 
in Wirklichkeit alfo war der Antrag von 99 unterzeichnet. 

Bismards politiihe Reden. IV. 12 


16. 4. 1869. 
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leuchtend gehalten worden it, für ein jo natürliches Ergebniß der 
allgemeinen Stimmung, daß ihm eine Motivirung gar nicht bei- 
gefügt worden tft — der Tert des Antrages brachte mid) doc 
immer wieder auf das Gefühl des Mißtrauens, der Unzufrieden- 
heit, welches die Antragiteller bejeelte, zurüd, und auch jelbit die 
heutigen Vertrauensvoten, die ich) von der Tribüne gehört habe U), 
haben mich Falt gelajjen, da ich fie mit der Tendenz des Antrages 
nicht zu vereinbaren vermag. Aus den Antrage tönt immer wieder 
das furze und energiihe Votum (welches ich als ein VBertrauens- 
votum doch nicht charakterifiren fonnte) eines unjerer Mitarbeiter, 
des damaligen Abgeordneten für Hagen ?), hervor: Yort mit diefem 
Miniftertum! Fort mit diefem Kanzler! — nicht mit mir als 
‚sleifh und Bein, ich will es jo nicht. auffajien, aber als ne 


jtitution. Diefe Tendenz des Antrages vermag feine Verficherung, . 


die mir gegeben werden fönnte, wegzinvaschen. 

Sch war zweifelhaft, wie weit die politifche Bedeutung des 
Antrages fich erjtreden jollte, ich hätte deshalb gern gejehen, wenn 
die Herren Antragiteller die Mühe, diefen Antrag in ein Gejeb 
zu formuliren, nicht dem Bundesfanzler überlafjen, jondern jelbjt 
die VBerfaflungsänderungen gekennzeichnet und gejagt hätten: wir 
beantragen, daß die Berfaifung dahin abgeändert werde, daß Artikel 
jo und fo laute, daß der Artikel, welcher die Berantwortlichkeit 
des Bundesfanzlers bejtimmt, aufgehoben werde. Eine jolche For- 
mulirung würde von Haufe aus einen Flareren Einblid in die Ten- 
denz des Antrages gewährt haben, und es würde dann, wenn au) 
vielleicht eine Minderzahl von Unterjchriften auf diefe Weije er: 
veicht worden wäre, dem Antrage an fich das Verdienft der Klar: 
heit doch nicht abzufprechen fein. ch habe ausdrüclich gewartet, 
bis die Herren Antragfteller und einige andere Herren geiprodhen 
hatten, um mir darüber flar zu werden, bis wie weit die politische 
Tendenz geht. Es tft dies auch nach den Nednern, die wir heute 
aehört haben, außerordentlich Schwierig zu erkennen, und jelbit 


') Der Abg. Graf zu Münfter bezeichnete den Antrag geradezu als ein 
Vertrauenspotum für den Bundeskanzler, was Graf Bismard unter großer 
Heiterfeit der Berfammlung mit einer Verbeugung gegen den Redner acceptirte 
(StB. 3928). 

?) &. v. Binde. 
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wenn das Wublicum die Nevden der Herren Antragjteller, die heute 


geiprochen haben, liejt, jo glaube ich, dafs jelbjt Kenner der Bundes- 
verfafjung nicht mit voller Sicherheit jagen können, was die Herren 
wollen und wie weit fie gehen. Der erite Nedner, der Aba. 
Tweiten, bat die Wichtigkeit des Antrags äußerlich im Vergleich 
mit feinem Nachredner, dem Grafen Münjter, erheblich abzu= 
ihwächen gejucht, ich glaube aber doch, daß jte in ihrer Auffallung 
auf vdajjelbe hinausfommen. Der Abg. Tweiten hat die Uns 
erträglichkeit des jeßigen Zuitandes in bejonders jtarfen Farben 
geichildert, und deshalb meine ich, daß er den Charakter des Mih- 
trauensvotums -gegen den gegenwärtigen Zujtand durchaus aufrecht 
erhalten hat. Er jprach von einem Chaos, in: dem wir lebten, 
von chaotiichen Zuftänden, deren üble Folgen, wie er anzunehmen 
ihien, mit Mühe niedergehalten würden durch eine Dietatur, in 
der wir lebten ). Der glüdlihe Träger diejer Dietatur fcheine 
ich zu jein. ch habe mich über den Vorwurf, der darin liegen 
fönnte, ichon etwas beruhigt durch eine Neußerung des Herrn 
v. Unrub, der mir empfahl, die Barlanıente, welche der Dictatur 
nicht folgten, nicht als jolche zu beurtbeilen, die nicht mit mir 
denjelben Zweden folgten. ch bin weit entfernt davon, ich gebe 
das zurück. Beurtheilen Sie den Bundesfanzler, der nicht mit 
shnen einveritanden tft, nicht als das Gegentheil wollend von dem, 
was Sie wollen, jondern er will e8 nur auf einem anderen Wege, 
und wenn ich aufhören wollte, gegen Ihren Widerjpruch in irgend 
einer Weife ernitlich zu reagiren, jo müßten Sie daraus jchliegen, 
daß er mir gleichgültig wäre, und”) ich glaube, Sie jollten es 


aünftig aufnehmen, wenn er das niemals it. 


( Bewegung.) 

Zur Bejeitigung diejes Chaos, zur Abichaffung der Dictatur 
bat au der Abg. Tweiten, jo jehr er den Stachel des An: 
trages zu verhüllen juchte, Fein anderes Mittel, als verant- 
wortlihe Minifterien. Verantwortlich . bloß für dasjenige, 
wofür der Bundeskanzler bisher verantwortlich ift, für die Hand- 
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lungen des Präfiviums: das würde jchwerlich ausreichen. Der 
Abg. v. Blandenburg bat jIchon auseinandergeießt, daß es 
ih doch wohl um die VBerantwortlichfeit für die Gejchäfte des 
Bundesraths handelt, indem jonjt eine nur jchmale Bafıs für 
die Stellung des verantwortlichen Bundesminiiteriums übrig bleibt; 
ein weiteres Gebiet, auf dem diefe Berantwortlichfeit praftiih _ 
geübt werden fann, wäre nur durch Einjchränfung des Gebietes ° 
des Yundesraths herzuitellen. Bisher wird die Stelle folcher 
Bundesminister nicht, wie man Fälichlich gewöhnlich annimmt, vom 
Bundesfanzler verjehen, jondern von den Ausjchüllen des Bundes- 
vaths. Unfer Finanzminifter it der Sinanzausfhuß des Bundes- 
vaths; nach Anleitung diejes Ausjchufles übt der Bundesrath die 
Gontrole über die financielle Gebahrung und übt jte, wie ich glaube, 
mit voller Sicherheit. Wenn der Antrag in jeiner Fafjung glauben 
lafien könnte, daß geordnete Zuftände der Verwaltung jest nicht 
beitehen (es heißt in dem Antrage: „ven Bundeskanzler aufzu= 
fordern, eine geordnete Aufficht und Verwaltung auf gejeglichem 
Wege herbeizuführen”), jo möchte ich die Herren einladen, jich durch 
Nevifion aller Kafjen, Bücher, Bureaur davon zu Überzeugen, und 
Sie würden die Gewißheit erlangen, daß Sie in dem geordnetiten 
Zuftande von der Welt leben, in einem Zuftande, nicht bloß con- 
trolivt durch die preußische Oberrechenfammer, jondern controlirt 
durch die Vertreter änmtlicher 21 Negierungen, die außer Preußen 
den Bund bilden, und durch) jehr wohlberathene Vertreter. mn 
aleiher Weile wird Die Friegsminifterielle Thätigfeit durch ven 
Militärausihuß des Bundesraths geübt, an dejjen Spiße jich der 
preußijche Kriegsminifter befindet, und der feine bundesfriegs- 
minijteriellen Berfügungen, abaejehen von den preußischen, nicht 
in der Eigenjchaft des Ktriegsminifters, jondern in der Eigenschaft 
des Worligenden diejes Ausschuffes zeichnet und an die Bundes- 
genojien abgehen läßt. So haben wir unferen Nechnungsausschuß, 
unjeren Handelsausichuß. Alle diefe Organe, die dadurd hergeftellt 
worden find, daß den Negierungen eine ihrer Souveränität und 
ihren vertragsmäßigen Nechten entiprechende Stellung und Mit: 
wirkung im Bundesrathe angewiejen ift, würden nach diefem Ans 
trage bei jeiner Durchführung überflüffig werden, ebenfo überflüffie 
würde das ganze Bıumpdesfanzleramt werden, was einem collegia- 


Die Ausihüffe des Bundesraths verjehen die Gejchäfte von Bundesminiftern. 18] 


. hihen Minifterium doch nicht untergeben gedacht werden fönnte; 


ich entnehme aus dem Antrage, Sie wollen dasjelbe in jeine ein- 
zelnen Bejtandtheile zerlegen und diejfe einzelnen Bureaur zu mit 
dem Kanzler gleichberechtigten Miinijterien machen. ch fomme 
auf dieje Frage und meine Stellung dazu nachher; einftweilen 
möchte ich Doch nur gegen das allgemeine Miftrauenspotun, welches 
im Antrage liegt, die Bundestegierungen in Schuß nehmen; nicht 
bloß vom vertragsmäßigen Standpunkte, obwohl auch der geltend 
gemacht zu werden verdient, indem die Bundesverfafjung in ihrer 
eriten Balis auf Staatsverträgen beruht, von deren Geilt man 
geglaubt hat, daß fie durchorungen bleiben würde. Nun it zwar 
diefer Antrag (und jelbit wenn er noch weiter ainge) ein formell 
verfaljungsmäßiger, das bejtreite ich ihm nicht; es würde auch ein 
formal verfaljungsmäßiger Antrag jein, wenn beijpielsweife im 


Amerifanijchen Congreß der Antrag geitellt würde, den Senat ab- 
7 e) be c 2 


zuichaffen, die einzelnen Staaten in ihrer Stellung zur Union zu 
beichränfen und den Präfidenten zum erblichen Monarchen zu er- 
klären; es würde auch ein verfaffungsmäßiger Antrag fein, wenn 
im Breußifchen Yandtage der umgekehrte Antrag auf verfajjungs- 
mäßige Abjihaffung der erbliden Monarchie, Nenderung der Ber- 


Faffung nach diefer Richtung geitellt würde; nichtsdeftoweniger 


würden beide Anträge in den Verfammlungen, in denen fie ge= 
jtellt würden, ein gewiljes Befremden der Betheiligten erregen, 
und man würde fie mit dem Geijte der Berfaflung wohl jchwer- 
lich verträglich finden. ch will diefen Antrag nicht auf gleiche 
Linie jtellen; er geht nicht jo weit, ich führe nur die Analogie an, 
wie weit man auf diejem verfafjungsmäßigen Wege fommen 
fann — vielleicht ja auch kommt, denn Alles it proviforisch in 
der Welt. Die Frage drängt ih mir nur auf: wodurch haben 
die Bundesregierungen ”) diejes Todesurtheil für ihre berechtiate, 
vertragsmäßige Mitwirkung im Bunde verdient? Haben fie etwa 
ihre Stellung particulariftiich gemigbraudbt? Haben fie fich der 
Mitwirkung entzogen? Haben fie einen unberechtigten Widerjprud 
hartnädig geübt? — Haben fie nicht im Gegentheil jih mit voller 
Dingebung, mit patriotifcher Hingebung an dem gemeinfamen 
*) ©. 402b. 
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Werke betheiligt? Sollen fie dafür geitraft werden, indem man 
ihnen die Berechtigung, die fie zwei Jahre hindurch zum Bortheil 
des Bundes und alle Anerkennung verdienend geübt haben, nun= 
mehr jchmälert und entzieht?! — Meine Herren, dazu verlangen 
Sie nicht, daß ich als Bundesfanzler jemals die Hand biete! Sie 
iind gewih; eiferfüchtig auf hre verfaiiungsmäßigen Nechte, umd 


ein ähnlicher Antrag auf Schmälerung der Nechte des Neichstages, - 


wie jte bier in Bezug auf die Nechte des Bundesraths beabfichtigt 
wird, würde einen Sturm der Entrüftung erregen, gegen die die 
ichüchterne Abwehr der Mitglieder des Bundesrathbs gar feinen 
Bergleih aushalten würde. 

(Heiterkeit. 

Seien Sie gegen die Nechte Anderer, die mit Jhnen zu wirken 
berufen find, eben jo gemwifienhaft: gegen die Nechte des Bundes- 
vaths, gegen die Nechte des Präftviums und feines Kanzlers! 

(Bravo! rechts.) 

Das allgemeine Mißtrauen, welches diejen Antrag durchweht, 
beichränft fich nicht auf Norddeutichland, es ift mit einer ganz 
icharfen Spiße gegen die jüddeutichen Negierungen gerichtet; es 
bedeutet nach Südveutjchland hin jo viel, als wenn man jagen 
wollte: auf Euch rechnen wir jo wie jo nicht mehr, wir jchließen 
unjer norodeutiches Staatswejen ab, ohne weiter auf Euren Bei: 
tritt zu warten. Denn es fann doch Niemandem entgehen, wie 
entgegengejegt die Strömungen im Süden und im Norden fließen: 
der Sliden it vermöge jeiner Stammeseigenthümlichkeiten, vermöge 
jeiner Stellung in der früheren Neichsverfaflung durd und durch) 
particulariftiich md conjervativ, wir ind ihm nicht nur zu liberal, 
wir find ihm zu national, alfo im Ganzen zu national-liberal. 

(Große Heiterfeit.) 

Unterfuhen Sie die Eigenthümlichkeiten der Süpddeutjchen: 
als Bayer, als Württemberger, als Schwabe, als Bajuvare, als 
Sranfe will er jich conjerviren, das jteht an der Spiße aller jüd- 
deutichen Kundgebungen. Der Norddeutihe Bund tft ihm jchon 
viel zu eng geeinigt; einem viel lodereren Werbande, der die be- 
vechtigten und unberechtigten Eigenthümlichkeiten in fehr viel höherem 
Maße jcehonte, würde er fich vielleicht entjchließen fünnen näher zu 
treten. Das willen Sie Alle und Ichlagen ihnen nun die Thür 
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vor der Naje zu. Der Antrag ift eine zweifelloje Wertiefung des 
Mains, als Grenze, das it feine Frage: mit der Annahme diejes 
Antrages wäre an den Beitritt der jüodeutichen Negierungen nicht 
mehr zu denfen. Daß wir auf eine jelbitthätige Vermittelung und 
Betheiligung des jüddeutichen Volkes rechnen, — ja, meine Herren, 
dazu gehörten Deutjche, jo, wie man 1848 fie fi an die Wand 
gemalt dachte, wenn man der liberalen Partei angehörte, aber 
nicht jo, wie jie wirklich find. Der Süpdvdeutiche macht feine Volfs- 
bewegung und übt feinen nationalen Drucd auf feine eigene Negie- 
rung, auf jeine eigene Dynaftie — mit der Gefahr von Haut und 
Knochen, er könnte dabei zu Schaden kommen. 
(Heiterfeit.) 

Wenn er da fteht, wo das -Gejeß ihn hinftellt, dann it er 
gleichgültig gegen die Gefahr, dann jchlägt er fich als braver 
Soldat; muß er fi aber jagen, daß er fih die Knochen auf 
eigene, perjönliche Verantwortung zerichießen läßt, da befinnt 
fih der Deutjche Tehr lange, ebe er das thut. 

(Sehr richtig!) 

Meine Herren! Nach meinem Gefühle jchärfen Sie diejen 
Gegenjab der Strömungen von Süddeutichland und Norddeutich- 
land. yn Siüpveutichland ijt der Einheitsprang jo jchwach, daß 
die Yeute, die offen um die Hilfe des Auslandes bubhlen, um 
dasjenige an Einheit, was wir erworben haben, wieder zu zer- 
ichlagen”), — daß diejenigen Leute, die den augenblidlichen Zug 
des Friedens, der durch die Welt gebt, höchlich bedauern, weil da= 
durch der Moment hinausgeichoben wird, freinde, fiegreiche Bajonette 
mit dem Blut ihrer norddeutschen Brüder gefärbt zu jeben, — 
daß dieje Leute nicht etwa mit der fittlichen Entrüftung ihrer 
Yandsleute bedroht, nicht als Yandesverräther offen gekennzeichnet 
und gebrandmarft werden, jondern daß man fie um ihre Unter: 
Htüßung bei den Wahlen bewirbt, daß man mit ihnen capitulirt, 
daß fie geachtet neben ihren Mitbürgern fiquriren. Den Nord: 
deutichen geht die unificivende Thätigfeit des Bundes zu langjanı; 
was man in Süddeutichland als übertriebene Bejchleunigung, als 
Nafchbmacherarbeit betrachtet, beift bier Stagnation. Und diejen 
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Gegenjat zu vermitteln, Süpdeutjchland nicht aus den Augen zu 
verlieren, den Gang Norddeutichlands zu bejchleunigen, dabei aber 
Fühlung zu behalten mit jämmtlichen Bundesfürjten, mit dem 
Bundesrath, mit dem Bundespräftvium und vor Allem mit diefem 
Reihstage: — das ift die Aufgabe, die Sie dem Bundeskanzler 
itellen, er möge Jie im Wege der Gejeßgebung löjen. Um ihm 
nun diefe Aufgabe zu erleichtern, — wenn Sie ihn zum wirklichen 
Dictator ernennten, jo fünnte man an einen jolchen erhebliche 
Anjprüche jtellen — aber um ihm die Aufgabe zu erleichtern, wollen 
Sie ihm Hände und Füße binden und ihn durch ein Collegium 
an das Gängelband nehmen lajjen. Es joll eine Itarfe, gewandte, 
freibewegliche Negierung fein, aber fie joll bei Allem, was jte 
thut, von vier oder fünf mit ihm gleichberechtigten Collegen, durd) 
deren Ernennung Sie alle Schäden der Welt geheilt glauben, die 
Zuftimmung einholen. Meine Herren! Wer einmal Minijter ge= 
wejen it und an der Spite eines Minifteriums gejtanden hat und 
gezwungen gewejen tft, auf eigene Verantwortung Entiehließungen 
zu finden, jchreeft zulegt vor diejfer Verantwortung nicht mehr 
zurüd, aber er jchreeit zurück vor der Nothwendigfeit, fieben Leute 
zu überzeugen, daß dasjenige, was er will, wirklich das Richtige 
it. Das ift eine ganz andere Arbeit, als einen Staat zu regieren! 
Alle Mitglieder eines Minifteriums haben ihre ehrliche, fejte Ueber: 
zeugung, und je ehrlicher und tüchtiger fie in ihrer Thätigkeit 
find, um fo jcehwerer werden fie fich fügen. ever ift umgeben 
von einer Neihe jtreitbarer Näthe, 
(Heiterfeit. ) 

die auch ‚Jeder ihre Ueberzeugung haben, und ein Minifterpräfivent 
muß, wenn er Zeit dazu hat — und ich würde mich dem auc) 
nicht entziehen —, den einzelnen Nath, der in einer Sade das 
Ohr feines Chefs hat, zu überzeugen verfuchen. Einen Menjchen 
zu überzeugen, ift an und für fich jehr jchwierig, man überredet 
Manchen, man gewinnt ihn, vielleicht durch den äußerten Aufwand 
derjenigen perjönlichen Liebenswürdigfeit, die man etwa bejigen 
mag, und man bat dieje Anftrengungen fieben Mal over öfter zu 
wiederholen. sch halte an und für fich — und darin unterjcheide 
ih mich von Denen, die bisher heut jprachen, und bin fejt über: 
yeugt, aus meiner eigenen Erfahrung für mein Urtheil einftehen 
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zu fönnen — eine collegialiiche Minifterverfaijung für einen jtaats- 
rechtlichen Mißgriff und Fehler, von dem jeder Staat jo bald als 
möglich loszufommen juchen jollte, — und ich bin jo weit ent- 
fernt, die Hand dazu zu bieten, daß dieje fehlerhafte Einrichtung 
auf den Bund übertragen werde, daß ich vielmehr glaube, Preußen 
würde einen immenjen Fortichritt nrachen, wenn e& den Bundesjat 
acceptirte und nur eimen einzigen verantwortlichen Miniiter 
hätte! | 
(Sehr gut! rechts.) 

Worin beiteht denn Diele VBerantwortlichfeit, meine Herren? 
Es it bier gejagt worden, fie Jolle geihaffen werden durd) 
Collegien; ich jage, fie verschwindet mit Einführung des Colle- 
giums, fie it vorhanden für den Einzelnen, der muß mit jeiner 
PBerfon für etwaige Mißgriffe einftehen; aber als Mitglied des 
- Collegiums jagt er: wie fünnen Sie wiljen, ob ich nicht über- 
jtimmt bin, und — er braucht nicht einmal überjtimmt zu fein — 
ob die Schwierigkeiten, die Frictionen, die ich auf meinem Wege 
gefunden habe, nicht unüberwindlich waren, ob nicht Gejege jteben 
Sahre lang deshalb in Nücitand geblieben find, weil iteben ehr- 

lihe Leute jich nicht darüber haben veritändigen fünnen, wie der 

- Tert lauten fol. Es entjteht in jedem Collegium, wenn eine 
Sade zu Ende kommen joll, mitunter gewijjermaßen die Noth- 
wendigfeit, zulegt Kopf oder Schrift darüber zu jpielen, wie es 
jein joll, jo nothwendig it eine Entjcheidung”), jo nothwendig üt 
5, daß Einer da ift — es braucht gar nicht der Klügite zu fein —, 
der Schließlich jagt: jo joll es jein, und damit hat der Streit ein 
Ende, damit es zu Etwas fommt. je tüchtiger die einzelnen 
Charaktere find, um jo jchmwieriger tft natürlich die Einigung unter 
ihnen; zwei harte Steine mahlen jchleht, das ift ein bekanntes 
Sprichwort, aber acht harte Steine noch viel jchwerer. 
‚Heiterkeit. ) 

sh glaube, der ganze Antrag bat bei vielen feiner Unter: 
zeichner jeinen Uriprung in dem Mißverftändnijfe von der Stellung 
des Bundesfanzlers überhaupt. Die Herren nehmen den Bundes: 
fanzler für einen Bundesminiter. Der Bundesfanzler it nur 


— 


*), StB. 403b. 


16. 4. 1869. 


16. 4. 1869. 


186 IV. Neichstag des Nordd. Bundes. 4. März bis 22. Juni 1869. 


Präfivialbeamter; ich glaube, es it der Art. 17 oder 18, wo 
jeine Befugnilie und Berechtigungen vefinirt find); er hat vie 
Verantwortung für alle Handlungen des Brafiviums. Seine Nüt- 
wirkung bei der Legislative it, wie jchon früher bemerkt und durch 
ftaatsrechtlihe Zeuanifje belegt worden it, gleich Null. Sn der 
Vegislative wirfe ich nur als preußiicher DBevollmächtigter zum 
Bundesrat) mit und führe dort die preußiichen Stimmen; das 
fünnte aber eben jo qut in der Hand eines Andern liegen, als in 
der Hand des VBımdesfanzlers; es wäre das vielleicht zwechmäßiger, 
um die Stellung des Bundestanzlers reiner abzugrenzen. Diefe 
preußtichen Stimmen werden unter Verantwortung des preußiichen 
Miniteriums abgegeben. Die nftruction des preußifchen Bes 
vollmächtigten wird bejchlojien in dem preußiichen Minifterium, 
ebenjo wie die des Jächliichen Bevollmächtigten im Jächjtichen Mini- 
jterium; leßtere geht aus von Cr. Majejtät dem Könige von 
Sachjen, und die meinige in letter Snitanz nicht von dem PBrä- 
jidium des Bundes, jondern von St. Majeltät dem Könige 
von Preußen. Die jcehmale Bafis der Verantwortlichkeit für 
die Handlungen des Präftidiums joll ih, wenn ich mir den Antrag 
im Sinne des Herin Twejten, im unfchuldigeren und gejchäft- 
licheren Sinne, wobei der Bundesrat das Seinige behielte, aus- 
lege, — die joll ich theilen mit jo und jo vielen Miniftern und 
zwar zunäcdhit aus dem Grunde — den ich vollfommen anerfenne: 
daß ich nicht Alles veritehe, was unter meiner Verantwortung vor- 
geht 9). Meine Herren, fommen wir nicht Alle mehr oder weniger 
in dieje Lage, namentlich die Herren Abgeordneten, 
(Heiterfeit. Beifall.) 

müjjen Sie jich nicht über den ganzen Bereich aller Minifterien 
und der ganzen preußijchen Verwaltung ein Urthbeil bilden, welches 
gewöhnlich mit einer arößeren Schnelligkeit und Sicherheit abzu- 
geben it als dasjenige eines Minifteriums? Sind Sie nicht bei 
vem Budget, bei der jorafältigen Neviftion und Erwägung des 


rollen ale 

°) Abg. v. Unruh: „ch erkenne das, was Graf Bismard geleitet hat, 
im volliten Mahe an; aber ein Mann fann nicht Alles und fann es nicht auf 
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Gewerbegejeßes, bei der Prüfung aller Ausgaben und Gejeße ge: 
nöthigt, eigentlich Alles zu wijjen? 
| (Beifall rechts.) 

Nun, meine Herren, ich will gar nicht darauf Nückhicht nehmen, 
daß ich jeit fieben Jahren an der Spite einer großen Staats- 
verwaltung jtehbe, und daß ich da allerdings Manches aus der 
WMebung lernte, was ich früher nicht wußte, und daß ich da jeden- 
falls gezwungen bin, ein Urtheil über alle VBorfommmijie jedes 
einzelnen Nejjorts mir zu bilden — jondern ich will nur darauf 
Bezug nehmen, daß ich den Vorzug habe, jeit 22 Jahren Mitglied 
aller preußiichen Yandesvertretungen gewejen zu fein, und darin 
nach Maßgabe meiner natürlichen Fähigkeiten und Anlagen jo viel 
gelernt habe, wie Abgeordnete im Allgemeinen lernen, wenn fie 
über alle Dinge ein Urtheil mit verantwortlicher Sicherheit ab- 
geben. Diejes und dann die Wahrnehmung muß ich hervorheben, 
daß auch meine preußiichen Gollegen, wie das jehon der Aba. 
v. Blandenburg bemerkt bat, außer Stande find, Alles zu be- 
urtheilen, was in ihren engeren NRejjorts, wo ja die Werantwort- 
lichkeit eine jcehärfer gedachte ift, vorgeht ). Wie fanıı von dem 
Sinanzminifter verlangt werden, daß er Foritmann it, dar er 
Domänen und Landwirtbichaft unter jich verwalte (das fünnte man 
weit eher von dem landwirtbichaftlihen Minilter verlangen); wie 
joll der Handelsminilter alle techniichen Details jeiner riefenbaften 
Verwaltung jo genau fennen, daß er die Nichtigkeit jedes Urtbeils 
und jeder Handlung, die unter jeiner Verantwortung vorgeht, ver- 
bürgen fönnte? Da bilft Nichts als Vertrauen auf diejenigen 
Berfonen, die das Einzelne veritehen”) und für deren Handlungen 
und deren Anstellung der Miniiter verantwortlich bleibt. ch glaube 
faum, daß es überhaupt einen Minifter in größeren Staaten gibt, 
der im Stande ift, die Hälfte, ein Biertel von dem zu leien, was 
er zu unterichreiben geieglich genöthigt it; ich würde den für einen 
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beneidenswerth geichäftslofen Collegen halten, der ein Viertel von 
dem lejen fünnte, was er zu unterjchreiben hat. 
(Beifall. Heiterfeit.) 


Grleichtern würden Sie mir das Gejchäft durd ein Collegium 
nicht, und Sie haben in mir feinen Bundeskanzler, der einen 
Collegen acceptirt! ch Ttüße mich auf mein verfajjungsmäßiges 
Recht. Wie das Bundesfanzleramt ausgeitattet it, jo habe ich es 
übernommen, — ein College würde an demjelben Tage, wo er 
es wird, mein Nachfolger werden müjjen. ch hoffe, Sie thun 
mir die Ehre an zu glauben, daß ich eben jo jehr nach Conjolidation 
der deutichen Verhältnijje jtrebe, wie Sie. Yb habe Gelegenheit 
gehabt, jeit langen Jahren zu bethätigen, daß mein Streben nad) 
diefer Nichtung bin aufrichtig und ehrlich ift. Es Fan jein, daß 
Sie die deutiche Bewegung in der Art, wie jte zu behandeln ift, 
richtiger und jachveritändiger beurtheilen als ich, ich fan aber 
nur nach meinem eigenen UÜrtheil gehen, und das beruht auf der 
Ueberzeugung, daß diefer Antrag für die Entwidelung der deutjchen 
Bewegung ein nachtheiliger tft, daß ich jchon, wenn er mit großer 
Majorität Annahme findet, das Gefühl des Mißtrauens, der Nechts- 
unficherheit bedauern würde, welches fich dadurch unter den ver- 
fafjungsmäßig berechtigten Factoren in Deutjchland verbreiten 
würde, und daß es mir am allerliebiten gewejen wäre, er wäre 
gar nicht geitellt worden, und ich wäre nicht in die unbehagliche 
Kothwendigfeit verjegt worden, mich darüber zu äußern und ihm 
in einer Weije entgegenzutreten, die vielleiht meine Stellung bei 
Leuten, welche die Dinge weniger fennen, wie wir Alle, in ein 
faliches Licht jeßte, als wäre ich irgend ein Barticularift und als 
wollte ih den Bund zu irgend welchen Nebenzweden als allein 
zu denen der volliten, breiteiten Entwidelung deuticher Wohlfahrt 
und Macht benugen. it denn überhaupt der Unitarismus die 
nüßlichite und bejte politiiche Geftaltung? Sit er es namentlich 
für Deutjchland? it er Hiftorifh in Deutichland? Daß er es 
nicht ijt, beweijen ja gerade die particulariftiichen Bildungen, die 
Deutjichland nach allen Nichtungen hin — nicht bloß däunlich — 
durchfegen. Sie haben nicht bloß einen DPorfpatriotismus und 
einen Stadtpatriotismus, von einer Ausbildung, wie ihn Nomanen 


| 
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und Slaven gar nicht fennen, Sie haben einen Fractionspatrio- 
tismus, (Heiterfeit. Sehr aut!) 

Sie haben einen Nejjortpatriotismus, der Alles außerhalb des 
eigenen Nejjorts als Ausland betrachtet, dem man jeden Schaden 
zufügen fann, wenn das eigene Nejjort Wortheil dabei bat, 

(Große SHeiterfeit.) 

der natürlich nicht in den bödjiten Spigen der Minijterien ver- 
treten it, denn die Minifter find Staatsminilter; aber ein Bojt- 
beamter, der nicht auf der Höhe ftebt, von wo ihm ein jtaatliches 
Urtheil geziemt, der wird alles Andere wie Feindes Land betrachten, 
was nicht poltalifchen Snterejien dient, und er wird jeden Gewinn, 
auch jelbit mit Schaden für die anderen Departements, mit qutem 
Gewifjen nah Haus tragen. So Etwas ift nur dem deutjchen 
Charakter möglich. Das hat auch dahin geführt, daß der Deutjche 
jih nur in einem Eleineren Gebiete vollitändig behaglich fühlt, und 
daß man nicht wohl thut, ihm von feinem häuslichen Behagen 
mehr zu nehmen, als abjolut zum Zufammenhalten des Ganzen, 
als zur Wirkung nach Außen erforderlich ift. Diejfer Barticularis- 
mus ijt die Balis der Schwäche, aber auch nach einer Richtung 
bin die Bafis der Blüthe Deutjchlands. Die Eleinen Gentren haben 
ein Gemeingut von Bildung und Wohlitand in allen Theilen 
Deutichlands verbreitet, wie man es in centraliitiicheorganifirten 
großen Ländern jchwer findet. Die muß man bereit haben, ciilifirte 
und uncivilifirte, um zu erkennen, wie dort die Provinzen gegen 
das allgemeine Centrum um jabrhunderte im Nückitand bleiben. 
Die Fehler des Barticularismus, die Schwäche nad Außen, die 
Zerrifjenheit im Innern, die Hemmitride für die Entwidelung von 
Handel und Verkehr, die hat der Bund im”) Brincip volljtändia 
durchichnitten, und fie vollitändig zu bejeitigen, ift feine Aufgabe. 
Laljen Sie ihm Zeit dazu. Er ift noch jung, er wird es zu Stande 
bringen, und wir werden dabei einträchtig zufammenwirken zu einem 
pofitiven und von der ganzen Nation, wenn e& erreicht wird, danfend 


‚anerfannten Ziele. Betrachten Sie die Staatenbildungen, welche 


eine große Entwicelung im Vergleich mit ihren pbyfiichen Kräften 
erreicht haben, ohne daß die innere Freiheit darunter gelitten 
hätte — und ich denfe, auf dieje legen Sie einen Werth —, jo 


*) ©. 404b. 
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werden Sie finden, daß diejfe Bildungen vorzugsweile auf dent 
germanischen Boden der Gejchichte wachjen und daß fie mehr over 
weniger, ich will nicht jagen föderaliftiicher, aber doch decentrali- 
jirender Natur find. Sch führe Ihnen als erites jchlagendes Bei- 
jviel England an, wo der Barticularismus jih nur im Schatten 
des Dorfes und der Grafichaft in einer Weile verbirgt, daß er 
für die geographiichen Linien der Karte nicht erfennbar wird. 
Aber England it ein vdecentralifirtes Yand, das in diejer Bes 
siehung nachzuahmen wir in Vreußen lebhaft beitrebt find. Sehen 
Sie die große, reiche und mächtige Ericheinung der Nordamerifani- 
ichen Freiltaaten, ob man dort den Einheitsjtaat als das Balla- 
dium der Freiheit, als die Balis gefunder Ausbildung betrachtet! 
Sehen Sie die Schweiz mit ihrer Gantonalerfafjung! Sehen Sie 
ein Gebilde, welches, wenn ich mich nicht täufche, am meiften Ana 
logie mit dem unferigen hat, die alte Verfafjung der Vereinigten 
Niederlande, der Generalltaaten, wo die Selbitänvdigfeit der Pro- 
vinzen in jehr hohem Grade gewahrt war! ch Fenne fie nicht 
jo genau, um zu wijjen, ob der dortige Kanzler oder Großpenfionär 
verantwortliche Minifter neben fich hatte, oder ob ihm nur der 
Bundesfeldherr und Statthalter aus dem Haufe Dranien mit dem 
Kriegsrathe”) zur Seite jtand. Sch glaube, es wird bier even, 
der jich dafür interefftrt, und der mehr Zeit hat als ich, lehrreich 
jein, Ddiejen Vergleich weiter durchzuführen und die bewunderns- 
werthen politiichen Xeiltungen, die uns die Gefchichte von der 
Nepublit der Dereinigten Niederlande erzählt, zulammenzubalten 
mit dem hoben Grade perfönlicher Freiheit, der unter dem Schuße 
dDiejes Negimes gedieh. Die Centralifation ift mehr oder weniger 
eine Gewaltthat und ift ohne einen — wenigitens am Geijte der 
Berfafiung fich verfündigenden Bruch Faum durchzuführen, und ein 
jolcher Bruch, mag er auch in der Form gededt over gerechtfertigt 
ericheinen, binterläßt Stellen, die innerlich bluten, und wie lange 
jte nahbluten, das weiß fein Menjch und fanı Keiner controliren ; 
es wird dann vielleicht auch dem Bundeskanzler überlafjen jein, 
im Wege der Gejeßgebung jolche Schäden wieder auszubeijern "*). 
ME. * 13 (Heiterfeit.) 

StB.: Kriegsitaate, 

StB.: aufzubeilern. 


= 
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53h glaube, man joll jih in den germaniichen Staaten nicht 
fragen, wenn man es der Bevölkerung vecht machen will: was 
fann gemeinjam jein? wie weit fann der große Mund des Ge- 
meinwejens bineinbeißen in den Apfel? — jondern man muß fich 
fragen: was muß abjolut gemeinfam jein? und dasjenige, was 
nicht gemeinjam zu jein braucht, das joll man der jpeciellen Ent- 
widelung überlajjen. Damit dient man der Freiheit, damit dient 
man der Wohlfahrt. Jh erinnere an die Zeit, fie it nicht lange 


ber, wo — e5 jollte mich verwundern, wenn nicht Vertreter diejer 


Richtung in diefem Saale jähen — als Bafis einer einheitlichen 
und freiheitlichen Geftaltung Deutichlands die Zerlegung Preußens 
in Eleinere Bejtandtheile betrachtet wurde. ch jehe ein Kopf- 
jhütteln, was ich auf einen Mangel an Studium der älteren 


(Heiterfeit.) 

Sch erinnere aber nur an die Beitrebungen, denen wir augen= 
blieklih in Preußen huldigen. Wir juchen zu decentralifiven, wir 
juchen provinzielle und locale Selbitändigfeiten zu Schaffen: warum 
jollten wir denn bier im Bunde gerade das Gegentheil davon 


thun? bier, wo wir, ich will nicht jagen provinzielle, aber locale 


" 


Selbjtändigkeiten haben, und Selbitändigfeiten, die Deutichland zu 
großem Nuten geworden find. Wir haben von Sachen beijpiels: 
weile Vieles lernen fünnen für unjere Verwaltung: wir. haben 
ähnliche Erfahrungen in Hannover gemacht, und ich freue mich 
dabei über einen Fortichritt in Preußen, über den, daß der 
Aluch der „hohen Meinung, womit der Menjch fich jelbft betrügt“ U, 
bei unjerer näheren Befanntjchaft mit der Verwaltung der fleineren 
Staaten allmählich von uns abgenommen wird, 
(Bravo!) 

und“) ich hoffe, wir werden ihn mit der Zeit ganz verlieren. Aber 
das find Bortheile, die eben aus dem jelbitändigen Leben der 
fleinen Staaten hervorgehen, und uns um jo weniger berechtigen, 
diefen jelbitändia gewachienen Staatswejen den ihnen verfaflungs- 


+, ©. 4053. 

') Bal. Fauft I 4 3. 1237/38: 
Verfluht voraus die hohe Meinung, 
Womit der Geiit fich jelbit umfänat. 


16. 4. 1869 
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mäßig zugejicherten Einfluß auf die Allgemeinheit gegen das 
Hecht und gegen unjer nterefie zu verfümmern. ch gebe gern 
zu, dah die Bundesverfafjung eine jehr unvollfommene it; fie ift 
nicht bloß in der Eile zu Stande gekommen, jondern fte ift aud) 
unter Verbältniifen zu Stande gelommen, in denen der Baugrund 
ein jehr jchwieriger war, wegen der Unebenheiten des Terrains, 
aber der doch abjolut benußt werden mußte. Wir fönnen die - 
Gefchichte der Vergangenheit weder ignoriren, noc Fünnen wir, 
meine Herren, die Zukunft machen; und das it ein Mißverftändniß, 
vor dem ich auch hier warnen möchte, daß wir uns nicht einbilden, 
wir fünnen den Lauf der Zeit dadurch bejchleunigen, daß wir 
unfere Uhren voritellen. Mein Einfluß auf die Ereignilje, Die 
mich getragen haben, wird zwar wejentlich überichäßt, aber doch 
wird mir gewiß Keiner zumuthen, Gefchichte zu machen; das, meine 
Herren, fünnte ich jelbit in Gemeinschaft mit hnen nicht, eine 
Gemeinichaft, in der wir doch jo jtark find, daß wir einer Welt 
in Waffen trogen fünnten, aber die Gejchichte fünnen wir nicht 
machen, jondern mr abwarten, daß Tte fich volßieht. Wir fünnen 
das Neifen der Früchte nicht dadurch bejchleunigen, dab wir eine 
LYampe darunter halten, und wenn wir nad unreifen Früchten 
ichlagen, jo werden wir nur ihr Wachsthbum hindern und fie ver: 
derben. ch möchte deshalb hnen doch mehr Geduld empfehlen, 
der Entwidelung Deutichlands Zeit zu laffen. Daß gerade die 
Frucht, die Sie heut erjtreben, Ihnen jemals reif in den Schooß 
falle, hoffe ich nicht, denn die Gejchäfte des Landes würden viel 
ichlechter gehen, wie ich alaube, jobald Sie ein Collegium an die 
Stelle der einheitlichen Spiße jeßen. 

Sie!) haben vorhin auf den Mipitand aufmerkfiam gemacht, 
daß preußische Minifter die Gejege für den Bund entwerfen und 


') Die Abg. Tweften und v. Unrub; vgl. aus der Rede des Yesteren 
die Stelle: „Herr Tweften hat bereit3S angeführt, und die Neußerungen des 
Herrn Präfidenten des Bundesfanzleramts beftätigen e5 ja, daß die wichtigjten 
und einjchneidenditen Gejege von preußiichen Miniftern gemacht werden. Nun 
werden Sie mir aber doch zugeftehen, daß der Unterjchied ein außerordentlich 
großer ift, ob ein Minifter ein Gejet macht, welches ev hier zu vertreten hat, 
oder ob er ein Gejet macht, was im Bundesrathe Aenderungen erleidet, und 
ob er gar nicht in der Lage iit, meine Herren, hier dem Neichötage gegenüber 
jeinen Entwurf zu vertheidigen” (StB. 3936). 
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nachher nicht im Stande find, jte hier als Minifter zu vertheidigen. 
Ih fönnte darauf aufmerfjam machen, daß auch im Breußiichen 
Landtage Die Gejeße jebr häufig dur Commmijjare derielben 
Minifter vertheidigt werden, die fie gemacht haben, vielleicht auch 
durch diejelben Commifjare, die diefe Gejeße redigirt haben. Aber, 
meine Herren, ift denn das ein Uebeljtand? Die Gejete für den 
Preußifchen Landtag werden ja auch von preußischen Miniftern 
gemacht, — werden fte denn nun mit der preußischen collegialifchen 
Miniftereinrichtung bejjer oder rascher gefördert? Hat denn Die 
preußiiche Gejeßgebung etwa einen umeinholbaren Worfprung vor 
der des Bundes? Arbeitet fie auch nur mit derjelben Schnelligfeit 
wie der Bund? ch Tollte denken, diefe Mafchine bier, an der wir 
fißen, hat zwei Jahre lang recht qut und recht förderlich gearbeitet — 
jo gut, daß es Sie fait Jchon langweilt, daß es jo qut geht. ie 
fühlen das Bedürfnig, die Uhr einmal aufzumacen, ein Nad 
berauszubolen und zu jeben, ob es dann vielleicht nicht noch 
beiler gebt. are 
wa (Heiterkeit. 

Sch fürchte, ich habe jchon zu lange hre Geduld ermüpdet; 
ich bitte nun noch eine Verficherung von mir entgegennehmen zu 
wollen: daß jede perjönliche Empfindlichkeit über die Stellung des 
Antrages, gegen dejjen Unterzeichner oder gegen die Tendenz des 
Antrages mir abjolut fremd it, und daß, wenn ich mich über 
Einzelheiten des Antrages mit einer gewillen Schärfe etwa aus= 
gedrückt habe, dies mehr eine üble Gewohnheit von mir ilt, als 
ein Zeichen einer Erregtheit über die Tendenz des Antrages. ch 
bin mir vollftändig bewußt, mit falt allen, vielleicht mit allen 
Antragftelleen über das Ziel, das wir verfolgen, aanz einig zu fein, 

(Bravo!) 
wir wollen Deutjchland diejenige Geftaltung geben — im Norden 
und im Süden, wenn wir fünnen —, in der es am ftärfiten und am 
einigten it, und in der es die meilten Bedinaqungen feiner Wohl- 
fahrt vereinigt. Weber die Wege, die dazu führen, über die Mittel 
dazu fönnen wir jehr verjchiedener Meinung fein. Bewahren wir 
uns aber das Bewußtjein, daß wir diefem gemeinschaftlichen Ziele 
mit gleicher Treue und mit gleicher Singebung hüben wie drüben 


zuftreben, und machen wir aus Meinungsverichiedenheiten über die 
Bismards politiihe Reden. IV. 8: 


16. 4. 1869. 


16. 4. 1869. 
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zu ergreifenden Mittel und Wege feine perjönlichen Vorwürfe; 


verfallen wir nicht in den Kehler”), bei jedem Andersmeinenden 
entweder an jeinem Verftänpniß oder an jeinem guten Willen zu 
zweifeln! ae 

(Xebhaftes Bravo!) 


Machdem ein Antrag auf Schluß der Debatte abgelehnt worden 
war, nahm der Abg. Yasfer das Wort, um auszuführen, daß der 
Antrag gar nicht darauf ausgehe, die großen Fundamente unjerer Ver: 
fafjung umzuftogen und den fleinen Staaten die berechtigte Erecutive 
zu entziehen, jondern lediglich bezwede, dem Bundeskanzler das Maß 
jeiner Arbeit zu erleichtern. MWebrigens wilje er fich ein Bundesmint- 
jtertum nur in der Weife zu denken, wie es in England jet: „Der 
eine leitende Mintjter it die Seele des Minijteriums, und er hat 
darauf zu achten, das Seder aus dem Mintjtertum jcheide, der mit 
jeiner leitenden Bolttif jich nicht in Einklang zu jegen weiß.“ Dazu 
bemerkte der Bundesfanzler Graf Bismard”*): 

Sc freue mich, daß der Schluß vorher nicht angenommen 
wurde und dem Herin Vorredner noch das Wort gejtattet worden 
it, indem ich aus jeiner Nede wiederum habe erjehen fünnen, daß 
man jehr häufig in feinen Meinungen fich viel näher fteht, als 
man vor der Discufjion geglaubt hat. Wenigitens in dem einen 
Bunfte, gegen den ich von meiner Stellung als Bundesfanzler 
aus Widerjpruch eingelegt babe, ift mir die Tendenz des Antrages 
durch die Neußerung des Worredners viel näher gerüdt. Er er- 
Ichien mir von Ddiefem Gelichtspunfte, wenn er fi) darauf allein 
bejchräntt hätte, annehmbarer als vorher, wenn er mir au) nad 
jeiner Tendenz gegen den Bundesrath jowohl nach meinem Nechts- 
gefühl, als auh nad meiner Anfiht von der Zwecmäßigkeit 
jeder Zeit unannehmbar bleiben wird. Wenn ich vorher gejagt habe, 
ich halte ein Minifterium mit einheitlicher Spite für zwedmäßiger 
in allen Staatseinrichtungen, wie ein Minifterium mit collegialifcher 
Spite, wo man nicht weiß, wer überftimmt oder gehemmt worden 
it, jo babe ich damit ja nicht weiter gehen wollen, als der Herr 
Abgeoronete nach dem Beilpiel der engliichen Einrichtungen gehen 
will, aus welchem ich jchließen darf, daß wir im Grunde ganz 
einer Meinung über die einheitliche Spite find. Wir find viel: 
©. 405b. 


StB. 411b. 
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feicht über viele Dinge einverjtanden, ohne daß wir es für den 
Augenblic wiljen. 
(Heiterkeit auf allen Seiten.) 

So würde die engliide Stellung eines Minijterpräfidenten 
überall für ausreichend halten, um die nöthige Einheit der Leitung 
herzuitellen. Davon jind wir aber nach unferer Verfafjung und 
nach unjeren Gebräuchen weit entfernt. Nenderungen in der Scenerie 
erfordern einen Aufwand von Kraft und Reibung, den gewöhnlich 


Niemand Zeit hat zu leilten. Aber im Bundesfanzleramte jind 
3 5 


die Einrichtungen gerade jo, wie fie der Herr Vorredner zu er> 
halten wünjct; es fehlen bloß einige Miniftertitel, und damit 
würde ich gar nicht jo jehr ängitlich jein, 

(Große Heiterkeit.) 


sobald nur die einheitliche Leitung”) durch die Anfprüche, die ich 


an dieje Titel fnüpfen, nicht zeriplittert wird. 
(Erneute Heiterkeit.) 


Der Antrag Tweiten: Graf Münjter wurde in namentlicher Ab- 
itimmung mit 111 gegen 100 Stimmen angenommen. 


24. Sißung des Reichstags des Norddeutlchen Bundes 


Donneritag 22. April 1869. 


Bei Berathung der einmaligen und aufßerordentlihen Ausgaben 
für das Bundeskanzleramt fragte der Abg. Twejten an, ob außer 
den Ausgaben für Ankauf eines Grundjtüdes für den Bund nod 
weitere Ausgaben in Ausficht ftünden, etwa für einen Umbau des 
Haujes, und ob es in der Abjicht liege, in nächjter Zeit etwa mit 
einem Parlamentsbau vorzugehen. Der Bundeskanzler Graf Bismard 
fügte der Antwort des Präjidenten des Bundesfanzleramts, daß über 
diefe Fragen bisher ein Beichluß nicht gefaßt fei, hinzu**): 


Sch erlaube mir nur, hinzuzufegen, daß, bevor Beihluß ge- 
faßt würde, wir jedenfalls den Plan, nach welchem verfahren 
werden jollte, dem Keichstage vorlegen würden. 


*) StB.: Leiftung. 
Er) StB. 504b. 
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Zu Cap. 6 der Einnahmen des Bundeshaushaltsetats, Meatricular- 
beiträge Anl. XIL, hatte der Abg. Tweiten den Antrag geitellt: 

Der Neichstag wolle bejchließen: 

ven Nachlak an den Gejandtichaftsfojten für die Bundes- 
itaaten Sachen, Heffen, Medlenburg:-Schwerin und Braunfchweig 
von beziehentlih 4500, 340, 900 und 180 Thalern nicht zu 
genehmigen und demgemäß eine anderweitige Berechnung der 

Matricularbeiträge aufitellen zu lafjen. 

Er bat um Discuffion des Antrags bei der Berathung des Etats 
des Auswärtigen Mintjtertums, welche in der 24. Situng am 22. April 
erfolgte, und begründete vdenjelben, nachdem der Wräjivent die Be: 
prehung für zuläffig erklärt hatte, in längerer Rede. m Anfchluß 
daran empfahl er dem Bundeskanzler, nunmehr aucd der Sitte fait 
aller anderen europäischen Zänder zu folgen und dem Neichstage fünftig 
eine Darlegung der auswärtigen PBolitit mit Beifügung der wejent- 
(ihen und zur Publication geeignet jcheinenden Actenjtücde zugehen zu 
lafjen, welche unter dem Namen Blaubücher in England und neuer: 
dings in den verfchtiedeniten Negenbogenfarben in allen Yändern bis 
zur Türfer hin üblich geworden feten. Die auswärtige Bolitif fei nicht 
mehr eine Bolitif der Gabinette, jondern die Neigungen und Abnei- 
aungen der Völker ferien der wefentlichite Factor geworden. Der 
Mangel an Bublicationen amtlicher Netenjtüde werfe einen Schatten 
auf die Bundespolitif gegenüber der Politif der anderen Staaten, 
welche das Bublicum geflifjentlich von allen wichtigen Vorgängen der 
auswärtigen Bolitif in Kenntnif festen. Zum Beweis, wie groß der 
Einfluß der Darleaung von der einen Seite und des Schweigens von 
der anderen Seite zuweilen jei, führte er zwei Beijpiele aus der letten 
Vergangenheit an: die Luremburger Frage, wo es die franzöfiiche und 
holländische Negterung Danf dem Mangel authenticher Darlegungen 
der deutichen Bolitif durch die Bundesregierung erreicht habe, daß all: 
mählich die ganze öffentlihe Meinung in dem Olauben lebte, wir 
gingen darauf hinaus, Holland zu anmnectiren, und die mit Beharrlich: 
feit in den Mctenjtüden des Grafen Beuft und in den ungarischen 
Blättern vorgetragene Behauptung, als agitire Preußen in Numänten 
und in den von Numänen bewohnten Theilen der ungarischen LYänder, 
um die Numänen gegen die Ungarn aufzuhesen. Die Gefahr einer 
gelegentlichen Discuffion der auswärtigen PBolitif im Neichstage, die 
jih an die Mittheilung diplomatischer Actenftüde fnüpfen fünne — bei 
der in Deutjchland üblichen Diseretion in politifchen Dingen an fic 
wenig zu fürchten —, achtete er gering gegenüber dem DVortheil, den 
bei wirklich brennenden Fragen die möglichjt genaue Kenntniß der that: 
Jächlichen Verhältniffe Seitens des zur Entichliefung berufenen Reichs: 
tags der Negierung felbit bringe. 
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Der Bundesfanzler Graf Bismard äußerte ih zu diefer Frage 
in folgender Nede*): 

Sch erlaube mir zunäcdhit einige Worte über den legten Theil 
der Neußerungen des Herrn Vorredners und behalte mir vor, auf 
den eriten ft enger an das Budget anjchließenden zurüdzus 
fommen. Der Herr VBorreoner hat damit den Bundesregierungen 
eine ziemlich") Tchwierige Aufgabe zugemuthet, eine Aufgabe mehr 
parlamentarifcher als diplomatischer Natur. Wenn manche andere 


 Negierungen die Gewohnheit haben, eine gewilfe Anzahl, gewöhn- 


lih einen jehr geringen Theil der Netenftüce, welche durch ihre 
Bureaur gehen, zu publiciven, jo werden fie dazu, meiner Weber- 
zeugung nach, wejentlich durch ein parlamentarifches Bedürfnif 
geleitet: in England, in Frankreich, in Stalien, in Defterreich; — 
was die Kaiferlich türkfifhe Negierung veranlaßt hat, diejes mir 
zufällig gerade vorliegende Nothe Buch zufammenzuitellen, 
(Heiterfeit.) 
habe ich noch nicht erjeben; es ift mir heute zugegangen. Es 
wird dort aljo jedenfalls auch eine Ausnahme von der von mir 
eben“) behaupteten Negel ftattfinden, daß bloß ein parlamentari- 
jches Bedürfniß vorwalte.. .. .. 
(Heiterfeit. ) \ 
Sm Uebrigen aber kann ich den deutichen PBarlamenten und ins- 
bejondere dem Neichstage nur Dank jagen, dab fie bisher eine 
ähnliche Leiltung von ihren Negierungen nicht gefordert haben. 
Sie würden uns das Gejchäft, und ich jelbit, alaube ich, das 
Budget erjchweren, wir würden eine joldhe doppelte Buchführung, 
wie fie dazu erforderlich werden würde, faum leiten können, ohne 
unjere Arbeitsfräfte zu vermehren. Jh würde genöthigt jein, über 
denjelben Gegenitand zweierlei Depejchen zu jchreiben, einmal 
jolche, die wirklich in der Diplomatie ihre praftiiche Geltung haben 
jollen, und dann jolche, die ich beabjichtige zu veröffentlichen, 
(Heiterfeit.) 
und es wäre das nicht bloß eine ausmahmsweile Vorliebe für 
Heimlichkeiten von meiner Seite, jondern es geichieht dies ohne 
*), StB. 507a. 
**) StB.: ziemliche. 
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Zweifel überall. ch würde jogar noc weiter gehen müfjen; ic) 
würde manche Depejchen für die Deffentlichkeit zu jchreiben haben, 
die ich Font gar nicht gejchrieben haben würde, ‚weil ich fie für 
das eigentlihe Geichäft für überflüjlig bielte. ch würde dies 
namentlich dann thun müfjen, wenn ich mich durch Herftellung 
und parlamentarische Veröffentlichung amtlicher Aetenftüde, jei e& 
mit der Brejje überhaupt, jei es mit anderen Regierungen, die 
diefe Aufgabe für die ihrige halten, auf einen Wetteifer in agi- 
tatorifcher PBregthätigfeit einlafien wollte. Sc babe, wie Jhnen 
Allen befannt fein wird, jtarfe Aufforderung dazu gehabt, und ic) 
will nicht jagen, aus welchen Gründen ih es verichmäht habe, 
mich auf jolchen Wettlauf einzulaifen. Jch glaube auch nicht, daß 
die Negierungen, die nach diejer Seite hin das parlamentarifche 
Auditorium und das diplomatiiche Handwerkszeug mißbraucen als 
Sprachrohr, um Dinge zu veröffentlichen, zu denen man jonft die 
uneingeitandene PBrejje benußt, daß die jchwerlich jehr erbaut jein 
werden von den Erfolgen, die fie damit erreichen. Wenn Wir: 
fungen erreicht werden, jo verlieren fie fich jehr bald wieder. Es 
aibt Mittel, auch jolche Jrrthümer zu berichtigen, die in der authen- 
tifschen Form auftreten. Cine üble Wirkung aber, die bleibt, ift 
das Mißtrauen der übrigen Negierungen. Eine Regierung, die in 
der Beröffentlihung im Mindeften zu weit gebt, läuft Gefahr, 
daß feine Negierung ihr mehr eine Mittheilung macht, die fie 
nicht eben jo qut in ihrem Amtsblatte hätte jofort druden fünnen. 
Man wird deshalb jolchen Negierungen gegenüber in einer Weije 
ichweiglam, welche, weit entfernt, die quten Beziehungen zu be- 
(eben, die vorhandenen Keime des Vertrauens zu pflegen, fte viel- 
mehr ummiderruflich eritidt. Wenn ich Gefahr laufe, daß dass 
jenige, was ich im Vertrauen auf ihre Discretion einer Regierung 
mittheile, bei der ich aleichartige nterefien mit uns vorausfegen 
durfte, in die Deffentlichfeit mitgetheilt, vielleicht jogar entitellt 
und zu gemwiljen Zmweden zurecht geltußt wird oder auch nur an 
fremde Cabinette geht, dann verbrenne ich mir bei einer jolchen 
Regierung wohl einmal die Finger, aber nicht öfter. Deshalb 
glaube ich, daß dieje Sitte eine ehr beengende ift und für die 
auten Beziehungen der Wölfer unter einander einen nachtheiligen 
Einfluß auf den diplomatischen Verkehr ausübt. Dieje Sitte wird 
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in England mit dem Tacte gehandhabt, den eine lange Erfahrung 
eingibt. Nichtsdeftoweniger find mir aus meiner früheren diplo- 
matijchen Thätigfeit im Auslande manche Fälle in Erinnerung, 
wo Klagen darüber entjtanden, daß die engliiche Negierung in 
ihrer traditionellen Discretion dennoch weiter gegangen war, als 
es den Negierungen genehm war, auf deren Mittheilungen fie 
Bezug nehmen mußte, wenn auch gewöhnlich nur in der Geftalt 
mündlicher Neußerungen der Agenten von Regierungen, da 08 
bisher nicht üblich ift, Depejchen fremder Negierungen gegen deren 
Willen zu veröffentlichen: jelbjt die jo erfahrene und tactvolle 
engliihe Regierung, jage ich, war Bejchwerden in diejer Richtung 
ausgejeßt. Daß die Kaijerlih Franzöfiiche Negierung außerordent- 
lich vorjichtig in ihren Beröffentlichungen ift und danfenswertbe 
Zurüdhaltung übt, namentlich über brennende Kragen, die durd) 
Veröffentlichung ein lebendigeres Colorit gewinnen fünnten, it 
Ihnen Allen befannt, aber viefes Verhalten, jo dDanfenswerth es für 
die auswärtigen Beziehungen tft, bringt wiederum im Snnern den 
Kachtheil, daß”) der parlamentariiche Zwed, der damit verbunden 
it, nicht jo völlig erreicht wird, wie es bei einer weitergehenden 
Beröffentlihung der Fall fein würde. . nivieweit nun die Gehetim: 
haltung, die discrete Schonung des internationalen Vertrauens, 
dem Bedürfnijje, die Deffentlichfeit rechtzeitig aufzuklären über den 
politiihen Gang der Negierung, geopfert werden darf, it eine 
ichwer zu entjcheidende Frage. Sollten die Herren darauf be- 
ftehen, jo will ich verjuchen, für das nächite Jahr etwas Unjchär- 
liches zufammenzujtellen. 
(Große Heiterkeit.) 

Aber ich jchrecke vor der Arbeitslaft einigermaßen zurüd; denn es 
bedingt eine jehr genaue, durch mich perjönlich auszuübende Sich: 
tung und Nevifton jeder einzelnen Depelche, ebe Tte veröffentlicht 
werden fann. 

Der Herr Vorredner hat mit Necht bemerkt, daß es in bren: 
nenden ‚ragen von höchitem Wertbe ift, Sich die Theilmahme der 
öffentlichen Meinung ichnell in der Nichtung, in der man ihrer 
bedarf, zu fichern. Nun, meine Herren, wenn Fragen erit bren- 
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nend werden, glaube ich), geichieht das auch regelmäßig, jelbit 
wenn das Parlament nicht verfammelt ift. ch erinnere Sie an 
die Zeit, wo brennendere Fragen vorlagen als jest, an die Jahre 
1864 und 1866, an die Zeit des Frankfurter Fürftencongrefies ?). 
Da wurden die Depeihen Schlag auf Schlag täglich in den amt: 
lichen Blättern veröffentlicht. Solche Momente werden jedes Mal 
wieder eintreten, wenn brennende Fragen vorliegen, da nach der 
heutigen Situation Europas, nach dem heutigen Stande der Civili- 
jation es unmöglich ift, aus heimlichen, vielleicht jpäter von der 
Sejchichte zu erratbenden Gabinetsgründen große politiihe und 
vielleicht jogar Friegeriiche Actionen vorzunehmen. Man fann nur 
noch aus nationalen Gründen — aus Gründen, welche in dem 
Maße national find, dab ihre zwingende Natur von der großen 
Mehrheit der Bevölkerung anerkannt wird, Krieg führen, wenig- 
jtens meiner Auffaifung nad. Sie können daher‘, wenn wir an- 
fangen, Depejchen amtlich zu veröffentlichen, es falt immer als 
ein Sympton einer ziemlich ernten Situation anjehen, welche an- 
fängt, zwiichen uns und den Negierungen, an welche die Depejche 
gerichtet üt, jich zu entwicdeln. Es it der Ausprud des Wunfches, 
daß das Bublicum Kenntniß davon nehme, wie die Sachen liegen, 
weil wir entjchlojfen find, vdiejelben weiter zu verfolgen auf die 
Sefahr hin, daß wir der DBetheiligung der öffentlichen Meinung 
in ihrer vollen Kraft bedürfen werden. Dieje Negel ijt natürlich 
feine allgemeine. Es gibt Depejchen, welche überhaupt feine Be: 
deutung haben. Aber wenn etwa empfindliche Depeihen anfangen, 
in die Deffentlichfeit zu fommen, jo it das ein Symptom jehr 
ernjter Art, wenn e8 zwijchen erniten Negierungen vorkommt. Sch 
bin, wie Sie aus dem Gejagten erjehen werden, Fein Anhänger 
ver Blaubücher, obwohl fie bei anderen größeren Staaten ans 
genommen jind. sch wiederhole meine Meberzeugung, daß te ans 
genommen jind”) hauptjächlich aus Bedürfniffen der inneren Bo- 
litif und der Publiciftit. Aus legteren ihr zu folgen, lehne ich 
ab; ich halte das nicht für politisch zwecmäßig. Es nut Die 
Stellung und die Kraft der Ueberzeugung einer Negierung ab. 


StB.: ift. 
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Ob es dagegen nöthig üt, uns diejes additionelle Gejchäft, Diele 
Schwierigkeit aufzulegen aus Gründen unferer inneren Politik, 
aus parlamentarischen, — ja, meine Herren, das hängt davon ab, 
ob die Discretion, welche der Herr VBorreoner mit Necht an unferen 
deutfchen Warlamenten rühmt, noch weiter geübt wird in Bezug 
auf zu jchonende Fragen, oder ob Sie auf Veröffentlichpungen be- 
jtehen. Es wäre mir lieber, Sie bejtänden nicht darauf; ift aber 
der Wunjch ein allgemeiner, jo werden wir geben, was wir geben 
fönnen, theils eine etwas frühere Rublication einer Zeitgeichichte 
von Daten, welche auf die augenblicliche Situation feinen ver- 
wirrenden Einfluß mehr üben fönnen, tbeils jolche Devefchen, 
welche gejchrieben zu haben wir für die Männer angejehen zu 
werden wünjchen. Wenn Sie glauben, in den fremden vorhan= 
denen Bublicationen wejentlich Anderes zu befommen, wenn Sie 
glauben, daß da das ganze Bortefeuille des Auswärtigen Minis 
fteriums auf den Tiih gelegt und veröffentlicht wird — ja, meine 
Herren, da huldigen Sie einer Anftcht, die ich nach meinen acten- 
mäßigen Erfahrungen nicht theilen fann, und Ste werden mir 
zugeben, daß ich mitunter im Stande fein muß, mir ein Urtheil 
darüber zu bilden, ob in den fremden Wublicationen Alles jteht, 
"was man über den Gegenjtand jagen fönnte, und ob der Ein- 
dDrud, den fie machen”), gerade derielbe it, den ich und andere 
amtliche Stellen von den Thatjachen, als fie vorgingen, gehabt 
haben. 

Ein bejonderer Antrag it hier nicht geitellt. ch wünjche nur 
zu conitatiren, daß, jobald die Befriedigung des ausgejprochenen 
Bedürfniijes ein wejentliches Element bilden jollte, um uns gegen 
jeitig in einer friedlichen und zufriedenen Stimmung zu erhalten, 
ich verjuchen will, ihm Nechnung zu tragen. 

Was ferner den zuerjt von dem Herrn Vorredner berührten 
Gegenitand betrifft, nämlich die Abjegungen, die für Kojten des 
auswärtigen Dienjtes der einzelnen Bundesitaaten gemacht find, 
jo bin ich mit dem VBorredner darin ganz einveritanden, daß das 
legte zu erjtrebende Ziel unjerer Entwidelung die einheitliche Ver: 
tretung im Auslande jein muß. Aber ich möchte ihn doch bitten, 


*) ©. 508b. 


22. 4. 1869. 


22. 4. 1869. 


202 IV. Neichstag des Nordd. Bundes. 4. März bis 22. Juni 1869. 


fich das jeßt vermöge des Budgetentwurfes beantragte VBerhältnig 
als ein Uebergangsitadium gefallen zu laijen. Es ift diefe Ein- 
richtung die Vorbedingung gewejen, unter der e8 ung möglich war, 
die Uebertragung des gefammten auswärtigen Dienftes auf ven 
Bund mit der Einmütbigfeit, mit dem gegenfeitigen Vertrauen und 
der gegenfeitigen Befriedigung zwiichen den verjchiedenen Bundes- 
regierungen vorzulegen, mit der es geichehen it, und ich habe Jchon 
bei einer anderen Gelegenheit bemerken fünnen, daß ich das bundes- 
freundliche Entgegenfommen aller Regierungen nach diejer Rich: 
tung hin nicht genug rühmen fann!). Dieje Regierungen haben nun 
ihrerjeits Gejandtichaften, die functioniren, und eine plößliche 
Henderung diefer Situation ihnen zuzumuthen, balte ich für eine 
Unbilligkeit. ch babe bei einer früberen Gelegenheit an einem 
anderen Orte daran erinnert, wie die deutichen Einheitsbeitrebungen 
in den Jahren 1848 und 1849 Schiffbruch gelitten haben an 
diejer, ihrer praftifchen Bedeutung nad verhältnigmäßig unter: 
geordneten Frage des Gejandtichaftsrechtes der einzelnen Staaten ?). 
Wir find, Gott jei Dank, von jolhen Klippen weit entfernt; die 
heut vorhandene bundesfreundlide Gelinnung aller Regierungen 
überhebt uns, etwas Aehnliches fürchten zu müfjen. Aber, meine 
Herren, wenn Sie mir bei jüngjten Gelegenheiten und aud jonjt 
vielfach hr Vertrauen zu erkennen gegeben haben, jo hoffe ich, 
richtet fich Diefes Vertrauen nicht bloß auf meinen quten Willen, 
jondern einigermaßen auch auf meine Erfahrung und Sachkunde 
in diejen Dingen; und ich möchte Sie bitten, mir namentlich), was 
mir als Bundesfanzler ja zunächit obliegt, die Negelung der Bes 
siehungen der einzelnen Regierungen zur Gejfammtheit, das Maf 
des Fortichritts zur Einheit, gegenüber den Einzelvegierungen, mit 
demjenigen Vertrauen überlafjen zu wollen, welches Sie haben 
müffen, wenn das ausgejprochene Vertrauen noch etwas mehr als 
das Vertrauen auf meinen quten Willen fachlich bedeuten Toll. 
(Beifall rechts.) 
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Zur Etatsberathung zurüdfehrend, gab der oldenburgifche Abe. 
Aujjell der Meinung Ausdvrud, daß die „winzige Quote” von 
30000 Thalern, welche Preußen von den Gejfammtfoften für die aus- 
wärtige Vertretung des Bundes auf jeinen Specialetat übernehme, den 
Berhältnifjen nicht entjpreche und nicht entiprechen fünne, weil davon 
nur einzelne NRäthe, Negijtratoren und Erpedienten bejoldet werden 
jollten und auf die Minifter und Gejandtichaften gar feine Rücficht 
genommen worden jei. Man fönne zwar nicht erwägen, mie viel 
Dienfte nun im bejonderen preußischen Snterejie von dem Mintjtertum 
der Auswärtigen Angelegenheiten verlangt werden würden, doch glaubte 


er nicht fehlzugreifen, wenn er beantrage, die Kojten für diefes Mini- 


jtertum zur Hälfte dem preußiichen Etat, zur Hälfte dem Bundesetat 
zuzufchreiben, wie — nad) Beitungsnadhrichten — eine Denon gen im 
Bundesrathe auch vorgeichlagen habe. Nur die financielle Yage feines 
Staates zwinge ihn, die Sadhe zur Sprache zu. bringen. Um den 
Anforderungen des Bundes Genüge leijten zu können, habe der olven- 
burgifche Yandtag im vorigen Jahre fünf neue Steuern einführen, alte 


- Steuern erheblich erhöhen und doc noch zur Dedung der außergewöhn- 
) ) Ö | ( ) 


lihen Ausgaben eine Anleihe machen müjjen. Die Sympathie für den 
Bund aber fünne nicht erhöht werden, wenn der Neichstag immer 
wieder auf den „empfindlichiten Theil am menjchlichen Körper, den 
Geldbeutel”, Angriffe made. Zum Schluß fragte der Nedner, ob 
denn die Bundesgejandten auch die Verpflichtung hätten, die ipeciellen 
Angelegenheiten anderer Bundesjtaaten, welche feine Bundesjachen jeien, 


- unentgeltlih zu bejorgen. Der Bundeskanzler Graf Bismard gab 


folgende Antwort *): 

Sch erlaube mir zunächit eine thatjächliche Berichtiqung. Der 
Antrag, den der Herr VBorredner joeben stellte, daß Preußen 
die Hälfte der Koften tragen jollte, ift im Bundesrathe nicht ge= 
jtellt, und’ ich alaube auch, das dort Niemand jo leicht auf die Ab- 
iht gerathen jein würde, ihn zu ftellen. Wäre es dennoch ge- 
jhehen, jo würde ich erwidert haben, daß Preußen jchon dur 
feine Matricularbeiträge, rejp. durch feinen Antheil an der Be- 
fteuerung nicht die Hälfte, jondern vier Fünftel der Koften des 
gemeinichaftlichen Etats zu tragen bat. 

(Sehr wahr!) 

Was die legte Anfrage des Herin Vorredners betrifft, wonacd) 
er, wenn ich ihn richtig veritanden habe, zu willen wünjcht, ob 
die Bundesgelandtichaften auch die Specialintereiien aller einzelnen 
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Angehörigen eines jeden Bundesjtaates zu vertreten haben werden, 
jo fann ich dielelbe nur unbedingt bejahen. jeder norddeutiche 
GSefandte oder Botichafter wird in Zukunft, wie ja jchon bisher, 
ohne dieje Budgetübertragung, die nterejjen eines jeden Dlven- 


Rreußen. 


Wenn der Herr Vorredner darüber Elagt, daß jeit der Er- 


richtung des Bundes neue Steuern im Großherzogthum Oldenburg 
eingeführt worden find, jo fanın ich ihm nur dazu Glüd wünjchen, 
daß er und jeine Vorfahren diefe Steuern nicht wie wir in Preußen 
jhon fünfzig Jahre früher getragen haben, 

(Heiterfeit.) 
jondern daß wir fünfzig Jahre lang die von anderen Staaten nicht 
ausreichend geleiltete Verpflichtung der Bereitichaft zur Bertheidi- 
aung Deutjchlands in einem Maße übernommen und mit”””) 
jchweren Koften getragen haben, welche den Eleinen Staaten und 
auch Oldenburg denjenigen Frieden von fünfzig Jahren geftchert 
haben, innerhalb dejjen fie die Mittel, jegt die Steuern zu tragen, 
jich erwerben konnten. 

(Bravo!) 


—“ 
w) 


Der Antrag Tweiten wurde abgelehnt. 


Zu Titel VI Wr. 16 der dauernden Ausgaben für den Etat des 
Minitertums der Auswärtigen Angelegenheiten beantragte der Abg. 
v. Hoverbed die Streihung der Zulage von 6000 Thalern für den 
preußichen Militärbevollmädtigten in Petersburg. In feiner Nede 
wies er darauf hin, daß die Frage der Nothwendigfeit des Pojtens 
im preußischen Abgeordnetenhaufe jchon öfters erwogen worden und 
wiederholt die Streichung diefer Bofition erfolgt jei. Gegenwärtig 
handle es jich aber nicht um die principielle Frage, ob die 6000 Thaler 
überhaupt gewährt werden jollen, jondern darum, ob es gerechtfertigt 
jer, die 6000 Thaler auf den Etat des Auswärtigen Amtes zu jegen. 
Seiner Anficht nach gehörten fie auf den Militäretat, wie die ent: 


m 


Fehlt im StB., ift aber nicht wohl zu entbehren. 
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jprehenden Ausgaben für ähnliche Wojten höherer preußticher Militärs 
in Paris und Wien. Darauf erwiderte Graf Bismard*): 

Ih erlaube mir, zu berichtigen, daß für den Militärbevoll- 
mächtigten in Paris der Diätenzuihuß, der bier contingirt it, 
ebenfalls aus ven Mitteln des Auswärtigen Minifteriums bezahlt 
wird. m Uebrigen darf ich mich wohl darauf beziehen, daß die- 
jelbe Angelegenheit im preußiichen Abgeordnetenhaufe vielfach 
öffentlich erörtert worden ift und zulegt doch zur Bemwilliaung diejes 
vielbeitrittenen Boftens geführt hat. Sonit würde er hierher nicht 
übertragen worden jein, umd ich darf mich auf die politischen 
Gründe beziehen, die ich dort zu wiederholten Malen für den 
diplomatijchen Werth diejer Stellung geltend gemacht habe !), und 
möchte Sie bitten, mir die Wiederholung derjelben zu erlajjen, 
und es nicht bloß als eine Trägheit im Neden anzujehen, wenn 
ih nicht zu viel über diefen Punkt jage. ah erlaube mir, die 
Frage an das Haus zu jtellen, ob nicht, wenn Einer aus hrer 
Mitte, gleichviel von welcher Bartei, in Petersburg gelebt hätte, 
oder wenn irgend Kemand aus beliebigem bürgerlichen Kreife, 
etwa ein Kaufmann, der lange Zeit dort gewohnt hätte, aufträte 
‚und jagte, ich habe mich aus Erfahrung überzeugt, daß dieje Stel- 
lung ihre politische Bedeutung, ihren politifchen Nugen für die 
quten Beziehungen zweier großen Nachbarländer hat, würden Sie 
nicht diefem Zeugen glauben? ch zweifle faum daran, es würde 
in einer lange”*) jtreitigen Frage die entiheidende Autorität jchlieh- 
lih ein neuer Dritter jein, welcher binzufäme; er würde Necht 
haben. Nun beanjpruche ich nur die Nechtswohlthat, dab Sie 
mich, der ich drei Jahre in Petersburg Gejandter gewejen bin und 
wegen leichtfertiger Verwendung von Staatsgeldern jonit nicht 
verdächtigt bin, für einen eben jo claffiichen Zeugen für die poli- 
tiiche Nüslichfeit des Agenten anjehen wollen, wie einen dritten 
Unbekannten und Inbetheiligten, welcher mit den Verhältnifjen 
vertraut in ver Yage jein würde, Jhnen dies zu bezeugen. Gewih; 
haben Viele von Ihnen, die früher gegen die Beibehaltung diejer 
Ausgabe geitimmt haben, doch die Möglichkeit, fich direct oder 
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dureh Mittelleute bei den deutjchen Petersburger Kreilen NRaths 
darüber einzuholen, und wenn mir jemand auch nur einen ur= 
theilsfähigen deutichen Zeugen von dort, der in der Lage ift, über- 
haupt die politiichen Dinge zu beobachten, dafür beibringen kann, 
daß dies eine politiih nußloje Ausgabe it, dann will ih Unrecht 
gehabt haben. Aber bis dahin glauben Sie mir in einer An- 


gelegenheit, die zu meinem jpecielliten Sandwert gehört, und über 


einen Drt, an dem ich lange Zeit jelbjt gelebt habe. 
(Bravo! Beifall.) 

Der Abg. v. Hoverbed bedauerte, daß der Kanzler die für die 
Nothwendigfeit des Bejtehens des Militärbevollmäcdhtigtenpoftens jprechen- 
den Gründe im Neichstage nicht wiederholt habe, da doch den Mit: 
gliedern des Neichstags nicht zugemuthet werden fünne, die Verhand- 
lungen des preußifhen Abgeordnetenhaufes aus früheren Jahren zu 
fennen. Da die Forderung des Vertrauenspotums im Neichstage den 
Anträgen, welchen fie entgegengejtellt werde, verhängnikvoll zu fein 
pflege, jo möchten fich die Herren, welche ein jo unbedingtes Vertrauen 
auch in Finanzangelegenheiten der Bundesregierung entgegen trügen, 
dadurdh bejtimmen laffen; er fönne fich nur durch wirkliche Gründe 
bejtimmen lafjen und müfje, da ihm folche bis jegt nicht befannt feien, 
bei feiner Meinung ftehen bleiben. Darauf der Bundesfanzler Graf 
Bismard”): 

Wenn ich nicht irre, hat der Herr Vorredner vorher bei der 
Debatte über etwaige Blaubücher doch auch zugegeben, daß dieje 
ein ftets genaues compte-rendu von Allem, was pajjirt, nicht 
würden geben fünnen. Aus analogen Gründen würde ich bitten, 
nicht den Anfpruch an mich zu ftellen, daß ich alle Motive, welche 
für die Beibehaltung diejer Stelle jprechen, öffentlich entwideln 
joll. Dat ein Anjpruh auf Vertrauen von meiner Seite jedes 
Mal die durchichlagende Wirkung hätte, welche der Herr Vorredner 
ihr zufchreibt, davon habe ich mich leider nicht überzeugen Fünnen. 
Aber ich jollte glauben, in Sachen, welche ganz jpeciell den techni= 
ichen Betrieb meiner diplomatifchen Aufgaben betreffen, könnten Sie 
mir immerbin bis zum Belauf von 6000 Thalern Glauben jchenfen. 

(Heiterkeit. 


Die Pofition wurde mit großer Mehrheit bewilligt. 


*), StB. 514a. 
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27. Sißuna des Reichstags des Norddeutlfchen Bundes 
Montag 26. April 1869. 

Sn der 27. Situng am 26. April jtand der Gejegentwurf, be: 
treffend die Bejteuerung des Branntweins, zur erjten Berathung. Nad)- 
dem der Bundescommifjar Geh. Oberfinanzrath Scheele die Debatte 
eingeleitet, der Abg. v. Kardorff den Entwurf, welcher die materiellen 
Snterefjen des Landes aufs Schwerjte jchädige, befämpft hatte, erariff 
der Bundeskanzler Graf Bismard das Wort”): 

Es it nicht meine Abficht, in das Technifche diefer Sache, 
für welches der Herr Vorredner mir das Verftändniß abjprad, in 
diejem Augenblide einzugehen. ch will mich nur gegen die Art 
verwahren, wie der Herr Vorredner meine Verantwortlichfeit, meine 
‚verantwortlide Stellung zu einer bier einfommenden Gejeßes- 
vorlage, aufgefaßt hat, und wie er — vielleicht weil es ihm mehr 
Ueberwindung Efojtet, mich perjönlich anzugreifen, wie den Herrn 
Commijjar, der neben mir die Sache vertritt — mic aus dem 
Mittel zu bringen juchte ). Für diefe wohlwollende Abficht bin 
ich recht dankbar, ich bin aber doch nicht beicheiden genug, fie zu 
‚acceptiren, namentlich wenn fie der Herr Redner in der nicht ganz 
Ihmeichelhaften Weife motivirte, daß ich die formelle Werantwor- 
tung für Dinge trüge, die ich nicht veritände. 

(Heiterfeit.) 

Sch wüßte nicht, wie ich gerade über diejfen Punkt ein Haar 
breit weniger unterrichtet jein jollte, als der Herr Vorredner, der 
do, wie mir jchien, mit großer Sicherheit die Verantwortung 
für die etwas übertriebenen Angaben trägt, die wir von der Tri- 


*) StB. 586 a. 

) Aus der Rede des Abg. v. Kardorff: „Meine Herren, als ich zum 
legten Male in meiner heimifhen Provinz war, da jagte mir ein einfacher, 
ihliter Landwirth: ja, wie fommt denn eigentlich Bismard dazu, daß er die 
Henne durhaus todtichlagen will, die die goldenen Eier legt? Meine Herren, 
ih antwortete ihm darauf: dafür müjjen Sie den.Herrn Bundesfanzler nicht 
verantwortlid madhen. Ich denke, das it ein Gefühl, welches der ganze 
Reichstag theilen wird. Für ein folches techniiches Gejet hat der Bundes- 
fanzler zwar die formelle Verantwortlichkeit, aber wir befinden uns eben in der 
Lage, dab ein Bundesfinanzminijter fehlt, der der intellectuelle Urheber des 
Gefeges ift und eine folhe Vorlage bier im Neichstage und dem Reidhstage 
gegenüber zu vertreten hat” (StB. 585a). 


26. 4. 1869. 


26. 4. 1869. 
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biüne von ihm gehört haben. Der Herr Borreodner bat jeine 
Kenntniß von der Sadhe aus feinen praftiihen Erfahrungen als 
Brennereibeliger geihöpft. sch möchte mir erlauben darauf auf- 
merfjam zu machen, daß mir dieje Erfahrungen vielleicht nicht in 
demjelben Umfang, aber doch in hinreichendem Umfang, um mir 
als contribuablem Steuerzahler ein Urtheil zu bilden, zur Seite . 
jtehen; ich bin jeit vielen Jahren jtets Brennereibejißer gewejen 
und bin es auch heute noch, Eine andere Unterlage feiner Sad): 
funde bat der Herr Vorredner auch nicht. 
(Heiterfeit. ) 

Wenn ich mich über die jteuerliche Wirkung der Sache mit 
financiellen Autoritäten ins VBernebmen jeßte, jo alaube ich, jeßte 
mich das nur in um jo höherem Maße in den Stand, die Ver: 
antwortlichkeit für eine Vorlage zu tragen. Es it immer für eine 
Negierung unangenehm, Geld zu brauchen; denn diejenigen, von 
denen jte es fordert, geben es natürlich lieber nicht, und haben, 
wenn e& jein fann, Verwendungen, die, wenn nicht befjer, To Doc) 
ihnen angenehmer find, als die des Steuerzahlens, für ihr Gel. 

(Heiterkeit. ) 

Eine Negierung it aber in der Lage, mit Schiller zu jagen: 
„Bächft mir ein Kornfeld auf der flachen Hand t)?“ 

Wir müfen an die Thüren Elopfen, von denen wir möglicher 
eife hoffen dürfen, daß te der Neichstag uns öffnen werde. 
Wir haben im vorigen Jahre damit unglüdliche Gejchäfte gemacht, 
indem uns im Zollparlament die Vorlagen, von denen wir Geld 
bofften — zum Theil durch die vota Derer, auf deren Beiftand 
wir rechneten —, abgelehnt worden find. 

Die Folge davon it, daß in der gefammten jtaatlichen Finanz: 
gebahrung des Norddeutichen Bundes, jowohl in Betreff der Neichs- 
finanzen als in der der einzelnen Länder, Stodungen und Uebel- 
tände eingetreten jind, die auf irgend eine Weije bejeitigt werden 
müjjen. Denn wenn fie nicht befeitigt werden, jo führen fie noth- 
wendiger Weile zu Neductionen der Ausgaben, 

(Beifall Iinfs.) 

') Jungfrau von Orleans I 3 3. 596. 597: 


Kann ich Armeen aus der Erde jtampfen? 
Wäcdhit mir ein Kornfeld in der flahen Hand? 
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und in eriter Linie der nüßlichen Ausgaben, in zweiter Linie der 
nothwendigen Ausgaben. Denn mehr Geld, als uns die Herren 
bewilligen, können und wollen wir nicht ausgeben; wenn wir es 
wollten, fünnten wir es doch nicht. Ein Syitem, welches fort- 
während aus dem Capital wirthichaftet, das gerade würde ich ein 
folches nennen, welches die Henne tödtet, die goldene Eier legt !), 
und dem fann ich meinen Namen auf fernere Dauer unter feinen 
Umijtänden leihen, | 

| Es ijt nicht das Bedürfnig, Geld aufzubhäufen in den Staats- 
cafjen, wie es etwa die Finanzverwaltungen früherer Jahrhunderte 
an jich gehabt haben, jonvdern es it das Bedürfniß, nüßliche und 
nothwendige Ausgaben noch ferner leisten zu können, welches unfere 
Forderungen veranlaßt. Darüber, ob die bisherigen Ausgaben 
noch ferner als nüßlih gelten jollen, werden Sie hr entjcheiden- 
des MUrtheil durch hre Bewilligungen ausjprecden; jaber das 
werden Sie nicht von uns verlangen, daß”) wir diefe Ausgaben 
leiten, wenn Sie uns durch VBorenthaltung der Mittel in die Uns 
möglichkeit jeßen. 

Ob nun gerade die Erhöhung der Branntweinfteuer die Mittel 
in dem Maße gewährt, wie wir fte davon erwarten zu fünnen 
“ glauben, — ob Sie fie uns überhaupt bewilligen werden), das 
weiß ich nicht; für uns aber it es eine Gewiljensjache, uns, 
wenn wir vor dem näcdhiten Budget mit einem Deftcit tehen, 
jagen zu fünnen: wir haben an jede Thür geklopft, wo wir Ab- 
bilfe hoffen fonnten, und fie find uns nicht geöffnet worden; man 
joll uns nicht vorhalten fünnen: bier oder dort hättet Jhr gewiß 
Geld befommen fünnen, wenn hr die Forderung dahin gerichtet 
hättet; aber ein Anderes it Tabak, ift Petroleum, da konnten wir 
nit, da war es unmöglid. Dadurch erklärt jich die Mannig= 
faltigfeit der Steuervorlagen, die wir hnen bringen, gerade aus 
der Abneigung, irgend eine Glafje, irgend einen Erwerbszweig zu 
beeinträchtigen. Wenn uns alle die Steuervorlagen, die wir 
bringen werden, in dem Umfange bewilligt würden, wie wir fie 
fordern, jo würden wir vielleicht mehr Geld han, als wir für 


*, ©. 586%. 
) ©. o. ©. 207 Anın. 1. 
Bismards politiihe Reden. IV. 14 


26. 4. 1869. 
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den Augenblid brauchen — nicht mehr, als wir nüßlich immer 
noch im ntereffe des Ganzen verwenden fünnten. Aber ich bin 
nicht der Meinung, daß man dieje zulegt angeveutete Richtung 
übertreiben fol, jondern ich bin im Großen und Ganzen der 
Meinung, dah für alle Verhältniffe, die nicht ver ftaatlichen Ge= 
fammtfräfte zu ihrer Vflege nothwendig bedürfen, das Geld immer 
befier in der Tajche des Steuerpflichtigen bleibt; wenn die Ne= 
gierung irgend in der Lage ift, es da lafjen zu .fünnen, jo findet 
es dort die fruchtbarfte Verwendung. Es gibt aber eine große 
Anzahl von Zweigen der öffentlichen Wohlfahrt, die fich ver Pflege 
duch den Einzelnen entziehen, wenigitens in gewiljem Mabe, und 
die nme viribus unitis!) gepflegt werden fünnen. Dazu find die 
Steuerbeiträge nothwendig, und gewiß beflagt Niemand mehr als 
ich, daß wir durch die Ausfälle an den Nevenuen, dur die Stei- 
gerung der ftaatlichen Bedürfnifje, vermöge der gejammten euro= 
päiihen Situation, gezwungen find, an den Sädel des Gontri= 
buablen zu appelliven. Um Geld zu bitten, hat für die meiften 
Leute etwas Unangenehmes, für mich in feiner Weije, wenn ic) 
zum Wohle des Landes darum bitte. hnen vorzujchreiben, in 
welcher Weife, durch welche Mittel es beichafftt werden joll, welche 
Quellen Sie uns gerade eröffnen wollen, darüber maße ich mir 
ja fein entjcheidendes Urtheil an. Kennen Sie Quellen, die 
weniger drüdend für die Wohlfahrt des Landes, weniger bes 
(aftend für einzelne Claffen, weniger ungerecht in ihrer Vertheis 
(ung wirfen, jo werden Sie uns im allergrößten Maße bereitwillig 
finden, auf jeden Rath zu hören, der uns mit einiger Ausficht 
auf Annahme von der Majorität unter Ihnen herbeigebracht wird. 
sh kann nur wünfchen, befreien wir diefe Discuffion von dem 
etwas jcharfen Ton, den der Herr Vorredner anfchlug. 
(Ruf: Sehr wahr!) 
Sie fünnen wohl annehmen, daß es für uns und für mid) 


beionders — der ich diefe Art von Furctiamfeit dem Gegner 
gegenüber nicht befie — für mich ganz bejonders peinlich it, 


wenn mir gejagt wird: wenn Jhr Etwas braucht, jo wendet hr 
Euch an Eure Freunde, weil Jhr bei denen weniger Widerftand 


') Mit vereinten Kräften, Wahlipruch Defterreichs. 


A: 
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fürchtet, weil fie fih rupfen lafjen, ohne jo laut zu jchreien als 
wie die Andern !). Dieje Nücdficht hat es für mich gerade — aus 
Gründen, die ich nicht weiter zu entiwideln brauche zu einer 
unbehaglichen Aufgabe gemacht, diefer Steuer meine Zujtimmung 
zu geben. Der Herr Borredner wolle fich aber überzeugen, daß 
ich dabei, wenn ich jchlieglich nach jorgfältiger jachlicher Prüfung, 
unter Mithilfe nicht bloß der preußiichen, jondern auch anderer 
nordveutjcher Finanzmänner, meine Zuftimmung ‚dazu gegeben 
habe, — daß ich das im volliten Bewußtjein meiner VBerantwort- 
lichfeit, meiner perjönlichen Verantwortlichkeit darüber — au 
meinen Freunden gegenüber — gethan babe, und daß ich ent- 
ichlofjen bin, diefe Verantwortlichfeit aufrecht zu erhalten und fie 
nicht hinter die Coulifjen zurüczuziehen. 

(Bravo! rechts.) 


Der Abg. Günther hielt fih gegen den Schluß feiner Rede 
berechtigt, den Bundeskanzler wegen des Gitats aus Schiller zu be: 
richtigen: „Unfer geehrter Herr Bundesfanzler hat uns vorhin die 
Nothwendigfeit einer Steuererhöhung überhaupt durch ein Gitat aus 
dem Wallenjtein (sie!) motivirt; er citirte die Worte: 

„Bächjt mir ein Kornfeld auf der flachen Hand?“ 
Auf die Gefahr hin, jehr unbejcheiden zu erjcheinen, erlaube ich mir, 
darauf aufmerffam zu machen, daß das Citat nicht ganz richtig üt; 
die Stelle lautet, jo viel ich mich erinnere: 
„Bächjt mir ein Kriegsheer auf der flachen Hand?“ 
(Große Heiterkeit und Widerfprud.) 

sh möchte glauben, dat das Gitat in diefem Wortlaut auch für die 
Spiritusfteuer eine etwas andere Bedeutung gewinnen würde, denn 
über die Nothwendigkeit des jegigen Nriegsheeres find die Meinungen 
einigermaßen getheilt.” 

Zur Berichtigung der Berichtigung erhob jich der Bundeskanzler”): 


Sb babe zwar jelten Zeit, meine clafftichen Neminiscenzen 
aufzufrijchen, aber ich glaube, daß der Herr Vorredner doch unjeren 


*) StB. 592. 

!) Aus der Rede des Abg. v. Kardorff: „Meine Herren, offenbar hat 
der intellectuelle Urheber der Vorlage fich die Frage vorgelegt, in welcher der 
drei großen parlamentarijchen Körperjchaften fannjt du mit diejer Steuer auf 
Majorität rechnen, und dabei ift herausgefommen, daß er im Neichötage, wo 
wir das Einfommeniteueriyjtem befiten, mit einer liberalen Majorität möglicher 
Weije eine Erhöhung der Maiichiteuer erreihen würde” (StB. 5852). 


26. 4. 1869. 
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großen Dichter jo hat Ichreiben lajjen, wie es ihm in jeine poli- 
tiiche Auffafiung vielleicht beijer pakt. Bis auf weiteren Beweis 
behaupte ich recht zu ceitiven, wenn ich jage: 
„Bächit mir ein Kornfeld auf der flachen Hand? 
Kann ich Armeen aus der Erde jtampfen?” ') 
(Zultinmung.) 


Die Debatte wurde noch längere Zeit fortgejett, dann wurde auf 
ven Antrag des Abg. Grafen Schwerin bejchlojjen, eine Commifjion von 
14 Mitgliedern zu erwählen mit dem Auftrage, jämmtliche den Gegen: 
itand betreffende Petitionen zu prüfen und über diefelben dem Plenum 
vor der zweiten Berathung des Gefegentwurfs Bericht zu erjtatten. 


29. Sibmig des Reichstags des Norddentlchen Bundes 
Mittwoch 28. April 1869. 


Der focialdemofratifche Abg. Fris Mende war am 25. April in 
Müncen-Gladbahh verhaftet und nad Düffeldorf gebracht worden, und 
zwar aus Anlaß eines Tumults, der in Folge der polizeilichen Auflöfung 
einer am Abend des 24. April abgehaltenen Arbeiterverfammlung ent- 
jtanden war, in welcher der Abg. Mende über die fociale Frage und die 
Mittel zu ihrer Löfung geiprohen hatte. Die Abg. Dr. Schweiger, 
Frisfhe und Hafenclever bradten darauf in der 29. Sikung am 
28. April den Antrag ein: „Den Bundeskanzler aufzufordern, die 
fofortige Freilafjung des am 25... M. zu Gladbach verhafteten und zu 
Düfjeldorf noh in Haft befindlichen Aba. Frig Mende zu veranlafjen.“ 
Nachdem der Abg. Schweiger den Antrag begründet hatte, nahm 
der Bundesfanzler Graf Bismard das Wort”): 


Ich bin mit dem Heren Vorredner überzeugt, daß die Jn= 
terejien der Bollftändigkeit diefer Verfammlung, daß vie Sntereiien 
der Bundesgejeggebung höher Itehen und fchwerer wiegen, als 
locale Interefjen der Verwaltung oder der Nechtöpflege, wenigftens 
in einer vorübergehenden Bedeutung der legteren, ich hätte nur 
lebhaft aewünjcht, daß der Herr Aba. Mende fich jelbit von 
dem Brinciv, das der Herr Worredner hier vertritt, Tebhafter 


*), StB. 6428. 
') Die richtige Form des Gitats j. o. ©. 208 Anm. 1. 
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dDurhorungen hätte, und daß er die Änterejjen der Arbeiter lieber 
bier auf dem Boden der Gejeßgebung, als in Gladbach auf dem 
Boden der Ngitation vertreten hätte; 
(Sehr wahr!) 
ich hätte lebhaft gewünjcht, daß er eS vorgezogen hätte, fich bier 
an den jchwierigen Fragen der Gewerbeordnung, die fich gerade 
in diejen Tagen vorzugsweife mit den Arbeitern beichäftigte, zu 
betheiligen, als in Gladbach tumultuirende Polizeibeamte zu be- 
ruhigen !). 
(Xebhafter Beifall. Heiterkeit.) 

Es jeheint dies nach den Mittheilungen, die der Vorredner uns 
machte, mehr feine Aufgabe gewejen zu fein, als dort Zeugniß vor 
Gericht abzulegen ). ndeifen diejfe Erwäaung babe ich lediglich 
dem politiichen und dem Gerechtigteitsgefühle der hoben VBerfamm- 
lung zu überlafjen. Es ift ja gar fein Zweifel, daß der Antrag 
verfaflungsmäßig berechtigt und daß die Verfammlung verfafjungs- 
mäßig berechtigt it, darüber zu enticheiden. Als Vertreter der 
Regierungen fann ich natürlich nur wünjchen, daß der Gerechtig- 
feit freier Lauf bleibe, und daß dieje Verfammlung — die erite 
in Norodeutichland — ihr Zeugniß dafür einwerfe, daß der Sade 
der Arbeiter mit tumultuariichen Noitationen nicht gedient jet, 
jondern daß ihr am beiten durch Arbeit hier inmitten diejer Ver: 
jammlung gedient werde. 

(Sehr richtig! Bravo!) 

Als ein Zeugniß über diejfe Frage werde ich das Berdict der 
hohen VBerfammlung anzufehen haben, feinenfalls als eine Anfichts- 
äußerung darüber, bis zu welhem Maße die Negierungen und 


!) Der Abg. Schweiser hatte u. A. berichtet, da nicht die Arbeiter, 
jondern die Polizeibeamten Feniter eingejchlagen hätten. Mende habe vom 
Fenfter jeines Hotel8 aus eine beruhigende Anjprahe an die vor dem Hotel 
verjammelte Menge gehalten. 

>) Nah Schweigers Darjtellung war Mende nad Düfjeldorf gereift, um 


“dort am 23. April in einer Gerichtsverhandlung über die Drganijation des 


Allgemeinen deutjchen Arbeitervereins, deijen Präfident er war, Zeugnik abzu 
legen. — Die Berfammlungen in München-Gladbah waren angeblich ohne Vor- 
wiljen Mendes von den Arbeitern einberufen worden, und nad) erlangter obrig- 
feitliher Genehmigung hatten die Einberufer Mende eingeladen, in den Ver- 
jammlungen zu jprechen. 


28. 4. 1869. 
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9. namentlich das Bräfidium — denn ihm liegt die Neberwachung 


und Ausführung der Gejege ob — lettere energiih handhaben 
jollen. Die Regierungen werden in Erfüllung diejer Pflicht nicht 
irre werden, auch wenn Jhr Ausspruch in diefem Falle fie ihnen 
für die Zukunft erichweren jollte. 

Der Herr Vorredner hat einige thatjächliche Andeutungen ge= 
geben. Wenn ich darüber gewiß wäre, daß das hohe Haus heute 
noch feine jachlihen Beichlüije faffen würde, jo würde ich das- 
jenige, was mir augenblicklich vorliegt, um diefen Aeußerungen 
des Herrn Vorredners gegenübergeftellt zu werden, noch zurüd- 
halten, da ich bisher lediglich auf die Mittheilungen der Admini- 
itrativbehörden bejchräntt bin und von Seiten der Juftiz erit heute 
früh eine vorläufige Meldung des Königlichen Dberprocurators 
Vierhaus in Düffeldorf mir zugegangen ift, die im Ganzen dafjelbe, 
nur etwas fürzer, enthält, was, wie ich höre, der Herr Präfivent 
im Anfang der Situng mitgetheilt hat ). Aber ich bin genöthigt, 
den Mittheilungen, die wir aus einem, wie der Herr Worreodner 
meinte, glaubwürdigen Brivatichreiben bier”) befommen haben, 


#9) ©. 6426. 

!) Die Zujchrift des Oberprocurators Vierhaus an den Präfiventen des 
Reichstags lautete: 

Einem hohen Präfidvium des Neichstags des Nordvdeutichen Bundes beehre 
ich mich die gehorfamfte Anzeige zu erftatten, daß der Abgeordnete zum Neichs- 
tage Friedrih Mende zur Unterfuhung gezogen worden ift wegen der Be= 
Ihuldiqungen: 

„im der Nacht vom 24. bis 25. April zu Gladbach) jih an einem dort 
jtattgehabten Aufruhr, VBerwundung von Beamten in officio, Widerjtand- 
leiftung gegen diejelben und Zerftörung fremden Eigentums betheiligt, 
jowie die Perjonen, welche dieje jtrafbaren Handlungen verübt, dazu 
angereist und verleitet zu haben“; 
ferner: 
„am 24. April zu Gladbach den öffentlichen Frieden durd Aufreizung 
der Staatsangehörigen zum Hafje und Verachtung gegen einander ge- 
fährdet, jomwie durch öffentlihde Schmähungen die Einrichtungen des 
Staats dem Hafjfe und der Veradhtung ausgejest zu haben“, SS 100. 101. 
89. 91. 92. 34 Nr. 1 des Strafgejeßbuchs. 
ende ift noch in derjelben Nacht, in welcher die tumultuarifchen Auftritte 
itattgefunden haben, verhaftet und nach Düfjeldorf abgeführt und unter Verwahr- 
befehl gejtellt worden. 

Dem Königlih preußischen Herrn Auftizminifter habe ich bereits am 

25. April vorläufige Anzeige eritattet. 
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einige andere anzujchliegen, freilich nur von adminiftrativen Be- 
hörden und aus demjelben Staate, deijen Einrichtungen ihm im 
Ganzen jo jehr verdächtig, bedenklich und unwahr ericheinen, aus 
dem Staate Preußen, andere liegen mir nicht vor — indejjen 
ih gebe, was ich habe. BE TuR 

(Heiterkeit. ) 

Die erite Mittheilung war ein Telegramm des Yandraths in 
Gladbach, welches bekundet: „Gejtern Abend hier großer Tumult in 
Folge Auflöjfung einer Verfammlung bei Anwejenheit des ac. Mende. 
Rolizei mit Steinen u. dergl. geworfen, dann — die Polizei näm- 
lid — im Local cernirt, welches demolirt. " Ein Gensdarm durd) 
Metjeritiche jchwer verwundet. Früh 4 Uhr Menvde verhaftet, dem 
Dberprocurator vorgeführt. Verlammlung heute auf Odenkirchner 
Gebiet angekündigt.” ch babe jofort in Betreff der Qualität des 
Herrn Mende als Neichstagsabgeordneter telegraphiich gebeten, dem 
Bundeskanzleramt alle Mittheilungen, die weiter zur Dispofition 
jtänden, jchleunigft zugehen zu laffen. Die entjcheidenden Mit: 
theilungen zur Beurtheilung der Sache fünnen aber meines Er: 
achtens erit durch die Gerichte geliefert werden. Ein anderes 
Telegramm vom 25. lautet: „n vergangener Nacht Arbeiter: 
unrubhen in Gladbach in Folge Auflöjung einer von Mende abge- 
baltenen Verfjammlung. Ein Gensdarm jchiwer verwundet. Bolizet 
cernirt. Zwei Compagnien von Düjjeldorf zum Einjchreiten con= 
fignirt.” Diejelben find aber nicht benußt, indem die Behörden 
von dem jehr richtigen Grundjag ausgegangen jind, das Ein: 
ichreiten von Militär exit dann herbeizuführen, wenn die jofortige 
Verwendung der bewaffneten Macht unvermeidlich it. Dann üt 
die erite jchriftlihe Mittheilung eine furze Meldung des Negie- 
rungspräfidenten von Düfjelvorf, in der er ich „zunäcit auf 
die telegraphiiche Meldung bezieht und jagt: „Da der Nüpvels- 
führer, Reichstagsabg. Mende, als in flagranti ertappt, von ver 
biefigen Gerichtsbehörde nicht wird in Freiheit gejegt werden, To 
lange der Reichstag ihn nicht reclamirt, jo hoffe ih, daß der 
heutige Abend ruhig verlaufen wird, ohne weiteres Einjchreiten, 
namentlich militärifches, nöthig zu machen.” — Dies hat jich be: 
jtätigt. Die Werhaftungen haben wejentlich zur Beruhigung bei 
getragen, nur find außer dem verhafteten Mende leider auch eine 
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Anzahl Arbeiter mit verhaftet, die vorausiichtlid Familienväter 

und Leute find“), die ihre Verhaftung und die Folgen, die fich 

daran fnüpfen, Tehr viel jchwerer empfinden werden, als Herr 

Mende, und wenn ich mich an die Stelle des Herrn Wende denke, 

jo würde ich das Bedürfnis fühlen, das Schiejal diejer Leute zu 

theilen und das meinige nicht von dem ihrigen zu trennen. 
(Heiterkeit. ) 

Eine weitere, etwas ausführlide Meldung von einem Local- 
beamten, gerichtet an den Präfiventen Kühlwetter in Düffel- 
dorf, lautet: 

Zunächit alfo war eine Verfammlung angemeldet. Mende 
beiprah die jociale Frage und bemerkte, diejelbe müßte und 
würde gelöft werden, entweder friedlich over, wenn das nicht 
ginge, mit allen Schreden der Revolution. Sie wollten aber 
die Frage friedlich löfen. Dazu müßten aber die Berhält- 
niffe geändert werden. Die Arbeitgeber jeien gegenwärtig, 
wie die Arbeiter jelbit, im Unrecht, der Unterjchied jet nur 
der, daß die Arbeitgeber das Unrecht tbäten und die Arbeit: 
nehmer das Unrecht zu leiden hätten. Sn Gladbach juche 
man das Vereinsrecht zu beeinträchtigen, er jei eigens herüber- 
gekommen, um beim Gericht in Düffeldorf für die Nechte 
der Arbeiter zu plaidiren, und er werde das überall thun. 
Daß ein Zeugniß abzulegen gewejen wäre, daß überhaupt 

ein bejtimmter Proceß geichwebt hätte, welcher die Anwefenheit 
des Herin Mende dort motivirt hätte, it aus den Aecten bisher 
nicht befannt gewerden. Aus diefer Meldung möchte ich Ichließen, 
daß er nur im Allgemeinen für die Arbeiter bei etwa vorfommen- 
den Brocefien hat plaidiren wollen, — eine Thatjache, die mir 
das Bedauern wiederum erregt, daß er nicht unfere Arbeiten bier 
agetheilt und erleichtert hat, wo wir für die Gewerbeordnung und 
die Arbeiterrechte plaidiren. 

In Staate jei e& aber leider überall jo beitellt, daß 
man, ohne gegen die Gejeße anzuftoßen, fich nicht wohl be= 
wegen”*) fünne. Weberall, wohin man blide, jei Weber: 


) Fehlt im StB. 
) ©. 643a. 
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laftung und Unterdrüdung. Selbit für die Bourgeoiiie fange 

an, die Belaftung eine unerträgliche zu werden. Woher die 

Ueberlaitung rühre, wilje ever. Zunäcit jeien es die 

großen jtehenden Heere. inige Hunderttaufende würden 

auf Kojten des Volkes drei Jahre lang unter den Waffen 
gehalten, in dem eriten Jahre würden fie gedrillt und die 
beiven folgenden Jahre auf Kojten des Volkes müßig umber- 
geführt. Hier jtand der Bolizeicommifjar !) auf und erklärte 
die Verfammlung für aufgelöft. Gleich nachher flogen ein- 
zelne Gläfer gegen die Berfon des Commifjars, während 

Mende heftig gegen die Auflöfung der Verfammlung pro- 

tejtirte und dem Commifjar jagte, Dderjelbe habe fein Necht 

zur Auflöjfung; er, Mende, fenne die Gejeße bejier als der 

Bolizeicommiljar. 

Das ift nun vielleicht möglich, und ich gebe ja gerne zu, daß 
die wiljenjchaftliche Ausbildung der Polizeiwachtmeiiter mitunter 
eine lüdenhafte jein mag, und wenn der Herr Vorredner vielleicht 
den Antrag jtellte, die Eramina für die Wachtmeifter jtrenger zu 
jtellen, jo fanın man ja dergleichen erwägen, wir find aber nicht 
in der Lage, es praftifch durchführen zu können, wir können nicht 


duch jtudirte urtheilsfähige Kreisrichter DBerfammlungen über: 


wahen. Man hat aljo nur die Wahl be einer völligen 
Nihtüberwahung oder: die Schließung der VBerfammlung der Dis- 
eretion derjenigen Sicherheitsbeamten anzuvertrauen, die man hat. 
Die Menge, die anfing, Tich zu entfernen, wurde bier: 
durch veranlaßt zu bleiben, beziehungsweije zurüdzufehren. 
Zugleih wurde mit Dußenden von Gläjern, Stühlen und 
Dfenpfeifen 
— 8 ift das eine Waffe, deren Natur mir nicht ganz Elar it — 
(Heiterfeit.) 
auf den Rolizeicommifjfar und die Polizeiofficianten einge- 
worfen, und machten Lestere hierauf von ihren Waffen Ge: 
brauch. 
Darauf werden ich überhaupt wohl die ungeichidten Siebe, 
die nach der Erzählung des Worredners ein Gensdarm ?) in Die 


') Bornheim. 
>) Behrens oder Behrend; die erjte Namensform findet ji in dem von 
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Luft geführt haben joll, reduciren. Der Mann hat wahricheinlich, 
wie das leider bei unferer qutmütbhigen Bolizei üblich ift, jehr viel 
früher gezogen, als er jchlagen wollte, um den Leuten anjchaulich 
zu machen, er würde von jeiner Waffe Gebrauch machen, während 
in anderen Ländern die empfehlenswerthe Manier berricht, nicht 
zu drohen und die Waffe nicht eher zu ziehen, als in der Secunde, 
wo man jte braucht. 

Der Polizeicommifjar fam mehrmals ins Gedränge, der 
Hensdarm Behrend wurde erheblich verwundet, und alle 
Lolizeibeamten mit Ausnahme des Rolizeicommifjars erlitten 
mehr oder minder heftige Contuftonen. Mende joll num 
auch zum Weggehen ermahnt haben, jedoch gelang es nur 
mit Mühe, die gereizte Menge aus dem Saale zu entfernen, 
welche Tich aber in dem Hofraume und vor dem Haufe, 
worin die Verfammlung jtattgefunden hatte, wieder feitlegte, 
um jich ausgelprochenermaßen an den zurücdgebliebenen Bolizei- 
beamten zu vergreifen. Nach den eingezogenen”) zuverläfligen 
Erfundigungen wäre es verwegen gewejen, wenn die wenigen 
Beamten gegen die auf Taufende von Köpfen angejchwollene 
Menge hätten vorgehen wollen, welche das VBerfammlungs- 
local umgab. mn dem ganzen Haufe wurden von der Menge 
die Feniter eingeworfen. 

Hier it gejagt: von der Menge; der Herr Abgeoronete be- 
bauptete, es wäre von der Polizei geichehben; aus der Erzählung 
aeht hervor, daß die Bolizei Tich innerhalb des Saales befand, und 
wenn die Scheiben von Außen entzwei geichlagen worden find, jo 
fann dies doch faum der Polizei zur Zalt gelegt werden. Sch habe 
es überhaupt noch nicht erlebt, daß Gensdarmen, die im Allgemeinen 
Yeute von reiferen Jahren find, in diejer Weife an tumultuariichen 
Heußerungen des Webermuths Vergnügen gefunden hätten. 

(Heiterkeit. ) 

Der Kreisjecretär Weber theilte mir mit, daß er, als 

die Sache jo weit gefommen, gejucht habe, aus dem Locale **) 


Schweiger mitgetheilten Brivatichreiben, die zweite in dem Bericht des Negie- 
rungspräfidenten Kühlmetter. 

*), StB.: eingegangenen. 

76; 0435. 
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fortzufommen und dem Heren a a ivie 
er gethan habe, zu telegrapbiren. er Bürgermeifter und 
der Landrath, die auch nach dem a des QTumultes 


hinzugefommen waren, erlitten Steimwürfe. Erit nad) 2 Uhr 


verlor jich die Menge. Mende, Abgeordneter des Neichs- 

tags, wurde gegen 4 Uhr Morgens verhaftet und dem 

Königlichen Dberprocurator zu Düfjeldorf zugeführt. Nach 

meinem Urtheile werden für die nächiten Tage die vorhan- 

denen Mannfchaften genügen 2. 

Dann endlich babe ich heute, bevor ich die Mitteilung des 
Herrn AJuitizninifters in Händen hatte, von dem PBräfiventen 
Kühlmwetter jeine Anficht der Laer. Lage. der Sade er- 
halten. Er meldet: 

Gegen Mende liegen vor: 

Gefährdung des öffentlichen Ariedens (S 100); 

Schmähung von Staatseinrichtungen (S 101); 

Anreizung und Berleitung zum Wipderjtande gegen Die 

Polizei und zur gewaltijamen Zufammenrottung (S. 91,2 

Er bat nach Auflöjung der Berfammlung geäußert: er 
jtehe ein für alles Ungejegliche, was gejichehe, und damit hat 
der durch ihn provocirte Angriff begonnen. Die demnächitige 

Ermahnung zur Ruhe ift eine übliche Maste. 

Für die öffentliche Nube it wichtig, daß er verhaftet 
bleibe; er ijt jüngft durch das Obertribunal wegen Nicht: 
befolgung der polizeilichen Auflöfung einer Verfammlung 
ichon beitraft. 

Meine Herren, das ift Alles, was ich Jhnen thatjächlich mit= 
theilen fann. Sie werden es gerechtfertigt finden, wenn ich es 
mir verjage, auf die weiteren Ausführungen des Herrin Vorreoners, 
die ja auch jchon vorher Ahnen über die Grenze nicht des Ge- 
ftatteten, aber des Ihnen Wünfchenswerthen für die heutige Dis: 
euffion binauszugehen jchienen ”), einzugeben, jondern wenn ic 
mich wejentlich objectiv auf die Sache beichränfe. Es ift ja nicht 
meine Aufgabe, hier etwas Anderes zu vertreten und zu wünschen, 
als daß das Haus nach ruhiger Prüfung der Sache fih ein Urtbeil 


wv- 


*), StB.: jchien. 
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darüber bilde, ob das Dffenbleiben des Plages, den Herr Wende 
in Shrev Mitte einzunehmen haben würde, für den Augenblid der 
größere oder geringere Nachtheil it im Vergleich mit den anderen, 
der daraus entjtehen fönnte, wenn aus den Bejchlüfjen des Haufes 
über die Freilaffung des Herin Mende unrichtige Confequenzen 
im Lande gezogen würden, wenn in diefem lediglich politiich und 
verfafiungsmäßig geübten Bejhluß zugleich eine Borwegnahme des 
Urtheils in Betreff der juriltiichen Bedeutung der Frage gefunden 
werden fünnte. Darüber fi zu erleuchten, wird das Haus andere 
Quellen wählen wollen wie die meinigen. ah fann nur ver: 
jprechen, daß ich den Eingang der Mittheilungen, die mir zus 
gänglich find, bejchleunigen und jede, die mir zugeht, ohne Säumen 
dem Herrn PRräfiventen vorlegen werde, jo daß fie zu hrer 
Kenntniß gelangen, um fich ein Urtheil daraus zu bilden. 

Der Antrag Schweiger wurde nach dem Antrage des Abg. Tud 
an die Gefchäftsordnungscommiffion zur jchleunigen Berichteritattung 
verwiejen; Ddiejelbe beantragte in der 33. Sikung am 3. Mat 1869, 
die Entjcheivung über den Antrag Schweiger nicht abzugeben, jondern 
erit dur DVermittelung des Bundesfanzlerd noch weitere Thatjachen zu 
eruiren und dann einen neuen Bericht von der Commiljton fich erjtatten 
zu lafjen. Dazu brachte der Abag. Bennigjen das Amendement ein, 
der Neichstag wolle befchliegen: auf Grund des Art. 31 der Bundes: 
verfafjung verlangt der Reichstag die Aufhebung der wider den Reichs: 
taqsabgeordneten Mende verhängten Unterfuhungshaft für die Dauer 
der Eitungsperiode, und der Neichstag bejchloß demgemäß mit 107 
gegen 90 Stimmen. 


40. Sißuna des Reichstags des NMorddentfchen Bundes 
Mittwoch 12. Mai 1869. 


An den Neichstaga war eine Anzahl von Petitionen medlen- 
buraiicher Staatsbürger eingereicht worden, welche unter Berufung auf 
Art. 76 der Verfafiung des Norddeutichen Bundes !) den Neichstag 

') Art. 76 Alinea 2: Verfafjungsitreitigfeiten in jolchen. Bundesitaaten, 
in deren Verfaffung nicht eine Behörde zur Entjheidung folder Streitigfeiten 
beftimmt ift, hat auf Anrufen eines TheilS der Bundesrath gütlid) auszus 
gleihen, oder wenn das nicht gelingt, im Wege der Bundesgejetgebung zur 
Grledigung zu bringen. 
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‚baten, er möge den Bundesrath veranlajjen, die Competenz des reien= 12. 5. 1869: 

walder Schiedsgerichts zur Fällung eines Iurgeilajpvugge in der medlen: 
burg-fchwerinschen Verfafiungsangelegenheit !) einer Prüfung zu unter: 
ziehen und demmächjt die dem Ergebnifje diefer Prüfung entjprechenden 
Einleitungen zu treffen, um die Zandesverfaffung in Medlenburg mit 
den berechtigten Anjprüchen der medlenburgifchen Bevölferung in Ein- 
flang zu jegen. Die Betitionscommiffion jtellte in ihrer Mehrheit den 
Antrag, die betreffenden Petitionen dem Bundesrath zur Prüfung zu 
überreichen, eine ne Brenn Uebergang zur Tagesordnung. 
Sn der 40. Situng am 12. Mat 1869 fam der Commiffionsbericht 
vor dem Plenum zur ie Der Großherzoglich medlenburgiiche 
Bevollmächtigte zum Bundesrathe, Staatsminifter v. Bülow, bejtritt 
im Namen jeiner Negierung die Competenz des Reichstags und die 
Ableitung derfelben aus Art. 76, da Medlenburg gleich bei feinem 
Eintritt in den Norddeutichen Bund die Art. 3 und‘5 mur bedingungs- 
weile und unter Vorbehalt der Zuftimmung der Stände angenommen 
habe. Die Krone Preußen habe das Necht Medlenburgs anerkannt, 
und jeine Verfafiung jtehe nun, genau wie die Verfajjung jedes andern 
Bundesitaates, unter dem Schuße der Verträge, nach der Neberzeugung 
der Negierung fer eine Verfafjungsitreitigfeit nicht vorhanden. Nach: 
dem der Antrag auf Annahme der einfachen Tagesordnung abgelehnt 
worden war, der Abg. Windthorft in längerer Nede den Commilfions- 
antrag befämpft hatte, gab der Bundeskanzler Graf Bismard jeiner 
Meinung in folgender Nede Ausdrud*): 

Sch halte mich nicht für berechtigt, den Erörterungen, welche 
dem Bundesrathe vorausfichtlich bevoritehen, dadurch vorzugreifen, 
daß ich meine eigene Anficht bier öffentlich feitlege. ch würde 
glauben, es an der Achtung gegen die anderen Negierungen und 
gegen die Collegen im Bundesrathe fehlen zu lafjen, wenn ic) 
nicht ihre Anfichten, die fie zur Sache haben, in einer Discuffion 
im Schooße des Bundesraths auf mich wirken ließe. Wenn ich 
dennoch das Wort erareife, jo gejchieht es weder, um mich über 
die Competenzfrage, noch um mich jachlich as die a 
auszujprechen, höchitens um mich daqegen zu verwahren ””), daß aus 


*, StB. 950a. 

=*).©. 950b. 

) Der Sprud) des Freienwalder Schiedsgerichts vom 11. September 1850, 
das von der Krone Preußen, von der Krone Hannover und von der Krone 
Sadjen berufen worden war, hatte nach) langen Verhandlungen die Verfaflung, 
wie jie im medlenburg-[hwerinihen Staatsgrundgejeg von 1849 enthalten war, 
als nicht zu Recht beitehend erklärt und den Großherzog von Medlenburg- Schwerin 
verpflichtet, die alten, am 10. Detober 1849 aufgelölten Stände zu berufen. 
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dem Stillichweigen der Regierungen und des Bundesraths jchon 
eine Entjeheivung über die Competenzfrage gefolgert werden fünnte, 
indem ja der Beichluß, wie er muthmaßlich gefaßt wird, wie ihn 
der Ausichuß beantragt, in ji eine Anerkennung der Anmwend- 
barkeit des Art. 76 implieirt. Hauptjächlih habe ich aber nur 
das Bedürfniß gehabt, und mein ntereije für unfere conftitutionelle 
Entwidelung im Bunde, wie in den einzelnen Staaten nöthigt 
mich dazu, Zeugniß abzulegen von einigen mehr perjönlichen Ein- 
drüden, die jth mir aufdrängen, wenn ich die Gründe in Er= 
wägung ziehe, mit denen heute die Betition unterftüßt worden ift. 
Einmal erfüllt es mich, weil ich aufrichtig an der conftitutionellen 
Entwidelung und an ihrer Stetigfeit im gefammten Vaterlande 
hänge, itets mit einem gewiffen Unbehagen, wenn über eine factifc 
beitehende Berfafjung eine Unterfuchung in Betreff der Legitimität 
ihrer Geburt angejtellt wird. 
(Hört! Hört!) 

ie viele Verfafjungen gibt eg denn in unjerem Vaterlande, 
welche in diejer Beziehung, ich will nicht jagen ganz vorwurfs- 
frei daitehen, 

(Ruf: Sehr wahr!) 

aber gegen deren rechtliche Entitehung feine Anfechtung von irgend 
einer Seite gemacht und gegen welche nicht protejtirt worden wäre, 
entweder ausdrücklich oder doch dur dauernde Wahlenthaltung 
oder auf anderem Wege? Wenn wir da hineinfteigen wollen, jo 
erichüttern wir die Fundamente unjerer Nechtszuftände in einer 
Weife, welche unjerer Entwidelung nicht förderlich ift, und ich 
alaube nicht, daß es den praftiichen Engländern jemals einfallen 
würde, zurüczugehen auf eine Unterfuhung der PBaternität und 
Yegitimität der Geburt ihrer Verfaffung. Sie begnügen fich damit, 
daß fie in Wirfjfamfeit itebt. 

Zweitens find es diejenigen Argumente, welche die Betition 
befürworteten, weil die gegenwärtigen Zuftände in Mecklenburg 
noch nicht vollitändig homogen mit denen des Gefammtbundes 
in ihrer Entwidelung find. Ja, meine Herren, ih glaube, die 
Mecklenburger von allen Seiten werden es nicht beitreiten, und 
auch die meclenburgifche Negierung nicht, daß die wünfchenswerthe 
Homogenität noch nicht durchgängig hergeftellt ilt. In diejer Bez 


Die Medlenburgiiche Berfafiung als Product gejchichtlicher Entwidelung. 223 


ziehung möchte ich Sie aber bitten, lafjen Sie doch dem heilenden 
- Einfluß der Zeit einigen Spielraum, befonders wenn Sie jehen, 
daß der gute Wille da it, und daß die Schwierigfeiten ganz be- 
jonders große find. Eine jeit einem Jahrhundert und länger in 
die Zuftände des Landes eingewachjene VBerfaffung ftreift man nicht 
ab wie ein abgelegtes Kleivungsitücd; jte it jozufagen eine Haut 
geworden, welche mit ärztlicher VBorficht gelöft werden muß, wenn 
Krankheiten verhindert werden jollen. Und damit fomme ich zu 
dem zweiten Punkte, für den es meine Abjicht war, hier Zeugniß 
abzulegen, das ift zu dem dankbaren Vertrauen, mit welchem ich 
auf die Stellung Sr. Königlihen Hoheit des Großherzogs von 
Medlenburg- Schwerin zu den Bundesverhältnifien blice, jowohl 
in Betreff der Entjtehung der VBerfajjung als auch in Bezug auf 
ihre Fortbildung. Diejes Vertrauen berechtigt mich zu der Hoff- 
‚nung, daß der heilende Einfluß der Zeit ein nicht ganz langlamer 
jein wird, und daß wir Nichts verlieren, wenn wir ihm einen 
möglichit freien Spielraum lafjen, und wenn wir einen jo quten 
Willen, wie er uns von jener Seite entgegenfommt, nicht dadurd 
abjchreden, daß wir auf jede Bereitwilligfeit nur mit einer rajchen 
Mehrforderung antworten. ines gewilfen Grades von Aner- 
-fennung bedarf auch das principiellfte und reinite Streben, möchte 
ich jagen, zu jeiner NAufmunterung. Diejer Dankbarkeit Ausdrud 
zu geben, fühle ih mich um jo mehr berufen, als ich vermöge 
meiner Stellung von Anfang an in der Lage gewejen bin, die 
patriotiiche Bereitwilligfeit, mit welcher Se. Königliche Hoheit der 
Großherzog von Mecklenburg. Schwerin die nationale Entwicelung 
aufgenommen hat, zu beobachten und zu befunden. Der Herr 
Vorredner !) hat gejagt, daß Medlenburg ganz bejonvders in der 
Yage gewejen wäre, der Heritellung der Bundesverfafjung Schwierig- 
feiten zu bereiten. Er hat das mit einer Andeutung unterjtüßt, 
welche ich mir nicht aneignen möchte, mit der Bezugnahme auf 
die geographiiche Yage Medlenburgs I). Jh Tann mir nicht denten, 


') Abdg. Windthorit. 

2?) „Na den Ereignifjen von 1866 war in Norddeutichland überhaupt nur 
Medlenburg in der Lage, der Bildung der Norddeutichen Bundesverfaffung 
ernfte Schwierigkeiten zu bereiten, wenn es das gewollt hätte. Das liegt in 
jehr vielen VBerhältniijen, insbefondere aber auch darin, dah es einen 
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daß irgend ein noch jo conjervativer Meclenburger fih mit dem 
Sedanfen vertraut gemacht haben jollte, fein Geichie von dem des 
deutichen Waterlandes, geitüßt auf die Oftjee, trennen zu wollen. 
Die Stärke Medlenburgs lag in einem anderen Motiv. Sie lag 
in der rücdhaltlofen Bereitwilligfeit, mit”) welcher Se. Königliche 
Hoheit der Großherzog von Haufe aus die Sache Preußens und 
Deutjchlands unteritüßt hatte. 
(Ruf: Hört! Hört!) 

Wir waren mit einigen unferer nordveutichen Bundesgenofjen 
im Kriege, und die Entwidelung der Bundesverfaflung ergab fich 
ganz natürlich als Gegenjtand der Frievdensverhandlung. Bon 
Anderen waren wir nicht mit der Dereitwilligfeit unterjtüßt worden, 
daß eine bejondere moraliiche Brlicht, ein befonders lebhaftes Ge- 
fühl der Dankbarkeit das Nejultat der zum Theil ziemlih lauen 
— Zurüdhaltung gewejfen wäre, mit welcher unfere Bundes= 
aenofien die Entwidelung begleiteten. Ganz anders aber lag die 
Sache mit Meclenburg. Unter denjenigen Bundesgenofjen, welche 
ih von Haufe aus rüchaltlos der neuen Entwidelung bingaben, 
welche mit eigener Gefahr die Möglichkeit dazu eritritten haben, 
jteht Medlenburg- Schwerin in feiner Bedeutung umd in der Activität, 
mit der es zu Werfe ging, obenan. Der Großherzog hat nicht 
gewartet, bis die Würfel fich zu Gunften Preußens entjchieden; er 
it von Haufe aus mit jeiner ganzen Macht — umd das Beijpiel 
jeines Vorfahren ?) zu den Zeiten des Herzogs von Krievland hat 
ihm dabei nicht geichreft — mit feiner ganzen Macht für uns ein- 
getreten und bat fih thatlählih am Kampfe betheiligt. Wie ftand 
es nun, wenn ein folcher treuer, mit uns zugleich Ttegreicher 


Arm frei hat nach der Dftjee (Bewegung), nichtsdejtoweniger verdanfen wir der 
Bereitwilligfeit der Medlenburger Fürften und der Mecklenburger Stände, daß 
mit Beider Conjens die Verfaffung zu Stande gefommen ijt." 

*) ©. 95l1a. 

') Die Herzöge Adolph Friedrich I. von Medlenburg- Schwerin und Johann 
Albreht von Medlenburg-Güftrom wurden wegen ihres Anjchlujfes an König 
Chriftian IV. von Dänemark in die Neichsacht erklärt und ihr Land vom Kaijer 
Ferdinand II. am 19. Januar 1628 pfandweife, am 16. Juni 1629 in erblicher 
Belehnung dem Herzog von Friedland übergeben. Guftav Adolph führte fie 
dann in ihr Yand wieder zurüd, und der Friede von Prag 1635 bradte ihnen 
aufs Neue die faiferliche Beitätigung. 
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- Bundesgenojje gejagt hätte: Nein, ich will nicht; thut, was hr 
wollt, aber das fann ich nicht!? Konnten wir gegen das treu 
verbündete Mecklenburg Gewalt brauchen? War die VBerfuchung, 
waren die Gründe, die der Großherzog anführen und ableiten 
fonnte aus dem inneren Zultande jeines Yandes, aus dem mög- 
lihen Widerjtreben der verfallungsmäßigen Organe, aus den 
Rechten der Stände dort, aus dem Beiltande der Verfaflung, die 
jedenfalls mit jeiner Unterjchrift, mit jener perjönlichen Ber: 
pflichtung wieder eingeführt worden war, wären joldhe Gründe 
nicht falt unanfechtbar gewejen, jobald der Großherzog fie als 
Vorwand benugen wollte? ever VBerlud dazuı bat aber dem 
Herrin fern gelegen; mit einer dantenswerthen Bereitwilligkeit ift er 
damals auf die ntentionen des Bundes eingegangen. Warum 
jollte er es ferner nicht in einer Zeit, wo feine Aufgabe viel 
weniger gefahrvoll und viel leichter it, wo viele Hindernifje über- 
wunden find, wo die Barricaden, die eine alterthünmliche Verfajlung 
und langjährige Anjammlung des Schuttes der Aufräumung und 
dem Durbhbruche neuer Straßen entgegenjeßte, bejeitigt find! 
Warum jollte unjer Bertrauen jet ein minderes jein? Und wenn 
ich von diefem Vertrauen ausprüdlich Zeugnik ablege, jo gejchieht 
8, damit nicht etwa durch Jhren Beichluß ein der nationalen Sache 
von Herzen ergebener Fürft in jeinem Streben entmuthigt wird. 
(Bravo! rechts.) 


Die Betitionen wurden dem Bundesrathe zur Prüfung überwiejen. 


43. Situng des Neichstaas des Norddentlchen Bundes 


Sreitag 21. Mat 1869. 


Sn der 43. Sigung vom 21. Mai jtand das Gejes, betreffend 
die Bejteuerung der Schlußjcheine 2c., zur Berathung. Nachdem der 
Geh. Oberfinanzrath Burahart als Bundescommifjar den Gedanken: 
gang der Vorlage und die Motive, von denen die verbündeten Negte 
rungen bei Einbringung derjelben jich leiten liegen, entwidelt hatte, 
iprach der Abg. v. Benda weniger über die Vorlage, als über die 
ganze Ainanzpolitif auf Grund einer vom preußifchen Finanzmintjter 
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überreichten Denkichrift, welche den Nüdgang der preußiichen Finanzen 
jeit 1866 und auch das Anfchwellen des Deftcits auf die Rechnung der 
ablehnenden Haltung des Reichstags in Sachen ver Steuerreform jebte. 
Er jah die einzige mögliche Löjung der Schwierigkeit darin, daß der 
preußifche Finanzminifter gleichzeitig Bundesfinanzmintiter werde. Der 
Ausihuß für die Finanzen, der im Norddeutichen Bunde den Yinanz- 
minifter vorjtelle, fünne nicht im eigentlichen Sinne als jolcher be- 
trachtet werden, denn es fehle ihm das leidenjchaftliche Herz für die 
Finanzen, das ein Sinanzminifter befigen müfje; auch hätten ihm jeine 
bisherigen Leiftungen feinen Anjprud auf Vertrauen erworben. Dann 
wandte er fich perfönlih an den Grafen Bismard mit folgenden 
Worten: „Herr Graf Bismard, unfer verehrter Bundeskanzler, hat die 
Unmöglichkeit, diefe organische Einrichtung, wie ich fie zur Heritellung 
der Einheit unferer Finanzverwaltung für unerläßlich halte, einzuführen, 
behauptet in Hinweis auf feine Stellung, auf das Bild von den harten 
Steinen... Sa, meine Herren, ich alaube, der Herr Graf Bismard 
hat nur Eins vergefien, daß das Syjtem, welches er uns vorgeführt 
hat, in der That auf zwei Augen jteht, daß Niemand in der weiten 
Welt im Stande it, jene Erbfchaft zu übernehmen. Meine Herren, 
es it ja diefe Bofition nur möglich unter einer ganz eigenthümlichen 
Mitwirfung des an und für fi ja vollfommen jelbjtändigen preußifchen 
Ainanzminifters. Nun muß ich fagen, ich Fan die patriotiiche Selbit- 
verleugnung vollfommen verjtehen und achten, mit welcher der Herr 
Finanzminifter v. d. Heydt die bejcheidene Stelle acceptirt, welche der 
Herr Bundesfanzler ihm an feiner Seite anmeift, aber ich bin über- 
zeugt, daß dieje Nejignation an der Stelle aufhören wud...., an 
welcher die preußifche Gefchichte etwa den Tag des Amtsaustritts des 
Herrn Grafen Bismard verzeichnen wird.” Zum Schlufje protejtirte 
er gegen die in der Denkfchrift enthaltene „Drohung“, daß die Ne- 
gierung Jich möglicher Weife in der Lage befinden werde, bei Ablehnung 
der Steuervorlagen im Neichstage den preußifchen Staat, das preußische 
Rolf durch Verfagung der ferneren Unterftüsung für die Wohlitands- 
frage !) dem Ruin entgegenzuführen. 


!) Die angezogene Stelle der Denkihrift lautet wörtlih: „Wollte man 
den Weg, Zufchläge zu den directen Steuern und zu der Mahl- und Schlacht: 
jteuer zu erheben, nicht befchreiten, jo bliebe nur übrig, neue Ausgaben, jelbjt 
nothwendige und dringende, für das Jahr 1870 überhaupt nicht zuzulafjen 
und die im Etat pro 1869 bemwilligten Ausgaben um den Betrag des Mehr- 
bedarfs zu kürzen (folgen verjchiedene Abjegungen). CS bedarf nur eines un= 
befangenen Blicles auf die vorbezeichneten Abjesungen und die früher nad)- 
agewiejenen unbefriedigten Bedürfniffe, um die Ueberzeugung zu gewinnen, daß 
die fraglihe Mafregel zwar die Wirkfamkfeit der einzelnen Verwaltungen in der 
nachtheiligiten Weife lähmen, daß aber die damit unvermeidlich verbundene 
ihmwere Schädigung der nterejien des Landes... . eine wahre Landescalami- 


Vgige 


Die Enthüllung fünftiger Schwierigkeiten it feine Drohung. >an 


Sndem der Präfivent dem Abg. Frhr. v. d. Heydt!) das Wort 
ertheilte, erhob jich der Bundeskanzler. Präfident: Sch weiß nicht, 
ob der Herr Abgeordnete dem Herren Bundesfanzler das Wort abtritt? 
— Der Herr Bundeskanzler hat das Wort. — Bundeskanzler Graf 
Bismard): 

Sch bitte um jo mehr darum, als es nicht meine Abjicht it, 
augenbliclich Schon jachlih in die Debatte einzugreifen, jondern 
nur einen Srrthum des Herin VBorredners zu berichtigen, der jich, 
wie mir jeheint, auf eine unzutreffende Auffaffung der Stellung 
des Bundesfanzlers gründet, und an die leßten Worte, die er 
äußerte, eine furze Bemerkung zu fnüpfen, ‚nämlich mich gegen 
die Bezeihnung der „Drohung“ zu verwahren. Wenn die 
preußiiche Negierung bier zukünftige Schwierigkeiten, denen fie 
glaubt in gewiljen Fällen entgegengehen zu jollen, in ihren wirk- 


lichen Farben malt, jo it das feine Drohung. Es tft Feine 
2) ’ N 


Drohung, wenn eine Regierung jagt, wir werden unter feinen 
Umjtänden mehr Geld ausgeben, als die Landesvertretung uns 
bewilligt. Es ift das einfach die Erklärung: wir werden die Ver: 
fafjung halten und uns ihr unterwerfen, es it an der Yanpes- 
vertretung, Durch ihre Bewilligungen die Grenze zu bejtimmen, 


-welche die Auslagen für die öffentliche Wohlfahrt inne zu halten 


haben; über die Grenze, die fie durch ihre Bewilligung bezeichnet, 
binauszugehen, it der Regierung verfafjungsmäßig unmöglich; wir 
fönnen es nicht aus unfjerer Tafche thun; wenn wir es wollten, 
wir hätten es nicht. Hauptjächlih aber war es meine Abjicht, 
dem Herrn Vorredner die Behauptung gegenüberzuftellen, daß die 
von ihm vermißte Einheit der Verwaltung der Finanzen des 
preußiichen Staates und des Bundes vollftändig vorhanden tt, 


tät hervorrufen würde — —. Und dennoch wird die Kegierung, wenn ihr die 
nothwendigen Mittel zur Förderung der Landesinterefjen — — verjagt werden, 


genöthigt jein, die eine wie die andere der vorerörterten Fragen jeiner Zeit in 
ernjtlihe Erwägung zu ziehen, indem es einerfeitS geradezu unthunlich tjt, 
durch Aufzehrung von Capitalbejtänden die laufenden Ausgaben zu Ddeden, 
andererjeitS aber das weitere Anwachjen des DeficitS vermieden werden muß, 
um nicht in weiterer Folge in die Gefahr zu fommen, die rechtlichen Verpflich- 
tungen des Staates nicht mehr erfüllen zu können.” 

*) ©. 1005b. 

!) Der preußiiche Finanzminifter, im Reichstag des Norddeutichen Bundes 
Vertreter für den Wahlkreis Erfurt-Schleufingen-Ziegenrüd. 
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und daß im Bunde feine Finanzmaßregel eingebracht worden it, 
welche fih nicht der Zuftimmung des preußiichen Herren Finanz: 
minifters erfreut, die nicht durch feine Vorarbeit entitanden it; 
(Hört! Hört!) 
daß alfo auch nicht die Nothwendigfeit vorhanden it, an einen 
jehr hohen Grad von bejcheidenem Patriotismus bei dem Herrn 
Finanzminifter zu appelliven, um eine untergeordnete Stellung 
neben *) dem Bundesfanzler anzunehmen, die er nad) der Meinung 
des Herın Worredners einnehme. Mit dem Bundesfanzler hat 
der Finanzminister gar Nichts zu thun, ich jtehe bier überhaupt 
für gewöhnlich nicht als Bundesfanzler, jondern als preußilches 
Mitglied des Bundesraths. Als Bundesfanzler babe ich die Aus- 
führung der Gejeße zu überwachen, und habe noc einige andere 
Attributionen; in meiner Eigenichaft aber als jtimmführendes Mit- 
alied des Bundesraths it die Bescheidenheit ganz auf meiner 
Seite, denn ich empfange meine nitructionen von dem Herrn 
Sinanzmintiter. 
(Heiterkeit. Beifall.) 

Sm preußiichen Staatsminifterium wird über meine ne 
jtructionen, die ich als Bevollmächtigter Preußens im Bundesrathe 
auszuführen babe, abgeitimmt; daß diejfes aber in Finanzjachen 
wejentlich nach dem Votum und nach dem Urtheile des Finanz- 
minifters geichieht, das veriteht jich von jelbjt. Außerdem bat auf 
den anonymen, dem Heren Vorredner unbekannten Finanzminifter, 
welcher jicb in der Geftalt des Ausfchufjes Für Nechnungswejen 
verförpert, der Finanzminifter einen wejentlichen Einfluß dadurd, 
daß in diefem Ausjchuffe Preußen den Worfig führt, und daf; 
diejfer Worfiß perjönlich geführt werden würde durch den Finanz- 
minifter, wenn er Mitglied des Bundesraths wäre, — Durd) die 
ihm untergeordneten Beamten, die zur Vertretung jeiner Wünjche, 
jeiner Abfichten und jeiner Bolitit Mitglieder des Bundesraths 
geworden find, und die an der Spite diejes Ausjchufjes ebenjp- 
wohl wie als Mitgliever des Bundesraths ihre Jnitructionen von 
dem Finanzminifter in Finanzlachen empfangen. 


) ©. 1006a. 
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Nah dem Abg. Lasfer, der die Finanzpolitif des derzeitigen 
preußiichen Finanzminifters einer einjchneidenvden Kritif unterzog, um 
ihlieglih zu dem Ergebnig zu fommen, daß das Deficit, von dem die 
Dentfchrift jpreche, wohl nur durch gejchidte Gruppirung verjchtedener 
Conten herausgerechnet und, jelbjt wenn man ein proviforisches Deficit 
zugeben wollte, nicht von Dauer jei, wenn nur an mehr oder weniger 
unnöthigen Ausgaben gejpart würde, hielt der Bundesfanzler Graf 
Bismard folgende Nede*): 

Meine Herren, wir verlangen von ‚shnen Brot, und Sie 
anginge als die Regierung, als ob es ein Land der Abgeordneten 
gäbe und ein Land der Negierung, als ob dieje beiden nicht 
identiih wären und viejelben Bedürfnifje hätten. Wir fordern 
nicht für uns, wir fordern für das Volk, welches Sie vertreten: 
glauben Sie, daß das Volk, welches Sie vertreten, und welches 
‚Sie zur Wahrnehmung jeiner Gejchäfte hierher gefandt hat, dieler 
Gelder nicht bedarf, dann, meine Herren, lehnen Sie fie ab, danı 
find Sie in |hrem Recht, dann it es Khre Pflicht, fie abzulehnen ; 
glauben Sie, der Haushalt des Volfes bedarf diejer Gelder, dann 
it es Ihre Prlicht, fie zu bemilligen, Sie Ichädigen nicht uns, 
die Regierungen, wenn Site verweigern, Ste jchädigen jhre Com: 
"mittenten, deren Haushalt nicht bejorgt werden fann, deren Ge- 
meinwejen nicht organisch fortgeführt werden fann, wenn Sie 
das Geld nicht bewilligen. Am allerwenigiten habe ich als Bundes- 
fanzler ein lebhaftes amtliches ntereije daran, daß dieje Gelder 
bewilligt werden; ich bin in meiner amtlichen Stellung durch die 
Verjagung der Mittel nicht compromittirt. Der Bund bat feine 
- Matricularumlagen, und ich fünnte „fühl bis ans Herz binan“ }) 
die preußische Jinanzentwidelung von bier aus mit Ruhe anjehen. 
Kur wünjchte ich, daß, wenn eine Verwidelung eintritt, ich mir 
dann jagen fanır: es ift Nichts vernachläfligt worden, um ihr vor: 
zubeugen, es ijt rechtzeitig — und wenn es am lebten Tage der 
Sejjion wäre, es wäre immer noch möglich — hier die Möglich: 
feit geitellt worden, denjenigen Calamitäten vorzubeugen, denen 
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gegenüber meiner Ueberzeugung nach fih im nächjten Herbit der 
Treußiiche Landtag und das preußiiche Minifterium  befinven 
werden. 

Man könnte — und zwei der Herren Vorredner !) haben den 
Einwand berührt, ohne ihn zu dem ihrigen zu machen — gemijjer- 
maßen den Competenzeinwand erheben, daß den Bund die preußi- 
ichen Finanzen jo jehr viel nicht angingen. Die Herren Redner 
haben jelbft diefen Einwand nicht verfolgt, indem fie eingejehen 
haben, dab das Leiden und Wohlbefinden eines jo bedeutenden 
SHliedes wie Preußen auch das Leiden und Wohlbefinden des 
Bundes jelbft bedingt, und daß der Bund nicht einmal das Recht 
hat, die KYeiftungsfähigfeit feiner contribuablen Einzeljtaaten zu 
ignoriren; er hat den Beruf, ihre financielle Lage zu Fennen. 
Aus diefem Grunde babe ich den Wunjch geäußert, dem der 
preugiiche Herr Finanzminifter auf das Bereitwilligite entgegen= 
gefommen ilt, daß Shnen die Lage der preußiichen Finanzen, die 
mir jelbjt in diefem Maße früher nicht befannt war, Elar, jo daß 
Sie, wie mein Ausdruck war, den Boden des Gefäßes Jehen 
fönnen, dargelegt werde; ich würde glauben, Etwas vernachläfltgt 
zu haben, ich würde nicht den vollen Muth den jchweren Pflichten 
gegenüber haben, die uns im Herbit obliegen werden, wenn ihnen 
in diefer Beziehung irgend Etwas verheimlicht wäre. 

Die Steine, meine Herren, die Sie uns ftatt Brot geben, 
beitehen zum Theil in Kritifen der Bundesverfaflung, in Neußes 
rungen, die meines Erachtens hier nicht bergehörten, jonvern in die 
conftituirende Verdammlung. Sie flagen die Mängel der Bundes: 
verfaflung an; wenn die Bundesverfafjung eine andere wäre, dann 
würden Sie, ich weiß nicht, was bewilligen; daraus fann ich Fein 
Held zur Befriedigung des Bedarfs entnehmen. Es it ein Fels, 
aus dem jelbjft Mojes mit jeinem, Stabe fein Wajjer jchlagen 
würde. 


Sie verweilen uns ferner — und aud das rechne ich zu den 
Steinen — auf Erjiparnifie. Wo und wann jollen wir dieje Er: 
jparnifje machen? — Der erfte Herr Nedner ?) hat gejagt: 


') Die AUbg. v. Benda und v. d. Heydt. 
*) Abg. v. Benda. 
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Maapen!) würde es anders gemacht haben, aber wie Maaßen es 
gemacht haben würde, hat er uns jorafältig verichwiegen ?). 
(Heiterkeit. ) 

Er bat dunfel angedeutet, daß Maafen vielleicht den Militär- 
etat reducirt haben würde ’). Dazu find wir augenbliklich gejeb- 
lih gar nicht in der Lage. Maaken bat jeinerfeits zu einer Zeit, 
wo Preußen viel ärmer war, wo die Steuerlajt viel jchwerer auf 
dem Wolfe lag wie jest, im Anfang der zwanziger Jahre bei 
einem gänzlich ungeordneten Finanzzuftande nicht gewagt, eine 
Verminderung der Wehrbaftigfeit des Landes vorzufchlagen. Sie 
aber, meine Herren, wenn Sie die Kritit der Negterung bis 
zu dem Maße treiben, daß Sie der Negierung die Mittel, die 
Gejchäfte des Landes weiter zu bejorgen, mit vffenen Augen ent- 
ziehen — denn daß die Mittel nicht da find, Fan Shnen nicht 
- entgehen — dann übernehmen Sie aub die Verpflichtung, an 
Stelle diefer Regierung zu”) treten! Sind Sie dazu bereit? — 
Ein Verfahren derart, daß der Regierung die Mittel, die Gejchäfte 
weiter zu führen, verjagt werden, bat meiner Anficht nach nur 
dann einen conftitutionellen Sinn, wenn man die beitehende Negie- 
rung damit bejeitigen und an ihre Stelle treten will. Es ift 
° häufig das Mittel gewejen, diejes herbeizuführen, und wird unter 
Umftänden ein wirkfames Mittel bleiben fönnen. Wollen Sie das? 
sh glaube, nein, es ilt dies Nhre Abficht nicht, fondern Sie ver- 


251017: 

) Breußiicher Finanzminijter; 1816 Director der Generalverwaltung für 
Handel und Gewerbe, 1817 Wirkt. Geh. Oberfinanzrath, 1818 Generaliteuer- 
director, von 1830 bis an jeinen Tod, 2. April 1834, Geh. Staats= und Finanz- 
mintiter. 

?) Aus der Rede des Abg.v.Benda: „Ih bin fejt überzeugt, wenn einer 
unjerer größten Meifter in Finanzjachen, Herr v. Maafen, jest aus dem Grabe 
aufftände und jähe ji) diejes procedere an, dieje Vorlagen und dieje Art 
und Weije, fie ins Leben zu führen, ich qlaube..., er würde jchwerlich von 
diejer Art und Weije, Steuerreformen in Preußen einzuführen, befriedigt jein“ 
StB. 1002b). 

3) Herr v. Benda jpracd die Ueberzeugung aus, das, wenn man jicd) 
ernjtlich vornehmen würde, den preußiichen Staatshaushaltsetat inclufive des- 
jenigen Theiles, der im Norddeutichen Bunde liege — und dazu gehöre ja doc) 
auch die Militärverwaltung — zu prüfen, und fi fragen würde, was an diejen 
167 Millionen gejpart werden fünnte, jo werde jich vielleicht nicht viel, doc) 
Einiges gewik jparen lajien (StB. 1002b). 


21. 5. 1869. 
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langen, wir jollen Jhnen ferner in diejer Stellung Dienfte leiften, 
ohne daß Sie uns die Mittel, unjere Stellung mit Erfolg fort: 
zuführen, bewilligen wollen. Sch vermuthe, Sie werden verlangen, 
wir jollen uns aus diejer Verlegenheit losfaufen durch Berfaffungs- 
conceflionen, denn das ilt Schließlich das legte Wort, nennen Sie 
05 Machtfrage oder Finanzcontrole, es fommt dies auf Eins heraus; 
wer den Daumen auf dem Beutel hat, hat die Macht. Darum 
wollen Sie den Kampfplag von hier auf den Doönhofsplak !) ver- 
legen, bier ift die Münze nicht vorhanden, dort ift fie, ich fenne 
auch den Baragraphen, in welchem das bejchlofjen ift. Nennen 
wir die Dinge bei ihrem rechten Namen, jeien wir offen gegen 
einander, das Blindefuhjpielen führt uns nicht weiter; wir haben 
diejelben gemeinfamen Zwede mit gleich Ichwerer VBerantwortlichkeit 
dem Bolfe gegenüber zu erjtreben, und deshalb vor allen Dingen 
Offenheit zwifchen uns! Am Dönbofsplage haben Sie die Mög- 
lichfeit, einen Breis zu bezeichnen. Hier vermilien Sie für jegt 
Nichts. ES Fcheint, daß die Zujtände der Bundesverfaflung, troß 
Allem, was man daran tadelt, doch jo zufrievenftellend find, daß 
feiner ihrer Artikel zum Opfer der Steuerbewilligung auserjehen 
wird; anders mag es mit den preußischen Verbältnifien Itehen. 
um, meine Herren, haben Sie fich die Frage jehon vorgelegt: it 
es wirklich nöthia, it es nüßlich, daß Sie mehr Macht haben, als 
Sie jegt befigen, it es dem Bolfe und dem Lande nügßlih? Es 
it das eine Frage, über die man reden fann. Liegt der Schwer- 
punft unferer [Berfaffung, liegt der jtaatsrechtlihe Schwerpunft 
bei uns nicht an der richtigen Stelle, jo wollen wir ehrlich und 
mit derjelben Offenheit an das Werk herantreten und wollen ihn 
deplaciren und an die richtige Stelle jeßen; denn wir Alle, Sie 
wie ich), haben das Necht, dak in diefem Lande qut, vernünftig 
und conjtitutionell vegiert wird, jo wie es auf die Dauer möglicd) 
it. Die Masten, die wir augenblicklich tragen, find vorübergehende; 
ih bin heut Minifter, Sie find heute Abgeordnete, das Fann 
morgen umgefehrt jein; wir find Alle gleich contribuabel, wir 
zahlen ebenjogut Steuern wie Sie, aber wir haben für jest im 
höheren Grade das Gefühl der Verantwortlichfeit für die Fort 


’) in das Preußische Abgeordnetenhaus. 
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. führung der Gefchäfte. Diejes Gefühl Fan fich nicht vollftändig 
entwideln, wenn es, wie es bei periodischen Verfammlungen natür: 
lich it, in Gejtalt eines gewifjen Dilettantismus zum Ausdrud 
gelangt, wenn man vier Monate im Jahre jich mit der Politik 
des Landes bejchäftigt und den Staat ordentlich beim Kragen padt 
und ihn jchüttelt und ihn jo binftellt, wie man meint, daß er 
weiter gehen joll; die übrigen acht Monate aber geht man nad 
Haufe und überläßt es der Negierung, die bei dem Gejchäfte 
bleibt, die etiwa zerrifjenen Kleidungsitüce zurecht zu flicden, wie 
jte fan, ohne ihr die Mittel dazu zu bewilligen. Diejes Arau- 
ment, daß einer parlamentarischen Berfammlung die Continuität 
nicht beiwohnt, it meines Crachtens allein Schon ausreichend, um 
vorfichtig zu fein bei Bemefjung des Machtmaßes, das man in 
jolde Körperihaft legt. Wenn Sie permanent jäßen, warum 
‚jollte nicht die Gejammtheit der 500 oder 1000 Wahlcandidaten, 
aus deren Gremium durchichnittlich unfere parlamentariichen Körper 
bergeitellt werden, im Ganzen eben jo qut regieren, wie die durd) 
den jedesmaligen Träger der Krone angeftellte und gaejchulte Be- 
amtenjchaft — das Alles it ja möglih, und diefe Möglichkeit 
muß man ins Auge fallen, wenn es jtch bier um eine Berfchiebung 
"des fjtaatsrechtlihen Schwerpunftes in Macht und Einfluß handelt. 
Es ift ein anderer Umitand, der es meines Erachtens nicht empfiehlt, 
ein zu großes Schwergewicht in die deliberivenden Verfammlungen 
zu legen: er liegt in der Macht der Beredtjamteit. 

Sie beichließen hier unter dem Einfluije einer jo ausgezeichneten 
Rede, wie wir fie eben gehört haben, vielleicht in der Bewequng des 
- Augenblides, während, wenn Sie diejelbe Nede langjam zu Haufe 
nachlejen, oder wenn Sie auch Gegner derjelben mit derjelben 
Gejchielichfeit Iprechen hören würden, wie fie der Herr Vorredner 
entwicdelt hat, Sie doch vielleicht ftugiq würden und jagen würden, 
für das Andere läßt jich doch auch Vieles jagen. Sie bejchließen 
in der Jraction im Voraus dasjenige”), über was Sie abjtimmen 
wollen, unter dem Einfluijfe der bedeutenditen Nedner unter Jhnen; 
es it die Nednergabe etwas jehr Gefährlices, das Talent bat 
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provijation. ES muß in jedem Redner, der auf Zuhörer wirken 
joll, ein Stüd von einem Dichter jteden, und joweit das der Fall 
it, fomweit er als Smprovifator Sprache und Gedanten beherricht, 
joweit hat er die Gabe, auf jeine Zuhörer zu wirken. Sit aber 
der Dichter oder Jmprovijator gerade derjenige, dem das Steuer- 
ruder des Staates, welches volle fühle Ueberlegung erfordert, an- 
zuvertrauen wäre? Und doch it er derjenige, von dejjen Beredt- 
iamfeit augenbliklihe Entiehließungen der Parlamente abhängig 
werden; e&5 fommt das bei einer irgend empfänglichen Berfamme 
(ung und bei begabten Rednern in allen parlamentariichen Ver- 
bältnifjen vor. ch darf an ein Beilpiel erinnern von einem 
befannten, jeßt veritorbenen Staatsmann — Herr v. Nadowig ) 
war es, — ich habe jelten einen jo überwältigenden Eindrud eines 
Nedners auf eine Werfammlung gejehen, und die Zeugen davon 
gewejen find, werden es mir bejtätigen, wie von einzelnen Neden 
des Herrn v. Nadowis die Zuhörer aufs Mächtigite ergriffen 
wurden umd unverzüglich demgemäß beichlojjen. Jh habe es er- 
lebt, daß ein neben mir figender College die Ergriffenheit der ges 
jammten Verfammlung in dem Maße theilte, daß er Thränen 
darüber vergoß und daß er meine etwas fühle Frage: „Worüber 
weinen Sie denn?” mit Entrüftung damit beantwortete, daß er mid) 
der Herzlofigkeit beichuldigte. — babe denjelben Herrn am 
andern Tage, wo die Nede, die in 30000 Eremplaren fofort ge= 
drucdt war, vorlag, nachdem fie jede Discuffton todt gemacht hatte, 
denn es war von weiter Nichts die Rede, als von dem gewaltigen 
Eindrud jener Nede, — ih habe denjelben Herrn am andern 
Tage gefragt, was es denn gemwefen fei, worüber ich hätte weinen 
müjjen, wenn ich ein Herz bejfäße? — und darauf antwortete er 
mir: „Wenn ich die Nede gedruckt leje, ich weiß nicht, jo macht fie 
nicht den Eindrud“ ; er fonnte nicht einmal wiedergeben, was un= 
aefähr darin Stand, aber der Ausdruck des Gefichts, die Stimme, 
die überwältigende Berjönlichkeit, die vor ihm gejtanden, hatten 
ihn bingeriffen. Ich bitte um Entjchuldigung wegen Ddiejes Er- 
curjes, aber er gehörte zur Sache, jobald wir die legten Gone 
jequenzen umferer heutigen Beihlußfaifung ziehen, Gonfequenzen, 
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auf die der Herr Worredner angejpielt hat, auf die fich fein An- 
trag vom vorigen „jahr in Bezug auf die Gontingentirung der 
directen Steuern in leßter Inftanz bezieht. Es würde damit ftaats- 
rechtlich) mehr Schwerkraft als bisher in die parlamentarischen 
Körper gelegt, ein Gedanke, den zu erörtern ich abjolut gar nicht 
abgeneigt jein würde; nur fann ich mich nicht dazu entichließen, 
ihn bei Gelegenheit einer Steuerbewilligung auch nur zu discutiren ; 
einen Handel darüber zu Schließen, daß die Negierung das Necht, 
die Snterejien des Yandes, die ihr anvertraut find, zu verwalten, 
die Gelder, deren fie dazu bedarf, zu erheben, durch Verfaffungs: 
paragraphen erfaufen joll — das it ein Wea, auf den wollen 
wir uns nicht begeben, er ift abjihüfjig, da wird die concejlions- 
bereitefte Negierung in anderthalb: Jahren banterott. Sie werden 
mich bei anderen Gelegenheiten in diejer Beziehung nicht jo wider: 
itrebend finden, wie Sie vielleicht glauben, aber einen Handel mit 
do ut des fünnen wir bei Gelegenheit von Finanzfragen darüber 
nicht machen, und die Ausficht darauf halte ich unter den jeßigen 
Umständen für eine ganz unmögliche,; auch wenn ich mich heute 
auf jene Bänfe jegen und dafjelbe Ziel verfolgen wollte, ich würde 
es nicht durchjegen. Darauf vertröften wir uns aljo nicht; der 
Fall, daß Sie vielleicht nun in einem jahre wieder in derjelben 
Lage jein würden, unter denjelben Umständen und ohne inzwischen 
eingetretene Schädigung des Landes Ddiejelben Steuern auch noch) 
zu bewilligen, wird, wie ich fürchte, nicht eintreten. 

Ein anderer Stein, der uns bingehalten worden ift, beiteht 
in dem Vorwurfe der Spyitemlofigkeit. Ich fann den nicht accep- 
tiren. Mir jchwebt wenigitens das Syitem, in welches Dieje 
Steuern hineingehören, vollfommen Klar vor; und wenn Ste elaftisch 
find, wenn dieje Steuern, wie der Herr VBorredner jagt, dehnbare 
Steuercadres find!) — um jo bejjer, um jo mehr werden fie Die 
Möglichkeit in jich tragen, dem Ziele näher zu kommen, welches 
mir dabei vorjchwebt. Es ilt das natürliche Ziel, welches ein 
Jeder als das jeinige anerkennt, die Steuern jo einzurichten, dah 
diefelbe Summe mit dem geringiten Druck für die Steuerpflichtigen 
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aufgebracht wird. Es fragt fih nur: welche Steuern find dies? 
Es find im Ganzen, wenigftens”) für die unvermögenden Volfg- 
clajjen, nicht die Directen Steuern. An directen Steuern fann 
Einer, der OO 000 Thaler reines Einfommen hat, allerdings unter 
Umständen SO Procent Einfommenfteuer bezahlen, aber ein Mann 
vermag nicht immer jein jogenanntes Kopfgeld — die niedrigjte 
Stufe der Glafjenfteuer — zujammenzubringen. Die directen 
Steuern aljo, die mit einer gewifjen ecigen Brutalität auf dem 
Plichtigen laften, mag er Vermögen haben oder nicht, vechne ich 
nicht zu den leichten. ch Fann auch nicht dazu rechnen die auf 
den erjten Lebensbedürfnijien ruhenden, auf Brot und Salz; und 
wenn ich mich darauf einlafen wollte, davon zu reden, wie graus 
jam e5 wäre, dem armen Mann fein PBfeifchen Tabaf oder den 
jtärfenden Trank zu verfümmern, und ich wäre mir dabei bewußt, 
daß ich immer noch das Kopfgeld und die Brotjteuer von ihm 
fordere, jo würde ich meinem inneren Menfchen gegenüber ehrlich 
genug jein, ihn zu fragen: was bezwedit du eigentlich mit diejer 
Heuchelei? So lange wir noch das Brot bejteuern, jo lange wir 
noch den Kopfaroichen von dem einzelnen Wütglied der Tagelöhner: 
familie fordern, und dabei diejenigen Genüfje, die ich Jedermann 
gönne, auch dem Aermiten, denen er jich aber, wenn er nicht das 
nöthige Geld dazu hat, eine Zeit lang wenigitens zu entziehen 
vermag — gering oder gar nicht beiteuern, jo lange it die Klage 
über die Mahl und Schladhtjteuer und über die Kopfiteuer abjolut 
berechtigt. 

Die gegebenen Grundlagen eimer Steuer in dem heutigen 
ciwiliiirten Staate jind meines Erachtens Diejenigen Genüfle, Die 
matjenhaft genug verbraucht werden, um einen financiellen Ertrag 
zu geben, der jich über den Ertrag der jogen. reinen Lurus- 
jteuern erhebt, die jo wenige Steuerobjecte haben, daß jte faum 
die Aufiichtsfoiten lohnen, jondern es find die majjenhaft ver- 
brauchten — Yurusgegenitände mag ich nicht nennen, aber doch 
SHenußmittel, als da ift: Bier, von dem ich vielleicht nachher oder 
morgen Gelegenheit haben werde, darüber meine Meinung zu 
jagen — Branntwein, Wein, Tabaf, Thee, Kaffee; es mag mir 
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der eine oder der andere Gegenitand augenblicklich noch entfallen 
jein, aber das Alles jind Gegenftände, die ji Einer augenbliclich 
einmal verjagen fann, wenn ihm feine Gaijenfonds diejelben nicht 
zugänglich machen. Es tft nicht wünjchenswerth, aber es bleibt 
möglich, fie jich zu verjagen. Viel Schlimmer ift der daran, der 
jeinen Grojchen Kopfgeld nicht bezahlt, umd er wird ihm abae- 
pfändet, der die Miethsftener nicht bezahlt, und er wird darım aus- 
gepfändet, dem die Mahlfteuer das Brot vertheuert,. nicht jo jehr 
‚dureh die Höhe der Steuer, als durch den Mißbrauch in der 
Steigerung der Preife, für welche die Mahl: und Schlachtiteuer 
unter Umftänden den Worwand bietet. Der Mann fann fich nicht 
helfen, denn Brot muß er haben; Bier it wünjchenswertb, daß 
er es bat, aber wenn er es nicht hat, bleibt er wenigitens eriltenz- 
fähig, wenn er es Jtch unter Umftänden einmal verjagt. Außer: 
dem find ja die Auflagen auf diefe Gegenftände jo geringfügig, 
daß fie fich im einzelnen Verbrauch in Pfennigbruchtbeile verlieren, 
die ganz unberechenbar find, die vielleicht einen Vorwand zu Breis- 
fteigerung einzelner Bedürfnifje liefern, aber feinen nothiwendigen 
Zwang in diefer Nichtung. Und in vieles Syitem, wie es mir 
vorjehwebt, paijen nun alle diejfe initemlojen Steuern vollitändig 
hinein, auch die Stempel- und Quittungsfteuern, die darauf be- 
vechnet jind, das Capital da, wo e5 zu einer papierenen Erjchei- 
nung fommt, wo es an die Oberfläche tritt, zu bejteuern in einer 
wirfjameren und zugleich in einer erträglicheren Weife, als es 
durch eine Einfommenfteuer von der Höhe geichehen Fönnte, wie 
jie manchem Weltverbejjerer vielleicht vorjchwebt, der fich nicht Elar 
macht, wie wenig reiche Leute es eigentlich aibt, und daß nur die 
Menge es bringt. 

Dieje Fritiichen Ausdrücde über die Vergangenheit, über die 
Verfafjung, über den Syitemmangel, alles dies, was ich Steine 
nannte, gibt uns eben fein Brot, es gibt uns nicht die Geld- 
jummen, die der preußiiche Haushalt im nächiten Jahre braucht, 
die er nach unjerem MWunjche dadurch gewinnen jollte, das jeine 
Matricularbeiträge Tich verringern, indem der Bund einen Theil 
jeiner von Preußen geforderten Matricularbeiträge durch erhöhte 
eigene Einnehmen erjegt. Wenn wir nun durch die vorgejchla- 
genen Mafregeln den Bedarf nicht deden, dann bleibt doch gar 
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nichts Anderes übrig, als daß wir entweder ihn durch preußiiche 
Steuern in diefem Herbjte deden, oder daß er ungededt bleibt. 
mn eriteren Falle bieten ich vielleicht auch indirecte Steuern dar, 
indes doch immer jolche, die einen Nachtheil für den preußijchen 
Verkehr gegenüber dem der anderen Bundesländer jchaffen würden, 
zum Beijpiel: wenn gewifje Gejchäfte”) in Preußen jtempelpflichtig 
find und in anderen Bundesländern nicht, jo wäre das entjchteden 
ein Nachtheil, den die Gerechtigkeit verbietet, über Preußen zu 
verhängen. 

Es wird jchwerlic etwas Anderes übrig bleiben, als der Zus 
ichlag zu den directen Steuern und unter diefen in erjter Linie 
zur Clasfen- und zur Einfommenfteuer und zu dem Surrogate für 
(eßtere an gewiljen Orten, der Mahl und Schladhtiteuer. Die 
Srundfteuer mit hineinzuziehen, halte ich nicht für angänglic, 
indem die Grundfteuer mit dem Vermögen, welches der Steuer- 
zahlende an jeinem Grund und Boden befitt, in gar feinem noth- 
wendigen Verhältniß iteht. Der Zuichlag würde unter Umjtänden 
nach dem Einkommen des Steuerzahlenden einen dreis, vierhundert- 
fachen PBrocentbetrag repräjentiren, und ich glaube nicht, daß die 
Grundfteuer ihrer Natur nach bei einer gerechten Bertheilung fi) 
in Zufchlägen mit heranziehen läßt. Es bleibt aljo auf ver Mahl- 
und Schlachtiteuer Tigen und auf der Einfommen- und Glafjen- 
fteuer. Dort ift nach der Anficht des preußifchen Finanzminifters 
ein Zuichlag von ungefähr 50% erforverlih, um das Defteit 
zu deden; ich zweifle, daß das hinveicht, denn ich weiß nicht, ob 
wir zu diejer Steuer die unterjten Clafjen mit heranziehen dürfen; 
das wird ja von der Bewilligung des Landtages mit abhängen. 
Werden die nicht herangezogen, jo find 50% ja jehon danad) une 
ulänglich; es wird fih auf das alterum tantum, auf 100% 
der Steuer wahrscheinlich, beziffern. Sndeffen glaube ich, daß diejes 
Deficit, von dem gejagt worden ift, es jei jchwarz gemalt, noch) 
zu niedrig gegriffen jein wird — meiner oberflächlichen Anficht 
nah; ich muß dem Herrn Finanzminifter glauben, was ev mir 
darüber jagt, natürlich, aber ich finde einige Positionen hier no) 
nicht in Anja. In dem Defteit teen 5 Millionen und etwas, 
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eines Nachlajjes der verjchtedenen Nevenuen, welche jich ungefähr 
auf 5 Millionen belaufen, und welche in diefer Denkichrift zu- 
fammengejitellt jinDd. 

Sn dem ferneren Defteit Iteden die Ergebnijje einer Cala- 
mität, die Niemand vorausjehen fonnte, die fünftige Verzinfung 
der Ausgaben, die für den Nothitand in Breußen gemacht worden 
find, wie der Finanzminifter jchon in den preußifchen Kammern 
im Voraus angekündigt hat, und die Zinjen anderer Eijenbahn: 
anleihen, die bisher nicht begeben oder nicht verzinit waren. Das 
wird an und. für fih das Defteit jchon auf 742 Millionen — 
wie es mir vorjchwebt, auf 7 500 000 Thaler — bringen, und 
dazu wird die Mindereinnahme, die wir für das ‚jahr 1870 zu 
erwarten haben, und die wir nach den Ergebnijjen von 1868 
niedriger veranjchlagen müljen, binzutreten; ferner — und Diejen 
Anjab vermijje ich eben in der Zulammenitellung — wird Die 
Verzinfung des Aufwandes, welcher erforderlich fein wird, das 
Defieit der Gegenwart und DBergangenheit zu Ddeden, mit ca. 
800 000 Thalern nothwendig dem noch binzutreten; es wird die 
 Berücdfichtigung der Mindereinnahme, des Unterjchiedes der Sit 
 einnahme gegen die Solleinnahme, vom vorigen Jahre meines 
Erachtens in noch höherem Mahe zum Ausdrud fommen müfjen; 
und jo aljo wird die Kluft zwijchen der Einnahme und Ausgabe 
erweitert. Jh glaube nicht, daß Sie mit einem Zujchlage von 
50% auf die volle Einfommenfteuer und Clafjeniteuer reichen 
werden, ich glaube, daß mehr erforderlih it. Wollen Sie dies 
nicht, dann ijt die preußiiche Negierung — ob ich als preußischer 
Minifter einen Beruf fühlen werde, diefe Sache dem Yande gegen= 
über zu vertreten, nachdem die Abhilfe bier verfagt worden it, 
das überlaffe ich der Zukunft, aljo ich jpreche ganz objectin — 
die preußische Regierung ift dann aljfo in der Lage, jtch nach der 
Dede ftreden zu müfjen, die Sie ihr zufchneiden, Tte fann für 
Voltswohlfahrt nicht mehr aufwenden, als fie hat; wo joll jte es 
bernehmen? Sie jagen vielleicht: es it noch nicht an der Zeit, 
wir fünnen uns darüber noch im nächiten Jahre entjchliegen: wir 
wollen noch ein Jahr warten. 

Meine Herren, es ift gewiß an der Zeit, Sie fünnen feinen 
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Augenblid mehr warten, meines Crachtens, es ijt jeßt der Mo- 
ment, wo das Budget bergeitellt werden muß, der Moment der 
Vorarbeiten des Budgets, wenn e8 der Preußiichen Kammer im 
Detober oder November rechtzeitig vorgelegt werden joll. yebt 
fommen die Anforderungen der verichievdenen Minifter, des Cultus- 
minilters, des Handelsminifiters, des landwirthichaftlichen Minijters 
an den Herin Finanzminifter: jo und jo viel verlangen wir Mehr- 
bewilligung. Und der preußiiche Finanzminister muß wiljen: 
fann ich darauf eingeben oder nicht? Die einfache VBorfiht er- 
fordert, wenn er nicht darauf eingehen fann, wenn bier feine”) 
Steuern bewilligt werden, zu jagen: Nein, ich fann unter feinen 
Umftänden darauf eingehen, im Gegentheil, ih muß einen erheb- 
lichen Abftrich an den Ausgaben, die im vorigen Jahre bewilligt 
waren, in Ausficht nehmen. Wie Sie dies als eine Drohung, 
als etwas Ungeheuerliches charakterifiren wollen, das begreife ich 
nicht, meine Herren; denn wenn Sie das thun wollen, müfjen 
Sie uns ein Mittel angeben, wo wir das fehlende Geld zu diejen 
Ausgaben hernehmen follen, oder Sie mühjen von uns verlangen 
— ımd diefem Verlangen bin ich nicht bereit, mich zu fügen — 
daß wir die Wirthichaft des vorigen Jahres — zu der ich aus 
Sründen, die nicht hierher gehören, jchließlih meine Zuftimmung 
gegeben habe — fortiegen und aus dem Capital leben, anjtatt 
aus Einnahmen zu leben; zu der Fortjegung einer jo abjolut uns 
preußiichen Wirtbhichaft fann ich meine Unterichrift aber unter 
feinen Umftänden geben. Ausgaben und Einnahmen mühjen 
jtimmen, jei es durch Erhöhung der Einnahmen, jet es durch das 
allerrückiichtslofeite Abitreifen aller derjenigen Ausgaben, welche 
die Einnahmen überjchreiten. Daß dadurch eine Calamität in 
vielen Zweigen der öffentlichen Wohlfahrt erzeugt wird, ja, daran, 
meine Herren, zweifle ich gar nicht, aber gerade, weil ich daran 
nicht zweifle, habe ich die Verpflichtung, Jhnen das Flar zu legen, 
habe ich die Verpflichtung gefühlt, dahin zu wirken, daß der Finanz: 
minifter ihnen den rveinjten Wein einjchenfe und shnen voraus- 
jage, wie die Dinge fommen würden. Sie würden mit Necht 
einer Finanzwirtbichaft, die jich in einem dunklen Vertrauen auf 


) ©. 1019. 


Keine unpreußiiche Finanzwirtbichaft! 241 


gute Ergebnifje der Zukunft verließe, den Vorwurf machen, daß 
fie fi der Nerantwortlichkeit ihrer Stellung nicht bewußt wäre. 
Aber jo möchte ih auch Sie bitten, haben Sie nicht das Ver- 
trauen auf irgend ein Ereiqniß, das zwijchen jest und dem Herbjte 
eintreten und Geld jchaffen fünnte und die Negierung der trau: 
rigen Alternative, in die jte durch Jhre Verweigerung gedrängt 
würde, überheben könnte! ch jage gar nicht, daß ich bei Be- 
antragung diejer Steuern an hren Batriotismus appellive. 
hafje die großen Worte am meilten in Geldjachen. ch appellire 
einfach an hr eigenes Pflichtgefühl. Sie find hierher gefommen, 
um mit uns zujammen an der Negelung des Haushaltes des nord- 
deutichen Volkes und des beträchtlichen Theiles davon, den das 
preußiiche Volk bildet, zu arbeiten.. ch fordere Sie einfach auf, 
dieje Pflicht zu erfüllen, und wenn Sie verlangen, daß nüßliche, 
fruchtbringende Ausgaben für die VBolfswohlfahrt geleiftet werden, 
uns die Mittel dazu zu bewilligen. Denn bewilligen Sie jte nicht, 
jo jind fie nicht da, und wir können fie nicht jchaffen und die 
Ausgaben nicht leijten. 

Nachdem ein Vertagungsantrag angenommen worden war, wurde 
die Berathung in der 
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fortgejeßt, -und zwar in Verbindung mit der Generaldiscufjion über 
den Gejegentwurf, betreffend die Bejteuerung des Braumalzes. Wiederum 
fanden die preußiiche Finanzverwaltung und die von dem Bundesrath 
vorgelegten Steuerentwürfe die härtejte Kritif. Nach einer langen Nede 
des Abg. v. Bennigjen, die in der Behauptung gipfelte, daß die 
Unterfuchung über die financielle Lage zuerit im Preußiichen Yandtage 
geführt werden müfje, ehe der Neichstag Beihlüffe zur Abhilfe der: 
jelben treffen fünne, erariff ver Bundesfanzler das Wort zu fol: 
gender Nede*): 


Sch bin während des beredten Vortrages, den wir joeben ge- 
bört haben, unter dem wechlelnden Eindrud gewejen, bald daß 


2.6513. 1037a. 
Bismards politiihe Reden. IV. 16 


21. 5. 1869. 


22. 5. 1369. 


NV 
IV 


5. 1869. 


242 IV. Neichstag des Nordd. Bundes. 4. März bis 22. Juni 1869. 


ih mit dem Heren Vorredner vollitändig einverjtanden wäre über 
die zu eritrebenden Ziele, bald wieder unter dem, daß wir über 
die Wege, auf denen fie zu eritreben jeien, verjchiedener Meinung 
wären. Sch halte gern an dem zuerit gekennzeichneten Eindrud 
feft, fann ihn mir aber doch nicht ungetrübt bewahren, wenn der 
Herr DVorredner praftiih zu dem Nefultate fommt, daß den 
Bundesregierungen und in zweiter Linie der preußifchen jeßt feine - 
pecuniäre Beihilfe zu bewilligen jei. eb fann mich vollftändig 
mit dem Heren Vorrener einveritanden fühlen, wenn er an die 
Beitrebungen erinnert, die jeine politiichen Freunde während des 
conftituirenden Neichstags vertreten haben, um dem Bunde eine 
jelbitändige Eriltenz durch ein ausgedehnteres Steuerrecht zu ges 
währen. Gerade Ddiejes Steuerreht, Ddiefe Selbjtändigfeit zu 
pflegen, find wir im Begriffe und find unjere Vorlagen meines 
Gracdtens in hohem Grade geeignet. ch begreife deshalb voll: 
jtändig den Widerfpruch, den die Vorlage erfährt von dem Stand» 
punkte des geehrten Heren Vorredners aus dem Königreich Sach: 
jen!), ich begreife weniger den fat principiellen Widerjpruch, den 
jede Vermehrung der eigenen Einnahmen des Bundes von der 
Kraction erfährt, welcher der Herr VBorredner angehört”). Daß 
fich Ddiefer Wideriprud in die Kritit der Einzelnheiten der Vor: 
lage Eleidet, das nimmt ihm thatlächlich Nichts von jeiner princt= 
piellen Bedeutung. Sie find darüber einig, uns fein Geld geben 
zu wollen, der Eine jagt das mit der offenen Entfchiedenheit, Die 
ihm eigenthümlich ift, der Andere führt die unwillftommene Geftalt 
der Vorlagen an, der Dritte den Drud, den diefe Vorlagen auf 
den Armen üben jollen, während fie den Neichen angeblich frei 
(afien, und hierbei erlaube ich mir den Herrn Abg. Beder?), 
der in So beredten Worten jedes”) DBeftreben verurtheilte, 


> 


*) (©. 1037. 

') Der Abg. Dehmihhen widerjprad der von dem Abg. v. Benda in 
der 43. Situng aufgeftellten Behauptung, daß die Ernennung des preußifchen 
Finanzminifters zum Bundesfinanzminifter und die Mebertragung der gejammten 
Finanzgejeggebung in den einzelnen Bundesjtaaten auf ihn die Selbitändigteit 
der einzelnen Staaten jicheritellen werde. 

?) Herr v. Bennigien war Begründer und Führer der nationalliberalen 
Bartei. 

°) Schriftiteller Dr. iur. Beer, Vertreter von Dortmund. 
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welches dahin gerichtet ift, die verjchiedenen Claffen der Bevölfe- 
rung gegen einander aufzuregen !), jeinerjeits zu fragen, was er 
denn bei der Kritik diefer Steuern Anderes gethan hat, wenn er 
einerjeits den geringen Beitrag der Finanzbarone, wie er fie 
nannte, zu etwaigen Eijenbahniteuern ?) charakterifirte, andererjeits 
aber hervorhob, wie jede diejer Steuern angeblih auf einer ein- 
zelnen Taglöhnerfamilie, auf einer Reife in der +. Claije laitete. 
(Obho! linfs.) 
Hat der Herr Abgeordnete dabei nicht gefühlt, daß er eben 


das that, was er jo jtreng und gerecht nachher verdammte? 


i (Widerfprud).) 
Sch bin unter dem Eindrude gewejen und möchte doch bitten, 
daß wir uns von diejer Art der Argumentation Alle fern halten. 
Daß e3 einige Leute gibt, die jehr reich find, erregt in mir nur 


das Bedauern, daß es nicht jehr viele von der Sorte gibt, denn 


dann würde auch die Einfommenfteuer höhere Erträge geben, und 
wir wären dann nicht genöthigt, zur Beiteuerung der Genußmittel 
zu greifen, die wir den Nermeren jo gern gönnen. Die großen 
Vermögen find leider zu jelten, um ein erhebliches Steuererträgnif 
darzubieten. Nicht recht Klar ift mir gewejen, wie der Herr Vor- 


redner zu der Befürchtung eines Confliets zwiichen dem Neichstage 


und dem preußiichen Abgeordnetenhauje fam?). ch habe in diefer 


!) Die „Zeidleriche Correipondenz“ hatte die Börjenfteuer der öffentlichen 
Meinung mit dem Hinweis darauf empfohlen, dat die befannte Vhraje von dem 
„Schweiß und Blut des Volks“, das an den Steuern hänge, wenigjtens bei der 
Börjenfteuer feine Anwendung finden werde. Der Abg. Beder jah darin einen 
Verjuh, dem Bolfe die übrige Mafje der Steuern jhmadhaft zu machen, die doch 
von den verlangten 13'/s Millionen allein 12'/ı Millionen Thaler bringen jollten, 
und brandmarfte dies als einen perfiden Verfuh, die öffentlide Meinung irre 
zu leiten, als eine Aufhesung des armen Volfes gegen die übrigen Clajien 
(StB. 1032). 

>) Ein Gejegentwurf jchlug vor, 10 Procent von dem Betrage der Fahr- 
billette zu erheben. Der Abg. Beder jagte dazu: „An den 18. Millionen 
Thalern (Berjonengeld) ift die 3. Clafje betheiligt mit 7 Millionen Thalern, 
die vierte mit 31. Millionen Thalern, und diejenigen Claffen, in welden die 
Finanzbarone fahren, mit 1'/. Millionen Thalern. Sit das eine gerechte Steuer, 
welde jih auf denjenigen Verkehr legt, den die Leute gar nicht entbehren 
fönnen?"“ (StB. 1032a). 

®) Herr v. Bennigjen proteftirte gegen die Erörterung eines möglichen 
preußiihen Deficits vom Jahre 1870 an im Neichstage; indem ein angebliches 
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ganzen Verhandlung den Standpunkt zu vertreten gejucht, daß 
beide Körperichaften fich einander in die Hände arbeiten jollen, 
daß der Neichstag den Vortheil, daß er in den Befiß der am 
leichteiten flüfltgen indirecten Steuerquellen geießt worden ift, 
nicht in einer ungerechten Weile ausbeuten joll, um dem Land- 
tage und den einzelnen Kinanzverwaltungen den Brotforb höher 
zu hängen, daß er nicht die Nolle eines undanfbaren Sohnes 
jpielt, den jeine preußische Mutter mit Schmerzen geboren und 
mit ihren eigenen Mitteln ausgeftattet hat, und der ihr nun die 
nötbigen Subftftenzmittel abjchneidet, daß alfo der Neichstag und 
der Landtag ich einander in die Hände arbeiten jollen, indem 
jeder an jeinem Theile dazu beiträgt, die einzelnen Regierungen 
durch Erleichterung der Matricularbeiträge und die Bundesregie- 
rung im Ganzen in die Lage zu jegen, die materiellen Sinterejjen 
jo reichlich zu pflegen, wie es unjere Abficht it. Der Herr Vor- 
redner hat dabei für den Heren Finanzminifter, und indirect aud 
für mich, einen Vorwurf daraus gemacht, daß wir, ich wenigitens, 
wie ich geitern jchon andeutete, exit jebt, nicht durch die Dent- 
jchrift, aber doch exit jeit ver Eröffnung des Neichstages, Kennt- 
niß befommen hätten von der eigentlichen Lage der preußiichen 
Sinanzen. ce Iprach geitern unter dem Eindrud, daß shre Ge- 
duld, mich anzuhören, erichöpft jei, und habe mich deshalb fürzer 
gefaßt, und mich über manche meiner Andeutungen nicht jo Klar 
ausgedrückt, wie ich es wohl gewünscht hätte. Der Herr Finanze 
minifter ') hat dem heute Schon einigermaßen nachgeholfen. Cs 
it das ganz natürlih, daß die volle Ausdehnung des Schadens 
uns amtlich exit befannt werden fonnte, als der Neichstag ver= 
jammelt war. Daraus erflärt jich auch vieje plößliche und in 
Halt gearbeitete Menge — ich weiß nicht, bald ilt es Plaßregen, 
bald Bouquet genannt worden — von Steuern, die wir vorlegen, 
indem wir, Sobald wir den Schaden erfannten, jobald er in 
Bablen zweifellos nachgewiefen war, geglaubt haben, nicht Jäumen 


Defteit PBreußens zum Ausgangspuntt genommen werde, um neue Steuern 
vom Neichstage zu fordern, werde nothwendig ein Conflict zwijchen dem Reichs- 
tage und dem Preufifchen Yandtage hervorgerufen. Diejen Gedanken führte er 
des Weiteren aus (StB. 1034a). 

') D®. h. der Abdg. v. d. Heydt. 
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- zu Dürfen, um uns vor dem Vorwurf zu retten, als hätten wir { 
nicht rechtzeitig Hand zu feiner Heilung geboten. ch glaube nicht, 
daß Sie dem Herin Kinanzminifter einen Vorwurf daraus machen 
fünnen, daß er jeinerjeits jtch länger als Andere mit der Hoffnung 
gejchmeichelt hat, eine beijere Wendung der Zukunft würde das 
Deficit als ein vorübergebendes ericheinen lafjen, jo wie es mit 
früheren Deftcits der Fall gewejen ift. Sie find zu einem jolchen 
Rorwurf um jo weniger berechtigt, meine Herren, als er Sie 
jelber trifft. Eins der Hauptargumente, welche Sie uns entgegen: 
jtellen, ift gerade das Felthalten an der Sllufion: es jet eigentlich 
fein ernfthaftes Defteit, es jei nicht N nachgewiejen. Auch 
in dem jo Klaren VBortrage des Heren VBorredners !) fand jich dies 
Argument wieder, e3 jei das Defteit noch näher zu begründen 
durch ein Zeugniß des Preußischen Landtages; die Zeugnifje, die 


vorliegen, genügten ihm nicht. Das Deftcit beiteht — und ic) 
muß das zur Rechtfertigung des Heren Finanzminifters noch her: 
vorheben — aus drei Theilen, die”) ich gewiliermaßen das De- 


fieit der Vergangenheit, der Gegenwart md der Zukunft nennen 
möchte. Das der Vergangenheit beträgt etwas mehr als 5 Mil: 
lionen. Es entitand in einer für die Regierung, glaube ich, jehr 
ehrenvollen Weile, nur it fie vielleicht zu weit gegangen in dem 
Vertrauen, welches Tte in die bewilligenden Körperichaften gejeßt 
bat, in dem Vertrauen, daß die Lüde, welche die Negierung in 
ihre eigenen Einnahmen ri, um den Wohlitand zu Fördern und 
den Verkehr zu erleichtern, bereitwillig durch neu bewilligte Steuern 
gedeckt werden würde. Es ift in der Denktichrift nachgewiejen, 
daß im Deficit etwa 5 Millionen und etwas darüber jolche Ein- 
nahmeausfälle find, welche die Negierung der Erleichterung des 
Verkehrs freiwillig geopfert hat. Es lag ihr die Hoffnung nabe, 
daß gerade dieje Einnahmeausfälle bereitwillig würden gededt 
werden, Ihon um die Negierung auf dem Wege der Verkehrs: 
erleichterungen nicht zu entmuthigen. Sie haben fie dennoch ent- 
muthigt, die Ausfälle find nicht gedeckt worden. Die erbetenen 
Einnahmen von Tabat und Petroleum find mit entjcheidender 


*) &, 1038a. 
’) Abg. v. Bennigjen (StB. 1034b—1035 a). 
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Beihilfe der norddeutschen Abgeordneten abgelehnt worden !); durd) 
fie und in der, wie die That erweilt, trügeriihen Hoffnung einer 
Befferung des Verkehrs glaubte die Regierung diefes Defteit von 
5 Millionen deden zu fönnen. 

Der zweite Theil des Defieits, welcher der Gegenwart an- 
gehört, over, vielleicht richtiger ausgevdrücdt, der Bergangenheit 
und der Zukunft, bejteht in etwa 24. Millionen, welche die Re= 
aierung wiederum aus, glaube ich, jehr achtbaren Motiven jich 
aufgebürdet hat, nämlich einmal, um für 24 Millionen Eifen- 
bahnen zu bauen, welche den allgemeinen Wünjchen des Landes 
entiprechen, ohne ihnen zu genügen; ein ander Mal, um mit 40 Mil- 
lionen dem Notbitande einer Provinz ?) die Abhilfe zu gewähren, 
welche von den Umständen jowohl, wie von den Betheiligten in 
gebieteriicher Weile gefordert wurde. Die GContrahirung diejer 
Anleihen wird eine weitere Ausgabe von 22 Millionen noth- 
wendig machen, aus der Sie gewiß der Negierung und der Finanz: 
verwaltung feinen Vorwurf machen fönnen. Auch diefer Auf: 
wand bat eine Entmuthiqung der Negierung im Gefolge, jolche 
Wege nicht wieder zu betreten, jo lange die bewilligenden Körper: 
ichaften ihr nicht die Bereitwilligfeit nachgewiejen haben, auch die 
Einnahmen zu gewähren, welche zur Dedung der dadurch ge- 
ichaffenen Ausgaben erforderlich find, umd wir werden Dies in zus 
fünftigen Fällen ad notam nehmen. 

Ein weiterer Theil des Deficits, wie er fi in der Denk- 
ichrift beziffert, betrifft num das Defteit der Zukunft, den Juwads 
su der Kluft zwijchen den Einnahmen und Ausgaben, der fich aus 
den Mindereinnahmen des vorigen Jahres ergibt, den man höher 
oder niederer beziffern fann, je nachdem man mehr oder weniger 
vojenfarbige Ausfichten in die Zukunft bat, und je nadhdem man 
bereit ift zu leichteren oder zu geprüfteren Anfchlägen. Jmmerbin 
wird es eine bedeutende Summe betragen, um welche die Durch: 
jchnittseinnahme der legten drei Jahre mit Nüdfiht auf die noto- 
riihen Mindereinnahmen des legten Jahres zurücgeblieben ift. 
Darüber fann ich den Herrn Vorredner leider beruhigen, daß aud) 


') Im Bollparlament von 1868. 
2) Dftpreußen. 
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in den bisher verlaufenen Monaten diejes jahres nur eine ganz 22. 5. 1869. 
unbedeutende, fait feine Bejlerung, ja theilweis Nüchchritte gegen 
die früheren Einnahmen fich gezeigt haben, und es jollen die amt- 
lihen Nachweife darüber, die vermißt jind!), wenn es verlangt 
wird, jehr gern noch nachgeliefert werden. Auch an diefem Theil 
des Deficits fanıı ich der preußischen Negierung feine Schuld geben. 
Daß eben ich ihn nicht früher gekannt babe, ijt einerjeits eine 
natürliche Folge der jelbitändigen Verantwortlichkeit der einzelnen 
Kefjorts im preußiichen Staate, welche Sie ja auf die Bundes- 
einrichtungen übertragen wollen, andererjeits eine natürliche Folge 
der Zeitentwidelung, welche erforderlich ift, um dem Finanzminifter 
die ziffermäßige und amtliche Unterlage für den vollitändigen 
Ueberblic aller Einnahmen und Ausgaben zu geben, einen WUeber- 
bli, welcher gewöhnlich im Monat Februar gewonnen zu werden 

pflegt, in feinem Jahre früher, und in diefem Jahre aus Gründen, 
welche der Herr Finanzminifter angedeutet hat, erit im März und 
April, alfo während der Neichstag jchon verfammelt war, ges 
wonnen werden Ffonnte. Daß an diefen Miinvereinnahmen die 
preußiiche Regierung feine Schuld trägt, jondern nur die DVer= 
bältnifje, gebt, glaube ich), aus der Natur diejer Mindereinnahmen 

“hervor. Sie bejtehen theils in dem Rücdjchlag der Erträge des 
induftriellen Gigenthums des Staates. 

Sn Zeiten, wo man den Friedenszuftand für unficher hält, 
wo”) der Verkehr darniever liegt, finden Tich jelbit in einem reichen 
und ficheren Lande wie England ähnliche Ericheinungen, und 
liefern ven jchlagenden Beweis, daß nicht, wie der Alba. 
Walded jagte, eine Erichöpfung des Neichthums die Urjache des 
Zurüdbleibens der Steuererträge it, jondern eben nur Die 
Stodungen des Verkehrs. Dieje Stodungen haben veranlaft, daß 
die Erzeugnijje der indujtriellen Gtabliijements, welche dem Staate 
gehören, und der Bergwerfe, welche er für jeine Nechnung be- 
treibt, weniger Abnehmer gefunden haben und nicht gefauft worden 
find — daß auf den Staatsetienbahnen weniger Baljagiere und 


*) ©. 10386. 
)) Der Abg. v. Bennigjen bemängelte, daß in der Dentichrift des 
Ninanzminifters die Ergebnifje des erjten Quartals von 1869 nicht eingeitellt 
* worden jeien (StB. 1035a). 
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weniger Güter befördert worden find, daß aus den Staatsforjten 
weniger Bauholz wegen mangelnder Bauten und weniger Brenn 
bolz wegen jtodenden Handels verfauft worden it. Für alles 
das Fonnte die preußiiche Finanzverwaltung feine Abhilfe haben, 
fie fann dem nicht vorbeugen, und ich glaube nicht, daß die ziem- 
lich harten Vorwürfe, welche dem preußischen Herrn Finanzminifter 
von jener Seite 
(linfs) 

gemacht worden jind, Angefichts der von mir angeführten That- 
jachen berechtigt gefunden werden fünnen. Diejes thatfächlich vor- 
handene Deftcit verlangen Sie nun, ehe Sie zu der Abhilfe Etwas 
bewilligen wollen, noch näher nachgewiejen. Sie tadeln die 
Steuern im Einzelnen und werfen den Vorlagen vor, fie jeien 
eilig gearbeitet. Wo joll denn aber die Zeit, nicht eilig zu ar- 
beiten, für die Minifter herkommen? Seit Anfang December (bis 
dahin war ich durch Krankheit genöthigt, auf Urlaub zu fein) 
glaube ih, daß nicht ein einziger Tag vergangen ift, wo ich mid 
nicht in der Mitte einer deliberivenden VBerfammlung befunden 
babe und genöthigt war, in ihr zu bleiben, mochte es das Abge- 
oronetenhaus, das Herrenhaus, das Staatsminifterium, der Zoll 
bundesratb, der Bundesratb des Norddeutichen Bundes oder Diejes 
hohe Haus jein — ich glaube, daß buchjtäblich fein Tag ver- 
gangen tit, am welchem ich nicht in vieler Weife in Anfpruch ge= 
nommen worden wäre. Daneben babe ich laufende Gejchäfte zu 
bejorgen, ebenjo jeder andere Miniiter. 

Wenn der Herr Ainanzminiter jeinerfeits den ganzen Winter 
hindurch mit einem großen Theile jeiner tüchtigiten Mitarbeiter, 
welche als Commifjarien fungiven, genötbigt it, den Verband: 
lungen des Yandtags beizuwohnen, wenn er für collegialifche Be- 
vathungen faum Zeit und Gemüthsruhe gewinnen fann, jo lange 
der Yandtag verfammelt ift — wo jollen da die Arbeitskräfte zu 
einer langen Vorbereitung und zu vollendeter Crmwägung aller 
Seiten der Vorlagen herkommen? Wenn ein Schaden Tich jo 
plöglich declarirt wie”) diejer, jo glaube ich, ift e& eine. ganz außer: 
ordentliche Yeiltung unferer in jo hohem Grade durchgebilveten 


*, StB.; als. 
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Beamten, dab fie diefe Gejegesvorlagen in jo kurzer Zeit haben 
beritellen fünnen. Sie jollten dies meines Gracdhtens mit Dant 
anerfennen, anjtatt jede Einzelheit zu bemäfeln. Es it ja er: 
ftaunlich leicht, dem Steuerzahler zu jagen: „hr zahlt zu viel“ 
und wie bereitwillig glaubt dies derjenige, welchen die Steuer 
gerade trifft! Namentlich jede neue Steuer hat etwas erjtaunlic 
Ungemütbhliches für denjenigen, welcher jte zahlen oder auch nur 
auslegen Toll. EEE 
(Heiterfett. ) 

An dieje Gefühle zu appelliven it jo leicht, daß es gar nicht 
verjucht werden jollte. Daß jede einzelne von allen diejen ver: 
icehiedenen Steuern an jolchen Fehlern laborire,. welche diejelbe 
ganz unannehmbar machen, und daß dieje Fehler auch durch fein 
Amendement (es it dies von feiner Seite verfucht worden) heraus- 
 gebejjert werden könnten, das fan ich mir nicht denken. ch bin 
bei Ablehnung aller genöthigt, ein principielles parti pris voraus- 
zujeßen, welches dahin geht, Steuern entweder gar nicht zu be= 
willigen oder doch jeßt noch nicht. Ob nun wirklich) die Zeit nod) 
nicht gefommen it, wo Sie diejelben zu bewilligen hätten, das zu 
 beurtheilen und zu ermeijen, hängt ja ganz von „shnen ab. 3 

bedarf als Bundesfanzler, wie ich Jhnen jchon auseinander: 
geießt habe, von shnen fein Geld. Auf dem Gebiete des Bundes 
it der Bedarf gededt, aber ich bevarf als preußiicher Minifter- 
präfident, um meiner Verantwortlichfeit gegenüber dem preußiichen 
Landtage nachzufommen, des Nachweiles, daß ich verjucht habe, 
dureh andere Mittel, als durch diejenigen, welche wir dort allein 
zu unjerer Dispofttion haben, Geld zu befommen für die noth- 
wendigen Bedürfniiie des Staates. ch bedarf aljo entweder 
Ihrer Bewilligung oder Ihrer Quittung, da Sie Nichts bewilligen 
wollen, um mich mit diefer Quittung vor dem Breußifchen Yand- 
tage zu legitimiren. Hätte ich den Verfuh unterlajen”), mir 
Eines von beiden zu verichaften, jo würde ich glauben, mich dem 
Preußifchen Yandtage gegenüber verantwortlich zu machen und mid) 
dem gerechten Worwurfe auszujegen: Wie habt hr am Bunde, 
welcher die leichter zu tragenden Steuern unter jeinem Berichlus 


*) ©. 1039a. 
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bat, es unterlafjen fünnen, wenigitens zu verfuchen, uns der Cala- 
mität zu überheben, welche in der Alternative liegt, nun entweder 
auf mügliche Ausgaben”) zu verzichten oder die Mittel dazu mit 
jehr jchweren Opfern zu erfaufen! 

sc habe, da meine Hoffnungen auf irgend eine Bewilligung 
hier wejentlich geihwunden jind, wenigitens für meine Pflicht ge- 
halten, das Facıt zu ziehen, daß wir uns aufrichtig und ehrlich 
bemüht haben, das fehlende Geld von Ihnen zu befommen und 
daß wir von shnen auf unfere Forderungen zum Theil jehr an 
Iprechende Abhandlungen über Verfajungsfragen, zum Theil ge= 
vechte, zum Theil meines Grachtens nicht immer gerechte Kritifen 
ver einzelnen Steuervorlagen und der Thätigfeit des Herrn Finanz: 
minilters erhalten haben, nicht aber jo viel an Geld, daß man 
einen gültigen Sous daraus jchlagen föünnte. Dieje bevauerliche 
Ueberzeugung nehme ih mit. Aus feiner der bisherigen Neden 
habe ich irgend einen pofitiven Vorichlag entnehmen fünnen, wie 
augenblicklich anders als durch unfere Vorlagen Geld zu bejchaffen 
wäre, nur allgemeine Hinwetlungen auf zu machende Erjparnifie; 
wo diefe im preußiichen Haushalte oder im Bundeshaushalte ge 
macht werden Fönnen, darüber find mir feine Andeutungen ges 
geben worden, mit der alleinigen Ausnahme des Militäretats, auf 
ven noch heute zuricgefommen it). Sc habe Ichon geitern ge= 
jagt, daß der Mülitäretat gejeglich und verfafiungsmäßig feititebt, 
unbedingt noch für einige Jahre”). Sie werden mir jagen: mit 
allfeitigem autem Willen läßt ftch viefes Schloß löjen. Abgejehen 
davon, ob eine alljeitige Bereitwilligfeit dazu vorhanden ift, it 
dDiefe Krage doch wejentlih eine mehr politifche als financielle. 
Man hat — ich alaube, e$ war der zweite Herr Redner, der heute 
Iprach *) — zurücgegriffen auf das wohlfeile Wahlprogramnm von 
1560 ber: zweijährige Dienftzeit. um, meine Herren, thatlächlich 


StB.: Ausgabe. 

Bom Abdg. Dehmichen. 

?) Bis 1870. 

») Der Abg. Dehmichen: „Früher habe ich mir einmal erlaubt, darauf 
hinzudeuten, daß viele Millionen eripart und indirect noch mehr Millionen ge- 
wonnen werden würden, wenn man fich entjchliegen fünnte, von einer drei- 
jährigen auf eine zweijährige BVräfenzzeit des Militärs überzugehen. Ich wurde 
damals in diefem Haufe verhöhnt... .” (StB. 1025b). 


1 
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it in dem größten Theile der norddeutichen Armee heute jchen 
eine 2Y,jährige Dienitzeit in Uebung, indem mit den bisherigen 
Bewilligungen für die Armee, mit dem eifernen Budget für die 
jelbe nur dann gereicht werden fann, wenn jo jtarfe Beurlaubungen 
eintreten, daß die Dienstzeit thatlächlih auf 242 Nahre zurüd- 
gejehraubt wird. Bei dem Nothitande, in dem fich die Militär: 
‚verwaltung befindet, gegenüber den Bedürfniffen, welche die Ver: 
vollfommnung der Geihüge bei allen fortificatoriichen Arbeiten 
verlangt, und welche bei Bemejjung des eijernen Budgets nicht 
berüdjichtigt worden find, fünnen Sie mit Sicherheit darauf 
rechnen, die Militärverwaltung würde jchon aus eigenem An= 
triebe auf eine zweijährige Dienstzeit zurücdgreifen, wenn fie Dies 
mit ihrer Berantwortlichteit für die Sicherheit des Landes ver- 
träglich bielte. 

SH babe jchon geitern angedeutet), meine Herren, daß ich 
es wirklich hart finde, von Jemandem zu verlangen, er joll die 
Staatsgeichäfte fortführen — und ich glaube, Sie muthen mir 
das zu — umd ihm dabei die Mittel, das zu fönnen, zu verwei- 
gern. Sch babe jchon geitern gejagt, dieje thatlächliche Kritik, die 
Sie durch Abjchneiden der unentbehrlichen Negterungsmittel be- 
“treiben, find Sie nur dann zu üben berechtigt, wenn Sie bereit 
find, meine Stelle einzunehmen und mit den Mitteln, weldhe Sie 
mir gegenüber für ausreichend erklären, jelbit die Gejchäfte weiter 
zu führen?). Dann, meine Herren, wenn Sie bier an diejer 
Stelle jtehen, dann will ich den von „shnen jehen, der den Muth 
haben wird, die Werantwortlichkeit für die Entwaffnung des Yandes 
in diefem Augenblide zu übernehmen und das Volf der Bürgichaft 
des Friedens zu berauben, welche in jeiner eigenen Stärke liegt. 
Es ift in einem anderen Yande von amtlicher Stelle aus”) gejagt 
worden: der Friede Europas beruhe auf dem Degen Kranfreichs. 
Ih beziehe mich ausprüdlich auf diefe Neußerung, um feine eigene 
auf einem Gebiete zu thun, auf dem ich jehr ungern Tpreche; aber 
daß diejelbe Neuerung auf jeden Staat anwendbar ift, daß jeder 
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Staat, dem jeine Ehre und Unabhängigkeit lieb it, jich bewußt 
jein muß, daß jein Friede und feine Sicherheit auf jeinem 
eigenen Degen beruht — ich glaube, meine Herren, darüber 
werden wir Alle einig jein. 

(Bravo! rechts.) 

Die Frage, wie der Degen beichaffen jein muß und wie viel 
er fojten darf, die fann ich doc unmöglich dem ciwiliitiichen Ele- 
mente”) allein zur Beantwortung überlaffen; darüber mögen Sie 
einer jo gewiegten und anerfannten Autorität wie der preußifchen 
Militärverwaltung, einer jo patriotifchen und jparjamen Autorität, 
doch auch ein gewilles Urtheil beilegen. Jh möchte Sie alfo bitten, 
mir diefe Anweilung auf eine Eriparung im Militäretat doch nicht 
als eine jolche anzurechnen, auf die ich ernithafter Weife zurüds- 
reifen fann. Das ijt meines Erachtens eines von den Ausfunfts- 
mitteln, die das einfache „ch will nicht” in jeder vorfommenden 
Sache verichleiern, daß man eben jagt: ich will es angebrachter- 
maßen nicht; — ich würde es wollen, wenn es anders wäre —, 
oder daß man Einem eine Anweifung gibt, die am Nimmermehrs- 
tag fällig wird. Und ich fann mir nicht anders helfen, als nod)- 
mals an shren — nicht Patriotismus, jondern an ‘hr Billigfeits- 
gefühl zu appelliven, mit der Bitte, fich wenigjtens das klar zu 
machen, daß nicht der preußifchen Negierung die Verantwortung 
für die Situation zufällt, in welcher fie im nächiten Herbite dem 
Preußiichen Yandtage gegenüberitehen wird, und mir das Zeugnif 
zu geben, daß ich ehrlich dafür gefämpft habe, Geld von hnen 
zu erlangen, und mir diefes Zeugniß auch im Preußiichen Land: 
tage von Seiten Derer, die dort fißen werden, nicht verjagen zu 
wollen. Der Herr Borredner hat jchon angedeutet, daß der Preufi- 
Ihe Yandtag in Ddiefem Jahre ja früher berufen werden fünnte, 
als jont; ich bin damit jehr einverftanden und ich bin ftark in 
Berfuhung, vorzuichlagen, ihn jofort zu berufen. Es ift eine 
Ichwere Berantwortung, die wir übernehmen, wenn wir in dem 
Zustande, den wir hnen nachgewiejfen haben, auch nur jechs Mo- 
nate bis zum Ende Diejes Jahres verharren wollten, ohne den 
Yandtag zu rufen. Es wird vielleicht nothwendig werden, aud) 
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den Neichstag im diefem „jahre nochmals zu berufen. .ych fann 
dem Allen heut nicht vorgreifen; denn die heut vorliegende Wabhr- 
icheinlichkeit, daß Sie alle Bewilligungen ablehnen, auch jedes 
mögliche Compromiß ablehnen, im Princip ablehnen, jet mich 
in eine jo unerwartete und jo wenig vorausberechnete Lage, dah 
ih über die Entichließungen, die in diejer Nichtung von Seiten 
des Präfiviums werden gefaßt werden, noch nicht unterrichtet bin, 
nur einftweilen die Möglichkeiten, innerhalb deren fie gefaßt werden 
fünnen, anzudeuten vermag, aber ihnen feine bejtimmte Neuße- 
rung, feine bejtimmte Zufage darüber machen fannı. Was wir 
dem Preußiichen Yandtage, wenn wir ihn bald berufen, vorlegen 
jollen, das werden ja allerdings auch wieder nur übereilte Vor: 
lagen jein, da wird man wieder jagen: warum wird uns etwas jo 
in der Halt Gearbeitetes vorgelegt? ES werden diejelben Kritiken 
jih darüber geltend machen. Nun, meine Herren — ultra posse 
nemo obligatur!); wir können fein Geld machen ohne hre Hilfe, 
wir fönnen es verfafjungsmäßig nicht machen; wollen Sie dem 
Lande die Mittel verweigern, deren das Wolf bedarf, um jeine 
eigenen Gejchäfte fortgeführt zu jehen, dann, meine Herren, will 
ich nicht jagen, Sie jcehädigen die Verfaffung, jondern Sie jehädigen 
"das Wolf, welches Sie vertreten, und ob Sie von jemandem, der 
fih mit Pilichttreue dem harten Gejchäfte bingibt, welches Sie mir 
zumuthen, wirklich verlangen fünnen, jeine Stellung im preußiichen 
Minifterium beizubehalten, das überlafje ich Jhnen, fich Telbit zu 
beantworten. 
(Bravo! rechts.) 

Der Abg. Yoewe berührte in jeiner langen Nede die Aeußerungen, 
welche der Kanzler in feiner Nede vom 21. Mat über den Barlamen-: 
tarismus gethan hatte, — freilich nicht, ohne fie für feinen Angriff auf 
den Bundeskanzler zurecht zu fchieben. Nacı ihm hatte Graf Bismard 
jih dahin ausgejprochen, da der Parlamentarismus eigentlich ganz un- 
praftiih jei und daß es ein großes Unglüd fein würde, wenn der 
Reihstag parlamentarische Entjcheidungen zur Geltung zu bringen ver: 
möchte. Zu einer Kritif des Parlamentarismus habe der Bundeskanzler 
faum einen übleren Moment auswählen fönnen, denn niemals habe der 


Abjolutismus das Volk fortgefegt fo mit neuen Steuern belaftet, wie man 
es jett mit Hilfe der Volfsrepräfentation zu thun beabfichtige. Die 


") Ueber jein Vermögen hinaus übernimmt Niemand eine Verpflichtung. 
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Beredtjamteit einzelner Abgeordneten jei an den Beichlüffen des Neichs- 
tags über Geldbewilligungen weniger Schuld aewejen, als die für die 
Majorität überzeugenden Ausführungen des Bundesfanzlers und des 
Sinanzmimiiters. Zum Schluß erklärte er, daß er für das VBroviforium, 
in welchem jtch die Bundesverfafjung bislang befinde, niemals neue 
Steuern bemwilligen werde; dazu fünne er jich erit entichliefen, wenn 
damit eine Reform der bejtehenden Steuern verbunden werde, am aller- 
wentgjten aber werde er indirecte Steuern bewilligen, wenn die Reform 
nicht in der Befeitigung der chweriten das Volk belaftenden GConfum- 
ttonsiteuern beitehe. Für die Dedung des Deficits aber fannte er 
nur einen Weg: Griparnifie im Militäretat. Graf Bismard er: 
widerte ihm*): 

Der Herr Vorredner jcheint fich durch das, was ich geitern 
über die ftegreiche Gewalt der Beredtfamfeit gefagt habe!), vorzugs- 
weile perjönlich getroffen zu fühlen. 

(Heiterfeit.) 

Er hätte meines Erachtens in der That nicht nöthig gehabt, den 
ausgezeichneten Gaben, die ihm in diejer Beziehung zu Theil ge- 
worden find, dadurch zu Hilfe zu fommen, daß er zu tief in das 
Element, was ich als unentbehrlich für einen guten Nedner hielt, 
in das der Dichtung bineingriff; invefien hat er es nicht ver- 
ihmäht, indem er mir Neußerungen andichtete, die ich nie in 
meinem Leben, am allerwenigiten geitern gethan habe. Sch appellire 
an das ganze Auditorium, ob ich mich in eine Kritif, am aller: 
wenigiten in eine böswillige, feindliche Kritif gegen den Parla- 
mentarismus eingelaffen habe. Es ift mir jogar gejagt worden, 
ich jei auf diefer Seite des Haufes 

(rechts) 
in einer jolhen Weile mißverjtanden worden, daß man geglaubt 
hätte, ich hätte mich zu aünitig, zu geneigt nah der Seite 

(lin£3) 
hin ausgeiproden. BR: 
3 (Heiterfeit.) 

sch darf den Heren Vorredner doch wohl darauf aufmerkffam 
machen, daß ich meine volle Bereitwilligkeit, die Richtigitellung des 
parlamentarischen Schwerpunftes in Verhandlung zu nehmen, jo: 


*) StB. 1048a. 
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bald es, abgejehen und unabhängig von einem Taufchgeichäft, ge= 
ichehen könnte, gejtern unummounden ausgejprochen habe !), und daß; 
ih in Allem, was ich bier in diefen Näumen und dem Neichstage 
jemals fundgegeben habe, niemals die Ueberzeugung, daß ich auf- 
richtig mit diefem conftitutionellen Syitem geben will, verleugnet 
babe und daß ich die Thatjache, daß ich jeinen Ausschreitungen — 
denn als“) jolche jehe ich fie noch heute an — an einem anderen 
Orte?) feit und dauerhaft entgegen getreten bin, damit vollftändig 
verträglich finde. ch habe, vielleicht vorgreifend, auf die Schwierig- 
feiten aufmerfjam gemacht, die es hat, die parlamentarische Ge- 
walt zu jtark zu machen, ich glaube, ich jagte, ein zu jtarfes Maß 
von Einfluß in das Parlament zu legen. Bon da ab bis zur 
Abjchaffung des Parlamentarismus, Bekämpfung, Kritif ift doch 
wohl noch ein jehr weiter Schritt. ch babe dabei auf die Be- 
denken, die es haben fünnte, aufmerffam gemacht und habe die 
Befürchtung ausgejprochen, dergleichen fünne uns zu einem Dilet- 
tantismus in der Bolitit Führen, indem einer Berfammlung, die 
durhichnittlih nur vier Monate im jahre — und jo lange it 
ungefähr der Breußifche Yandtag, von dem ich in eriter Yinie 
iprach, verfammelt — verjammelt wäre, indem der die Kontinuität 
der Gejchäfte verloren ginge und fie nothwendig auf ein gemwiljes 
jporadifches, Durch die augenblidlihen Gelüfte und Berähigungen 
bedingtes Eingreifen in die Gejchäfte angewiejen fein würde. Das 
würde ich Dilettantismus zu nennen mich für berechtigt halten. 
Diejer Gefahr würden wir meines Gractens entgegengehen, wenn 
wir zu ftark den Schwerpunkt, wie das bisher nicht der Fall, in 
das Parlament legten. ch babe zu dem Billigfeitsgefühl und 
dem Wohlwollen des Herin Worredners das Zutrauen, daß er 
meine Nede von geitern noch einmal durchlefen wird, das darf ich 
als einen Zoll der Achtung von ihm verlangen, damit er ich jelbit 
überzeuge, daß er mir heute Unrecht gethan hat. 

Der Herr Norredner it auf die Militärfache zurüdgefommen 
und auf Eriparnijje darin und hat mit jeinem ceterum censeo ') 


©. 1048b. 
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2) Im PBreufifhen Abgeordnetenhauje zur Zeit des Conflicts. 

°®) Das Citat lautet vollftändig: Ceterum censeo Carthaginem esse 
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in diefer Beziehung die Tribüne verlaffen. ch würde die Bürg- 
jchaft, die der Herr Vorredner bei Verminderung unferer Wehr: 
fraft verjönlich für die Sicherheit zu übernehmen bereit jchien!), 
meinerjeits acceptiren, wenn ich glaubte, daß eine jtegreiche feind- 
liche Armee an der Grenze durch die Macht der Beredtjamfeit auf- 
gehalten werden Fünnte. 

ö (Heiterfeit.) 

sh babe von dergleichen gehört bei einer Bedrohung von 
om dereinft, aber e8 waren jehr uncivilifirte Völferichaften, die 
jich jo wohlfeil abführen ließen?). 

Heiterkeit.) 

Sch muß doch wiederholt davor warnen, im Publicum die 
Meinung zu verbreiten, daß die Ausgaben für die Armee un- 
productive Ausgaben jeien, und ich bin überzeugt, die Herren 
würden an diefem Bau nicht jo oft rütteln, wenn fie nicht ganz 
jicher wären, daß fie ihn nicht einreißen. Unproductiv in dent: 
jelben Maße wie die Armee find etwa Damme, die eine Wiede- 
rung vor Meberfchwemmung jehüßen. Die Koften daran zu jparen, 
fann jehr theuer werden. Die Koften, die wir an der Armee 
iparen, indem wir etwa von einer 2Ysjährigen Dienftzeit auf eine 
zweijährige zurüdigehen — der Herr Vorredner hat jelbit zugegeben, 
es fünnten dabei im Anfang Unfälle vorfommen — dieje anfäng= 
lihen Unfälle fönnten allein jchon viel mehr fojten, als langjährige 
Griparnijje einbringen. Führten dieje Unfälle aber gar zu der Er- 
hebung von Kriegscontributionen, meine Herren, die möchten doc) 


delendam, d. h.: Uebrigens bin ich der Meinung, das Carthago zerjtört werden 
müfle, Ausipruc des älteren Gato. Ein „Ceterum censeo* tft aljo eine un> 
abänderlich fejtitehende Anficht. 

) Der Abg. Loewe jagte u.4.: „In einem Yande, das jeit zwei Gene- 
rationen unjer Militäriyftem hat, das jeit zwei Generationen militärijch gedrillt 
it... ., in einem folhen Xande kann man die Armee vermindern, fann man die 
fogenannte Entwaffnung eintreten lajien, und die Welt weiß, daß damit dem 
Wolf die Zähne nicht ausgebrochen find, in einem folchen Yande Ffann man die 
Armee vermindern, und Curopa weiß, daß wir immer in jedem gegebenen 
Augenblide die größte Armee auf die Beine bringen fünnen, und daß, welche 
Unfälle uns auch im Anfange begegnen follten, wir fiegreich aus-jedem Kampfe 
hervorgehen werden” (StB. 1045 b). 

°) Anfpielung auf die Erzählung, daß Attila fi dur) die Warnungen 
des Vapjtes Leo I. von einem Zuge gegen Nom habe abhalten lajjen. 
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ganz anders. ausfallen als diejer „unerträgliche Steuerdrud”, der 
jeßt auf dem Volke lajtet. Deshalb meine ich, daß die Armee 
als etwas Unproductives hier mit Umvecht betrachtet wird. Ge- 
trade wie ein Dab vor dem Wetter Ichüst, ein Deich vor der 
Veberfhwemmung, jo jehüßt auch 'unjere Armee unfere Produc- 
tivität in ihrem ganzen Umfange. 

Da ich einmal das Wort babe, jo erlaube ich mir auch noc) 
eine perjönliche Bemerkung bier vorweg zu nehmen dadurd), daR 
ich mich verwahre gegen alle Solidarität mit irgend einem Zeitungs= 
artitel, jelbjt mit dem Staatsanzeiger '). Obwohl ich für den 
legteren die rechtliche Verantwortlichkeit nicht ablehnen kann, jo 
(ehne ich doch die persönliche Verantwortlichkeit ab. ch bin 
außer Stande, irgend eine Zeitung jelbit zu -Ichreiben oder zu 
cenliren, ich bin jelbjt meift außer Stande, überhaupt eine Zeitung 
zu lefen, meine Mittel erlauben mir das nicht ?); 

(Heiterkeit. ) 
es ift aber eine Zumuthung, die von vollftändiger Unbetanntichaft 
mit den Berhältniffen zeugt, wenn man eine Negierung”) für Alles 
verantwortlich macht, was in einem Blatte fteht, welches mitunter 
oder — jo oft jes verlangt wird, es wird aber nicht alle Tage 
‚verlangt — einen Artikel der Regierung aufnimmt. Dieje That- 
jache reicht hin, um dem Blatte den Charakter eines offteiöjen zu 
verichaffen. Will die Regierung fich verantwortlid machen für 
Alles, was in dem Blatte jteht, dann muß fie das Blatt jelbit 
tedigiren, und dann wird es ebenjo langweilig, wie der Staats- 
N (Heiterkeit. 
und wie manche andere entjchlafene Blätter der früheren offteiöfen 
Zeit das befunden. Friedrich der Große hatte das Sprichwort 
„Gazetten dürfen nicht genirt werden“ ’); ich bitte, dDiejes Brivilegium 


*) ©. 1049a. 

') Herr v. Bennigjen beflagte jich bitter über die Sprade, welde in 
Organen, die man allgemein für officiöfe Organe der Negierung anjehe, gegen 
die Nationalliberalen erhoben würde, als juchten fie revolutionär die preußi- 
ihen und deutjchen Verhältnifje zu ruiniren (StB. 1036 a). 

?) „Meine Mittel erlauben mir das“ ift ein geflügeltes Wort, das aus 
Naeders Rofje: Der artefiihe Brunnen (1860) heritammt 

°) Das Wort Friedrichs: „Gazetten müfjen nicht genirt werden”, ift be- 
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doh auch den offteiöfen Blättern bis zu einem gewifjen Grade 
zufommen zu lafjen. Die Regierung fann ihre Spalten nicht 
füllen, jie muß das der Vhantafte ihrer Iedacteure überlajjen und 
die Verantwortlichkeit dafür ablehnen, namentlich aber ich perjön- 
ih. Ih glaube nicht, daß Einer von Jhnen, meine Herren, die 
Zeit hat, Zeitungen in der Weile zu jchreiben — wenn er fie 
auch mitunter vielleicht mit wohlwollenden Beiträgen unterjtüßt —, 
daß er für den ganzen Inhalt eines Blattes verantwortlich zu 
machen wäre, und ich bitte zu glauben: jo viel der Bejchäftigtite 
von Ahnen zu thun hat, jo viel habe ich auch zu thun. 

Der Reichstag unterzog die Steuervorlagen, ohne jte erjt einer 
Commiffion zu überweifen, am 29. und 31. Mat und 1. Sunt der ver: 
faffungsmäßigen zweiten Berathung, an welcher ji) der Bundesfanzler 
nicht mehr perjönlich betheiligte. Bei der Abjtimmung wurden $ 1 des 
Gefegentwurfs, betreffend die Beiteuerung der Schlußjcheine, mit 128 
gegen 73, die übrigen VBaragraphen mit großer Mehrheit, der Geje: 
entwurf, betreffend die Beiteuerung des Braumalzes, mit 152 gegen 48 
Stimmen abgelehnt. 


sn der 


56. Sißuna des Reichstags des Norddeutichen Bundes 
Montag 21. Juni 1869 
nahm Graf Bismard das Wort zu folgender Mittheilung“): 

Sch habe die Ehre, den Reichstag zu benachrichtigen, dab Se. 
Majeität der König von PVreußen beabfichtigt, morgen im biefigen 
Schlofje die diesjährigen Sigungen des Neichstags zu Tchließen, 
und zwar im unmittelbaren Anjchlujje an ven Schluß der Sigungen 
des Zollparlamente. 


zeugt durch einen Brief des Cabinetsminifters Grafen Vodewils vom 5. Juni 
1740 an Minifter v. Thulmeyer, dem darin der Wille des Königs mitgetheilt 
wird, dem Nedacteur der Berliner Zeitung unbejchräntte Freiheit zu laffen, in 
dem Artikel „Berlin“ von demjenigen, „was anito hier vorgeht, zu jchreiben, 
was er will, ohne dab er cenfirt werde”. „Sch nahm mir zwar die Freiheit,” 
fährt Bodewils fort, „darauf zu regeriren, daß der ***Hof über diejes sujet 
jehr pointilleux jei. Se. Majejtät erwiderten aber, daß Gazetten, wenn 
fie interejjant fein jollten, nit genirt werden müßten“, vgl. Bücdh- 
mann, geflügelte Worte (17. Aufl.) S. 420. 
*) StB. 1340a. 
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ch beehre mich, dem Neichstage die hierüber jprechende König- 
liche Botichaft vorzulejen. 
(Das Haus erhebt jich.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c., 
thun fund und fügen hiermit zu wiljen, da Wir beabfichti- 
gen, gemäß Art. 12 der Verfafjungsurtunde des Norodeutjchen 
Bundes die gegenwärtigen Sißungen des Neichstags des 
Norodeutihen Bundes am Dienitag den 22.0. M. im Namen 
der verbündeten Regierungen zu jchließen. | 

Wir fordern demnach den Reichstag des Norodeutichen 
Bundes hierdurch auf, zu diefem ZJwede an dem gedachten 
Tage um 3 Uhr Nachmittags im Weißen Saale Unferes 
Refivenzichlojjes in Berlin zufammenzutreten. 

Gegeben Berlin, den 21. Juni 1869. 

Wilhelm. 
gegengez. v. Bismard-Schönhaujen. 
So erlaube mir, die Botichaft dem Heren Bräftivdenten zu 
überreichen. 


Der Schluß des Reichstags erfolgte demnach in der 
Schlußhßung des Reichstags des Norddentlchen Bundes 


Dienjtag 22. Juni 1869 
mit folgender Thronrede des Königs *): 
Geehrte Herren vom KReichstage des Norddeutichen Bundes ! 

Sie ftehen am Schluffe einer Seffion voll angeftrengter 
Thätigfeit, deren Ergebnifjfe für die Fortbildung der Bundes- 
verhältniffe und für die Entwidelung der Wohlfahrt Norddeutich- 
lands jegensreich jein werden. 

Durh das Wahlgejeg für den Neichstag it die Bildung der 
Volfsvertretung des Norddeutichen Bundes auf der Grundlage der 
Verfajlung endgültig und gleichmäßig geregelt. 

Der Entwurf einer Gewerbeordnung it von Ahnen mit dev 
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eingehenden Sorgfalt berathen worden, welche der Wichtigkeit und 
Bieljeitigfeit jeines Inhalts entiprac). Nachdem der Bundesrath 
shren Entiehlüffen jeine Zuftimmung ertheilt bat, it durch all- 
jeitiges Entgegenfommen in den zahlreichen Einzelheiten, welche zu 
Meinungsverschtevdenheiten Veranlafjung geben fonnten, ein MWerf 
zu Stande gebracht, welches der freien Bewegung gewerblicher 
Ihätigfeit neue, und der gejammten Bevölkerung des Bundes: 
gebietes gemeinfame Bahnen eröffnet. 

Die Mebereinftimmung der Heereseinrichtungen im Norddeut- 
ihen Bunde umd im Großherzogthbum Baden hat den Abjehluß 
eines Vertrages geitattet, welcher durch Herjtellung der militärischen 
‚steizügigfeit zahlreichen Angehörigen des Bundes jowie des Groß: 
berzogthums wejentliche Erleichterungen in der Erfüllung ihrer 
Wehrpflicht darbietet. 

Die von hnen genehmigten Boftverträge mit Schweden, den 
iederlanden, Stalien, dem Kirchenftaat und Rumänien bilden eine 
werthvolle Ergänzung der Verbejjerungen des internationalen Bojt- 
verfehrs, welche ih an die Reformen unjerer Portotare ange: 
ichlojien haben. 

Ebenjo find den mit talien und der Schweiz abgejchlofjenen 
Handelsverträgen die von shnen genehmigten Literar= und Gone 
jularconventionen ergänzend binzugetreten. 

Das Gejeß über die Bejchlagnahme der Arbeits md Dienft- 
Löhne hat in der von ‚shnen bejchlojjenen Fafjung die Zultimmung 
der verbündeten Regierungen erhalten. 

Das Gejeß über die Gewährung der Nechtshilfe bezeichnet 
einen entjcheivenden Schritt zur Erfüllung einer verfaffungsmäßigen 
Aufgabe des Bundes, deren vollftändige Löjung durch die Arbeiten 
zur Heritellung der”) gemeinfamen Civil- und Strafproceßordnung 
und des gemeinfamen Strafgejeßbuches eritrebt wird. 

Die Erhebung der deutjchen Wechjelordnung und des deutjchen 
Hanvelsgejebbuches zu Bundesgefegen und die Errichtung eines 
oberiten Gerichtshofes für Handelsfahen fichern die einheitliche 
‚jortentwidelung des den Bundesangehörigen früher jchon that- 
fächlich gemeinfamen Sandelsrechtes. In dem Oberhandelsgerichte 
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begrüße Jh zugleich eine Erweiterung der Bundeseinrichtungen, 
welche eine neue Bürgichaft dafür gewährt, daß der Norddeutiche 
Bund die gemeinfamen Snititutionen, deren er zur Erfüllung feiner 
nationalen Aufgaben bedarf, zu Ichaffen und auszubilden wohl be- 
fäbigt ift, wenn das bundestreue Zufammenwirten der Regierungen 
unter fi und mit der VBolfsvertretung von gegenjeitigem Ver- 
trauen getragen wird. 

Der aus Jhrer nitiative hervorgegangene Gejegentwurf, be= 
treffend die Gleichberechtigung der Eonfellionen in bürgerlicher und 
jtaatsbürgerlicher Beziehung, begegnete den übereinftinmenden Ab- 
jichten des Bundesraths und hat dejjen Zultimmung gefunden. 

Die Umwandlung der in einzelnen Bundesjtaaten beitehenden 
Stempelabgabe für Wechjel in eine Bundesiteuer vollendet durch 
Beleitigung der mehrfachen Belteuerung der im Bundesgebiete 
umlaufenden Wechjel die Einheitlichteit des Verkehrsgebietes und 
fichert ebenjfo wie das Gejeb über die Bortofreibeiten dem Bunde 
eine Steigerung jeiner eigenen Einnahmen. Beide Gejege bedingen 
aber eine der Erweiterung der Bundeseinnahmen aleichfommende 
Beihränfung der den Yandesfinanzen zu Gebote jtehenden Mittel 
und führen deshalb nicht zu einer wirffamen Grmäßiqung der 

tatricularbeiträge. Ueber anderweite, von den verbiümdeten Ne= 
gierungen zur Verminderung der Matricularbeiträge vorgeichlagene 
Mapregeln ift zu Meinem Bedauern eine Einigung nicht erzielt 
worden. Es wird daher zunächit den Yandesvertretungen die Auf- 
gabe zufallen, die Ausfälle, welche dur Ermäßigungen der Ab- 
gaben vom Verkehr entitanden find, durch Einjchränfung der Staats 
ausgaben oder durch Bewilligung jolcher Abgaben zu deden, ne 
der Gejeßgebung der Einzelitaaten unterliegen. 

Durch die Genehmigung des Bundeshaushaltsetats und Die 
Erweiterung der Marineanleihe haben Sie dem Bunde die zur 
Erfüllung jeiner Aufgabe im näcdhiten”) Jahre nöthigen Mittel 
gefichert und zugleich der Durchführung des Planes für die Ent- 
wicelung der Bundesmarine die financielle Gewäbrleiftung für die 
Zukunft gegeben. 

Bor wenigen Tagen war JH Zeuge der nahezu erreichten 
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Rollendung des eriten deutjchen Kriegshafens !), eines Denkmals, 
welches vor Europa die Thatkraft und Einficht befundet, mit welcher 
deuticher Fleiß in 13jährigem Kampfe den Elementen die Er: 
füllung einer großen nationalen Aufgabe abgerungen hat. Syn der 
(ebendigen und werkthätigen Theilnahme, mit welcher die Bevölfe- 
rung der deutjchen Küftengebiete die Entwidelung des Bundes in 
der Richtung unferer maritimen Synterefien begleitet und fördert, 
habe Jh mit freudiger Genugthuung den Ausdrud des nationalen 
Bewußtieins erfannt, welches mit wachlender Kraft alle Theile des 
gemeinfamen Waterlandes durchdringt und vie Keime, welche wir 
in der Bundesverfaffung gemeinschaftlich gelegt haben, zur Ent- 
widelung bringt. 

Gern gebe Jh Mich daher der Zuverficht hin, daß die ver: 
biindeten Regierungen in ihrem Streben nah Befeltigung und 
Rervollfommnung der gemeinfamen Cinrihtungen auch ferner die 
Ermuthigung finden werden, welche ihnen bisher die entgegenfom: 
mende Förderung ihrer Bemühungen von Seiten des Keichstags 
gewährt hat. 

Das einmütbige Zufammenwirfen der verbündeten Regierungen 
und der Volfsvertretung in der ihnen obliegenden gemeinfamen 
Arbeit an Deutichlands Wohlfahrt wird mit Gottes Hilfe auch 
ferner wie bisher die Zuverficht Stärken, mit welcher Deutjchland 
auf die Erhaltung und Befeftigung feines inneren wie äußeren 
Friedens rechnet. 

Sn diefer Zuverficht, meine Herren, jprehe Jh die Hoffnung 
aus, Sie im näditen Jahre, und zwar bald nach Beginn Ddeö= 
jelben, an diejer Stelle wieder zu begrüßen. 

Nah Beendigung der Nede erfolgte der Schluß des Reichstags 
durch den Bundesfanzler Graf Bismard mit den Worten: 

Im Namen der verbündeten Regierungen erkläre ich auf Aller: 
höchiten Präftdialbefehl den Neichstag des Nordveutihen Bundes 
für gejchloifen. 


'), Wilhelmshaven. 
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| Dentfhes Bollparlament. 


3, bis 22. Imni 1869. 


Dum zweiten Male verfammelte jich das Deutjche Zollparlament 
auf ven Ruf des Königs von Preußen Donnerjtag den 3. Junt 1869 
und wurde an, diefem Tage im Weiten Saale des Köntalichen Schlofies 
vom Präfiventen des Bundesfanzleramts, Wirkl. Geh. Nath Delbrüd, 
mit folgender Rede eröffnet *) 

Geehrte Herren vom Deutichen Zollparlamente! 

Se. Majeltät der König von Preußen haben mir den Auf: 
trag zu. ertheilen geruht, das Deutihe Zollparlament im Namen 
der zum Deutjchen Zoll und Handelsverein verbundenen Negie- 
rungen zu eröffnen. 


Seit**) Sie zum legten Male hier. verfammelt waren, it die 


‚Gejeggebung des Zollvereins in Meclenburg, in Lübed und in einem 
Theile des Gebietes von Hamburg in Wirkffamkeit getreten. Mit 
der nahe bevorjtehenden Einführung diejer Gejeggebung in anderen 
bamburgiichen und in einigen preußiichen Gebietstheilen wird die 
Abgrenzung des Zollgebietes für die nächjte Zukunft ihren Abjehluß 
erhalten. Der Verkehr mit dem Freihafengebiete Hamburgs bat 
jede, mit den vorhandenen Einrichtungen vereinbare Erleichterung 
erfahren und wird durch die bereits eingeleitete VBervolllommmung 
diefer Einrichtungen noch weitere Erleichterungen erhalten. Die 
Maßregeln, welche gegenüber diejen Erleichterungen zur Sicherung 
der gemeinschaftlichen Zollarenze im Freihafengebiete erforderlich 
find, bilden den Gegenitand einer Vorlage, welche Jhrer Berathung 
unterworfen werden wird. 

Dem in ver vorjährigen Seflton von hnen wie von den 
Vereinsregierungen anerkannten Bedürfniß einer dDurchareifenden 
n er 
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evifton der Zollgejeggebung joll ein neues VBereinszollgejeg ge- 
recht werden, deijen Entwurf Shnen vorgelegt werden wird. Diejer 
Entwurf will die Zollgejeßgebung jowohl materiell durch DVerein- 
fahung der Zollcontrolen und Erleichterung des Abfertigungs- 
verfahrens der ftattgefundenen Entwidelung des”) Werfehrs an- 
pafjen, als auch formell die in verichiedenen Gejeßen zerftreuten 
SONG überlichtlich zufammenfajjen. 

Der Entwurf eines Gejeßes über die Bejteuerung des Zuders 
joll, dem von Jhnen ausgeiprochenen Wunfche gemäß, die Zollfäße 
für den ausländischen Zuder ohne Rüchtcht auf dejjen Beitimmung 
zur Fabrication oder zum Verbrauch regeln und die Steuer vom 
inländischen Zuder in ein richtiges NVerhältniß zu diefen Zollfägen 


bringen. 
Die Nevifton des Paare. wird Wiederum einen 
Gegenitand Jhrer Berathungen bilden. Sp lebhaft die Vereins- 


vegierungen wünjchen, durch ee und Zollermäßigungen 
den Verkehr zu fürdern und den Verbrauch zu erleichtern, jo ge- 
bieterijch erheifcht die Nücficht auf den Staatshaushalt, die von 
jolchen Befreiungen und Ermäßigungen ungzertrennlichen Ausfälle 
in den Zolleinnahmen durch Erhöhung diejer Einnahmen bei anderen 
Gegenftänden auszugleichen. 

Ein Handels- und Zollvertrag mit der Schweiz wird Jhnen 
zur Zultimmung vorgelegt werden. Sie werden die Befriedigung 
theilen, mit welcher die Vereinsregierungen den Abjchluß der wieder: 
holt verjuchten Negelung der VBerkehrsverhältnifie zwiichen vem Zoll: 
verein und einem Nachbarlande begrüßt haben, welches "") durd) 
die mannigfachiten Beziehungen mit Deutjchland verbunden it. 

Ein Hanvdels- [und Schifffahrtsvertrag mit Japan, welcher 
‚ihnen vorgelegt werden wird, fichert die Nechte, welche ein früherer 
Vertrag nur an Preußen gewährte, dem Gejammtverein umd ver: 
heißt dem in erfreulicher Entwidelung begriffenen Verkehr mit 
diefem Lande weitere Erleichterungen. 

Die Aufgaben, zu deren Löjung Ihre Mitwirkung, geehrte 
Herren, in Anjpruch genommen wird, find wichtig und mannig- 
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faltig. Die Bereinsregierungen find gewiß, daß Sie an die Yöjung 
diefer Aufgaben mit dem Ernte und der Hingebung treten, welche 
die großen ihnen anvertrauten Sintereiien der Nation erheijchen, 
und daß Ihre Berathungen, getragen von dem Bewußtjein der 
Gemeinjamfeit der Anterefien, das Gefühl nationaler Gemeinschaft 
kräftigen werden. 

Und jo erkläre ih, im Namen der verbündeten Regierungen, 
auf Allerhöchiten Bräfivialbefehl das Rarlament des Deutjchen 
Bollvereins für eröffnet. 


11. Sißuna des Deutfchen Sollparlaments 


Montag 21. Juni 1869. 


Zu der Zulammenftellung des von dem Bundesrathe des Deutjchen 
Zollvereins vorgelegten Entwurfs eines Gejeges, betreffend die Ab- 
änderung des DVereinszolltarifs vom 1. Juli 1865, mit den bei der 
Borberathung über diefen Entwurf im Plenum gefaßten Bejchlüfien hatte 
der Abg. v. Blandenburg den Abänderungsantrag geitellt: 

In 8 1 aufzunehmen: | 

III. Mit einem Einganaszolle werden belegt: Mineralöle, roh und 
gereinigt, für den Gentner mit 15 Sar. oder 5212 Ar. 

Sn der 11. Sisung des Zollparlamentes fam auf den N 
der Abg. v. Hennig und Lejje diejer Antrag zur Discuffion. Der 
Abg. v. Dehmichen jpradh fi für die Ablehnung dejjelben aus, da 
die Beiteuerung des Petroleums den Armen härter treffe als den 
Mohlhabenden und darum geeignet fer, der joctaldemofratischen Aaita: 
tion ein neues Mittel zur Aufreizung der Mafien in die Hand zu 
geben; der Abg. Schleiden meinte, daß ein Petroleumzoll nur be- 
Ihlofjen werden dürfe, wenn den ärmeren Clafjen in anderer Weife, 
3. B. durch Ermäßigung der Salzjteuer, eine Erleichterung gewährt 
werde. Er vermißte eine Aeußerung Seitens des Zollbundesraths, ob 
wirklih für die verbündeten Negierungen der Petroleumzoll die con- 
ditio sine qua non jet, unter welder allein das Tarifgejeg in Wirf- 
jamfeit treten jolle, und jchlug vor, für den dur Ablehnung des 
PVetroleumzolls ausfallenden Steuerbetrag dem Bundesrat) dur Ab- 
lehnung der vom Bundesrath vorgeihlagenen Ermäßigung des Reis: 
zolles eine Entjhädigung anzubieten. Syn der nädjiten Sefjton werde 
man dann vielleicht in der Lage fein, den Neiszoll aanz zu bejeitigen. 
„Es ift ein anerfannter Sat, dab nothwendige Lebensbedürfnifie — 
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und zu Denen gehört heut zu Tage das Petroleum — nicht gerade 
die geeignetiten Steuerobjecte jind, jondern daß es diejenigen Conjum: 
ttonsartifel find, welche zwischen den nothwendigen Lebensbedürfniffen 
und den Lurusartifeln die Mitte halten”. Nach ihm jpradh der Vor: 
jigende im Bollbundesrathe, Graf Bismard*): 

Der Herr Vorredner hat den Wunjch ausgeiprochen, daß im 
Namen des Zollbundesraths eine Anficht beim Beginn der Sigung 
geäußert worden wäre, er hat fie vermißt. Sch bin nun zwar 
in diefem Augenblick nicht im Stande, im Namen des Zollbundes- 
vaths zu jprechen. Sie fünnen, meine Herren, vom Zollbundesrath 
nicht verlangen, daß er jeder Eventualität Jhrer Entichließungen 
mit einer eventuellen Nenderung der jeinigen zuvorfomme. Die 
Anträge des Zollbundesraths liegen |hnen vor in GSeftalt der von 
uns ausgegangenen Vorlagen. Wenn Sie an denjelben Nende- 
rungen bejchlofjen haben werden, dann wird der Moment gekommen 
jein für den Zollbundesrath, über diefe Aenderungen auch jeiner- 
jeits Beichluß zu fallen. Ich Fann daher heute nicht im Namen 


"des Zollbundesraths hier das Wort nehmen, jondern nur als Organ 


des Präfiviums die Anficht darlegen, nach welcher ich in diejer 
Eigenschaft zu verfahren entichlofjen bin und für meine PVflicht halte. 

sch glaube, daß unfere Zollgefeggebung fi nad) der Nich- 
tung bin ausbilden jollte, daß fie das ‚jDeal reiner Finanzzölle 
vielleicht nicht erreicht, aber ihm doch näher ftrebt. Ach nenne es 
ein „yoeal, weil es vielleicht thatlächlich unerreichbar jein wird. 
Dah diejes Näheritreben nicht in jähen Fortichritten erfolge, welche 
die durch die bisherige Gejegebung gepflegte und geichüste vater- 
ländijche mduftrie bloßitellen, dahin zu wirken ift unjere — Shre 
und des Bundesraths — gemeinschaftliche Aufgabe. Ach fannn mich 
nur dazu befennen, daß wir jener Nichtung überhaupt mit Schonung 
ver berechtigten ntereijen zuftreben. Wenn wir aber Finanzzölle **) 
vorbereiten wollen, jo müjjen wir uns die richtigen Gegens 
jtände fir diejelben ausjuchen, die für uns die befjeren find, und 
zu denen rechne ich unbedingt das Vetroleum primo loco. Es ift 
dies einer der Verbrauchögegenftände, welche nicht jo abjolut un- 
entbehrlich find wie Brot, Salz und Fleiich, die wir ja doch aud) 
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beiteuern, und welche einen jo ausgedehnten Verbrauch theils bereits 
haben, theils verjprehen, daß jehon eine mäßig darauf geleate 
Steuer einen erheblichen Ertrag in Ausficht itellt. Solche Gegen: 
ftände, die einen weit verbreiteten Verbrauch haben, und die doc) 
nicht jo abjolut nothwendig zur Eriftenz find, daß ihre Abwejenheit 
unmittelbar einen des Einjchreitens bedürftigen Nothitand erzeugen, 
die find meines Erachtens die eigentliche Unterlage für die Finanz: 
zölle. Jh habe an einer anderen Stelle!) andere genannt, aber 
das Betroleum gehört unzweifelhaft dazu. Site fünnen, meine 
Herren, die Frage, die Sie hier berathen, nicht loslöjen von dem 
Finanzwejen jämmtlicher deuticher Staaten und den Bedürfniffen 
der einzelnen Haushalte. Die Zollgefeßgebungen und die Gefeg- 
gebungen über die Steuern mühjen- nothwendig ineinandergreifen, 
und es ilt Aufgabe der Zölle, jih nicht bloß den Verfehrsbedürf- 
niljen anzubequemen, jondern von dem Verfehr einen Theil der 
Mittel zu erhalten, welcher die zollverbündeten Staaten zu ihrem 
Haushalte bedürfen. Jh werde jedes Mal von einem gewifjen 
Bedauern erariffen, daß wir nicht mit voller jachlicher Offenheit 
uns gegen einander ausjprechen, wenn ich aefühlvolle Klagen zu 
hören befomme über den armen Mann, der jein Betroleum, 
jein Nugenlicht, jeine Intelligenz, der jein Pfeifen 
Tabak beiteuert jeben joll, aus demjelben Munde, der jein 
Sa zur Befteuerung von Mehl, von Brot, unter Umjtänden von 
Feuerungsmaterial, von Fleiih und Salz ganz ohne Gemwiljens- 
bevdenfen auf Koften dejjelben armen Mannes ausjpricht. Meine 
Herren! Jh fanıı nicht leugnen, daß mir oft ein harter Ausdrud 
auf den Lippen jchwebt, wenn ich jolche Art von Klagen höre; 
ic) vermag dem Gedanfengange derjelben nicht zu folgen, und ich 
glaube, der gemeine Mann, für den Sie doch damit jorgen wollen, 
vermag es auch nicht. Ohne in die Debatte, der ich nicht bei- 
gewohnt habe, anders einzugreifen, als es durch Ddieje Erklärung 
geichieht, die ich nur Namens des Präfiviums abgeben Fann, 
harakterifive ich damit lediglich die Richtung, in der wir die Zoll: 
gejeggebung Ipäter fortzubilden beabfichtigen, und für das Ein- 
Ihlagen diefer Richtung ift es meines Erachtens das erite Er- 
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fordernig, Daß Sie diejenigen DObjecte zur VBerzollung bewilligen, 
welche in eriter Linie dazu geeignet find, damit wir dahin kommen, 
andere Bedürfnifie, welche noch unentbehrlicher ind als Betroleum, 
die eriten Nahrungsmittel, die Heizung in unjerem Klima, das 
Feuerumgsmaterial, welches örtlich beiteuert it, zu entlajten, oder, 
wenn das nicht der Zollgeießgebung obliegt, den Behörden der 
einzelnen Staaten und den Gemeinden die Möglichkeit Ichaffen, 
diefe unentbehrlichen Gegenftände zu entlajten. Aus diefen Gefichts- 
punkten erlaube ich mir zu erklären, daß eine Tarifänderung, welche 
die Bewilligung des beantragten Zolles auf Petroleum nicht ein- 
ichließen würde, die Zuftimmung des Prältviums, welche ver= 
fafjungsmäßig unentbehrlich ift, nicht finden wird! 
(Bemeagung.) 

Der Abg. Lasfer fühlte fich berufen, jeine gegentheilige Anficht 
in längerer Nede zu begründen. Die Frage, ob das Petroleum ein 
Gegenjtand nothwendigen oder freiwilligen Verbrauchs fei, werde viel- 
leicht nicht aut durch Majorität entjchieven werden fünnen, hier jtehe 
Meinung gegen Meinung. Für ihn fomme nicht die Nüdjicht auf den 
„armen Mann“ in Betracht, jondern der volfswirthichaftliche Gefichts- 
punft, wovon fich der Bundeskanzler hätte überzeugen fünnen, wenn 
ihn nicht jehr wichtige Gefchäfte und Neifen, die ihm dringender ge: 
ichienen, als die Verhandlungen des Haufes!), von diefen Verhand- 
lungen ferngehalten hätten. Die perjfönlihe Anjpielung, die der Abg. 
Zasfer damit machte, veranlafte den Bundeskanzler Graf Bismard 
zu folgender Bemerkung *): 

Der Herr Vorredner hat mir mit einer Fleinen Spige eine 
Art von Vorwurf daraus gemacht, daß ich heute zum erjten Mal 
den Situngen des Zollparlaments beiwohnte. ch hätte mich jehr 
alüclich gefehäßt, wenn ich das früher hätte thun fünnen. ch 


habe einen ähnlichen Vorwurf bereits in einer Zeitung — id) 
glaube, eö war die Nationalzeitung — gelefen, der ziemlich per: 


jönlihe Bemerkungen darüber machte, daß ich mich auf Reifen 
befände, anitatt meinen Dienft in den Situngen bier zu thun; 


*,.S1B8. 2922. 
') Die Worte „Reifen“ bis „Haufjes” finden jich nicht in dem corrigirten 
Terte der Neden; in jeiner der Bemerfung des Bundesfanzlers folgenden per- 
jönlichen Bemerkung aber jagt Laster felbit, daß er diefe Wendung gebraucht 
habe (StB. 222). 
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ich hätte aber erwartet, daß der Herr Vorredner auf diefer Tri 21. 6. 1869. 
büne mehr Zurüdhaltung in Beiprehung meiner perjönlichen Ver- 
hältnifje beobachten würde. Wenn fie ihn interejjiren, jo muß ich 
ihn wegen Auskunft in diejer Beziehung an meinen Arzt verweijen. 
Bei der namentlichen Abjtimmung wurde der Antrag des Aba. 
v. Blandenburg mit 157 gegen 111 Stimmen abaelehnt. 


Schlußhgung des Deutfhen Sollparlanents 
Dienitag 22. Junt 1869. 
TIhronrede des Königs”): 22. 6. 1869. 
Geehrte Herren vom Deutichen Zollparlamente! 

Sshrer angeitrengten Thätigkeit it es gelungen, die Berathung 
der hnen von den verbündeten Negierungen gemachten Vorlagen 
in furzer Zeit zu Ende zu führen. 

Die Handelsverträge mit der Schweiz und mit Japan haben 
‚re Zuftimmung erhalten. Die Einmütbigfeit, mit welcher die- 
“jelbe ertheilt ift, beweift, daß auch Sie in diejen Verträgen, deren 
einer die auf nachbarlichen Berhältniffen beruhenden Beziehungen 
des mannigfaltigiten täglichen Verkehrs zu erleichtern beitimmt it, 
während der andere für die Schifffahrt und den Handel im fernen 
Dften eine breitere Grundlage jchafft, weitere Fortichritte in der 
Ausbildung der internationalen Beziehungen des Zollvereins er- 
fannt haben. 

Mit nicht minderer Einmüthigteit haben Sie dem Vereins- 
zollgejege und dem damit in Verbindung jtehenden Gejeße über 
den Schuß der Zollgrenze im Hamburger Freihafengebiete Jhre 
Genehmigung gegeben. Die von hnen bejchlojfenen Abänderungen 
beider Gejege haben die Zuftimmung des Bundesraths gefunden. 
Es hat den verbündeten Negierungen zur lebhaften Befriedigung 
gereicht, jich mit Jhnen jowohl über die Richtungen, in welchen 
die Zollgejeßgebung des Vereins der Neform bedurfte, als über 
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die Mittel, durch welche diefe Neform zur Ausführung zu bringen 
it, durchweg in vollem Einverftändniß zu finden. Sch hoffe, daf 
das wichtige organifche Gejet, welches an die Stelle einer dreißig 
‚jahre alten Gejeggebung zu treten bejtimmt ift, in befriedigender 
und dauernder Wetje die Anforderungen vermitteln werde, welche 
die rajche und vieljeitige Entwidelung des Verkehrs und die 
financiellen Sinterefien des Vereins an die Zollverwaltung zu jtellen 
haben. 

Die Henderungen, welde Sie aus Nücdjficht auf eine für die 
wirthichaftlichen Berhältnifje des Vereins in hohem Grade wichtige 
‚mduftrie in dem Gejege über die Bejteuerung des Zuders be- 
ihhlojien haben, entfernen ich nicht von den Gefichtspunften, welche 
die verbündeten Regierungen bei der Worlegung vieles Gejeges 
im Auge batten. Die Bejteuerungen des Zuderverbrauds”) im 
Sanzen wird eine Ermäßigung und die Einnahme des Vereins 
aus diefem Verbrauche wird eine Erhöhung erfahren, welche einen 
Theil der in den legten Jahren duch zahlreiche Zollbefreiungen 
und Ermäßigungen veranlaßten Einnahmeausfälle deden wird. 

Die Nevilton des Vereinszolltarifs ift zu Meinem Bedauern 
nicht zum Abjihluß gelangt. ch gebe die Hoffnung nicht auf, 
daß die Verfchiedenheit ver Meinungen über die financiellen Auf- 
gaben des Vereins, welche diefen Abjchluß verhindert hat, mit der 
Zeit ihre”) Ausgleihung finden werde, und ch entlafe Sie, 
geehrte Herren, mit dem Wunfche und der Zuverfiht, daß auch 
in diejem ‘abhre Ihre Vereinigung dazu beigetragen babe, das 
Band zu befeitigen, welches die gemeinfamen Snftitutionen um 
alle veutjchen Länder fnüpfen. 

Hierauf verkündete Graf Bismard den Schluß der Situngen des 
Deutjchen Zollparlaments mit den Worten: 

m Namen der verbündeten Negierungen erkläre ich auf 
Allerhöchiten Präfivialbefehl das Parlament des Deutichen Zoll: 
vereins für gejchlojlen. 
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Prenßifcder Landtag. 
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Bismards politiihe Reden. IV. 18 


Sißung der beiden Häufer des Landtaqs 
Mittwoch 6. October 1869. 

Thronrede des Königs): 

Erlaubte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des 
Landtags! 

Sn der bevoritehenden Sejlton werden Sie zur Betheiligung 
an wichtigen Aufgaben für die Wohlfahrt der Monarchie und für 
die Entwidelung der Gejeßgebung berufen fein. 

Obwohl die Zuverficht auf Erhaltung des Friedens, jowie der 


im Allgemeinen gejegnete Ausfall der Ernte begründete Aussicht 
“auf die Wiederkehr des früherhin ftattgefundenen naturgemäßen 


Wachjens der Einnahmen gewähren, hat jich die Finanzlage des 
Staates doch zunächit noch nicht wejentlich günitiger geitaltet. 
Aus dem Ahnen vorzulegenden vollitändigen Finanznachweile 
über das Sahr 1868 werden Sie erjehen, daß in Folge unab- 
wendbarer Verhältniffe einerjeits die Einnahmen hinter dem Vor- 
anjchlage zurücgeblieben, andererjeits die etatsmäßigen Ausgaben 
überjchritten worden find und legtere mit den vorhandenen Mitteln 
nicht vollitändig haben gededt werden fünnen. Angejichts diejer 
Ergebnijje und der Lage des diesjährigen Staatshaushaltsetats 
waren die Bemühungen Meiner Regierung dahin gerichtet, durch 
eine Vermehrung der eigenen Einnahmen des Nordveutichen Bundes 
eine Erleichterung Breußens in jeinen bundesmäßigen Yeiltungen 
herbeizuführen. Diefe Bemühungen haben den gehofften Erfolg 
nicht gehabt. E3 ilt daher unmöglih gewejen, in dem Staats- 
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haushaltsetat für das nächlte Jahr, welcher hnen baldigft vorgelegt 
werden wird, das Gleichgewicht zwijchen den Einnahmen und Aus- 
gaben herzuftellen, obgleich die letteren joweit bejchränft worden 
ind, als es ohne Beeinträchtigung wichtiger nterejjen des Landes 
thunlich ift. Meine Negierung fieht fich Jomit in der Nothwenpdig- 
feit, behufs vollftändiger Dedung der etatsmäßigen Ausgaben einen 
Steuerzuichlag in Anspruch zu nehmen. 

Die Heritellung und Erhaltung der Ordnung in den Finanzen 
ift zur gedeihlichen Entwicdelung aller Staatseinrichtungen unbedingt 
nothwendig. Mit Herbeiführung”) vderjelben darf nicht gezögert, 
die Opfer, welche fie erheilcht, dürfen nicht geicheut werden. Se 
päter fie gebracht würden, dejto jchwerer würde das Land fie 
empfinden. Sn der Meberzeugung, daß Sie diefe Auffafjung 
theilen, rechne ch mit Zuverficht darauf, daß Sie den Vorfchlägen 
Meiner Negierung Shre Zuftimmung nicht verjagen werden. 

Es wird ihnen eine Vorlage zugeben, welche eine Abänderung 
der gejeglichen Worjchriften über die Veranlagung der clajitfieirten 
Einkommensteuer bezwedt””), um die gleichmäßige Ausführung 
diejes Gejeßes mehr als bisher zu jichern. 

Sm dem Entwurfe einer neuen Kreisordnung, zunädit für 
die jechs öftlihen Provinzen, wird hnen eine Vorlage von um: 
fajjender Bedeutung für die gefammte Staatsverwaltung gemacht 
werden. Diejelbe bejchräntt ji nicht auf eine Abänderung der: 
jenigen Beitimmungen der jest beitehenden Kreisordonungen, welche 
vielfach als verbeilerungsbedürftig bezeichnet und von Meiner 
Kegierung als jolche anerfannt worden find. Mit der Umgeftal- 
tung der bisherigen Kreisverfammlungen Tchlägt fie hnen zus 
gleich) die Bildung von Organen der Kreiscommunalverwaltung 
vor, welche nicht nur geeignet jein werden, die Theilnahme der 
Kreisangehörigen an vdiejer Verwaltung zu bene und zu fichern, 
jondern auch berufen werden follen, einen Theil folcher Gejchäfte 
der allgemeinen Landesverwaltung zu übernehmen, welche bisher 
von Staatlichen Behörden verjehen wurden. Gelangt zunächit in 
den Kreifen der öftlichen Provinzen, als den Mittelpunften des 


*) StB. AH. 2b. 
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dortigen communalen Lebens, der Gedanke der Selbitverwaltung 


“in durchgreifender Weile zur Verwirklihung, jo wird fich eine 


Ausdehnung derjelben auf die übrigen Landestheile und ihre weitere 
Entwicdelung nach. oben bin naturgemäß anjchließen. 

Meine Regierung wird hnen, entiprechend den bei früheren 
Berathungen geäußerten Wünjchen, den Entwurf eines vollftändigen, 
alle Stufen des Unterrichts umfajjenden Gejeßes über das Unter: 
richtswejen vorlegen. 

Die in der vorigen Sejlton begonnenen wichtigen : Berathungen 
zur Reform der Gejeßgebung über das Grundeigenthbum und die 
dinglihen Nechte werden wieder aufgenommen werden. 

Meine”) Negierung ift fort und fort darauf bedacht, im 
Sinterejje des allgemeinen Verkehrs Kunititragen und Eijenbahnen 
nach Maßgabe der financiellen Mittel zu vermehren; zu ihrem 


Bedauern hat fie fich jedoch durch die Unzulänglichkeit der Staats- 


einnahmen genöthigt gejehen, auch auf diefem Gebiete Einjchrän- 
fungen eintreten zu lafjen. 

Auf die Förderung der Landwirthichaft ilt die Sorge Meiner 
Regierung unausgejeßgt gerichtet. Die wirthichaftliche Zufammen= 


Tegung der Grundftüde macht auch in denjenigen Landestheilen, 
in welden fie erft neuerdings gejeglich ermöglicht oder erleichtert 


worden ilt, erfreuliche Fortjchritte. 

Die jorgjamen Beitrebungen Meiner Negierung, den Frieden 
zu erhalten und zu befejtigen, jowie die Beziehungen zu den aus- 
wärtigen Mächten vor jeder Trübung zu bewahren, jind mit 
Gottes Hilfe erfolgreich gemwejen. Sch hege die Zuverficht, daf 
auch für die Folge die von Mir in demjelben Sinne geleitete“”) 
auswärtige Politit zu denjelben erfreulichen Ergebnifjfen führen 
werde: Förderung friedlicher und freundjchaftlicher Beziehungen zu 
allen auswärtigen Staaten, Entwidelung des Verkehrs, Wahrung 
des Bene und der Unabhängigkeit Deutjchlands. 

Meine”) Herren! In jüngiter Zeit war es Mir vergönnt, 
in mehreren Rrovinzen Meiner Monarchie Kundgebungen der Treue 
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und des Nertrauens entgegenzunehmen, weldhe Mich hoch erfreut 
haben. Sn dem Geifte, aus dem diejelben hervorgegangen find, 
darf Sch eine neue Bürgfhaft für die ftetig hoffnungsvolle Ent 
widelung des Vaterlandes finden. Diefe Entwidelung in allen 
Kichtungen nach beitem Wiffen zu fürdern, darauf ift Mein unab: 
läfftges Beitreben gerichtet. Das Gelingen hängt zum großen 
Theile von Jhrem bereitwilligen Zufammenwirfen mit”) Meiner 
Regierung ab, und gern jprehe Sch die Zuverficht aus, daß es 
an diefem Zujammenwirfen zum Segen des Landes auch im diejer 
Seffton nicht fehlen werde. 


An den Verhandlungen des Landtags betheiligte fi der Minifter- 
präfident, der erft am 4. December 1869 von Varzin zurüdfehrte, zuerft 
ö 3 
in der 


44. Situng des Haufes der Abgeoröneten 
Montag 10. Januar 1870. 


Er brachte hier einen Vertrag mit der freien Stadt Bremen, be: 
treffend die Abtretung unbewohnter Grundftüde zum Behuf der Er- 
mweiterung der Hafenanlagen der freien Stadt Bremen in der Nähe von 
Bremerhaven, mit folgenden Einführungsworten ein“*): 

Dur eine Mllerhöchfte Drdre vom 5. d. M. bin id als 
Minister der Auswärtigen Angelegenheiten ermächtigt, die Zus 
ftimmung beider Häufer des Landtags zu einem Vertrage nad): 
zufuchen, welchen die Königliche Regierung im vorigen Monat mit 
ver freien Stadt Bremen gejchloffen hat. Der Vertrag betrifft 
die Abtretung unbewohnter Grundftüde zum Gejammtbelauf von 
142 Morgen zum Behuf der Erweiterung der Hafenanlagen der 
freien Stadt Bremen in der Nähe von Bremerhaven. Die Königs 
liche Negierung, wenn fie die Genehmigung diejes DVBertrages erz 
bittet, wird dabei von dem Grundfage geleitet, welcher ihre Bundes= 
volitif beherricht, von dem Beftreben, den einzelnen Bundesftaaten 
alle diejenigen Wortheile, welche das größere Gemeinmwefen, die 
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nationale Einheit darbietet, in vollem Maße zufommen zu lajjen, 
"und fie von den Hemmnijjen zu befreien, welche die frühere geo- 
graphijiche Zerrifienheit der localen Entwidelung der materiellen 
Sinterejjen der einzelnen Staaten in den Weg legte. Sie glaubt, 
daß Ddiejer Grundjaß die Zuftimmung der Mehrheit des Haujes 
finden wird, und da es fich nicht um Abtretung bewohnter Grund- 
jtüde, jondern lediglich um unbewohnte Wiefen und Hütungen 
handelt, von denen ein Theil der Stadt Bremen bereits privatim 
‚gehört, ein anderer ftscalifhes Eigenthum it, und diejenigen 
Grundftüde, die Privateigenthbum find, nach der Verpflichtung, die 
die Stadt Bremen übernimmt, innerhalb eines Jahres von ihr 
acquirirt werden follen, und injomweit die Abtretung derjelben frei- 
bändig nicht zu Stande fommt, den Intereffenten die Wahl gelaffen 
it, fi) der Erpropriation *) entweder nach preußiichem oder nad 
- bremiichem Necht zu unterwerfen, je nachdem fie dabei ihren! Bor- 
theil zu finden glauben, jo gibt die Königliche Regierung fich der 
Hoffnung bin, daß die Genehmigung diejes Vertrages feinen wejent- 
lihen Bedenken unterliegen werde, und daß die Schlußberathung 
im Plenum des Haujes für zuläjftg erachtet wird. 

Sch erlaube mir, den Vertrag mit der Denkfchrift und den 
Dazu gehörigen geographiichen Karten auf den Tiih des Haufes 
nieverzulegen. 


Der Vertrag wurde am 4. Februar 1870 in der Schlußberathung 
unverändert angenommen. 


14. Sißung des SHerrenbaufes 


Montag 7. Februar 1870. 


Nah Art. 52 der Preußifchen DVerfafjung fann der König die 
Kammern vertagen. Doc darf die Vertagung ohne deren Zujtimmung 
die Frift von 30 Tagen nicht überjteigen und während derfelben Sefjton 
nicht wiederholt werden. Troß der langen Dauer der Seffion harrte 
noch eine große Zahl wichtiger Gejege der Erledigung; gleichwohl war 
eine Unterbrehung nothwendig, da die Einberufung des Neichstans 
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nicht länger verzögert werden fonnte und ein Nebeneinandertagen des 
größten Particularlandtags und des Neichstags ermwiejener Maßen zu 
den jchwerften Unzuträglichfeiten führte. Die Negterung wandte fich 
deshalb am 4. Februar 1870 an den Landtag mit dem Erjuchen, zu 
einer VBertagung vom 14. Februar bis zum 2. Mai feine Genehmigung 
zu ertheilen. Während das Abgeordnetenhaus dem Wunfche der Ne: 
gierung bereitwillig entgegenfam, empfahl die Commiffton des Herren: 
haufes in der 14. Situng am 7. Februar einjtimmig durch ihren Be- 
vichterftatter Graf zu Münfter die Verwerfung des Antrags der Ne: 
gierung, da es einmal der Stellung der preußifchen Landesvertretung 
nicht entfpräche, ihre Arbeiten unterbrechen zu müjjen, um eimem 
anderen parlamentariihen Körper Vlag zu machen, da ferner bei 
der Wichtigkeit der noch zu erledigenden Gefese (Unterrichtsgefeb, 
Hypothefenordnung, Kreisordnung) eine möglichjt zahlreiche Betheiligung 
der Herrenhausmitglieder wünjchensmwerth jei, die im Sommer in Folge 
der zu diefer Zeit ihnen aufliegenden Privatgefchäfte nicht zu erreichen 
jein würde. Sin demfelben Sinne äußerten fi die Herren v. Kleijt- 
Retow und Dr. Dernburg troß der Befürwortung, welche dem Ne- 


gterungsvorichlag durch die Minifter Graf zu Eulenburg und Dr. Leon. 
bardt zu Theil wurde. Nun trat auch der Minifterpräfident perfönlich 


für die Vorlage ein mit folgender Nede*): 

Meine Herren! Die Königliche Staatsregierung bedauert leb- 
haft, daß fie in die Nothwendigkeit verjegt ift, an SJhre Arbeits- 
fraft auf einen jo großen Theil des Jahres Anjprüche tellen zu 
müflen. Es ift das zum Theil das Ergebniß der complicirten 
Berfaffung, der Doppelverhältnifje, in denen wir leben, in denen 
fih unjer parlamentarifches Leben entwidelt. Dieje Webeljtände 
zu überwinden, wird meines Erachtens das richtige Mittel in dem 
gegenfeitigen Entgegenfommen liegen, wie es zwijchen der Negie- 
rung und diefem Haufe jeder Zeit ftattgefunden hat; dafjelbe wird 
die Mittel bieten, die Klippen, die Schwierigkeiten, welche die Com 
plication unferes politifchen Lebens uns gejchaffen hat, zu umichiffen 
und uns allmählich ein breiteres Fahrwafjer zu bilden. Die Hemme 
niffe in unferer Arbeit werden wir nicht dadurch überwinden, daß 
wir eine Arbeit deshalb, weil fie wichtig ift, aufjchieben: gerade 
wenn fie wichtig ift, muß man fie oft und lange bejprechen. Wir 
können unjere Schwierigkeiten dadurch überwinden, daß wir eine 
Gewohnheit ablegen, die der Herr Vorredner !) vorher gerügt hat, 


*) StB. 237. 
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nur dadurch, daß unfere parlamentarifchen Körverichaften fich nicht 
‚zu lange bei einem und demjelben Gegenitande aufhalten, daß 
wir an Reden weniger fruchtbar und die Neden weniger lang 
werden. Wir müjjen mit der Zeit dahin fommen; aber die Ueber: 
zeugung, daß diejen Mebelitänden abgeholfen werden muß, fann 
nur dur die Erfahrung zur Keife gebracht werden. 

Daß die Lage formell eine jchwierige it für den Neichstagq 
und für uns, wenn wir gerade den 2. Mai genannt haben, gebe 
ich zu; wir mußten irgend einen Termin nennen, wir haben aller- 
dings dabei auf ein wohlwollendes Entgegenfommen beider Häufer 
des Landtags ‚gerechnet, wir haben darauf gerechnet, daß, wenn 
wir uns vielleicht um fünf oder zehn Tage verrechnen follten, man 
uns nicht deswegen Schwierigkeiten macdhen werde mit der Aus- 
legung eines Verfafjungsparagraphen, jondern daß man in diejer 
Beziehung bereitwillig die Hand bieten werde, denn die Negierung 
betreibt ja doch nicht zu ihrem eigenen Vergnügen die Gejchäfte 
mit diejer anhaltenden Ausdauer, jondern deshalb, weil fie es im 
Snterefje des Landes für unvermeidlich hält, und hofft, daß man 
die Schwierigkeiten nicht dadurch vermehren werde, daß man jolche 
Spnterpretationsfrage aufwirft, die ich übrigens feinen Augenblid 
anitehe, im entgegengejegten Sinne wie mein Freund v. Kleift !) 
zu beantworten. 

Eine Vertagung ohne Zuitimmung der beiden Häufer des 
Landtags fan nicht öfter, ıwie einmal, und nicht länger, als auf 
den angegebenen Zeitraum jtattfinden. n diejer Situngsperiode 
bat jie noch nicht jtattgefunden; eine Vertagung mit”) alljeitiger 

Zuftimmung fann ftattfinden, jo oft und jo lange wie alle Theile 
ih einigen. Wenn die Königliche Staatsregierung zu ihrem Be: 


#) ©. 238a. 

1) v. Kleijt fand die Anjegung des 2. Mai bedenflih, da die Berathungen 
des Reichstags möglicher Weife länger dauern fünnten? „Wie wird es dann? 
Die Staatsregierung hat die Meinung ..., dab nach Ablauf der mit dem Land- 
tage vereinbarten Vertagung es möglich wäre, allein nad Belieben nody bis zu 
30 Tagen eine weitere Vertagung eintreten zu lajjen.” Er glaubte, gegen dieje 
Auffafiung den Wortlaut des Art. 52 vorbringen zu fünnen, der nur von der 
Zuläffigfeit einer Vertagung innerhalb derjelben Sejjion jpreche. Die Negie- 
tung werde aljo, wenn jie den Termin nicht jtreng einhalten könne, in eine 
bedenkliche Lage fommen. 
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dauern an Sie die Zumuthung bat jtellen müfjfen, nad den 
Keichstags- in die Landtagsverhandlungen wieder einzutreten, jo 
ift fie dabei getragen von dem Gefühl ihrer eigenen VBerantwort- 
lichfeit dafür, daß feine Zeit zur Berathung und, wenn es jein 
muß, zur Breitjprehung einer jo wichtigen Gejegesvorlage ver: 
loren werde. Mein Herr College, der Minifter des SJnnern, hat 
die Hoffnung noch nicht aufgegeben, daß wir bereits in diejem- 
Sommer die Kreisordnung zu Stande bringen fünnen; meine 
Hoffnung in diefer Nichtung ift vielleicht geringer, objehon aud) 
ich fie nicht aufgebe, da, wenn alljeitig Neigung zur VBerftändigung 
vorhanden wäre, man in furzer Zeit über die Principienfrage, die 
Jeder ja doch durchdacht hat, der den Verhandlungen des anderen 
Haufes gefolgt ift, fich ausjprechen könnte. Aber jelbjt wenn das 
nicht der Fall wäre, jo halte ich es für unerläßlid, daß nach der 
Keihstagsfisung noch eine neue Landtagsjigung oder eine Durd) 
Vertagung unterbrochene Fortjegung ftattfinde, jhon allein um 
der Gefege aus dem Nefjort des Herin Juftizminifters willen. 
Diefe wirrden uns wahrjcheinlih nicht jo jehr lange aufhalten, 
fie find von dem ganzen Lande gefordert worden und find ein 
dringendes Bedürfniß; und als Mitglied des Herrenhaufes möchte 
ich demfelben den Vorwurf nicht machen lafjen, daß dieje hohe 
Körperjchaft der Gewohnheit, Strife zu machen, in diefem Augen- 
blif und auf diefem Gebiete fich hingibt. 

Sc komme damit auf meine zweite Eigenjchaft, als Mitglied 
des Herrenhaufes. Gerade dies hat mich), wofür”) id mich auf 
die Zeugnifje meiner Collegen im Minifterium berufenfünnte, an- 
getrieben, für die Vertagung einzutreten, indem ich darauf hinwies, 
daß wir es dem Herrenhaufe jchuldig find, noch in diejer Sefjion 
auch ihm das Wort zu geftatten über jo beveutfame Vorlagen, wie fie 
im andern Haufe verhandelt find. Dabei verjegen wir das Herren: 
haus in eine eminent günftige Lage, wenn, wie der Herr v. Kleift 
verfihert, die Elaborate des anderen Haufes nicht die Zuftimmung 
der öffentlihen Meinung und der Betheiligten finden !); und gerade, 


*) StB.: mo. 
’) ». Kleift: „Wenn die Kreisordnung jo eingeführt wird, wie fie jet 
liegt — lafjen Sie fie ein Jahr beftehen —, jo fommen aus dem ganzen Lande 
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wenn diejes begründet ift, find wir dem Herrenhaufe jehuldig, ihm 
die Gelegenheit, jich auszujprechen, zu geben, und es würde eine 


Ungerechtigkeit gegen das Herrenhaus jein, ihm eine jo günftige 
Gelegenheit zur Ausiprache zu entziehen, es würde namentlich aber 
nachtheilig für die Anterejjen diejes Haujes jelbft und für die der 
Regierung jein, wenn die Wahlen einträten, ohne daß das Herren 
haus Gelegenheit gehabt hat, jich über ein Thema, das bei den 
nädhiten Wahlen eine jo aroße Nolle jpielen wird, auszufpredhen, 
die Meinungsverjchievenheiten von jeinem Standpunkte aus zu be- 
leuchten und jeder Verdächtigung, jeder Verfennung der Beweg- 


gründe, welche das Herrenhaus beim Verjagen der Discuffion ge- 


leitet haben, die Spite abzubrechen. 

Db das Herrenhaus überall in den Wahlcollegien auf eine 
wohlwollende Beurtheilung jeiner politiichen Thätigfeit zu rechnen 
bat, das überlajje ich Jhnen jelbjt zu beurtbeilen. Eine Untlarbeit 
über die Motive, aus welchen das Herrenhaus fich die Discuflion 
verjagt, ift für mich nicht vorhanden, für mich find es die Motive, 
die auf der Tribüne dargelegt werden. Aber für die Gegner des 
Haufes, unter denen ja auch Sole find, denen jedes irgendwie 
plaujible Motiv willfommen it, um das Herrenhaus in einem 
üblen Licht erjcheinen zu lafjen, denen gegenüber jcheint es mir 
nüßlih, daß das Herrenhaus durch eine offene Ausjprache jeiner 
Stellung zur Kreisordnung die Wähler, mit denen die einzelnen 
Mitglieder diejes Haujes als zum Theil jehr einflußreiche Mit- 
wähler zu thun haben, darüber auffläre, welche Motive das Herren- 
haus leiten. Das find gerade die Motive, welche ich in den Bor: 


 verhandlungen in den DBordergrund gejtellt habe, das ift Die 


Meberzeugung, an der ich auch jest feithalte. 

m Interejje der Regierung liegt es außerdem, darüber feinen 
Zweifel zu lafjen, daß fie mit vollem Ernft diejenigen Reformen 
der Kreisordnung anjtrebt, die abjolut nothwendig find und von 
der öffentlihen Meinung allgemein gefordert werden. Bevor man 
daran gehen fann, bei uns in Preußen eine Decentralijation der 
Gejhäfte vorzunehmen und einen erheblichen Theil der Attribute 


übereinstimmend die lautejten Klagen, dab fie wieder aufgehoben werden joll“ 
(StB. 235b). 
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der Bezirksregierung rejp. der Minifter auf die Organe des Kreijes 
zu vertheilen — bevor wir daran gehen, bedürfen wir einer Neform 
der Kreisordnung, und wenn die Nothwendigfeit der Decentrali- 
jation von der überwiegenden Mehrheit”) vieles Haujes und der 
Bevölkerung anerkannt ift, jo muß aucd das zweite Zugeftändniß 
folgen, das vor allen Dingen nothwendig tft, für die Arbeit an der 
Kreisverfaffungsreform feine Zeit zu verlieren, die irgendwie nüglih - 
dazu verwendet werden fünnte. Wenn wir uns auch darauf ge= 
faßt machen follten, daß die ganze nächite Legislaturperiode mit - 
den Verjuchen, zwijchen den beiden Käufern eine Verjtändigung 
unter fih und”) mit der Negierung über die Neform der Kreig- 
ordnung herbeizuführen, ausgefüllt werden jollte, jo würden wir 
doch nicht darauf verzichten können, fie durchzuführen und unab- 
läfjig daran zu arbeiten. Wir fünnen diefe Angelegenheit nicht 
mehr von der Tagesordnung verichwinden lafjen. Die Aufgabe 
bat ihre Sporen in fi, durch welche die Regierung unabläfftg 
vorwärts getrieben wird in der Bejchäftigung damit. 

Daß wir mun eine erhebliche Zeit gewinnen, wenn wir uns 
in diefem Sommer wieder damit bejchäftigen, auch in dem Falle, 
daß das Nejultat nicht das eines definitiven Bejchluijes jein jollte, 
darin, glaube ich, werden Sie mir Necht geben. Aber der definitive 
Beihluß it in diefem Jahre jedenfalls leichter möglich, wie in ver . 
folgenden Situngsperiode. An diefem Jahre, auch wenn Sie nicht 
in die Vertagung willigen und die Negierung dadurd genöthigt 
wird, eine ertraordinäre Situng zu berufen, wird das Abgeord- 
netenhaus in der Lage jein, fämmtliche gefaßte Beichlüffe an einem 
Tage en bloc wiederholen zu fönnen, und dann wird vie Zeit, 
die das Abgeordnetenhaus auf diefen Act verliert, eine immerhin 
nur geringe jein. Wir fönnen no in diefem Jahre mit einer 
herzhaften Anftrengung die Kreisordnung bewältigen; daß wir es 
thbun werden, will ich nicht behaupten, denn, meine Herren, id) 
bin nicht fanguinifch in diefer Nichtung. Aber wir fünnen es, 
wenn das Abgeordnetenhaus jchleuniger arbeitet wie bisher, und 
rascher fertig wird, als nach dem jeßigen Procentiag der Para 


2), 5, 288. 
**), Fehlt im StB. 


Snterejje des Herrenhaufes an einer Bejprechung der Kreisordnung. 285 

graphen auf den Tag oder der Tage auf den Baragraphen. Dann, 
meine Herren, werden wir, wenn e8 uns gelingt, den Termin vom 
2. Mai einzuhalten, mit einer Sommerfißung von jechs Wochen, die 
uns in diejelbe Zeit bringt, zu der wir, meines Erinnerns, in 
jedem bisherigen Jahre unjere Arbeiten geichlofjen haben, nämlich 
um den Berliner Wollmarkt gegen Ende Juni — dann werden 
wir unter allen Umständen jo weit vorwärts fommen, daß das 
Abgeordnetenhaus jeine Arbeiten abgejchlojien hat, das Herren- 
haus wenigitens die Gelegenheit gehabt hat, jich auszufprechen, 
wenn etwa die Schwierigkeiten, eine Einigung berzuftellen, unüber- 
windlich jein jollten, wenigjtens einen Ausjprucd zu leiten, auf 
den die Mitglieder fih bei den Wahlen beziehen. fünnen; und 
wenn es richtig ist, daß die Bejchlüffe des anderen Haufes jo viel 
Mitvergnügen in den betheiligten Kreifen erreat haben, jo werden 
die einzelnen Mitglieder des Herrenhaufes ihrer politischen Stellung 
durch jolhe Ausiprache wejentlichen Vorjchub Leiten. Denn ich 
alaube nicht, daß alle Wähler die Zeitungen und die Landtags- 
verhandlungen mit derjelben Genauigkeit lefen, wie wir bier; 
jondern um Allen Klar zu machen, um was es fich bier handelt, 
fann man nicht oft und grimdlich genug die Sache discutiren. 
Denn jhon Jemand, der unter uns lebt, ohne den Debatten genau 
zu folgen, kommt darüber jehr leicht in Srrthümer. 

Sch glaube, daß diefe Ausipracdhe, die ic) dem Herrenhaufe 
zu gönnen für meine Pflicht halte, nicht verloren jein wird, und ich 
halte die Königliche Negierung für verpflichtet, fie herbeizuführen , 
auch wenn das heutige Botum hr Entgegenfommen nicht be= 
thätigen wird, jo fann ich nicht anders, als Sr. Majeität dem 
Könige rathen, daß nach dem Schlufjfe des Neichstages, wenn die 
Vertagung von Ahnen abaelehnt würde, eine außerordentliche 
Eitung berufen werde. 

Was jchlieglich den Vorwurf betrifft, als würde von uns der 
Reichstag rücfichtsvoller behandelt als das Herrenhaus '), jo muß 
ih auf ihn doch als Bundeskanzler einen furzen Nücblid werfen. 


') Dr. Dernburg: „Wir find der vollen Ueberjeugung und wir wijjen 
5, dal; die Staatsregierung dem Neichstage ein warmes Herz entgegenbrinat“ 
(SB. 237a). 
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. Sch bevauere, daß bei früheren Gelegenheiten und auch heute eine 


unmotivirte Scheidung gemacht wird zwilchen den Synterejien des 
Bundes und denen Breußens, als ob es Elemente wären, die in 
ji) zwei verjchievene Völker daritellten, die rivalifirende Snterefjen 
hätten, von denen zu befürchten wäre, daß der Eine den Andern 
erprücdte oder jchädigte. Es ift jehr leicht möglich, daß ein miß- 
veritandener preußiicher Barticularismus den Bund jhädigt und - 
ihn in jeiner Entwidelung aufhält. Es ift mir aber undenkbar, 
daß der Bund duch”) Pflege jeiner nterefien die nterefjen der 
25 Millionen Preußen, die vier Fünftel feines Beltandes bilden, 
irgendwie jchädigen fünnte, daß, wenn ich mich jo ausprüden darf, 
der König, der als Oberhaupt des Bundes die Bureaur feiner 
Beamten in der Wilhelmjtraße 74 hat, dem Könige, der als 
Monarch von Preußen die Bureaur feines Staatsminifteriums 
nebenan Wilhelmftraße 75 hat, daß Ddiefe beiden Monarchen in 
Zwiejpalt mit einander gerathen könnten darüber, daß die Interefjen 
Preußens und die nterejien des Bundes nicht diejelben jeien. 
Und nun vergegenwärtigen Sie fih doch, welche wejentlich 
preußijchen Snterefjen find jegt ausjchlieklic im Bunde vertreten: 
die ganze auswärtige PBolitif, der ganze Kriegsitand, die Marine 
und die ganze Handels- und Zollgefeggebung Preußens wird dort 
behandelt, man fann dort ebenjo qut wie bier Breuße jein, und 
ih möchte mich ein für alle Mal gegen dieje ungerechtfertigte und 
unwahre Scheidung zwijchen Preußen und dem Bund und gegen 
die Worausjegung einer angeblichen Nivalität beider verwahren. 
Daß die nationalen Sntereffen des weiteren Verbandes nad) Be- 
dürfniß den ntereffen der einzelnen Länder vorgehen müfjen, 
ipreche ich hier offen aus, und deshalb hat Niemand das Kecht, 
meinen preußiichen Batriotismus in Zweifel zu ziehen, ebenjowenig 
wie ih an Shrem deutichen Batriotismus zweifle. Aber wenn der 
PBreußiiche Landtag das Recht für Fih in Anjprudh nimmt, gerade 
Preußen, welches die bevorzugtefte, welches eine ganz exrceptionelle 
Stellung im Bunde, unabhängig von jeiner Größe, einnimmt, 
wenn Breußen particulariftiiche Anjprüche machen will, die es 
jeinen Bundesgenofjen nicht einräumt, wenn der Neihhstag zwar 
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| beichlofjien hat und mit Net, dab Landtag und Neichstag nicht 


eninciviren jollen, und Sie dagegen jagen wollen, das mag gut 
jein für die anderen Bundesftaaten, aber nicht für den Preußiichen 
Landtag, der hier zu Haus ift und hier jein Recht hat — jcehlagen 
Sie diejen Weg ein, dann gehen unjere Wege jo himmelmweit aus 
einander, daß wir uns nicht mehr wiederfinden. 

(Beifall. ) 


Unter den folgenden Nednern beflagte es Herr v. Meding als 


einen großen Uebeljtand, der die Wirffamfeit des Herrenhaujes für das 


Land geradezu vernichte und es moralijch ruinire, daß alle wichtigen 


und umfangreihen Sachen zuerit an das Abgeordnetenhaus gingen, 


während das Herrenhaus Monate lang feine Arbeit befomme. Er bat 


die Regierung, auf Abhilfe bedacht zu jein. Graf Bismard er: 


widerte *): 

Wenn ich noch ein Mal das Wort ergreife, jo gejchieht es nur, 
um im Namen der Staatsregierung anzuerkennen, daß wir den 
Rorwurf, den der leßte Herr Nedner uns machte, nicht für ganz 
unbegründet halten. Die Herren werden mich von der Darlegung 
der Gründe dispenfiren, wie e$ kommt, daß diejfes Mißverhältnik 
fich der Regierung in jedem Jahre unmwillfürlich auforängt. Den 
Hauptgrund hat der Herr VBorredner jelbjt jchon berührt, er Liegt 
in der Verfafjungsbeitimmung, daß die Finanzgejege zuerit dorthin 
gehen müfjen. Wenn ich Jhnen diefe amende honorable!) von 
Seiten der Regierung made, jo gejchieht es, Jhnen damit Die 
Bürgihaft zu geben, daß wir ernithaft bemüht jein werden, ein 
ähnlihes Mißverhältniß nicht wieder eintreten zu lajjen, und 
namentlich, daß wir, wenn das Abgeorönetenhaus zuerjt mit dem 
Budget bejchäftigt ift, dem Herrenhaufe Bejhäftigungen vorzu- 
legen juchen werden, welche anjprechend genug find, um die An- 
wejenheit der Herren bier zu rechtfertigen. 

(Beifall. 


Der Antrag der Negierung auf Vertagung wurde abgelehnt. 


*) StB. 240a. 
’) Deffentliche Abbitte. 
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66. Sißung des Haufes der Abacoröneten 
Donnerjtag 10. Februar 1870. 
Sn der 66. Sibung des Abgeordnetenhaufes erjtattete Namens 


der Budgetcommiffion der Abg. Dr. VBirhomw Bericht über die Ueber: 
jicht von den Staatseinnahmen und Ausgaben des Nahres 1868. Sein 


Bortrag geitaltete fich zu einer jchweren Anklage des am 26. October 1869 = 


verabjchiedeten Finanzminiiters v. d. Heydt wegen ungejeglicher Ver: 
wendung von Staatsgeldern. Durch Gejet vom 9. März 1867 hatte 
der Landtag den Jinanzminijter ermächttat, zum Bau genau bezeichneter 
Eifenbahnlinien eine Anleihe von 24000000 Nthlen. aufzunehmen, unter 
der Bejchränfung, daß der Bau der Bahnen auf fünf Jahre zu ver: 
theilen und die Anleihe nur nah Maßgabe der für die einzelnen Bau- 
jahre erforderlichen Geldmittel allmählich zu realifiven jet. Der Noth: 
ftand in der Brovinz Preußen veranlafte den Landtag im „Sahre 1868, 
eine weitere Anleihe von 40000000 Nthlen. zu bemilligen, die für den 
Bau von Eifenbahnen in der gefährdeten Vrovinz Verwendung finden 
jollten. Finanzminifter v. d. Heydt hatte nun, entgegen den ftrengen 
Borfchriften des Gefetes, aus finanzpolitiichen Gründen den Betrag der 
24-Millionenanleihe auf einmal begeben, dadurd) aber den Etat der 
Sahre 1868, 1869 und 1870 mit bedeutenden Mehrausgaben an Zinfen 
belajtet. Freilich Hatte er andererjeits durch vorläufige Nichtbegebung 
der 40-Millionenanleihe dem preußischen Staate die entjprechende Zins- 
laft erfpart und einftweilen duch Aufnahme von Baarvorjchüffen Be- 
dürfnifje befriedigt, die nach dem Wortlaut des Gefetes aus ven Mitteln 
ver zweiten Anleihe Befriedigung finden jollten. Die Negterung hatte 
die durch die Begebung der ganzen Anleihe erwachlende Mehrausgabe 
im Betrage von 720000 Athlın. als eine Etatsüberfchreitung aufgefaßt 
und von dem Landtage die nachträgliche Genehmigung erbeten. Die 
Budaetcommiffion beantragte, die Genehmigung zu verfagen, und der 
Abg. Virhom ließ nun in feinem Berichte feinem Zorne freien Lauf 
über ein Verfahren, das — wäre nicht ein Minifter im Spiele — ohne 
Weiteres der Cognition des Staatsanwaltes verfallen und zum Gegen: 
itande einer gerichtlichen Unterfuhung werden würde. Aber jeine An: 
lage hatte noch ein anderes Ziel. Wie konnte — jo fragte er — 
Herr v. d. Heydt jo handeln, wie er aethan hat, wenn er nicht des 
Einverjtändnifjes des Minifterpräfidenten fiher war? Was der Nach: 
folger des Herrn v. d. Heydt, Finanzminister Gamphaufen, in der 
Commiffion als VBermuthung geäußert hatte, daß fein Vorgänger durd) 
das Auftauchen der Luremburger Frage zu einer fchnellen Finanzopera- 
tion veranlaßt worden fei, nahm Virhomw als Gewißheit an, um den 
Minifterpräfiventen als mitverantwortlich angreifen zu fünnen: das Ver: 
fahren v. d. Heydts erinnere an die berühmte Meußerung: Wir werden 
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das Geld nehmen, wo wir es finden. Der Finanzminifter Camp- 
haujen entjchuldigte die Handlungsmweije jeines Vorgängers, die an 
fih zwedmäßig gemwejen jet, wenn jie aud) mit den formellen Bejtim- 
mungen des Gejeges nicht im Einflange jtehe, und bat um nachträg- 
lihe Genehmigung. Der Abg. Zasfer aber jtellte fich wieder auf den 
ftrengen NRechtsjtandpunft, der auch für eine bona fide begangene Ge: 
jegüberfchreitung feine Nachjicht fennt. Graf Bismard, der zum 
großen Uerger Virhoms bei Eritattung des Berichtes gefehlt hatte, 
während der Discufjion des Berichtes aber im Haufe erichienen war, 
ergriff nun das Wort zu unjten des Angegriffenen”): 

Es hat etwas Mißliches, in eine Debatte, der man nicht von 
Anfang an beigewohnt hat, einzutreten, zum Theil auf Hören- 
jagen in Bezug auf das, was gejprochen worden ift, zum Theil 
nad) Anhörung der einen, wenn auch ehr ausführlichen Neve, 
welche wir joeben gehört haben; namentlich hat es etwas Mip- 
liches, wenn man, wie ich, nicht geglaubt hat, zu einer Mitwirkung 
in diefer Debatte überhaupt berufen zu jein. Sch hatte an- 
genommen, daß es dem jeßigen Herrn Finanzminifter und feinen 
Bertretern gelingen werde, Ahnen in der Commijjton und bier 
die Vorgänge jo weit Elar zu legen, daß Sie der früheren Finanz: 
verwaltung eine Sndemnität für die zur- Dedung gejeglicher Aus- 
gaben formal unrechtmäßig verwendeten Mittel ertheilen würden. 
Ferner babe ich die Sache jo aufgefaßt, daß ich mich auch nicht 
zu wundern hätte, wenn Sie dazu nicht bereit find, jondern an 
die formale Nechtsverlegung, die vorliegt, die Forderung einer 
gründlicheren Nechtfertigung anknüpfen; ich halte das als etwas 
ganz Natürliches, bin über diefe Anforderung keineswegs eritaunt 
und bin überzeugt, daß der Herr Finanzminifter ihr in vollem 
Maße dadurch genügen wird, daß er zu Shrer Ueberzeugung nad)- 
weilt, daß die von hnen angefochtenen Bolten nur zu jolcdhen 
Ausgaben verwendet worden find, zu welchen dem Staate eine 
gejeßlihe, duch Shren eigenen Beihluß unterjtüßte Pflicht oblag. 
Db Sie danakh**) die Sndemnität ertheilen und auf weitere Ver- 
folgung der Sadhe verzichten wollen, das hoffe ich, darüber habe 
ih aber fein Urtheil zu fällen; allein darauf können Sie rechnen, 
daß die Königliche Staatsregierung und namentli der Herr 

* StB. 2067 a. 
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Finanzminifter Jhnen in der völligen Klarftellung der Sadhe gern 
und bereitwillig zur Seite jtehen wird, und daß hr Net und 
die formale Verlegung Ddiejes Nechtes in diefem Falle feineswegs 
in Abrede geitellt wird, die Königliche Regierung alfo auch die 
Verpflichtung übernimmt, dergleichen Berleßungen einer gegebenen 
gejeglihen Form in Zukunft zu verhüten. 

Was mich hauptjächlich veranlaßt hat, dennoch unter Jhnen 
zu erjcheinen, das ift die Thatjache, daß mir einzelne Neußerungen 
des Herrn Neferenten, wenn ih nicht irre, zu Ohren gefommen 
find, die fich jpeciell an meine Adreije richten. Der Herr Neferent, 
wenn ich recht unterrichtet bin, hat jeine Verwunderung darüber 
ausgejprochen, daß ich bei den Berhandlungen nicht zugegen wäre, 
indem ich einmal als Minifterpräfivent, zweitens als Auswärtiger 
Minilter bei denjelben betheiligt wäre). Was die erjte Eigen- 
ichaft anbelangt, jo entnehme ich daraus, daß der Herr Referent 
troß jeiner langjährigen Vertrautheit mit dem ganzen Mechanismus 
der preußifchen Regierung dennoch die Stellung des Minifter- 
präfidenten und den Zufammenhang der acht Minifterien unter fi) 
erheblich überfhäßt. ch glaubte, es könnte auch dem Herrn Res 
ferenten nicht entgangen fein, daß im Ganzen nach der hier nod) 
bei der neulichen Debatte ausdrücdlich gebilligten jetigen Ber- 
fafjung unferer Minifterien und nach) den darüber beftehenden n= 
ftructionen die acht Minifterien ungefähr wie acht dur) eine Bundes- 
verfaijung geeinigte Staaten neben einander ftehen. 

(Heiterfeit.) 

Die Negel bildet die jtaatliche Selbitändigfeit eines jeden 

KRefforts, die Ausnahme bildet die Verpflichtung, Gegenstände eines 


1) Abg. Birhomw: „ES befremdet mich, in diefen Augenblide fein Mit- 
glied des Staatsminifteriums außer dem neuen Herrn Yinanzminifter auf dem 
Plate zu jehen; denn, meine Herren, ich hätte wohl erwartet, daß eine Frage, 
die doch nicht bloß den Heren v. d. Heydt als PVerjon betrifft, die vielmehr die 
ganze damals im Amte befindliche Regierung angeht, und die Verantwortlid)- 
feit aller derjenigen Herren in Anfpruch nimmt, welche im Anfange des Jahres 
1868 Minijterjtellen befleideten, wenigjtens ein Mitglied diejes damaligen Mint: 
jteriums auf den Pla hätte führen follen... Es erjcheint mir nicht gerade 
alS eine gewagte Frage, wenn id) jage: jollte nicht der Herr Minifterpräfivent 
von diefem Vorgehen des damaligen Herin Finanzminifters Kenntnif gehabt 
haben, jollte nicht der Herr Minijterpräftident mit im Ginverftändnii gewejen 
fein?" (StB. 20528). 
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Nefjorts zur Kenntnig und Beihlugnahme des Staatsminifteriums 
zu bringen. Db diejer Zuftand ein erwünfchter, ob er mit der 
ferneren Ausbildung unferes conftitutionellen Rechtes ein verträg- 
licher jei, das zu unterfuchen it heute nicht meine Aufgabe; ich 
habe nur das Bedürfniß, ihn bier factifeh zu conftatiren. Es ift 
gewiß nicht nothwendig, ja faum möglich, dat der Minifterpräfident 
Kenntniß von allen Operationen der einzelnen Minifterien, nament- 
ih von einer jo verwidelten Verwaltung wie der des Finanz 
minifters, habe; für die anderen Herren Minifter ift dies noch) 
minder möglih. Es ift überhaupt nicht durchführbar, dah jeder 
der acht Minifter die Gejchäfte feiner jieben Collegen genau wie 
jeine eigenen mit durchlebt und Fennt; bei der Ueberhäufung, welche 
die Centralijation der Gejchäfte Schon auf die minifteriellen Arbeiten 
legt, wird das Neuferite an minifterieller Arbeitsfraft erjchöpft. 
- Die minifterielle Arbeit muß vermindert werden, wenn die Ver- 
antwortlichkeit nicht zu einer leeren Nevensart herabiinten Toll. 
(Sehr wahr!) 

Man kann unmöglich verantwortlich fein für Dinge, die man 
nieht Fennt. Dieje Maßregel, die hier angefochten wird, hätte mir 
als Minifterpräfidenten noch jehr viel länger unbefannt bleiben 
“ fönnen, als es thatjächlich der Fall geweien ift, wenn ich nicht 
gelegentlihd — etwa im vorigen Frühjahr — von ihr Kenntniß 
befommen hätte. Die Wirkung, welche die Mittheilungen auf mich 
gemacht haben, hat jich darin bethätigt, daß ich in Uebereinjtim- 
mung mit meinen Collegen den früheren Herrn Finanzminifter 
erfucht habe, nunmehr den Zujtand der Finanzen des preußijchen 
Staats mit rüdhaltlojer Offenheit nicht nur feinen Collegen, jon- 
dern aud dem Lande darzulegen, indem meiner Meinung”) nad 
in den Staatsfinanzen Nichts verheimlicht werden follte. 

(Sehr wahr!) 

Wenn diefer Grundjaß längit befolgt wäre, dann glaube ic) 
nicht, daß eine andere Verfammlung !) im vorigen Nahre alle 
Steuern abgelehnt und uns in dem Maße, wie es gejchehen ift, 
die Hoffnung genommen hätte, Geld zu erhalten in einem Nugen- 


*) ©. 2068 a. 
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blide, wo gerade die abjolute Leere der Cafjen und die Noth- 
wendigfeit, laufende Ausgaben zu beftreiten, noch am meiften zur 
echtfertigung der bier angefochtenen Unregelmäßigteiten dienen 
fonnten. Wenn der Herr Referent außerdem angeführt hat — 
ih fann es faum glauben, aber ich habe es aus ficherer Quelle 
gehört —, daß die Luremburger Frage 

(Nufe: Finanzmintiter!) 
mit diejer Operation, die mir im vorigen Frühjahr befannt ges 
worden it, im Zujammenbange ftände, jo ift mir das ein neuer 
Beweis, bis wohin bei den gejcheidteften Dilettanten in der Volitif 

(Heiterfeit rechts.) 

die Phantafie auf dem Gebiete der Conjecturalpolitif fich hin: 
reißen läßt. ER 

(Erneute Heiterkeit rechts.) 

Die Luremburger Frage!) hat meines Grachtens mit Diejer 
Angelegenheit nicht im Entfernteiten Etwas zu thun; fie jpielte im 
Frühjahr 1867; eine Mobilmahung hat mit Nücdficht auf diejelbe 
nicht jtattgefunden, wohl aber die Aufrechterhaltung des damaligen 
Mehritandes, wie er war, mit allen feinen Ausgaben, die vielleicht 
ipäterhin vermindert worden find; aber eine erceptionelle Leitung 
hat nicht jtattgefunden, denn — ich habe von der Neußerung erft 
vor einer halben Stunde gehört, aber ich glaube, mein Geväcdhtniß 
täufcht mich nicht — in dem Augenblid, wo das Verlangen der 
Mobilmahung unjerer Streitkräfte mir gegenüber angeregt wurde, 
habe ich gebeten, mir noch vier Tage Zeit zu lafjen, und inner: 
halb diejer vier Tage Fam das Arrangement zu Stande, auf Grund 
dejien der Frieden erhalten wurde, 

Was nun die Sade jelbit betrifft, jo habe ich jchon zugegeben, 
daß ich Ihre Mipbilligung des formellen Verfahrens nicht unbe- 
aründet finde. ch weiß nicht, wenn ich rechtzeitig, ehe die Maß- 
regel getroffen wurde, darüber befragt worden wäre, ob ich Anz 
gelichts des dringlichen Geldbedarfs von damals meine Zuftimmung 
gegeben hätte: ich glaube, daß eine genaue Lejung der Worte des 
Gejeßes und das Gefühl der Verpflichtung, genau nach diefem Gejeß 
zu verfahren, mich davon abgehalten hätte und ich eine andere Art 
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der Bejchaffung diejer allerdings unabweislich nothwendigen Mittel 
vorgezogen haben würde. ch Fann es aber nicht bejtimmt behaupten, 
weil ich dieje Frage nicht praftifch zu durchleben gehabt habe. Daß 
der damalige Herr Finanzminifter in der beiten Ueberzeugung ge: 
handelt hat, im beiten Glauben, den Staat auf diefe Weife die 
Ausgaben am leichteften tragen zu lajjen, daß er überzeugt ge= 
wejen ijt, daß jeder andere”) Modus entweder für unjeren Credit 
oder für das directe Interejje der Finanzen nachtheiliger geweien 
jein würde — diejes Zeugniß, meine Herren, werden wir ihn Alle 
ertheilen, an jeinem Batriotismus, an jeiner Nedlichfeit werden 
wir nicht zweifeln, böchitens an jeiner Bedachtjamkeit in Fällen, 
wie der hier getadelte. 

Mas die weitere Behandlung der Frage durch das Staats- 
minifterium anbelangt, jo bin ich der Meinung, daß der Herr 
Finanzminifter fi jehr gern der Aufgabe unterziehen wird, die 
Verwendung aller Mittel, welche durch dieje gegen Khre Belchlüffe 
bewirkte Zinsauflage auf den Staat gejchaffen wurden — die Ver- 
wendung aller Theile der dadurch gewonnenen”) Geldfumme zu 
jolchen Ausgaben, welche gejeßlich nothwendig waren, nachzumweilen, 
obihon ich mit ihm darüber eine Rüdfprache noch nicht habe 
nehmen fünnen. Eine weitere Verfolgung gegen die Perjon des 
früheren Sinanzminifters, glaube ih, fann jachlich zu Nichts weiter 
führen, und ip bin überzeugt, wenn Ihnen die Nachweife, auf 
die Sie ein volles Recht haben, geliefert worden find, dab Sie 
jelbjt davon abjtehen. 

Es fann fein erhebliches pecuniäres Jnterejje dabei obwalten, 
da doch immer Demjenigen, der in der Lage wäre, für 700000 Thle. 
und mehr Staatsausgaben aus jeiner Brivatcafje geleitet zu haben, 
diefe Ausgaben eritattet werden müßten. 

Sch halte es nicht für die Aufgabe der Staatsregierung — 
und ich hoffe, daß ich darin mit meinen Collegen, mit denen eine 
Verabredung zu treffen mir die Zeit gefehlt hat, einer Meinung 
fein werde — ich halte e8 nicht für unjere Aufgabe, einen Fehler 
in der Form, der begangen it, abzuleugnen, jondern ich halte es 


*) Fehlt im StB. 
**) &, 2068. 
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für männlicher und der Sache und den Perjonen dienlicher, ihn 

ganz offen anzuerkennen und lediglih an shre mdemnitäts- 

bewilligung, nachdem Sie genaue Kenntniß von Allem haben, zu 

appelliven und Shnen die VBerficherung zu geben, daß, jo viel an 

uns und jedem Einzelnen von uns liegt, eine Wiederkehr ähnlicher 

Rorfommnifje zu verhüten wir für unjere Prlicht halten. 
(Bravo!) 

Sch glaube, daß ich fait die Grenzen des Zuläjligen berührt 
habe in Neußerungen über einen abmwejenden früheren Collegen. 
Daß es mir fehwer geweien it, mit diejfer offenen Darlegung der 
Vergangenheit vor Sie zu treten, fünnen Sie mir glauben, nad) 
dem ich mit dem früheren Herrn Finanzminifter zufammen ereignißs 
reiche Zeiten im Amte durchlebt habe, und er in einer jchwierigen 
Epoche, wo uns feine einfichtsvolle, rafche, energiihe und vor der 
Rerantwortlichfeit nicht zurücjchredende Hilfe die weientlichiten 
Dienste geleiltet ), 

(Beifall rechts.) 
feinen Nugenblid gezögert bat, einzutreten und in Zeit von 
wenig Tagen die Hinderniffe, vor denen wir zu ftehen glaubten, 
die jo weit gingen, daß Zweifel vorhanden waren, ob die nöthigen 
baaren Gelder zur Löhnung der Truppen disponibel wären, zu 
bejeitigen. Das Andenken an diefen, meines Erachtens in jeinen 
Wirkungen unzerftörbaren, in unjerem Staatsleben fortwirkenden 
aroßen Dienft, den der frühere Herr Finanzminifter uns geleiftet 
hat, hat mich abgehalten, Meinungsverfchiedenheiten, die ziwiichen 
ibm umd mir über die Verwaltung der Finanzen bejtanden, jo 
icharf zu accentuiren, wie Sie vielleicht Jhrerjeits erwarten; ic) 
möchte aber auch, daß es Sie abhielte, ein rein formales Ver: 
jehen härter zu beurtheilen, als es nach jeinem inneren moralijchen 
Werth, nach der Unantaftbarkeit jeines Zwedes, nach der unzweifel- 
haften financiellen Rechtlichfeit, in der das Verjehen gemacht wurde, 
verdienen jollte, und ich fann Sie nur bitten: ertheilen Sie jebt 
oder, wenn Sie wollen, nad einer gründlicheren Prüfung, zu der 
uns möglicher Weife eine außerordentliche Sibung im Sommer 
Gelegenheit geben wird, As 
(Heiterfeit.) 


1) Am Nahre 1866. 
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der früheren. Finanzverwaltung Sndemnität, und haben Sie das 
volle Vertrauen zu der gegenwärtigen Verwaltung der Finanzen 
— ein Vertrauen, das Sie bisher jchon mehrfach bethätigt haben 
und das Sie gewiß nicht täufchen wird —, daß Sie einen ftrengen 
und treuen Wächter des conjtitutionellen Nechts auf feinem Boften 
oe. (Bravo! rechts.) 

Der Abg. Virhom wies in einer perfönlichen Bemerkung darauf 
hin, daß der Ausfall auf Gonjecturalpolitifer in der Nede des Mintiter- 
präjiventen nicht ihn, jondern den Finanzminister Camphaufen treffe, 
der allerdings rein hypothetifch die Luxemburger Händel mit der ae- 
tadelten Fihanzoperation in Beziehung gebracht hätte. Bezüglich der 
von ihm angezogenen Neußerung des Minifterpräfiventen aus der Con- 
flietszeit äußerte er, daß er bis jett die Meinung gehabt hätte, „daß 
nad) den Creignijjen von 1866 auch diefes Wort für immer werde be- 
‚graben fein”, allerdings aber die Bemerkung nicht habe unterdrüden 
fönnen, daß die gegenwärtige Operation ungefähr diefer Neuerung 
entiprohen haben würde. Graf Bismard ermiderte in perjönlicher 
Bemerkung”): 

Sch babe auf das Mißliche des Eingreifens in eine Debatte, 
die man nicht von Anfang an gehört bat, Ichon von Haufe aus 
aufmerffam gemacht, und die weitere Entwidelung hat nur be= 
ftätigt, wie berechtigt das Mißtrauen war, mit dem ich das mir 
unbekannte Eis betrat. l 

(Heiterfeit.) 

Aber ich freue mich dennoch, daß der Herr Berichteritatter 
mir Gelegenheit gibt, ihm zuzuftimmen, wenn er diejenige Aeuße- 
rung von mir, die er gewiß in der wohlwollenditen Abjicht repri- 
stiniet””) hat, als lediglich der Kriegszeit angehörig und als im 
Frieden begraben und unanmwendbar meinerjeits bezeichnet, und 
hoffe, daß fie auch im Sinne des Heren Berichterjtatters als eine 
jolche angejehen werden wird. 

(Bravo!) 

Die geforderte Sndemnität wurde nicht gewährt, jondern der An: 
trag der Commifjton in der 67. Situng vom 11. Februar 1870 an- 
genommen und demgemäß die Genehmigung zu der Mehrausgabe von 
720000 ARthlen. verjaat. 


*) StB. 2070a. 
**), StB.: repräftinirt. 


10. 2. 1870. 


12. 2. 1870. 


296 VI. PBreußiicher Landtag. 6. Detober 1869 bis 12. Februar 1870. 


Schlußfißung beider Hänfer des Landtags 


Sonnabend 12. Februar 1870. 
eve des Grafen Bismard*): 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des 
Yandtages! 

Bei der Eröffnung der gegenwärtigen Situngsperiode war 
es der Wunfch der Regierung Sr. Majeltät des Königs, zunächft 
die gefährdete Drdnung des Staatshaushalts neu zu fichern, außer: 
dem aber wichtige Neformen der Gejeßgebung mit der Landes- 
vertretung zu vereinbaren. 

Die Königliche Regierung erfennt es mit Dant an, daß Die 
beiden Häufer des Landtages zur Bejeitigung der Schwierigkeiten 
der Finanzverwaltung bereitwillig die Hand geboten haben. Durch 
die Annahme des Confolivationsgejeges tit ein wichtiger 
Schritt gejchehen, um dem Staate eine freiere Bewegung in Bes 
treff der Tilgung der Staatsjchulden zu ermöglichen. Die dadurd) 
herbeigeführte Minderausgabe, jowie die anjehnlichen Einnahmen 
des Staatsihages, haben es zur Genugthuung Sr. Majeftät des 
Königs geftattet, für das Jahr 1870 das Gleichgewicht zwifchen**) 
den Einnahmen und Ausgaben des Staates wieder herzuftellen, 
ohne die Steuerfraft des Landes in erhöhtem Maße in Anfpruc) 
zu nehmen. Zugleich wurde die Möglichkeit gewonnen, aucd) Bez 
dürfniffen, welche vorher zurüdgeftellt""*) werden mußten, Abhilfe 
zu gewähren. Wenn dies in Betreff manches berechtigten Wunjches 
noch nicht angängli war, jo wird es hoffentlich in Zufunft ge 
lingen, durch zwecmäßige weitere Reformen und angemejjene Erz 
höhungen einzelner Steuern jowohl zur Ermäßigung anderer als 
zur Vermehrung nüglicher Ausgaben die Mittel zu erlangen. 

Dem Zufammenmirten des Landtages mit der Königlichen 
Negierung wird das Land eine erheblide Zahl nüglicher Gefege 
auf den verjchievdenen Gebieten der Staatsverwaltung verdanten. 


*) StB. AH. 2123 a, 59. 295 a. 
**) StB, AH. 2123. 
++) StB, 99. 2956. 
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Dur das Gejeß über die Großjährigkeit ift ein den 
‚gegenwärtigen Bildungsverhältnifien entiprechender einheitlicher 
Termin derjelben für die gefammte Monarchie feitgeftellt worden. 

Die Einrichtungen der Handelsfammern haben eine den Be- 
dürfnifjen und Wünjchen des Handelsitandes entiprechende Nege- 
lung erfahren. 

Die Gefeßgebung in Betreff ver Grundjteuer ift auf jämmt- 
lihe Provinzen der RUN ausgedehnt worden. 

Die Neform der Lehrer Wittwen- und Waifencaffe 
fonnte Dank der von sonen genehmigten Stnanzmaßregeln zur 
geficherten Durchführung gelangen. 

Das Ereditwejen in den Provinzen Hannover und Hejjen- 
Nafjau ift in Mebereinjtimmung mit den Wünjchen der Provinzial- 
vertretungen neu geregelt worden. 

Durch die Gejeße über die Nheinjchifffahrt und über die 
Schonzeit des Wildes, jowie durch eine Neihe anderer Gefege 
wird alljeitig anerfannten Bedürfnijjen abgeholfen. 

Dagegen find die wichtigen Borlagen, durch welche umfasjende 
Reformen auf dem Gebiete der inneren Verwaltung, der KRechts- 
pflege und des Unterrichtswejens angebahnt werden follen, nicht 
zum Abjchluffe, zum Theil noch nicht zur Erledigung in einem 
der beiden Häufer gelangt. 

Die”) Regierung. Sr. Majeität hatte bei der frübzeitigen 
Borlegung der betreffenden Entwürfe auf einen günftigeren Ver: 
lauf der Berathungen um jo mehr vechnen zu dürfen geglaubt, 
als fie ihrerjeits bejtrebt gewejen war, in den vorgelegten Ent= 
 würfen die Grundlagen für einen befriedigenden Ausgleich der 
verjchiedenen Snterejjen und Nuffafjungen darzubieten. 

Die bisherige Berathung der Kreisordnung hat in wejent- 
lihen Theilen des vorgelegten Entwurfs Abweichungen der An= 
fihten des Haufes der Abgeordneten von denen der Königlichen 
Regierung conjtatirt. Dem ungeachtet gibt die Königliche Negie= 
rung die Hoffnung nicht auf, daß auf den Grundlagen”) des Ent- 
wurfs eine alljeitige Verftändigqung erreichbar fjei, und dah die 


*) StB. AH. 2124. 
**) StB, H9. 296a. 
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weitere Berathung in beiden Häufern, wenn nicht zu einer end- 
gültigen Vereinbarung, doch zu einer erwünjchten Klärung der Auf: 
fafjungen führen und hierdurch die künftige Lölung der Aufgabe 
erleichtert werde. 

Die Königliche Negierung it ferner von der Anficht durch- 
drungen, daß die beabfichtigte Neform des Hypothefenwejens einem 
dringenden Bedürfniffe, bejonvders des Grundbeliges, entjpricht. 

Sn diefer Ueberzeugung batte die Königliche Regierung *) 
im Hinblid auf die bevorjtehende Sejftion des Neichstags des 
Korvdeutihen Bundes eine einjtweilige Vertagung des Landtages 
und die Wiederaufnahme der begonnenen wichtigen Arbeiten nad) 
einigen Monaten für angemejjen erachtet. Sie wurde hierbei 
einerjeits durch die gebotene Rüdjicht auf die größere nationale 
Gemeinschaft, zugleich aber von der”*) Hoffnung geleitet, daß die 
Zeit der Vertagung der Vorbereitung einer weiteren Verftändigung 
über die wichtigen Neformgejege förderlich jein werde. 

Nachdem der Antrag auf VBertagung von dem einen der beiden 
Häufer abgelehnt worden ift, liegt es in der Abjicht der Negierung 
Sr. Majeität, durch eine außerordentliche Sejiton dem Xandtage 
zur Sicherftellung wenigftens eines Theiles der Ergebnijje der bis- 
herigen Berathungen Gelegenheit zu geben. 

Die gegenwärtige Seffion der beiden Häufer des Landtages 
erkläre ih im Allerhöchiten Auftrage Sr. Majeität des Königs 
hiermit für geichlofjen. 


*), StB. AH. 2124b. 
**) StB. 99. 296b. 
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Reidstag des Nordseutfhen Bundes. 


14. Februar bis 26. Alai 1870. 


Eröffnungshigung 
des Reichstags des Norddeutfchen Bundes 
Montag 14. Februar 1870. 
TIhronrede des Königs*): 
Geehrte Herren vom Keichstage des Noroveutichen Bundes! 
Sm Namen der verbündeten Negierungen heite Jh Sie zur 
legten Sejfion der Legislaturperiode willfommen. 

Sie werden in diefer Seffton berufen fein, die unter Jhrer 
Mitwirkung gejchaffenen und durch einmüthiges Zufammenmwirfen 
der verbündeten Regierungen ins Leben getretenen Jnjtitutionen zu 
ergänzen und fortzubilden. 

Zu Meiner lebhaften Befriedigung ift es der hingebenden 
Thätigfeit der zur Vorbereitung eines Strafgejegbuhs für den 
Norddeutihen Bund berufenen Männer gelungen, den Abjehluß 
diejes umfangreihen Werkes dergeftalt zu fördern, daß dafjelbe 
vom Bundesrathe**) genehmigt, Jhnen jehon heute vorgelegt werden 
Tann. Indem diefes Gejegbuch auf einem der wichtigiten Gebiete 
des öffentlichen Rechts die nationale Einheit im Nordveutjchen 
Bunde zum Abjehluffe bringen will, enthält es zugleih eine, ven 
Forderungen der Wifjenjchaft und den Ergebnijjen veidher Er: 
fahrungen entjprechende Fortbildung des im Bundesgebiete beitehen- 
den Strafrects. 

Dafjelbe Ziel joll auf verwandtem Gebiete durch ein Gejeß 
zum Schute der Autorenrechte angejtrebt werden. 

Das in der Bundesverfafjung begründete, in den Gejegen über 


*) StB. 1b. 
6: 23. 
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die Freizügigkeit, jowie in der Gewerbeordnung weiter ausgebildete 
gemeinjame ndigenat wird in den „shnen zugehenden Gejeßvor: 
lagen nach verjchiedenen Richtungen eine abjehliegende Entwidelung 
erhalten. ine Gejetvorlage über den Erwerb und Berluft der 
Bundes- und Staatsangehörigkeit wird dem von Jhnen in der 
vorigen Sefjion ausgeiprochenen Wunjche entgegenfommen. Bei der 


F 


Berjchiedenartigfeit der landesgejeglichen Beftimmungen über Heiz k 


mathsrechte und Armenpflege hat das nititut der Freizügigkeit 
Ungleichheiten hervorgerufen, deren auch von Jhnen angeregte Bes 
jeitigung nicht länger verfchoben werden darf. Eine Jhnen über 
den Unterjtügungswohnfig zugehende Gefjetvorlage ift bejtimmt, 
den empfindlichiten Uebelftänden Abhilfe zu Ichaffen. Die Hemme 
nifje, welche der vollen Entfaltung der Freizügigkeit durch die Yandese 
gejeße über die directe Bejteuerung noch entgegenftehen, jollen durch) 
ein dem Bundesrathe vorliegendes Gejeß bejeitigt werden. 

Den wiederholt fundgegebenen Wünjchen nach einer der Billige 
feit entiprechenden Ausgleihung der Bejchränfungen, welchen die 
in den Bereich neuer oder erweiterter Feltungsanlangen gezogenen 
Grundftücde unterworfen werden müjjen, joll durch eine Gejetvor- 
lage entiprochen werden. 

Die Lage der zu den Unterclafjen der vormaligen jchleswig- 
holfteiniihen Armee gehörigen Berfonen nimmt diejelbe Theilnahme 
in Anspruch, welche in Shrer vorlegten Seffion den Dfftcieren 
gegenüber zum Ausdrude gelangt ift. Es wird hnen hierüber 
eine Vorlage zugehen. 

Ueber die in dem Bımdesconjulatsgefege vorbehaltene Rege- 
(ung der Befugniß der Bundesconfuln zu Ehejhließungen und zur 
Beurkundung des Perfonenftandes wird hnen eine Vorlage ge 
maht, und ein Gefeß über die Verhältniffe der Bundesbeamten 
wird wiederum Khrer Beihlußfafiung unterbreitet werden. 

Die Steigerung des Verkehrs und die Reform der”) Bes 
fteuerung des Zuders haben es geftattet, in dem hnen vorzulegens 
den Bundeshaushaltsetat für das Jahr 1871, unter Aufrechterhal- 
tung der bewährten Grundlagen vorfichtiger Veranjchlagung, die 
Einnahmen an Zöllen und Verbrauchsfteuern, jowie an Poftüber: 
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ihüffen höher auszubringen, als im laufenden Etat. Es ift dadurd 
die Ausficht gewährt, daß der größere Theil der dauernden Mehr- 
ausgaben für die Fortentwicelung der Bundeseinrichtungen, nament- 
lich für die planmäßige Ausbildung der Bundesmarine, in eigenen 
Einnahmen des Bundes jeine Dedung findet. 

Die Anbahnung der im Art. IV des Prager Friedens vorge- 
jehenen Verjtändigung über die nationale Verbindung des Nord- 
deutjchen Bundes mit den jüdveutichen Staaten ift der Gegenitand 
Meiner unausgejegten Aufmertfamteit. 

Ein mit dem Großherzogtum Baden gejchloffener Jurisdie- 
tionsvertrag, der „shnen zur Genehmigung zugehen wird, dehnt die 
Grundjäße der Gemeinjamfeit des Nechtsichuges, welche durch das 
Gejeß über die Gewährung der Nechtshilfe fir den Norddeutichen 
Bund zur Geltung gelangt find, in nationalem Sinne über die 
Grenzen des Bundesgebietes aus. Durch eine Ergänzung der Maß: 


und Gewichtsordnung wird die Möglichkeit gewonnen werden, der 


Gemeinjamtfeit des Maß: und Gewichtswejens mit anderen deutlichen 
Staaten durch gegenfeitige Zulafjung der geaichten Maße und Ge- 
wichte Nusdrud zu geben. Zur Heritellung der jüddeutichen Feltungs- 
commiljton hat der Bund durch Meine VBermittelung unter Ein 
willigung in den ungetheilten Fortbeitand des gemeinjfamen Feitungs- 
eigenthbums bereitwillig mitgewirkt. 

Die Gejammtheit der Verträge, welche den Norden Deutjch- 
lands mit dem Süden verbinden, gewähren der Sicherheit und 
Wohlfahrt des gemeinfamen deutjchen Vaterlandes die zuverläfligen 
Bürgihaften, welche die ftarkfe und gejchloffene Organifation des 
- Nordbundes in ji trägt. Das Vertrauen, welches unjere jüd- 
deutichen Verbündeten in diefe Büragichaften jegen, beruht auf 
voller Gegenjeitigfeit. Das Gefühl nationaler Zufammengehörig- 
feit, dem die bejtehenden Verträge ihr Dafein verdanfen, das gegen: 
jeitig verpfändete Wort deuticher Fürften, die Gemeinjamfeit der 
böchiten vaterländiichen Snterefjen, verleihen unferen Beziehungen 
zu. Süddeutjchland eine von der wechjelnden Woge politiicher Yeiden- 
ihaften unabhängige Feitigkeit. 

Als Jh im vorigen Jahre von diejer Stelle zu shnen Ipradh, 
babe Jh dem Vertrauen Ausdrud gegeben, daß Meinem aufrich- 
tigen Streben, den Wünfchen der Völker und den Bedürfniffen der 
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Civilifation duch”) Verhütung jeder Störung des Friedens zu ent- 
jprechen, der Erfolg unter Gottes Beiltand nicht fehlen würde. Es 
thut Meinem Herzen wohl, heute an diejfer Stelle befunden zu 
fönnen, daß Mein Vertrauen feine volle Berechtigung hatte. Unter 
den Regierungen, wie unter den Völkern der heutigen Welt ift 
die Ueberzeugung in fiegreihem Fortichritte begriffen, daß einem. 
jeden politiihen Gemeinwejen die unabhängige Pflege der Wohl- 
fahrt, der Freiheit und der Gerechtigkeit im eigenen Haufe zuftehe 
und obliege, und daß die Wehrkraft eines jeden Landes nur zum 
Schuße eigener, nicht zur Beeinträchtigung fremder Unabhängigkeit 
berufen jet. 

Die Legislaturperiode des gegenwärtigen Neichstags naht fi 
ihrem Schlujje. Durch Shre bisherige an Erfolgen reiche Thätig- 
feit und die fruchtbare Wechjelmwirfung, unter welcher die Arbeiten 
der verbündeten Regierungen und des Neichstags in einander ge 
ariffen haben, find die Bundeseinrichtungen feit begründet und ift 
die Richtung ihrer Entwidelung zum Heile des””) Vaterlandes be- 
ftimmt worden. Am diefem Sinne werden die Berathungen der 
bevorstehenden Sejltion erneut hre angeitrengte Thätigfeit in An: 
jpruch nehmen. Aber Sie werden durch Löjung der hnen vor= 
liegenden Aufgaben die Erfolge des gegenwärtigen Neichstags zu 
einem Abjchluffe bringen, welcher die damit verbundenen Mühen 
durch den Dank der Nation lohnen und diefem Neichstage eine 
hervorragende Stellung in der Gejchichte der vaterländifchen ne 
jtitutionen fichern wird. 

Nah Verlefung diefer Nede verfündete der Bundeskanzler Graf 
Bismard die Eröffnung des Neichstags mit den Worten: 

Am Namen der verbündeten Negierungen erkläre ich auf 
Allerhöchiten Vräfivialbefehl den Neichstag des Norddeutichen Bundes 
für eröffnet. 


ua! 
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9. Sigung des Reichstags des Norddeutfchen Bundes 


Donnerjtag 24. Februar 1870. 


Mittels Schreibens vom 14. Februar 1870 legte der Bundes- 
fanzler Graf Bismard dem Neichstage den unter dem 14. Januar 1870 
zu Berlin unterzeichneten Vertrag zwijchen dem Norodeutichen Bunde 
und dem GroßherzogthHum Baden wegen mwechjelfeitiger Gewährung der 
Rechtshilfe zur verfafjungsmäßigen Genehmigung vor. Zur dritten Be- 
rathung defjelben, mweldhe auf der Tagesordnung der 9. Situng des 
Neihstags jtand, jtellte der Abag. Yasfer den Antrag: 

„Der Reichstag wolle bei Annahme des Vertrages bejchliegen, zu 
erklären: | 

Der Reichstag des Norddeutfchen Bundes jpricht den unab- 
läfftigen nationalen Bejtrebungen, in denen Regierung und Volk 
des Großherzogthums Baden vereinigt find, feine danfende An- 
erfennung aus; 

der Neichstag erfennt in diefen Bejtrebungen den lebhaften 
Ausdruf der nationalen Zufammengehörigfeit und nimmt mit 
freudiger Genugthuung den möglichjt ungefäumten Anjchluß an den 
beitehenden Bund als Ziel derjelben wahr. 

Der Abo. v. Blankenburg bradte zu dem Antrage Lasfer den 
Abänderungsvorichlag ein: 

Der Reichstag wolle bejchliegen: 

Den zweiten Abja des Antrages fortzulajjen und jtatt des- 
jelben dem erjten Abjate hinzuzufügen: „und erfennt in diefen Be- 
jtrebungen den lebhaften Ausdrud der nationalen Zujammen- 
gehörigfeit”. 

Nachdem der Abg. Lasfer jeinen Antrag, der Aba. v. Blanden- 
burg jeinen Abänderungsantrag in längeren Neden begründet hatten, 
ergriff das Wort der Bundeskanzler Graf Bismard*): 

Der Umftand, daß der Antrag, der uns gedrudt vorliegt, von 
Namen unterjchrieben ift, deren Träger mir ihr Vertrauen häufig 
ausgeiprochen, mitunter auch bewiejen haben, nöthigt mich zu der 
öffentlichen Erklärung, daß ich diefem Antrage volljtändig fremd 
bin, daß er mir überrajchend ift, daß er mir im hödhjten Grade 
unerwünscht gefommen ift, daß ich im Anfange geneigt war, ihn 
für einen politifchen Fehler zu halten, und daß ich es nach der 
Kede des Abg. Lasfer wieder bin. 


* StB, 66a. 
Bismards politiihe Reden. IV. 20 


c 
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Mir war im Anfange der Accent entgangen, den der Tert 
des eigentlichen Antrages auf das Wort „möglich ft ungefäumt” viel- 
leicht legen fünnte. Ja, über diejes „möglichit ungefäumt”, richtig 
verstanden, da fönnten wir unter Umftänden jehr bald zu einer 
Einigkeit fommen; diejes „möglichit ungejäumt” hat aber die Rede 
des Herrn Abg. Yasfer vollitändig eliminirt — meiner Weber: 
zeugung nad). 

Sch bedaure die Tendenz, die hiermit dem Antrage gegeben 
it, aus zwei Gründen; einmal, weil jie mir von Neuem den Be- 
weis liefert, wie jchwer es ift für große parlamentarifche Verjamme 
lungen, dasjenige Maß von Selbitbeihränfung im eigenmächtigen, 
unverabredeten Hineingreifen in die auswärtige Bolitif zu erreichen, 
welches allein die erecutive Gewalt befähigt, in der ununterbrochenen 
und intimen Anlehnung mit den Barlamenten, wie wir fie wüns 
jchen, auswärtige Politif zu betreiben. Snfofern, als ein jolcher 
Antrag, eine jolhe Discujiton hier ans Tageslicht fommt, ohne 
die mindefte Verabredung mit mir, und ohne daß Sie fich darüber 
vergewifjern, daß die Abgabe der Erklärung, die zu geben fie mich 
nöthigt, mir nicht im höchiten Grade unerwünfcht jei — meine 
Herren, in Ddiejer Weile können wir feine gemeinfame Bolitif 
treiben; wenigitens entziehen Sie mir jede Stüße, die Sie, bereit- 
willig mir zu gewähren, früher allerdings öfter in Aussicht gejtellt 
haben. 

Zweitens it der Eindrud für mich der des Bedauerns ge= 
wejen, weil ich unter der Wirkung der Rede des Herin Abe. 
Lasfer mich nicht ganz von der Beforgniß losmachen konnte, daß 
diejer Antrag allerdings, wie der Herr Vorredner fagte, im Aufs 
trage geftellt ei, aber nicht in — meinem! Der Herr Nedner be: 
fundete jo intime Beziehungen zur Großberzogli badijchen Nez 
gterung, wie fie jelbft mir nicht eigenthümlich find. Der Herr 
Kedner wußte nicht nur genau Über deren ntentionen Bejcheid, 
jondern machte fich auch anheifchig, wie mir jchien, das etwa im 
den Aeten fehlende Amtliche jofort zu bejchaften ). Mir wurde 


') Abg. Laster: „ES würde mir äufßerjt lieb fein, wenn die heutige 
Verhandlung über diejes Räthjel, weshalb Baden nicht in den Bund auf: 
genommen werde, objchon die Bereitwilligfeit außer Zweifel jteht, einiges Licht 
verbreiten jollte. Es wird nicht jchwer werden, wenn wir eine bündige Ber- 
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dadurch der Eindrud, daß der Herr Nedner mehr im Intereffe der 
-badijchen Negierung, als im diesjeitigen jprach; ich fann mich viel- 
leicht irren, und ich würde mich herzlich freuen, wenn meine Be- 
jorgniß unbegründet wäre !). Aus den Worten des Nedners war 
eine gemwilje Müdigkeit der badiichen Negierung, die Opfer, die er 
mit Recht an ihr gerühmt bat, weiter zu leiten, herauszulejen; 
eine Müdigkeit, die”) mir direct gegenüber nicht hat ausgeiprochen 
werden wollen, eine Müdigkeit, in deren VBorhandenfein ich gern 
Mißtrauen jeße, an die ich nicht glauben möchte. Aber wenn nun 
bier von meiner Seite eine Antwort erfolgt, die die badische Ne- 
gierung mit Sicherheit vorausjehen fonnte — Für te ift das Näthjel 
fein NRäthjel, welches der Herr Abgeoronete hier wiederholt als 
folches behandelte; fie fennt unjere Anichauung darüber volltommen 
— wenn nun aljo die badische Neaterung das Bevürfnig gehabt 
hätte, diejes Näthjel, nicht für fie, jondern für das Publicum ge- 
löft zu jehen, jo müßte ich bejorgen, daß die badijche Regierung 
eines jolhen VBorganges nach einer Nichtung bin bedurfte, von 
der ich allerdings aufs Höchlte beklagen würde, wenn fie diejelbe 
einjchlüge. 

Wenn der Antrag des Herrin VBorredners nur dahin gegangen 
"wäre, der badiichen Regierung das Zeugniß öffentlich zu ge 
währen, was er ihr bier ertheilt hat, und von dem ich wünschte, 
daß er in derjelben Unparteilichkeit, ich fan wohl jagen: mit der- 
jelben Liebe, auch einmal über die preußifche Negierung urtheilen 


fiherung erhalten, daß der Eintritt Badens in den Bund nur von dejjen An- 
trag abhängt... ., den Beweis zu führen, daß vielleicht nicht um Wochen der 
Antrag verzögert werden würde, jofern nicht zu befürchten jteht, dat man aber- 
mals ji) eine Antwort holt, welche im Yande wenigjtens für eine Demüthigung 
gehalten wird. Dieje Bejorgnii allein ijt der Grund, welcher abhält, einen 
fürmlihen Antrag zu jtellen. Vielleicht ift ein in diplomatijcher Redemeije voll- 
ftändiger Antrag bis jegt noch nicht hierher gerichtet worden, — aber für den 
Inhalt befigen wir jest die authentifhen und documentariichen Beweije. Sind 
nunmehr die Leiter der Bundespolitif zur Verfiherung einer günjtigen Auf- 
nahme entjchlojien, jo habe ich nicht den geringiten Zweifel, dab der Antrag 
nit lange auf jich wird warten lafjen, am wenigiten, während noch die Yandes- 
verfretung verjammelt ift“ (StB. 61h). 

ES, 66. 

’) In einer perjönlihen Bemerfung. nah Schluß der Debatte gab der 
Abg. Lasker die Erklärung ab, daß fein Antrag nicht aus einer Verabredung 
mit der badischen Regierung hervorgegangen jei (StB. 766). 
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wenn es bloß darauf anfam, das zu befunden, jo hieß 
das ja wirflid Eulen nach Athen tragen. Die Haltung der badi- 
ihen Negierung, der Muth, den fie den Bedrohungen und Bes 
dränqungen im Innern wie dem badijchen Auslande gegenüber 
jeder Zeit bewiefen hat, die Hingebung für nationale Zwede, die 
Se. Königliche Hoheit den Großherzog, feine Organe, den verjtor 
benen Minifter Mathy und jeine Collegen befeelt, find ja für Nies 
manden im Zweifel; wir haben wirklich nicht ein Bevürfnik, das 
zu wiederholen, obwohl auch mir in diejer Beziehung der Antrag 
lieb ift; es thut mir wohl, diejes Anerfenntniß jeder Zeit zu 
wiederholen, ich jtehe offen dafür ein und unterjchreibe jedes Wort, 
das der Worredner in diefer Beziehung fagte, nur halte ich es für 
überflüffig, es ift Etwas, woran Niemand und nad) feiner Richtung 
hin zweifelt; fam es bloß darauf an, jo behält ja das Blanden- 
burgiiche Amendement diefen Theil des Antrags bei: der badijchen 
Regierung dies Zeugniß von der competentejten deutjchen nationalen 
Verfanmlung auszuftellen, die im Augenblid eriftirt, jo unter- 
ichreibe ich den Antrag aus vollem Herzen und fann im Voraus 
verfihern, daß bei der badijchen Regierung fein Zweifel darüber 
ift, daß die verbündeten Regierungen und ihr Präftvium  dieje 
Veberzeugung in vollem Maße theilen. 

Aber der Herr Nedner geht weiter. Der Herr Nedner ver: 
wandelt den Antrag — ich kann es nicht anders nennen — in ein 
Mihtrauensvotum gegen die bisherige auswärtige Politik; ihm 
dauert e5 zu lange; er hat mit großer Entjchiedenheit dem Antrage 
die Erläuterung gegeben, daß das Präfivium gedrängt werden fol, 
von feiner Befugniß, die im legten Baragraphen der Verfaflung !) 
ihm verliehen wird, Gebrauch zu machen, und bat in Ausficht ge- 
stellt, daß die dazu etwa fehlende actenmäßige Grundlage von 
Baden in wenigen Wochen zu bejchaffen fein würde, wenn wir dies 
wünschten). Nun, meine Herren, ich erwidere ihm offen: ich wünjche 
fie nit, und erlaube mir, auch für den Nedner das Näthjel der 
Gründe zu löfen, welches für die badische Negierung längjt gelöft it. 


') Art. 79: „Der Eintritt der jüddeutichen Staaten oder 'eines derjelben 
in den Bund erfolgt auf den Vorfchlag des Bundespräfiviums im Wege der 
Bundesgejeggebung.” 
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Wenn man den Eintritt”) Badens in den Norvdveutichen Bund 
“winjcht, jo kann doch unmöglich Einer von uns dies als ein De- 
finitivum, als einen definitiven Abjchluß der deutichen Frage be- 
trachten wollen, jondern wir werden darüber einig fein, daß es 
nur das Mittel jein kann, für das gefammte Deutjchland, zwis 
jhen Norodeutichland und dem gefammten Süden Deutjchlands 
diejenige engere Vereinigung herbeizuführen, die wir Alle erjtreben, 
mag es jein, in welcher Korm es will, und die ich dahin definiren 
‚möchte, daß wir die intimften gemeinfamen Inftitutionen, über die 
wir uns beiverjeitig in voller Freiwilligkeit einigen können, herbei- 
führen — aber in voller Freiwilligkeit, ohne Drohung, ohne 
Prejfion, ohne Drud! Der verjtimmte, gezwungene Bayer oder 
Württemberger in der engiten Genofjenjchaft fan mir Nichts helfen, 
und ich würde immer vorziehen, noch ein Menfchenalter zu warten 
als Zwang nach der Nichtung bin zu üben. 

Kun fragt es fih, an welcher Stelle it das Großherzogthum 
Baden, als Träger des nationalen Gedankens, ich fann jagen, als 
der einzige offtcielle Träger des nationalen Gedanfens unter den 
vier jüdeutichen Staaten — an welder Stelle ift es der natio- 
nalen Einigung Deutjchlands fürderlicher: als abgejchlofiener Be= 
tandtheil des Bundes, ausgejchlojjen aus dem Süden, oder als 
vermittelndes Element innerhalb der Verhandlungen, die der Süden 
in fi) und mit dem Norddeutjchen Bunde“) führt? ch kann mich 
darin irren — vielleicht ift mir das Glück im richtigen Griff, das 
mich eine Zeit lang begleitet hat, abhanden gefommen, vielleicht it 
es auf den eriten Heren Nedner übergegangen — 

(Heiterkeit. ) 
ich fann mich darin irren, es fann jein, daß meine Auffafjung eine 
unmeile it, aber ich fann nur nach meiner handeln: ich bin über: 
zeugt, daß das Großherzogthbum Baden, wenn es in der Haltung, 
wie bisher, fortfährt, ja jelbjt wenn es nicht fortfahren follte, wenn 
die bedauerliche Bejorgniß, die ich im Anfang meiner Nede aus: 
jprah, begründet jein jollte, auch dann noch vermöge der natio- 
nalen Richtung feiner gebildeten Stände — ja der Majorität feines 


[4 


*), StB.: Beitritt. 
ES. 67.4. 
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Boltes — uns im Lager des Südens immer noch nüßlicher und 
förderlicher it, als in dem des Nordens. DVergegenwärtigen Sie 
jich die Frage doch einmal in Bezug auf Bayern; wenn wir mit 
Bayern zu thun hätten, lediglich in der Zufammenfegung, wie fie 
Altbayern, Ober und Niederbayern und Oberpfalz daritellt, wäre 
da nicht die Hoffnung, daß wir je mit Bayern zu einer befriedi- 
genden Einigung kommen fünnten, eine viel weiter hinauszurücdende 
— ganz würde ich Ste nie aufgeben — als jeßt, wenn die in dem 
bayeriichen Lager uns befreundeten national gelinnten Stämme der 
Sranfen und der Schwaben, die dort jo nüßlich wirken, abgetrennt 
wären von Bayern? Es wäre ja ein Gedanke, den man 1866 
hätte haben fünnen, und dejjen Verwirklichung, glaube ich, nicht 
viel im Wege ftand, wenn man aus den drei Franken einen be= 
jonderen Staat hätte bilden wollen, um Altbayern auf fich zu redu= 
eiren, und Franken etwa irgend einem national gejinnten Fürjten 
gegeben wäre, der zum Südbund oder Nordbund hätte gehören 
fönnen, das wäre ja aleichgültig. Dann, meine Herren, würde 
meiner Weberzeugung nach der Ueberreit von Bayern, wenn nicht 
auf immer, doch auf Jahrhunderte für die deutjche Einheit ver: 
loren gewejen jein. So glaube ich, daß wir nicht qut thun, das 
Element, welches der nationalen Entwidelung im Süden am gün- 
jtigiten ift, auszujcheiven und mit einer Barriere abzufchließen, ge= 
wijjermaßen — wenn ich ein triviales Bild gebrauche, jo jchreiben 
Cie e& der fürzlichen Betheiligung an landwirthichaftlichen Wer: 
bandlungen zu — gewifjermaßen den Milchtopf abzufahnen und 


das Webrige jauer werden zu laijen. 


(Große Heiterkeit.) 

ir würden nicht nur die thätige und glüdliche Wirkung ver: 
lieven, die Baden bisher auf ven Süden übt, und in deren loben- 
der Anerkennung, wenn damit eine Ermutbigung fortzufahren zu 
gewinnen it, ich mich anheifchig mache, den erjten Herrin Nedner 
noch zu übertreffen — ich will, wenn die badische Negierung da= 
durch ermuthigt wird, daß Tte gelobt und gerühmt wird, mit dem 
Herrn Vorredner darin wetteifern, um Ste auf ihrem bisherigen 
Wege zu erhalten. Aber diefe Trennung Badens und feine Ein- 
verleibung in den Norddeutihen Bund, paßt fie ganz in das 
Syitem, die Annäherung des Südens ohne Drud zu erwarten? 


Wirkung der Aufnahme Badens auf Bayern. all 


it es nicht ein jehr fühlbarer Drud, den wir auf Württemberg 
und Bayern üben? und dennoch, ift es ein hinreichend ftarker 
Drud, um zwingend zu fein? ift es nicht bloß ein verftimmender 
Drud, der vielleicht die Entwidelung hemmen würde, von der ich 
annehme, daß fie in Bayern und Württemberg troß Allem, was 
wir von dorther hören, doch in einem ftetigen, mäßigen Fortichritt 
begriffen ift und in jedem Luftrum, wenn wir noch Luftra warten 
jollen, in einem jtarfen, marfirten Fortjchritt begriffen fein wird? 
it es nicht zu fürchten, daß diefe Bewegung einen NRüdjchlag be- 
füme? wäre es nicht zu bedauern, wenn durch die voreilige Auf- 
nahme Badens in den Nordveutichen Bund auch nur um fünf Jahre, 
oder etwa um eine bayeriiche Wahlperiode, diefe Bewegung rüd- 
gängig würde? Wir können ja nicht wiffen, wie die conftitutio- 
nellen Berhältnifje in Bayern fich gejtalten werden, ob dort bald 
eine Neuwahl bevorjteht oder nicht, ich bin darüber nicht jo genau 
unterrichtet, wie der erite Herr Nedner über Baden, aber wenn 
nod in diefem Jahre in Bayern eine Neuwahl ftattfinden jollte, 
wäre es dann nicht ein VBerluft von wenigitens einer bayerischen 
Wahlperiode, wenn wir der Bartei, die dort jeßt noch die Majori- 
tät bat, irgend einen jcheinbar plaufiblen Grund zu dem Bor: 
“wur einer Brejfion, übertriebener Anfprüche, des Nichtabwartens 
freiwilligen Entiehlufjes an die Hand gäben, wenn wir für die 
dortigen Wahlmanöver, von denen wir genug und mehr, als ich 
zu glauben geneigt bin, gehört haben, eine joldhe”) Handhabe lie 
ferten, wodurch das bayerische Selbitgefühl von Neuem über an- 
geblihe Nergewaltigung durch den Norden aufgeftachelt werden 
fünnte? 

Wir müjjen die Wirkung betrachten, welche die Einverleibung 
auf das Großherzogthbum jelbit, und welche fie auf Bayern und 
Württemberg ausüben würde nach der geographiichen Conftqura= 
tion, die damit dem Norodeutichen Bundesgebiet gegeben werden 
würde. Sn Bezug auf den Weften Fönnte der Bund dann zu 
Süddeutjchland jagen: „Mit meinen Mantel vor dem Winde 
Ihüße ih Dich”); es wäre dann Bundesgebiet zwijchen dem 

SS. 67b. 


1) Aus dem Gedicht von Burns: D jäh' ich auf der Haide dort zc., be- 
fannt durch die Compofition Mendelsjohns. 
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. Süden und allen Unannehmlichkeiten, die dem Süden von Weiten 


ber fommen fünnten; die Süpftaaten außerhalb des Bundes hätten 
dann noch eine ausländifche Grenze, die mit Defterreich, von dem 
fie auch Nichts fürchten; es läge alfo eine Aufforderung zu ange= 
itrengten Militärleiftungen für gemeinfchaftlihe Zwede in diejer 
geographiichen Conftquration gerade nit. Ych will indeijfen die 
militäriiche Seite der Sadhe gar nicht in Betracht ziehen. ch 
glaube nicht daran, wie der Herr VBorredner !) zwar nicht als mög= 
lich jchilderte, aber doch jupponirte, daß in Bayern die Bartei, 
welche Wortbruh und Fremdherrichaft auf ihre Fahne gejchrieben 
hat, je ans Nuder fommen fannz ich glaube daran, daß die Ver: 
träge ehrlich gehalten werden, wenn auch vielleicht die rechtzeitige 
Beichaffung der nöthigen militärifchen Kräfte um jo mäßiger aus- 
fallen wird, je weniger man eigene Gefahren zu fürchten hat, je 
fiherer man vor dem Weltwind durch bejagten Mantel gevedt ift. 

Ih will aber die militärischen Möglichkeiten gar nicht in Betracht 
ziehen, denn der Unterjchied, ob wir den Beiftand der jüddeutjchen 
Truppenkraft kraft der Verträge oder fraft des Beitrittes der jüd- 
deutijchen Staaten zum Norddeutichen Bunde haben, it mir doch 
nicht jo wejentlich; er wird vielleicht auf die Kriegstüchtigkeit und 
die Zahl der jüoveutichen Truppen einen Einfluß haben. Die 
Suppofition aljo, daß diejer Zipfel, dieje Injel des Norddeutichen 
Bundesgebiets, welche Baden bilden würde, militärifch ifolirt jein 
fünnte, fommt mir nicht bei. Aber wirtbichaftlich! das it eine 
Frage, die der Herr Vorredner jehon berührt hat, und die Art, 
wie Sie Ddiejes Berühren aufnahmen, bewies mir zu meinem Be- 
dauern, daß Sie in den Zumuthungen, die Sie einzelnen Bundes- 
genojjen zu machen bereit find, doch etwas hart denken ?). Einmal 


1 


— 


Der Abg. v. Blandenburg. 
?) Abg. v. Blandenburg: „Wenn wir nun das Ziel erreichten, daß 
Baden ohne Darmitadt, ohne Württemberg, ohne Bayern in den Norddeutjchen 
Bund aufgenommen würde, ich frage Sie materiell, wie jtünde denn die Sade 
in Bezug auf den Zollverein? Wir... müffen uns doch die Freiheit vor- 
behalten, daß, wenn der Sturm im Münchener Wafferglafe noch) immer fo 
weiter tobt, wir doc dann alle Urjahe haben werden, den Zollverein zu 
fündigen. Nun frage ih Sie, wozu wollen Sie dies Schwert gegen die 
Herren an der ar aus der Hand geben, wenn Sie Baden jett jchon auf- 
nehmen; denn Sie werden doc wohl nicht behaupten wollen, daß es möglich 
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würde, wenn alfo das Großherzogthum Baden heute Bundesgebiet 
würde, wie der Herr Vorreoner Schon ganz richtig bemerkte, die 
Freiheit der Entjchliegung des Nordveutichen Bundes in Bezug auf 
die fünftige Bildung des Zollvereins nicht mehr jtattfinden, man 
würde wenigitens im Süden nicht mehr an fie glauben, man würde 
uns nicht für jo hart halten, wie einige der dem Herrn Worredner 
MWiderjprechenden uns haben wollten, und es würde uns die Mög: 
lichkeit fehlen, wahricheinlich zu machen, daß wir etwa Südheijen 
aus dem Zollverein ausjchliegen und Baden darin behalten wollten, 
auch wenn Südhejjen dem Beijpiele Badens folgte — wozu mir 
indejjen nicht die mindejte Wahricheinlichkeit vorliegt, daß es durch 
freiwilligen Entihluß der hejltichen Negierung der Fall jein würde — 
(Heiterfeit.) | 
(Nuf: Da muß man jte zwingen!) 

Nein, das beabfichtigen wir nicht — jo wäre e8 do, wenn aud) 
nur Württemberg und Bayern mit Baden nicht in demjelben Zoll 
gebiet wären”), eine außerordentlich harte Zumuthung für Baden. 
Das Großherzogtum ift von Bajel bis da, wo es den Main bei 
Wertheim berührt, etwa 40 Meilen lana, und hat Stellen, etwa 
in der Höhe von Kajtatt und Wildbad, deren Breite 242 Meilen 
nicht erheblich überjteigen wird. Ein jolches Gebiet durch eine 
BZollgrenze als injel einzuengen — meine Herren, den Muth babe 
ich nicht, und den Muth traut man uns in Württemberg auch nicht 
zu, und wenn wir e& dennoch thäten, jo würde jehr bald auch in 
Baden dieje Bewegung rüdläufig werden, man würde jehr bald 
die Zugehörigkeit zum Norddeutichen Bunde, wenn der Zollverein 
eben feinen zujammenhängenden Bejtand hätte, als eine Quelle 
unzähliger täglicher und häuslicher Leiden und Berdrießlichkeiten 
betrachten, deren Wirkungen der Menjch oft zugänglicher ift als 
großen politifchen deen. 

35h Tann alfo diejes Argument, welches der Herr Borredner 
Ihon erwähnte, doch nicht jo ganz von der Hand weifen, dab unjere 
wirthichaftliche Freiheit dann nur auf Koften Badens — Kojten “”) 


jei, Württemberg und Bayern aus dem Zollverein zu laffen und Baden allein 
darin zu behalten, wie eine Anjel?” (Ruf: Gewih.) (StB. 652). 

*) StB.: wäre. 

**) ©. 68a. 
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. zur Höhe eines Betrages, den ich Baden nicht auferlegen möchte — 


gewahrt werden Fünnte. 

sh würde, wenn mir jegt die Eröffnung von Karlsruhe fäme, 
das Präfivium möge die Aufnahme Badens in den Norddeutichen 
Bund beantragen, diejen Antrag im nterejfe des Bundes und im 
Snterejje des Großherzogthums Baden als intempejtiv, rebus sie 
stantibus'), ablehnen und würde jagen: wir werden Euch den Zeite 
punkt kennzeichnen, wo uns das im Gejammtinterejje Deutjchlands, 
im Sintereife der Bolitif, die wir bisher, ich Fann wohl jagen, 
nicht ohne Erfolg durchgeführt haben, angemefjen erjcheint. 

sh hatte zuerit, als ich den Antrag las, das Gefühl, daß den 
Herren Antragitellern jo etwa zu Muthe war, wie Shafejpeare den 
Heißiporn Berey schildert, der, nachdem er ein halb Dußend 
Schotten umgebracht bat, über das langweilige Leben Elagt: & 
pajjirt eben Nichts, es muß etwas Leben hbineingebracht werden! 
Grimdung ftaatlicher Gemeinschaften, großartige Neformen, durd)- 
greifende Gejeßgebungen, das Alles erichöpft den Thatendrang nicht: 
es muß Etwas geichehen! Das war der Eindrud, den ich von den 
Antragitellern hatte, ich weiß nicht, mit wie viel Berechtigung. Aber 
wenn einige daran ift, liegt das nicht in einer gewaltigen Unter: 
ihätung des wirklich Erreichten? Denten Sie zurüd, meine Herren, 
in die ‘jahre vor 1848, in die Jahre vor 1864: mit wie Wenigem 
wäre man damals zufrieden gewejen! Als welche glänzende Er- 
rungenjchaft wäre beijpielsweile diejenige Einigung für ganz Deutjch- 
land, in welcher wir heute mit Süpdveutichland jtehen, der ges 
jammten Nation erjchienen, nämlich ein Zollparlament, welches das 
liberum veto aus der Zollverfafjung bejeitigte, welches dem Ganzen 
eine organische verfafjungsmäßige Geftalt verlieh, und ein ges 
jicherterv Dberbefehl der aefammten Heeresmadht! Der geficherte 
Dberbefehl war eine große Schwierigkeit für einen Krieg des alten 
Bundes: er war jchwerlich zu erreichen, und die Verhandlungen 
darüber hätten, wenn nicht außerhalb des Bundes Vorjorge ges 
troffen wäre, länger dauern fönnen, als der Krieg. Haben wir 
nicht in Bezug auf Süddeutjchland ein foitbares Stüd nationaler 
Einheit erreicht? Ich kann dreift behaupten: it nicht das Prä- 


') Unter den gegenwärtigen Verhbältnifien. 
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fidium des Norddeutjchen Bundes in Süpddeutjchland ein Stüc 
 Zaijerliher Gewalt, wie es im Beliße der deutjchen Kaifer feit 
sen! Sabhren nicht Beroajen it? 

(Hört! Sehr wahr!) 

Wo ift denn — jeit der Zeit der erjten Hohenftaufen — 
ein unbeftrittener DOberbefehl im Kriege, eine unbeftrittene Sicher: 
heit der Gemeinschaft, denjelben Feind und vdenjelben Freund im 
Krieg zu haben, im deutjchen Landen vorhanden gewejen? wo ift 
venn eine wirtbichaftliche Einheit vorhanden gaewejen, an deren 
Spiße der deutiche Kaifer geftanden hätte? Der Name macht es 
nicht! Aber wenn das Präfivium, wenn der König, mein aller: 
gnädigiter Herr, im Nordbunde eine Macht übt, die zu erweitern 
im nationalen nterefje, im interejje des Gewichtes und des 
Schußes von Deutjchland, fein Bedürfniß vorhanden ift, jo fann 
ich behaupten: das Haupt des Norobundes hat in Siüddeutichland 
eine Stellung, wie fie jeit dem Kaifer Nothbart ein deutjcher Kaifer 
nicht gebabt hat, und diejer doch auch nur, wenn fein Schwert ge= 
rade ftegreich war, vertragsmäßig und allgemein anerfannt nicht. 
Aljo unterihäßen wir dies nicht, und drängen Sie nicht jo auf 
neue Etappen: genießen Sie doh einen Nugenblid froh, was 
Shnen bejchieden, und begehren Sie nicht, was Sie nicht haben!!) 

(Sehr gut! Große anhaltende Heiterfeit.) 

Wenn Sie den Beitritt BYadens, die Heritellung des Nord- 
bundes, wie er durch den Beitritt Badens fich geitalten würde, als 
ein Definitivum anjehen, dann haben Sie ein Necht, den Antrag 
zu stellen, dann würde ich auch heute feinen Anitand nehmen, ihn 
zu unterjchreiben, wenn Sie ihn aber als Mittel anjeben, die 
volle nationale Einigung des ganzen Deutichlands zu fördern, 
jo it das eine Anfichtsfache, da fann ich irren und Sie fünnen 
irren, da fann ich nur jagen, ich theile Jhre Anficht nicht und 
werde nach meiner handeln. 

Der erite Herr Nedner bat, glaube ih, nicht im Sinne der 
Pflege gegenjeitiger Zuneiqung, von dem jonit feine Nede getragen 


') Dal. Gellert, Geiftlihe DOvden und Lieder: Zufriedenheit mit jeinem 
Zuitande, Str. 4: 
Genieße, was Dir Gott bejchieden, 
Entbehre gern, was Du nicht halt. 
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war, auf Verdrießlichkeiten der Vergangenheit angejpielt, 3. B. auf 
eine Contribution, die dem Großherzogtbum Baden auferlegt”) 
wurde). ch Fann dem Heren Vorredner jagen, daß er einen 
jehr erhabenen Meinungsgenofjen in der damaligen Zeit in der 
Berfon Sr. Majeität des Königs von Preußen hatte, der au 
wünschte, daß der Zufall, nach welchem Baden fich mit uns im 
Kriege befand, nicht durch eine Contribution geahndet werden möchte, 
und dennoch hat Se. Majeität der König die erflärlichen Motive, 
die dem zu Grunde lagen, der Staatsraifon geopfert. Cs durfte 
einmal in der Welt nicht die Meinung erwedt werden, daß ein 
Fürft, dejien Soldaten thatjächlich zu Felde ftanden und dort unter 
Umftänden wirklich erichoifen wurden, nicht mit vollem Exrnite das, 
was er einmal hatte übernehmen müljen, auch ausführte, jo lange 
es jein mußte, etwa in demjelben Sinne, wie das NorPiche Corps 
den Beiltand im rufliichen Feldzuge durcchführte. Dem Verdachte, 
der ja von den Gegnern des Großherzoglichen Haufes vielfach bez 
tont worden it, durfte feine neue Nahrung gegeben werden. Auf 
der anderen Seite habe ich die Anficht, daß der Deutjche fich des 
durch den langen Frieden genährten Gefühls entwöhnen muß, daß 
der Krieg eigentlih nur Spaß wäre, und daß, wenn er vorbei ift, 
man vom Manöver nad Haufe geht. Einen Volfsjftamm für den 
Krieg, den jeine Negierung führt, zu Strafen, fann nicht unfer Bes 
ruf fein, wir hatten nicht jtrafende Gerechtigkeit zu üben, jonvern 
wir wollten erreichen, was national richtig und nüßlich jchien. 
Glauben Sie, daß in der Mehrheit der Bevölkerung von Sadjen, 
Heften, ja ich will jelbit jagen von Hannover, die Bevölkerung 
feindfeliger gegen uns gewejen ift, als in der Majorität von Baden, 
daß die fächfifche Bevölkerung diejen Krieg mit großer Freude in 
ihrer Mehrheit gejehen hätte? ch glaube nicht! Wenn die jäch: 
fiiche Bevölkerung hätte abjtimmen können: joll diefer Krieg ges 
führt werden oder nicht? To würde fie die Frage verneint haben. 
Nichtsdeftoweniger hat Niemand Etwas darin gefunden, daß nad) 
dem Kriege eine Contribution in Sachfen erhoben wurde. Daß 


) ©. 68b. 
!) Lafer: „ch bezeuge, daß das Volk es jehr jchwer getragen hat,.. - . 
daß ihm ... noch die Kriegscontribution ... . auferlegt worden ift”’ (StB. 60a). 
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dieje Koftendedung eine allgemeine jein jollte, war bereits bei den 
mündlichen Verabredungen in Nifolsburg vorgefehen worden. Dies 
waren die Gründe, welche Se. Majeftät den König bewogen, contre 
coeur damals zuzuftimmen, und bei denen ich auch den Herrn Vor: 
redner bitten möchte, jich zu beruhigen. 

Der Herr Vorredner hat mit großer Bejtimmtheit ausge- 
jprodhen, daß er in der Aufnahme des Großherzogthums Baden 
den Anfang der Vollendung des Bundes fehe). Meine Herren, 
bier fan ich nur Ueberzeugung gegen Ueberzeugung ftellen: meiner 
Ueberzeugung nad würde in einer jolchen Mafregel die Hemmung 
der Vollendung liegen, nicht bloß ein Anfang der Hemmung, 
jondern ein ziemlich dauerhafter Hemmjchuh, mit dem am Nade 
wir an der Vervollitändigung des Bundes alsdann weiter zu arbeiten 
haben würden. ch fann nur dringend wünjchen, meine Herren, 
daß Sie der Leitung der Auswärtigen Angelegenheiten des Bundes, 
der Sie früher in wichtigeren Fällen, und namentlich in der Zeit, 
von der der Herr Vorredner Iprad), wo diejer Verfafjungspara- 
graph geichaffen wurde, Jhr Vertrauen in einer mitunter mich be- 
ihämenden Weile zugewendet haben, auch jeßt Ihr Vertrauen da- 
durch befunden wollen, daß Sie den Antrag, wie er gedrudt vor- 
liegt, nicht annehmen wollen. ch würde mich nicht jo bejtimmt 
dagegen ausgejprochen haben, wenn er nicht durch die Nede des 
eriten Herrn Nedners, jo wie geichehen, erläutert worden wäre; 
da würde ich vielleicht mein Gewiljen damit beruhigen können, daß 
er eine dilatorijche Claujel hat, deren Dauer ja von Verichiedenen 
verjchieden "beurtheilt werden fann. So aber werde ich es von 
‚denjenigen, die Vertrauen zu meiner Leitung der Gejchäfte haben, 
als eine Belundung dejjelben anjehen, wenn fie für diefen Antrag 
nicht jtimmen! 

Der Abg. Miquel fand in der Nede des Bundesfanzlers die Er: 
Härung, daß er niemals fich entjchließen werde, auch bei dem entjchie- 
deniten Willen von Negierung und Volk eines jüddeutichen Staates, 
einen einzelnen füddeutichen Staat aufzunehmen, daf er Süddeutichland 
gar nicht wolle oder ganz. Bundesfanzler Graf Bismard: 

Kein. 

’) Abg. Lasfer: „Die Aufnahme Badens in den Norddeutihen Bund... 


üt vor dem Jn= und vor dem Auslande der Beginn der Vollendung, welche in 
der Vereinigung des ganzen Deutjchland beiteht” (StB. 61). 
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94.2.1870. Dieje Erklärung werde die Gegner der deutjchen PBolitif in Süddeutjch- 


land ermuthigen, die Freunde Preußens entmuthigen; fie lafje die bis- 
herige hohenzollernfche Politif, jedes Stüd Deutichland, das fich frei: 
willig an das nationale Ganze anfchließe, zu nehmen, im Stih. Bundes- 
fanzler Graf Bismard: 

Kein! 

Der Bundeskanzler jage: Sch nehme Baden nicht, der Eintritt würde hier 
mehr ein Nücjchritt fein, ich will ganz Deutihland, ganz Süddeutjchland 
und nicht nur einen einzelnen Staat. Bundesfanzler Graf Bismard: 

Das it nicht richtig! 

Im weiteren Verlauf feiner Nede übte ver Abg. Miquel Kritif an 
den Gegengründen des Bundesfanzlers und protejtirte dann gegen die 
einfchränfende Bemerkung defjelben, daß ihm die nationale Bartet einige 
Male ihr Vertrauen in feine deutjche Politik thatfächlich bewiefen habe, 
mit der Behauptung, daß jchwerlich ein Fall nachweisbar jet, wo fte 
etwas Anderes gethan hätte, als thatfächlich dem Bundeskanzler Ver: 
trauen zu zeigen und zu beweilen. Nuf des Dundesfanzlers: 

Halt! Halt! 

Graf Bismard erwiderte*): 

Sch Fam heute hierher noch im Zweifel, ob ic) es mir über: 
haupt gefallen lafjen jollte, über Fragen der auswärtigen Politik 
in diefer Weife öffentlich interpellivt zu werden, ob ich dem Miß- 
brauch Vorjehub leiften jollte, daß beliebig aus irgend einem äußeren 
Grunde bei einer Frage über Yurisdiction die große Bolitift — 
ih jage nicht nur die deutiche, jondern auch die europätiche — 
zum Gegenftand öffentlicher Discuffion gemacht wird. Jh Tann 
das nicht hindern, aber daß dabei der Vertreter der auswärtigen 
Politik interpellirt wird und, wenn er nicht faljch beurtheilt werden 
will und sich nicht Falfche Motive unterfchieben lafjen will, ges 
mungen it zu antworten, jeheint mir befremdlih. Ich Fam halb 
und halb mit der Neigung her, mich diefem Zwang zu wiverjeßen 
und anzunehmen, dab der Antrag, den Sie gejtellt haben, in der 
Abficht geitellt jei, dab Sie Jhre eigene Anficht ausiprechen wollen, 
aber daß er nicht nothwendig die Abficht einjchließe, die meinige 
an den Tag zu fürdern**). Nichtsdeitoweniger hat die Rede, mit 
der der erjte Herr Nedner den Antrag einleitete, e$ mir ganz une 
möglich gemacht, dazu zu jchweigen; abgejehen von Factifchen yrrz 
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thümern, wie daß 5. B. der Minifter Mathy die Intentionen der 


- badijchen Regierung in einer offieiöjen Weife mir mitgetheilt hätte. 


Der Herr hat mir einen Privatbrief geichrieben, deijen Concept 
nachher unter jeinen binterlafjenen Papieren gefunden und ehr 
gegen den Wunfch der badifchen Negierung veröffentlicht worden 
it. Diejer Privatbrief verlangte von mir, ich folle eine promijio- 
rijhe Politit machen — , erklären, in welchem Zeitraum etwa, 
und die Autorijation ertheilen, daß diejes einigen leitenden Rartei- 
führern mitgetheilt werde. Wenn dies gejchehen wäre, jo mußte 
ic natürlich vorausjegen, daß diefe Parteiführer nicht bloß aus 
Neugierde die Mittheilung wünjchten, jonderin um ihrerjeits Ge- 
brauch davon zu machen, aljo die beabjichtigte Volitif zu veröffent- 
lichen. Auf diefen Privatbrief — und etwas Anderes it nicht 
vorgefommen — habe ich geantwortet, ich müßte es ablehnen, eine 
promifjoriiche Politif überhaupt zu treiben, wie ich e8 auch jeßt 
ablehne. Die auswärtige Politik ift nicht ein Gewerbe der Art, daß 
fie unbedingt die vorhergehende Veröffentlihung aller ihrer Rhafen 
verträgt. Was der Herr Vorredner unter Volkspolitit veritebt ') 
— ein Wort jtellt befanntlich zur rechten Zeit fich ein?) —, fo 
weiß ich nicht, veriteht er darunter die öffentliche Meinung, die im 
Sahre 1866 in Adrefjen uns bejtürmte, diefen Krieg nicht zu führen 
— verjteht er darunter die Verweigerung der Mittel, diejen Krieg 
zu führen? Das war Bolfspolitif, wenn die Sache irgend einen 
Begriff hat, und ich glaube, man weiß es uns Dank, daß wir 
damals die Sache befjer veritanden haben, wie dieje Voltspolitik. 
(Bravo!) 

Sch möchte jagen, es thut mir leid fait, daß ich meinen Vor: 

jaß, zu jchweigen, nicht ausgeführt habe, aber ich hätte darin eine 


Nichtachtung der Verfammlung gejehen, ich hätte damit Thür und 


1) Abg. Miquel: „Wenn eine joldhe Partei (die nationalliberale) in der 
deutihen Frage, die feineswegs eine Frage der höheren diplomatiichen Kunft 
üt,. jondern ein Gegenjtand der Volfspolitif, einen jo bejtimmten Standpunft 
einnimmt, jo glaube ich, bat der Bundeskanzler auch Veranlafjung, darauf 
einiges Gewicht zu legen” (StB. 71a). 

?) Goethe, Fauft I 4, Studirzimmer: 

Denn eben wo Begriffe fehlen, 
Da jtellt ein Wort zur rechten Zeit jih ein. 
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Thor geöffnet gejehen jeder Verdäctigung der Motive meines 
Schweigens. Man würde bald auswärtige, bald inländische Nüd- 
fichten, bald Bodenfäge und Nieverichläge eines veralteten preußi- 
ihen Junfertfums als Motive bezeichnet, bald — ic) weiß nicht 
nach welchen Richtungen hin — mid verleumdet haben, wenn ic) 
gejchwiegen hätte. Nun ftellt fi aber die Sache einfach jo. Wir 
find über den Zwed ganz einig, den wir erjtreben, nämlich: eine 
Einigung des gefammten Deutjchlands, deren feiten Abjchluß wir 
überhaupt in feiner concreten Form uns heute Fchon zu denken 
haben, jondern fie fann als einer ewigen Vervollfommnung, jo 
lange es Völker gibt, fähig angejehen werden. Der augenblidliche 
Nordveutiche Bund ift ein concreter Ausprud der Einigung, den 
ich jedoch als ein vorübergehendes Stadium betrachte, ebenjo wie 
ih ihn, durch Baden vergrößert, ebenfalls nur als ein vorüber: 
agehendes Stadium betrachten würde. Wir find über den Zwed 
alfo ganz einig. Und in diefer Yage tritt ein Redner derjenigen 
Partei auf, die behauptet, ie hätte mir ihr Vertrauen und ihre 
Unterftügung jeder Zeit bewiejen, und beanfprucht, daß der Neichs- 
tag bezüglid der Mittel der Hoffriegsrath für meine Politik jein 
jolle! Das jeßt ein Mißtrauen voraus, wenn auch nicht in meinen 
auten Willen, jo doch in meine Einficht. Ueber den Zwed find 
wir einig; aber über die Mittel jind die Herren der Meinung, daß 
fie die Auswahl der Mittel, die Auswahl des Zeitpunktes befjer 
veritehen als ich, und ich bin der Meinung, daß ich das befjer ver: 
jtehe als fie, nur darüber fünnen wir uns nicht einigen. So 
lange ich aber Bundesfanzler und auswärtiger Minifter bin, jo 
muß die Bolitif nad meiner Einficht gemacht werden, 
(Sehr richtig!) 

und wenn Sie ihr Steine in den Weg legen, ihr Knüppel in die 
Käder jchieben, jo hindern Sie dieje Politif, und die Verantwort: 
lichkeit für diefe Behinderung, ja jelbjt für die unzeitige Nöthigung, 
mich auszusprechen, die Werantwortlichkeit für die Folgen tragen 
Sie, die Antragsteller und Redner, nicht ih. Wenn ich aber nun 
noch dem ausgejegt bin, daß einer der Herren Redner diejer Partei, 
die mich zu unterftügen vorgibt, die behauptet, jeder Zeit mir 
Bemweife ihres Vertrauens gegeben zu haben, nur heute nicht — 
meine Herren, wir wollen in den Büchern nicht blättern —, wenn 
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Jemand, auf deijen Unterftügung*) perfönlich ich in der That ge- 
rechnet habe, wenn der Herr Abgeordnete, während wir jo nah 
von einander igen, während er jo aut hört und jo einfichtsvoll 
zu urtheilen weiß, wenn er einen jo wejentlichen Theil deiien, was 
ich gejagt habe, jchon jest unabfichtlich jo entitellt, auf was für 
Mißveritänoniffe muß ich dann überhaupt gefaßt jein, wenn die 
Worte, die ich geiprochen habe, erjt in den Zeitungen von Uebelwollen- 
den zerpflücdt werden —, wenn jehon mein befter Freund, zu 
denen ich den Heren Vorredner rechne, zu jolhen Mifveritänpniijen 
gelangt, als hätte ich gejagt, ich wollte das ganze Süpdveutichland 
entweder auf ein Mal oder gar nicht. ES hat das in meinen be- 
treffenden Worten in feiner Weife gelegen; ich erinnere daran — 
es wird das noch im Gedächtniffe jein — ich gebrauchte das dem 
Herrn Vorredner vielleicht bejjer wie mir geläufige lateinische Jdiom: 
rebus sie stantibus. ch Ichloß durchaus den Fall nicht aus, daf 
wir jehr wohl zu einzelnen Anjchlüffen fommen fünnten. ch weil; 
3. DB. nicht, ob, wenn heute diejelbe Bereitwilligfeit von Seiten der 
bayerischen Regierung vorhanden wäre, ich den Fall nicht aanz 
anders beurtheilen würde. _. .. 
(Heiterfeit. ) 

Sc weiß ferner nicht, ob, wenn dieje Bereitwilligfeit von 
Seiten der badischen und württembergifchen — einschließlich der füd- 
heiftihen Regierung vorhanden wäre, ich den Fall nicht auch anders 
beurtheilen würde. Einer der Herren Abgeordneten hat die Güte 
gehabt, mir ein Material zu juppeditiven, woraus der Herr Nedner 
entnehmen fann, daß ich nicht bloß heute und ex post dieje Aus- 
legung gebe. Es jind dies die Verhandlungen vom 9. April 1867 
über den etwaigen Eintritt des jüdlichen Theils des Großherzog- 
thbums Helen in den Norddeutichen Bund), wo ich, alaube ich, 
mich umummunvden dahin ausgeiprochen habe, daß, wenn der Anz 
trag der beiltiihen Negierung erfolate, die Sadhe in Verhandlung 
genommen werden würde; ich habe den Weg näher bezeichnet, aber 
ich glaube, man muß jehr feindlich gegen mich lejen, wenn man 
irgend eine Abneignung meinerjeits 

(Heiterfeit.) 

27 S: 728. 
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. aus diejen Zeilen berauslejen will, die in dem jtenographijchen 


Beriht — id will Sie nicht aufhalten und die Rede nicht une 
nöthig verlängern — enthalten jind. Nun frage ich, welches n- 
terefje hat der Herr VBorredner denn, dem Bublicum und den 
Leuten der öffentlihen Meinung, auf deren Bertrauen ich rechnen 
muß, eine unrichtige Vorftellung von meinen Zweden, von meinen 
Zielen, von meiner Auffaffung zu geben? und wäre es nicht wenig- 
jtens, wenn nicht der Achtung vor mir, doch den Nücdfichten auf 
das öffentlihe Wohl entiprechend, unter jolhen Umftänden genauer 
zu hören, ehe man mit jo vieler Entjchievenheit und jo vielem 
rhetoriihen Schmucd meine Jntentionen dem Publicum in einer 
unrichtigen Weife daritellt? 
(Sehr wahr!) 
Sch Fürdte, Jhnen zu lang zu werden, meine Herren, wenn id) 
mit derjelben Ausdehnung, mit der der Herr Vorredner mir Stoff 
dazu gegeben hat, die einzelnen — mir fällt immer ein zu harter 
Ausdrud dabei ein — die einzelnen unrichtigen Auffafjungen meiner 
Heußerungen revidiren wollte, wir fämen nicht zu Ende. ch Fann 
den Herrn Vorredner nur bitten, meine Nede genauer zu lejen, 
und er wird jich jelbit überzeugen, daß er mir Unrecht gethan hat, 
und daß er duch das weitreichende Sprachrohr der Tribüne bei 
einem großen Theil desjenigen Bublicums, welches nur Zeitungen 
lieft, in denen die Neden feiner Partei unverfürzt gegeben werden, 
die meinen aber verfürzt und unvollitändig, dazu beigetragen hat, 
einen faljchen Eindrud von meiner Stellung herbeizuführen. 
(Sehr wahr!) 

m Uebrigen, ich fomme ungern — Sie haben mir früher vor: 
geworfen, daß ich, wenn die Gründe mir ausgingen, etwa erklärte: 
dann fpiele ich nicht mehr mit, dann helfen Sie fih, wie Sie 
fönnen — ih fomme ungern auf ein joldhes Thema; aber Herr 
v. Dlandenburg, wie er jprad), jagte ganz richtig: verftehen Sie 
die Sache befjer, jo müflen Sie Bundesfanzler werden, jo tft & 
ganz unrichtig, daß Sie dort fißen, denn die öffentliche Politik 
Deutichlands fann von den Stühlen nicht geleitet werden, fie muß 
von hier geleitet werden; willen Sie Alles”) bejjer wie ich, jo 
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jegen Sie fi hierher, und ich werde mich auf jene Stühle jegen : 


und will diejenige Kritit üben, die mir eine zwanzigjährige Er- 
fahrung in den Gejchäften deutjcher Bolitit an die Hand geben wird; 
(Große Heiterfeit.) 
aber ich verjichere Sie, mein Patriotismus wird mich jchweigen 
laijen, wenn ich fühle, daß Sprechen zur Ungzeit ift. 
(Xebhaftes Bravo!) 


Der Abg. LZoewe-Bohum gab dem Bundesfanzler das Zeuanif, 
daß jeine zweite Neußerung durchaus mit der erjten identisch ae: 
wejen jei, daß er auch das erite Mal nicht ein Entweder-Dder aus- 
gejprohen habe. Für jeine VPerfon erklärte “er jich einveritanden 
mit dem eriten Theile des Antrags Lasfer, nicht aber mit dem 
zweiten Theile, da der Bundesrath nicht jo eingerichtet jet, daß der 
Reichstag ohne wejentliche Veränderungen der Verfajiung den Eintritt 
der jüddeutjchen Staaten in den Nordbund genehmigen, gejchweige ver- 
langen dürfe. Zum Schluß bat er den Kanzler um eine Aufklärung. 
„Es hat mir,“ äußerte er, „leid gethan, daß der Herr Bundeskanzler 
in jeinen militärifchen Argumentationen einen Unterjchied in unjeren 
Berpflihtungen und Stellungen zum Süden, bejonders Baden gegen- 
über, für den Fall zu machen jchien, wenn Baden in den Bund ein: 
‚getreten ijt, als ob in einem Kriegsfalle die Dinge dann anders wären, 
als wenn es bloß innerhalb der Militärverträge bliebe. ch habe bis 
"jeßt die Militärverträge jo aufgefaßt, als ob gar fein Unterjchied im 
Kriegsfalle dem Auslande gegenüber da wäre, und deshalb bin ich er- 
jtaunt gemwejen, eine jolche Argumentation von Seiten des Herrn 
Bundesfanzlers zu hören. Hoffentlich habe ich ihn mißverjtanden ... .“ 
Graf Bismard antwortete *): 


Sch gebe jehr gern die von dem Herrn Borredner gewünjchte 
- Aufklärung, indem ich wiederhole, daß ich jagte, ich wolle von den 
militäriichen Folgen der geographiichen Conftquration des Bundes= 
gebiets nicht reden, weil ich auf dem Gebiete den Unterjchied nicht 
für jehr wejentlich bielte zwiichen der Situation, welche uns die 
Verträge gewähren, und der, welche uns der Eintritt in den Bund 
gewährt: aljo gerade das Umgefehrte von dem, wie der Herr Vor- 
redner verjtanden bat. ch habe zugegeben, daß ein umwejentlicher 
Unterjchied in der Zahl, in der Stärke, in der Schnelligkeit, mit 
der die Truppen verfügbar jein würden, allerdings jtattfinden 
würde, indem die Anforderungen der norddeutichen Militärver- 


*) StB. 74a. 
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fajjung alle diefe Dinge ftrenger, feiter und fräftiger regeln, als 
die zu Necht beitehenden Kriegsverfafjungen der einzelnen Staaten; 
aber ich habe nicht den mindeiten Zweifel daran geäußert, daß wir 
berechtigt jind, und daß ich auch überzeugt bin, daß wir auf die 
volle Hilfe der ganzen vorhandenen Macht der jüdeutichen Staaten 
in jedem Kriege rechnen fünnen. eb babe auf interpretation der 
Bündnifjfe mich nicht eingelaflen; ich habe von einer Gemeinfam- 
feit der Gegner und der Kreunde im Kriege geiprochen, und daß 
die Bindnilje meines Erachtens die Bedeutung haben, daß wir und 
unjere Bundesgenofjen in Zukunft diejelben Feinde und diejelben 
Freunde haben werden; eine weitere Erplication zu geben halte ich 
mich nicht für berufen”). Es ilt das wiederum der Beweis, wie 
leicht man mißverftanden wird, und wie Schweigjantfeit einem aus- 
wärtigen Minifter nicht genug empfohlen werden fan. Aber dann 
muß auch einer parlamentariichen Berfammlung empfohlen werden, 
ihn nicht zum Sprechen zu zwingen in Fällen, wo fein Schweigen 
mißdeutet wird. 

So habe das vorige Mißverftändniß berichtigt, als hätte ich 
gejagt: gar Nichts oder Alles; ich will dem noch hinzufügen, daß 
ich meine Definition des Kalles, in welchem ich alauben würde, 
daß einem einzelnen Staate die Aufnahme nicht verjfagt werden 
fünne, dahin geben wollte, und wie ich glaube, auch gegeben habe: 
in ven Fällen, wo dadurd die Entwicelung der Gefammteinigung 
nicht geichädigt würde. Das fanıı aljo entweder jo liegen, daß 
die Gejammtentwidelung jo aut üt, daß fie Nichts anficht, oder 
daß Tte jo Ichlecht ift, dag Nichts daran zu verderben ift. Für die 
‚sälle habe ich es nicht verneint, und da ich einmal das Wort ge= 
nommen hatte, wollte ich auch dies noch richtiger jtellen. 

Sn perjönlicher Bemerkung wies der Abg. Miquel die Unter: 
jtellung zurüd, daß er Srrthümer im Bublicum verbreite, die nicht bloß 
der Berjon des Bundesfanzlers, jondern auch der Sache Schaden fönnten. 
Der jtenographifche Bericht werde zeigen, daß er zu feiner nterpreta- 
tion der Erklärung des Bundesfanzlers berechtigt gewejen jet, und er 
freue jih nun, daß Graf Bismard fich jegt jo geäußert, daf fein 


*) StB.: eine weitere Grplication halte ich auch nicht für berufen. 
+), StB. 77a. 
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Sch habe dem Heren Vorredner in feiner Weife die Ab- 
“fit einer Verbreitung faliher Meinungen zugeiprochen oder ihn 
einer jolhen bejchuldigen wollen. Um jeine Meinung zu wider: 
legen, erlaube”) ich mir daran zu erinnern, daß ich annahm, der 
Herr Redner habe bei der Unruhe, die in Augenblicen herrichte, 
mir nicht aufmerffam zugehört, was mir in Beziehung auf eine 
jo wichtige Angelegenheit durchaus nicht erwünscht Tein fonnte. 

Der Vertrag mit Baden wurde fajt einftimmig angenommen, die 
dazu eingebrachten Anträge wurden von den Antragjtellern zurüd- 
gezogen. 


12. Sigung des Reichstags Ses Norddeutfchen Bundes 


Dienitag 1. März 1870. 


Der Reichstag Jette in jeiner 12. Situng am 1. März die in 
der 11. Situng begonnene zweite Berathung über den Entwurf eines 
Strafgejegbuches für den Norddeutichen Bund fort. Zu $1 der ein: 
leitenden Beitimmungen: 

„Eine mit dem Tode, mit Zuchthaus oder mit Sejtungshaft 
von mehr als fünf Nahren bedrohte Handlung it ein Ver- 
brechen 2c.“ 

beantragten die Abag. Jries und v. Zr ann die Streichung der 
Worte: mit dem Tode, um auf diefe Weife die Todesitrafe über- 
haupt aus dem Strafgejegbuc) zu Ichaffen. Nachdem die Abg. v. Thad- 
den, Wagener, Graf v. d. Schulenburg-Beegendorf jich für, die Abg. 
Dr. Künzer, Genaft, Dr. Beder (Oldenburg) gegen 2 Beibehaltung 
ausgefprochen hatten, nahm der Bundesfanzler Graf Bismard das 
Wort**): 

So getraue mir nicht, den Gründen, welche in Ddiejer Krage 
für und wider angeführt find, jolhe hinzufügen zu fünnen, welche 
die Meberzeugung des Einen oder des Anderen zu bejtärfen oder 
zu erjchüttern vermöchten. Wenn ich dennocd das Wort ergreife, 
jo gejchieht es, um Zeugniß dafür abzulegen, daß die Argumente, 
die ich bier gegen die Todesitrafe gehört habe, meines Erachtens 
nicht die Kraft haben werden, die Ueberzeugung der Mehrheit des 


77b 
77b 


2» ©: 
*+) StB . 129a. 


24. 2. 1870. 


1. 3. 1870. 


163. 1870: 


326 VI. Reichstag des Nordd. Bundes. 14. Februar bis 26. Mai 1870. 


Bundesrathes, der Mehrheit der Negierungen, welche fich im Bundes- 
vath für die Vorlage ausgeiprochen haben, zu erjchüttern — welche 
fih nad jorgfältiger Prüfung in allen Stadien, der technijchen 
jowohl wie der politiichen, für die Beibehaltung der Todesitrafe 
entichieden hatten. 

Wenn ih den Eindrud, den ich von der Discuffion habe, 
und der mich dies äußern läßt, refumire, jo ilt es einmal der einer 
Veberfihägung — bei den Gegnern der Todesitrafe — des MWerthes, 
welchen fie dem Leben in diejer Welt, und der Bedeutung, welche 
fie dem Tode beilegen”). Ih fann mir denken, daß jemandem, 
der an eine Fortfegung des individuellen Lebens nach dem leib- 
lichen Tode nicht glaubt, die Todesitrafe härter ericheint als dem 
jenigen, der an die Unfterblichfeit der ihm von Gott verlichenen 
Seele glaubt; aber wenn ich der Frage näher ins Auge jehe, jo 
fann ic) das faum annehmen. Für Semand, der des Glaubens 
nicht ift — zu dem ich mich von Herzen befenne —, der Tod jei 
ein Uebergang von einem Leben in das andere, und wir jeien im 


Stande, auch dem fehweriten Verbrecher auf feinem Grabe die trojt= 


reiche Verheißung zu geben: mors janua vitae!) — für \yemand, 
der dieje Meberzeugung nicht theilt, müjjen die Freuden Ddiejes 
Lebens einen jolhen Werth haben, daß ich ihn faft um die Em= 
pfindungen, die fie ihm bereiten, beneide; er muß in einer Be= 
ichäftiqung leben, die für ihn jo befriedigende Erfolge aufweift, 
daß ich jeinem Gefühle darin nicht zu folgen vermag, wenn er 
mit dem Glauben, daß jeine perfönliche Eriftenz mit diejem leiblichen 
Tode für ewig abgejchlofjen jei, wenn er mit diefem Glauben es 
überhaupt der Mühe werth findet, weiter zu leben. ch will Sie 
hier nicht auf den tragischen Monolog von Hamlet verweilen, der 
alle die Grimde anführt, die ihn bewegen follten, nicht weiter zu 
(eben, wenn die Möglichkeit nicht wäre, nach dem Tode vielleicht 
zu träumen, vielleicht doch noch Etwas zu erleben — wer weiß, 
was. Wer aber darüber mit fich einig ift, daß diefem Leben fein 
anderes folgt, der fann dem Verbrecher, der, um mit den Worten 
des Dichters zu reden, „feiten Blids vom Nabenitein in das 


*) StB.: beilegten. 


') Der Tod tft die Prorte des Yebens. 


L; 


Die Gegner der Todesitrafe und ihre Gründe, 3237 


Nichts”) hinein fteht” ), für den der. Tod die Ruhe, der Schlaf 


-ift, derjenige Schlaf, den Hamlet erjehnt, der traumlofe, nicht zu= 


muthen, bei jolcher Auffaffung in der engen Zelle eines Gefäng- 
nifjes, beraubt von Allem, was dem Leben einen Reiz verleihen 
fann — um die Worte eines Gelehrten zu gebrauchen —, das 
PRhosphoresciren jeines Gehirns noch eine Zeit lang fortzufeßen. 
Es ift einerfeits dieje übertriebene Bedeutung des Weberganges 
aus dem einen Leben in das andere, welche von den Regierungen, 
die im Bundesrath die Majorität bildeten, nicht in dem Maße, 


glaube ich, wird gewürdigt werden, wie bier. 


3h habe hier das Gefühl gehabt, dab: das Wort des Dich 
ters: „und jeßet Jhr nicht das Leben ein, nie wird Euch das 
Leben gewonnen jein“?), und daß das andere Wort, daß „das 


Leben der Güter höchftes nicht ift”?), bei uns in eine merkwürdige 
7 2 


- Bergefjenheit gerathen, in einen Wuft von, meines Crachtens, 


faljeher Sentimentalität begraben worden it. ch babe ferner 
den Eindrucd gehabt, daß die gegnerische Auffafjung von einer ge= 
willen Erankhaften Neigung geleitet war, den Verbrecher mit mehr 
Sorgfalt zu jchonen und vor Unrecht zu jhüßen, als jeine Opfer. 


Es it angeführt worden, daß in den Zeiten, wo die Todesitrafe 
* häufiger geübt wurde, die Verbrechen auch häufiger gewejen jeien: 


es it auf das Mittelalter, auf die Zahl der damals üblichen 
qualificirten Tovesitrafen zurücdgegriffen worden. Meine Herren! 
Sind Sie denn ganz fiher, daß die Minderung der Verbrechen, 
welche eingetreten ift, nicht auch eine Folge gemwejen jei der Jahr: 
hunderte lang jtreng geübten Handhabung der obrigkeitlichen Straf- 
gewalt? PRUEIFER 
(Linfs: Oho! Ruf: ‘Pfut!) 
Dergleihen Fragen wollen doch mwiljenjchaftlih unterjucht 
werden und Fünnen mit der Rohheit eines „Bfui!” nicht abgethan 
werden! Sch bin demjenigen Herin, der feine Mikbilligung jo 


*) ©. 129b. 
') Chamifjo, Die Giftmifcherin, Schluß: 
Ich blicke ftarr und feit vom Nabenitein 
Ins Nichts hinein. 
2) Schiller, Reiterlied, Wallenjteins Xager, 11. Auftr. 
3) Schiller, Die Braut von Meffina IV 10 (Schluß). 
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energisch zu erfennen gab, gern bereit zu erklären, daß die fort- 
ichreitende Vervolllommnung der menjchlichen Einfiht und Bildung, 
alle die Güter der Civilifation, die wir mit Necht rühmen hören, 
das Fortichreiten der Gefittung nicht ohne Antheil an der Sadıe 
it. Es ift das Fortjchreiten derjenigen Gefittung, deren Grund: 
lage fich auf das Chriftentdum unjerer Väter zurüdführen läßt; 
fie wirft noch heute in allen Schichten des Volkes, fie trägt fie*) 
heute noch, die Sitte; die Abjchaffung der Todesitrafe dagegen 
hat nur jehr furze und auf Fleine Bezirke”) bejchränfte Erfah: 
rungen für ic. IM 

(Sehr richtig! rechts.) 

Sch halte mich meinerjeits nicht für berechtigt, die Mehrheit 
der friedlichen Bürger dem Erperiment ohne Weiteres preiszugeben. 
Es eilt ja nicht jo, Sie fünnen die Todesftrafe jeder Zeit, Jobald 
eine Einigkeit der Mehrheit diejer Berfammlung mit der Mehrheit 
des Bundesrathes fich heritellen läßt, noch immer abjchaffen, nach- 
dem Sie das Strafgefeß angenommen haben. Warum wollen Sie 
den großen Fortjchritt, der in dem gemeinjfamen Strafrecht liegt, 
von diejer einzelnen Frage abhängig machen? Daß die Gegner 
der Todesftrafe jelbit doch nicht an der Wirffamfeit, an dem Ein- 
drud, den fie für den Schuß des friedlichen Bürgers macht, durch= 
aus zweifeln, das geht jchon daraus hervor, daß Sie für jolche 
Sälle, wo es abjolut darauf anfommt, wirffamen und hinreichenden 
Schuß der Sicherheit herzuftellen, die Todesitrafe beibehalten wollen. 
Was ift denn der Grund, weshalb Sie im Belagerungszuftande, 
und wie ich nicht zweifle, im Heere, auf der Marine, da, mo e8 
Shnen darauf anfommt, daß Nube, Drdnung und Gehorjfam gegen 
das Gejeg unbedingt fichergeftellt werden, auch Sie die Todes- 
itrafe beibehalten wollen? Doch wohl, weil Sie diejer Strafart 
eine noch energiichere Wirkung zufchreiben, als der Ausjicht auf 
eine Einfperrung mit möglicher Begnadiqung over Befreiung! 
Wenn Sie das aber zugeben, daß nur um eines Haares Breite 
mehr Schuß für den friedlichen Bürger darin liegt, dann find ©ie 
dem friedlichen Bürger Ichuldig, daß Sie ihm diejes Mehr von 


*, StB.: Sie. 


StB.: nur auf fehr furze und fleine Bezirke. 
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Schuß, welches die Gejeggebung gegen Räuber und Mörder geben 1.3. 1870. 
fann, auch geben. | 

(Bravo!) 

Die Regierungen werden alfo ihrerfeits jchwerlich geneigt 
fein, die Verantwortlichkeit für die Entziehung diejer Völligfeit, 
diefer Plenitude des Schußes, welche in der Todesitrafe liegt, zu 
übernehmen. 

SH”) finde ferner eine nconjequenz der Herren darin, daß 
Sie der Obrigfeit das Necht der Tödtung behufs der Nepreilion 
verjagen, behufs der Präventivmaßregeln aber geftatten wollen. 
Gerade umgekehrt, wie Sie in der Gefeggebung für die Prefle 
plaiviren; Sie wollen der Obrigkeit in der Vertheidigung ihrer 
Rechte, Sie wollen der Obrigkeit im Schuße des Gigenthums des 
einzelnen Bürgers, in der Hinverung eines Verbrechens das Recht 
zu tödten micht beftreiten, und doch handelt es jich da nicht um 
einen überführten, jondern erit um einen möglichen Verbrecher. 
Sie wollen zum Schußge des Eigentbums — und bier handelt es 
fih um den Schuß des Lebens, denn es it wejentlich nur von 
den Todesitrafen der wirklichen Mörder die Rede — zum Schuße 
des Eigenthbums wollen Sie die Tödtung zulafjen. Arbeiter, die 
in einem Aufftande ein Comptoir oder einen Bäcerladen jtürmen, 
auf die darf geichofjen werden, ob es aber einen Schuldigen trifft, 
weiß man nicht einmal; ob es ein Menjch gewejen ift, der au 
nur die Abficht gehabt, eventuell zu morden, weiß man nit: 
aljo um das Eigenthum eines Bäders zu Shügen, um ein Comptoir 
zu Schügen, darf der Staat tödten, und um den friedlichen Bürger 
in ftärferer Weile gegen den Fall zu Ichügen, daß fich bei ihm 
der Raubmörder einjchleicht und Familien balbdugendweije um- 
bringt, da wollen Sie dem Staate das Recht zu tödten nehmen! 
Die Berichleppung einer Biehjeuche darf durch Tödtung eines 
Menjchen verhindert werden, Jemand, der Gefahr läuft, das Con- 
tagtum der Ninderjeuche weiter zu tragen, wird von dem wacht 
babenden Bojten, wenn er dem Gejege nicht geborcht, über den 
Haufen geihoffen, um nicht das liebe Vieh in Lebensgefahr zu 
bringen. Der Shut des Menichenlebens gegen Verbrecher aber 


*) ©. 130a. 
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jcheint weniger hoch zu Itehen, natürli nur deshalb, weil man 
fih Ddiefe Momente zum Vergleichen nicht nahe gerüdt hat. Sie 
müflen der Obrigkeit das Necht zu tödten entweder ganz nehmen, 
oder Sie müfjen es ihr auch im Falle der Nepreiftion und nicht 
bloß für Durchführung von Präventivmaßregeln lafjen, und Sie 
müjjen den Schuß des Eigenthums wenigitens in der Theorie nicht 
höher ftellen als den des Lebens. Es gejchieht dies in einer Zeit, 
wo man im Großen und Ganzen in Bezug auf Menjchenleben 
nicht gerade weihlih ift. Wie viel Menjchenleben werden bei uns 
für die öffentliche Bequemlichkeit, für die Förderung des Erwerbes 
heute aufs (Spiel ;gejegt, wie viele Todesfälle fommen auf das 
Erplodiren von Dampfkejjeln, wie Viele fommen in Bergwerken, 
auf Eifenbahnen um, wie ‚Viele fommen um in Fabriken, ıo 
giftige Dünfte ihre Gejundheit zerjtören? Und nichtsdejtoweniger 
fonımt man nicht auf den Gedanken, zur Schonung des Menjchen- 
lebens die Förderung der menschlichen Bequemlichkeit und Wohl- 
fahrt, die in diejen Gewerben liegt, zu unterjagen. 
(Ruf: Sehr richtig!) 

Kaum der Gevante fommt bei uns zum Durchbruch, daß man 
den Leuten, die auf diefe Weife mit täglicher Lebensgefahr fämpfen, 
daß man dem Eifenbahnführer, dem Locomotivführer, dem Berg: 
mann, Leuten, die der Gefahr eines plößlichen Todes an jedem 
Tage, zu jeder Stunde ausgejegt ind, daß man ihnen mit der 
Gejeßgebung injoweit zu Hilfe fommt, als man vermöchte. Warum 
wendet fich das Gefühl denn gerade der Schonung des Verbrechers 
zu, ohne daß Sie nach jener Richtung jhon gethan hätten, was 
Shnen zu thun möglich it? ch Tuche einige Erklärung in dem 
Umstande, der ja jchon früher in der geitrigen Sigung mehrfad) 
hervorgehoben ift: in der auffälligen Erjcheinung, daß die Gegner 
der Todesitrafe hauptjächlich Juriften find, und daß in den YJuriften 
eigentlich der Uriprung der Bewegung gegen die Todesitrafe liegt. 
Es fann ja jein, daß in dem Nichter fih das Gefühl ausbildet, 
daß es dem Menjchen überhaupt nicht gegeben it, vollfommen 
gerecht zu jein, daß. es ihm nicht gegeben ift, nad) Maßgabe des 
Verbrechens und der Entihuldigungsaründe jeine Strafe zu bes 
mejjen, daß es ihm nicht gegeben ift, fich jo in die Lage des An- 
deren hinein zu denten, dak er fich fragen fan: wäre ich ganz 


# 


Die Jurht vor der Verantwortung eine Krankheit der Zeit. 3al 


derjelben Berfuchung bei derjelben Erziehung ausgejegt gewejen — 


hätte ih dann vielleicht dafjelbe Verbrechen begangen? In ehr 


vielen Fällen mag der Einzelne bejcheiden genug jein, das zu be= 
jahen, ich hoffe, er wird dann auch gerecht genug jein, zu jagen, 
dann hätte ich auch gegen meine Hinrichtung Nichts einzuwenden. 

Aber den Grund, warum gerade die Nichter und die Ge- 
jhworenen vorzugsweije gegen die Todesftrafe find, juche ich doch *) 
noch auf einem anderen Gebiete. Cs ijt eine der Krankheiten 
unjerer Zeit die Scheu vor der Verantwortung, die Scheu vor der 
Verantwortung, auf eigene Weberzeugung bin ein Todesurtheil 
auszujprehen; von Seiten der Gejchworenen,; auf eigene lleber- 
zeugung bin einen Wahrjpruch zu geben, von dem jie nach dem 
Gejebe annehmen fünnen, daß er-die Tödtung des Verbrechers 
zur Folge hat. Dieje Furcht vor. der Verantwortlichkeit ift eine 
Krankheit, die unfere ganze Zeit durchiegt, es ijt eine Krankheit, 
die bis in die höchjten Spiten der menjchlichen Hierarchie hinauf: 
reicht: jelbjt dem Souverän ift die Nerantwortlichfeit im höchiten 
Grade bejchwerlich und empfindlich, die er mit der Handhabung 
des Nichtichwertes übernimmt — um wie viel mehr dem Nichter, 
der weniger daran gewöhnt it, nterejjen von folder Schwere, wie 
die Streihung eines jeiner Nebenmenfhen aus ver Neihe der 
Lebendigen, auf jeine VBerantwortlichteit zu übernehmen. Daß 
der Richteritand beftrebt it, dieje Werantwortlichkeit los zu werden 
mit dem einen Gejeßesparagrapben: ihr braucht Niemanden mehr 
zum Tode zu verurtheilen, das it mir menschlich jehr erklärlich, 
namentlich in der Seßtzeit, wo Jedermann jo leicht zur Kritik bereit 


it, dagegen finden fich zur Uebernahme eines Amtes mit folgen- 


Ihwerer Verantwortlichkeit Doch im Ganzen nur jehr wenig Xeute. 
(Sehr wahr! rechts.) 
Und diefe — ich fann es nicht anders nennen als eine Schwäche 
in dem jo ehrenwerthben und hohen und edlen Stande unjerer 
Richter — diefe Shwähliche Abneigung, ihr Amt bis in feine 
böchite Rotenz zu üben, ih fan nicht anders jagen als: te be- 
ruht auf einem Mißverftändnig. Denn it nicht die Berantwort- 
lichfeit ebenjo jchwer, wenn ich einen Menfchen Zeitlebens ein- 
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jverre, ja ich gehe weiter, it nicht die Verantwortung moraliich 
diejelbe, wenn ich einen Menjichen auf acht Tage ungerecht ein= 
iperre, als wenn ich ihn zum Tode verurtheile? Sch Fann gar 
nicht wiijen, zu welchen Wirkungen eine achttägige ungerechte Ein= 
jperrung führt, wie die ganze Eriftenz, die ich dazu verurtbeile, 
von diefem Augenblide an vielleicht eine faliche, verbitterte Ent- 
widelung im Kampfe mit den Gejegen nimmt und weiter zu Verz 
brechen gefördert wird. ch möchte aljo an die Herren Juriften 
die Aufforderung richten: jcehreden Sie Angelichts der hohen Auf: 
gabe, die hnen von der Borjehung auferlegt ift, nicht vor Er= 
füllung derjelben in ihrem böchjten Stadium zurüd und werfen 
Sie das Nichtiehwert nicht von fi, Sie fünnen ft) dazu nur ge 
drungen fühlen, wenn Sie Jhrem Arm in jeiner Handhabung ledig: 
ih menschliche Kraft zutrauen. Cine menjchliche Kraft, die Feine 
Rechtfertigung von oben in fich jpürt, it allerdings zur Führung 
des Nichtichwertes nicht tark genug! 
(Bravo! Sehr richtig! rechts.) 
Sch möchte die hohe VBerfammlung bitten, obwohl ich fürchte, daß 
es ohne Erfolg it: verjagen wir dem friedlichen Bürger des 
Norddeutihen Bundes den Schuß, den Sie ihm im volliten Maße 
jchuldig find und jo weit wir ihn irgend leilten fönnen, nicht unter 
den Eindrücden eines Gefühls, was ich, ohne irgend Jemand das 
mit fränfen zu wollen — aber ich weiß feine logisch vichtigere 
Bezeichnung —, nur als eine Fränkliche Sentimentalität der Zeit 
bezeichnen fann. | a | 
; (Sehr richtig! recht3.) 

sch komme nach diefer Einleitung zurüd auf die Meinung, 
die ih von dem weiteren Schieffale unjerer Vorlage habe. ch 
alaube nicht, daß, wenn die Vorlage des Strafgejegbuches nad) 
Streihung der Todesitrafe aus derjelben an den Bundesrath zus 
rücgelangt, die Majorität eine andere jein wird, als die vorige; 
ih glaube deshalb, daß damit das Schicfal der Worlage, für dieje 
Seljton mwenigitens, bejtegelt jein würde, 

(Hört! links.) 

ch bin indejjen nicht berechtigt, im Namen zukünftiger Majori- 
täten des Bundesvaths zu jprechen; ich fannn mit voller Sicherheit nur 
von den preußiichen Stimmen und dem preußiichen Einfluß reden, 


“ 
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der aber wird mit jeinem vollen Gewicht für die Beibehaltung 
der Todesjtrafe eingejeßt werden; nur dafür Fann ich bürgen. 

(Hört! Links.) 
Ih”) bin aber von der Wiederholung der früheren Voten um jo 
mehr überzeugt, als der Bundesrath für oratorische Eindrüce auf 
feine Ueberzeugungen nicht empfänglich tft, 

(Heiterkeit. ) 
legtere vielmehr aus den wohl erwogenen nftructionen der Negie- 
rungen hervorgehen. 

(Xebhaftes Bravo! rechts.) 

Der Abo. Fries fand in der Aeußerung des Bundesfanzlers 
einen Widerjpruch gegen eine Aeußerung des preußischen Juftizminifters, 
der die Bedeutung der öffentlichen Meinung für die Entjcheivung diefer 
Frage anerfannt habe. Die Bolksftimme aber fei vepräjentirt in der 
Majorität des Reichstags, und wenn der Bundesrath au unzugänglic 
jei für oratorifche Zeiltungen, jo fer es doc feine Pflicht, die Mehrheit 
des Neichstags und die dadurch rvepräfentirte Mehrheit des Volkes zu 
rejpectiren. Graf Bismard erwiderte**): 

Meine Herren! Die Mehrzahl des Neichstages zu vejpectiren, 
daran werde ich es gewiß niemals fehlen lafjen, und wenn uns 
nicht unfer eigenes Gefühl dazu triebe, würden wir doc dazu ge- 
nöthigt jein, denn wir fünnen ohne die Mehrheit des Neichstages 
Nichts machen. Aber die Sache hat doch ihr Gegenfeitiges in diejer 
Beziehung, und wenn der Herr Norredner das Nejpectiven der 
Mehrheit des Neichstages jo auslegt, daß der Bundesrath fich 
eben jeder fundgegebenen Meinung der Mehrheit des Neichstages 
unbedingt fügen müjje, dann muß er erit die Bundesverfaflung 
aht r ! 

Esefen! (Sehr richtig! rechts.) 
Es liegt in diefer Phraje eine Art Attentat auf die Bundes: 
verfafjung 
{ (Oho! linfs.) 
und auf die Geltung vderjelben, gegen das ich mich verwahren 
muß. Meine Herren! 
(nad links) 
Sie hätten lieber die Ausdrüde hres Mißvergnügens dem Herrn 


ES: 131a. 
2, 6519. 131b. 


1. 3. 1870. 


1. 3. 1870. 


10. 3. 1870. 
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Rorredner darbringen jollen. Sch glaube, dann hätten Sie fi 
mehr auf dem Boden der Verfaffung bewegt, fraft deren wir Alle 
hier find. 

Sch bin überzeugt, daß der Bundesrath und die gefammte 
Regierung fich nicht nur mit der Majorität des Neichstages, jon- 
dern, was unter Umjtänden etwas ganz Anderes fein fann, aud) 


Hi 


mit der Majorität des Volkes in voller Webereinftimmung über - 


die Ziele halten muß, die zu eritreben find, und daß joldhe Ziele, 
die im Widerfpruch mit der öffentlichen Meinung der großen Mehr: 
heit des Volkes von dem Bundesrath erjtrebt werden fünnten, von 
ihm jchwerlich erreicht, ja ich fann hinzufügen, gar nicht zu er- 
reichen verjucht werden würden. Was ift denn aber das Ziel 
in diejer Frage, die uns heute vorliegt? Doc nicht lediglich der 
Shut der Verbrecher vor dem Schaffot? Das !Ziel liegt doc) 
höher, es beißt: Schuß des friedlihen Bürgers, Handhabung der 
Dronung und Gerechtigkeit in dem Staatswejen, dem wir anges 
hören. Das ift das Ziel, über das wir mit der großen Mehr: 


heit*) des Volkes und mit dem Neichstag einig zu fein glauben; 


handelt es fich aber um die Mittel, vermöge deren diejes Ziel zu 
erreichen it, dann gejtatten Sie auch dem Bundesrath fein ver- 
fallungsmäßiges Mitreden. 

Der Antrag auf Streichung der Worte: mit dem Tode, d. h. auf 
Abjihaffung der Todesjtrafe, wurde in namentlicher Abjtimmung 
mit 118 gegen 81 Stimmen angenommen. 


18. Situng des Reichstags des Norödentichen Bundes 
Donneritag 10. März 1870. 


Nachdem der Neichstag durch Annahme des Antrags Fries umd 
v. Kirhmann entgegen den Namens des Bundesraths abgegebenen 
Erklärungen die Bejeitigung der Todesftrafe aus dem Strafgefesbud) 
des Norddeutfchen Bundes bejchlofjen hatte, war das Schtdjal des ganzen 
Entwurfs zweifelhaft geworden. Wenn der Bundesrath dem in einem 


*), StB.: mit großer Mehrheit. 
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jo mwejentlichen Punkte amendirten Entwurfe feine Zuftimmung ver: 
- jagte, jo war die Zeit, welche der Neichstag auf die Durchberathung 
verwendet hatte, verloren. Daher jchien es im nterefje des Neichs- 
tags zu liegen, jchon jest eine Meinungsäußerung des Bundesraths 
herbeizuführen. Durch diefe Erwägungen veranlaft, brachte der Aba. 
Graf Lehndorff in der 18. Sitzung am 10. März den Antrag ein: 

Der Neichstag wolle bejchliegen: 

‚sn der Berathung über den Entwurf des Strafgejegbuds, 
mit Unterbrechung der zweiten Lejung, über die einleitenden Be- 
jtimmungen und den erjten Theil des Strafgejegentwurfs die 
dritte Lejung eintreten zu lajien. 

Nachdem der Antragiteller feine Gründe entwidelt, ver Graf Schwerin: 
Busar den Antrag befämpft hatte, äußerte fi Graf Bismard in 
folgender Weife*): 

Sch halte es in der Negel nicht für die Aufgabe der Ver: 
treter der Regierung, fih an Discufjionen zu betheiligen, welche 
wejentlich auf vem Gebiete der Gejchäftsordnung des Hauses jtatt- 
finden. Sch föünnte mich Ddejjen um jo mehr enthalten, als der 
von dem Herin Grafen Lehndorf geitellte Antrag, nachdem er Wider- 
jpruch in der Verfammlung findet, eine Ausficht darauf, jelbit ins 
Leben zu treten, nicht mehr hat. ndeflen, ich halte es im Syntereije 
der gegenfeitigen Klarheit doch für nüßlih, in diefem Falle, wo 
das Schidjal des Antrages, wenn er angenommen worden wäre, 
wejentlih unter dem Einflujje der Haltung, welche der Bundesrath 
zu ihm eingenommen haben würde, Itände, in diefem Falle mich 
darüber auszufprechen, und erlaube mir da, zuerit Zweifel zu 
äußern, ob dem Bundesrathe zugemuthet werden fann, dab er fi) 
über ein Bruditüd eines Gejegentwurfes, 

(Nuf: Sehr richtig!) 

weldher”*) in allen jeinen Theilen in organiichem Zulammenhange 
jteht, definitiv jchlüffig machen joll, ohne daß er die Gejammtheit 
der Beihlüfjfe des Neichstages über alle Theile des Gejegentwurfes 
zu überjehen vermag. Aber jelbit wenn der Bundesrath bereit 
fein jollte, durch Mehrheitsbeichlüffe jeine Meinung über diejenigen 
Punkte, in Betreff deren zu meinem Bedauern eine Divergenz 
ftattfindet, nochmals zu conitatiren, jo alaube ich, daß damit die 

*, StB. 2508. 
**) StB.: welches. 


— 
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3.1870. Erreihung des Zwedes des Herrn Antragitellers, nämlich der Ab- 
bruch der Verhandlungen doch noch nicht ficher gejtellt jein würde, 
indem ich davon feit überzeugt bin, daß die verbündeten Negie- 
rungen ihre Vorlage deshalb nicht Be würden, jondern 
fie winden nicht darauf verzichten, die Gejammtheit des Gejeges, 
jo wie e5 durch Die Reichstagsbefchlüffe amenvirt jein wird, ihrer: 
jeits nochmals zu prüfen und auf diejer Balis die Verftändigung - 
zu juchen, womit ich nicht andeuten will, daß die Mehrheit des 
Bındesratds in ihren bisherigen Weberzeugungen irgendwie er= 
jchüttert wäre. Aber nachdem von Seiten der Negterungen im 
Einflange mit den Wünfchen des Neichstages Teit zwei Jahren eine 
in der That fleißige, angeltrengte Arbeit, an der jtch die hervor: 
ragendften Nechtsgelehrten Norddeutichlands betheiligt haben, diejer 
Vorlage gewidmet worden it, würden die Negierungen glauben, 
die Intereffen des Bundes zu jchädigen, wenn fie nach dreiwöchente 
licher Discuffton im Neichstage Tich dazu verftehen wollten, die 
Hoffnung auf das Zuftandefommen einer Bereinbarung aufzugeben. 
Sie werden auf diefe Hoffnung nicht eher verzichten fünnen, als 
bis zu dem Zeitpunfte, den ich vorhin jchon andeutete, wo, nad) 
dem die Bejchlüffe des Neichstages Über die Gejfammtheit des Ent= 
wurfes vorliegen werden, die Verftändiqung auch dann vergebens 
verlucht jein wird, 

(Bravo!) 


er Antrag Yehndorff wurde abaelehnt. 


20. Situng des Reichstags des Morödentfchen Bundes 


Dienitag 15. März 1870. 


15. 3. 1870. Bor 8 78 des Strafgefegbuhs nach dem vorgelegten Entmurfe 
beantragte der Abag. Dr. Meyer (Thorn) die Einjchaltung zweier 
aragraphen folgenden snhalts: 

$... Mo das Gefeh die Wahl zwilchen „Zuchthaus und 
| Keitunashaft geitattet, darf auf Zuchthaus nur dann erfennt 


werden, wenn fejtgejtellt wird, daß; die ftrafbar befundene Hand: 
lung aus einer ehrlofen Gefinnung entjprungen tt. 


Zum Strafgefegbuch des Norddeutichen Bundes. Bst 


g.... Die Enticdeidung über die in den $$ 78—100 (ein: 

ihlieglih) mit Strafe bedrohten Verbrechen erfolat in den Län 
dern, in welchen Schwurgerichte bejtehen, durch diefe in den Ver: 
fahren, welches für die Aburtheilung von Verbrechen unter Zu: 
ziehung von Beichworenen maßgebend ijt. 
Nachdem der Abg. Laster die beiven Paragraphen unter gleichzeitigen 
harten Angriffen auf den preußifchen Staatsgerichtshof, dejjen Bilduna 
nach Art. 95 der Berfajjung bei Hocverrathsproceiien zuläffte tt, auf 
das Lebhaftejte befürwortet hatte, iprach fich Jujtigminifter Dr. Yeon- 
hardt gegen diejelben aus, weniger aus materiellen als aus formalen 
Gründen. Denn die Ordnung des Strafverfahrens, die Negelung ver 
GCompetenz in demfelben gehe, infoweit der Einzelftaat in Betracht 
fomme, den Reichstag nicht an, jondern fer Sache der Landesaejet- 
gebung und müjje den jpectellen Einführungsgejegen vorbehalten bleiben. 
Er bat, die großen natürlihen Schwierigkeiten, welche mit dem Straf: 
aejegbuche jelbjt jchon verbunden jeten, nicht noch fünftlih dadurd zu 
vermehren, das ver Neichstag alle möglichen Sachen und in Sonder: 
heit das Strafprocegrecht hineinziehe. Nach dem Nujtizminifter jprachen 
die Abg. v. Kardorff, Wagener, Dr. Meyer theils für, theils gegen 
die Anträge; nad) dem Xesteren erhob jich der Bundesfanzler Graf 
Bismard*): 


Sch fühle mich nicht berufen, in das Nedetournier der Herren 
Juriften vom Fach einzugreifen; ich erlaube mir nur an die Aeufe- 
rung des Heren Juftizminifters, mit der er feine legte Darlegung 
ihloß, anzufnüpfen, nämlich, daß die Schwierigkeiten, welche Tich 
der Verftändigung über den vorliegenden Entwurf der Strafgeleß- 
gebung entgegenitellen, an fich groß genug jeien, und daß es daher 
nicht gerathen jei, fie durch Beimifchung beterogener Kragen noch 
wejentlich zu erhöhen. ch begreife die Werfuhung, in der jede 
Bartei, welche glaubt, über die Majorität diejer Verfammlung 
Disponiren zu fünnen, jich befindet, jede wichtige, den Bundesregie- 
rungen bejonders am Herzen liegende und unfere nationale Aufgabe 
fordernde, aroße Norlage gewijjermaßen als ein trojaniiches Brerd 
zu benugen, um im Innern dejjelben eine Anzahl Gewappneter 
gegen die Burg der gelammten Gejeggebung in die Mauern Jlions 
einzuführen. Es wird dabei gerechnet auf das Maß der Liebe, 
welches die Negierungen zu ihrem eigenen Kinde haben werden, 
daß jie eine ftarfe Belaftung lieber acceptiren würden, als auf 


*) StB. 309. 
Bismard? politiihe Reden. IV. 92 


15. 3. 1870. 
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15. 3.1870. die Durchführung ihrer Vorlage überhaupt verzichten. Meine 


Herren, überihägen Sie das Mah unjerer Liebe für einzelne 
Vorlagen doch nicht und machen Sie die Laft nicht zu Ihwer! ch 
glaube mit voller Gewißheit erklären zu können, daß, während die 
Regierungen Die Procepordnung zur Ergänzung des Strafrehts 
in ihrem Zufammenhange zu berathen im Begriff ind, fte ganz 


und gar nicht im Stande find, fich auf eine bruchftüchweile Antis - 


cipation einzelner Theile der Procegordnung, die nothwendig im 
organischen Zufammenhange mit dem Ganzen jtehen, hier einzus 
(affen. Eine joldje Anticipation zeritört einzelne vorhandene Ein= 
vihtungen, für die Erjaß geihaffen werden muß. Bis zu einem 
gewilien Maße hat ja natürlich die Vorlage dev Bundesregierungen 
die beftehenden Einrichtungen der Einzelitaaten berühren müfjen, 
aber fie geht nicht jo weit, daß fie, wie der Herr Abg. Laster 
behauptete, eine Beftätigung derjelben von ihnen verlangt), fie 
verlangt nur, daß Sie das Beitehende jo lange bejtehen lafjen, 
bis eS im regelmäßigen Wege der Gejeggebung reformirt wird. 
Es wird bei der Iyitematishen und zufammenhängenden Behand= 
fung der Bundesprocefordnung der Moment fommen, um zu 
prüfen, ob die in einzelnen Staaten — nicht bloß in Preußen — 
bejtehenden höchiten Gerichtshöfe den Anforderungen einer Bundes- 
proceordnung entiprechen oder nicht. Hier ein einzelnes, ein 
preußiiches gravamen herauszubeben, das begreife ih, daß das 
den preußiichen Herren Abgeordneten jehr nahe liegt, aber der 
Suftizminifter hat jehon darauf hingewiefen, daß gegenwärtig hierzu 
nicht der Ort, namentlich aber nicht die Zeit ift. Wir werden 
Shnen die Vorlage über die Bundesprocekordnung machen; aber 
jtücfweife anticipiren, meine Herren, fünnen wir fie uns nicht lafjen. 
Wir würden dadurh die Aufgabe der Vereinbarung über das 
Strafrecht, die uns Allen am Herzen liegt, mehr jchädigen, als 


') Abg. Lasker: „IH... wünjde, dab mir nachgewiejen werde, wie 
eine Beftätigung des Staatsgerichtshofs für Preußen zu entbehren jei gegenüber 
dem neuen Strafgefegbuche, und wenn Sie in Folge der Debatte finden, dab 
eine folche Beitätigung nicht zu vermeiden jei..., dann will ich erwarten, mer 
den Vorwurf aufrecht erhält, es jei diefes Gejeg nicht der rechte Ort, über den 
Segenftand zu verhandeln. Denn der Gejesgeber, der angerufen wird, zu be= 
jtätigen, ift zugleich angerufen, wenn fein Gewifjen es ihm befiehlt, die Be- 
jtätigung zu verjagen” (StB. 300a). 


Eine Antieipation einzelner Theile der Procekordnung tit unzulällig. 3:39 


Sie vielleicht vermuthen. Sie würden fich jelbit überzeugen, wie 
Ächwer Sie diefe Aufgabe beeinträchtigen, wenn Sie im Augen: 
blide jehon mitbetheiligt wären an der im Gange begriffenen Aus= 
arbeitung einer in fich zufammenhängenden, gegqliederten Bundes= 
proceßordnung. | 

(Bravo! rechts.) 
Bon dem Antrage Meyer wurde der erite Abjat mit Majorität 
angenommen, der zweite in namentlicher Abjtimmung mit 134 gegen 
80 Stimmen abgelehnt. 


21. Sißung des Reichstags des Norddentichen Bundes 


Mittwoch 16. März 1870. 


Fräulein Emma Markus in Drygallen, Tochter des veritorbenen 
Superintendenten Markus in Johannisburg, hatte an den Reichstag 
eine Petition wegen Anfaufs eines Heilmittels gegen die Tollwuth ge- 
richtet, das jeit vielen Jahren in der Familie Markus forterbe und 
laut beigebrachter Zeugnifje fich bei jchon vollitändig ausgebrochener 
Krankheit an Menjchen und Thieren als wirffam bewährt habe. Die 
-Retitionscommiffion beantragte, die ‘Betition dem Bundestanzler zur 
Kenntnignahme und weiteren Veranlafjung zu überweifen. jn der 
21. Situng des Reichstags am 16. März 1870 traten die Abg. Frhr. 
v. Hagfe und v. Salgmwedell jehr warm für den Antrag ein, die 
Abg. Cornely und Schulze-Delisih dagegen erklärten ih gegen 
denjelben, da der Neichstag nicht die geeignete Stelle jei, um eine 
jolhe Frage zum Austrag zu bringen. Der Bundeskanzler Graf Bis 
mard, der im Verlauf der Debatte in den Saal eingetreten war, 
nahm nad) dem Abg. Schulze das Wort”): 

Meine Herren! ch höre eben, wovon die Rede tt, von 
einem Mittel gegen die Hundswuth. Jh darf zur Aufklärung 
der hohen VBerfammlung anführen, daß mir diejes Mittel — denn 
ih jeße voraus, dab es dafjelbe ift, wenn ich auch das Necept 
nicht von Neuem gejehen habe — vor einigen Monaten vertraulich 
mitgetheilt worden **) ift, daß ich dasjelbe durch Vermittelung des 
Minifteriums der Medicinalangelegenheiten an Sacfundige zur 


*, StB. 326a. 
**) Fehlt im StB. 


15. 3. 1870. 


16. 3. 1870. 


16. 3. 1870. 


24. 3. 1370. 
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Trüfung”) gegeben babe, die darüber erklärten, es jei Dies 
Mittel ein in der ärztlichen Praris befanntes und jeit Jahr: 
hunderten in Anwendung und jein Nußen zweifelhaft, und daß 
auf Grund diejes techniichen Gutachtens ich e8 abgelehnt habe, 
mich in näbere Correipondenz zu jeßgen. 


Der Neferent der Betitionscommiffion, Abg. Graf v. Franfen- 


berg, ermwiderte darauf, daß die Commiffion durch die dem Anerbieten ° 


des Fräulein Markus beigefügten Documente zu der Ueberzeugung ge- 
langt jei, daß hier in der That feine Neclame vorliege, jondern ein 
Mittel von fo unfehlbarer Sicherheit, wie es noch feins gegeben habe. 
Nach diefen Bemweifen habe die Commiljion gar nicht anders handeln 
fönnen, als fie gethan habe. Graf Bismard entgegnete**): 

Ich erkläre mich jehr gern bereit, die Petition, welches auch) 
der Beichluß des hohen Haujes jein mag, demnächit an mich zu 
nehmen, wenn jte übergeben wird, und gerade jo zu verfahren, 
als wenn der Beihluß auf Weberweifung und Empfehlung ge= 
richtet wäre, wenn e8 auch nur wäre, um demmächit die Joentität 
der beiden Fälle feitzuitellen. Denn wenn in der That auch nur 
der mindeite Dienft für Kranke dadurch geleiftet werden Fünnte, 
jo wäre es Unrecht, nicht jede Sorgfalt darauf zu verwenden. 

(Zebhaftes Bravo!) 

Die Betition wurde dem Bundesfanzler zur Kenntnignahme 

und weiteren Veranlafjung überwiefen. 


27. Sißung des Reichstags des Morddeutfchen Bundes 


Donneritag 24. März 1870. 


Sn der 27. Situng am 24. März jtand der Gejegentwurf, be- 
treffend die Nusgabe von Banknoten, zur dritten Berathung, dejjen 
$ 1 lautete: „Vom Tage der Wirkfjfamkeit diefes Gejetes fann die Be: 
fugnii zur Ausgabe von Banknoten nur dur) ein auf Antrag der bethei: 
ligten Zandesreaterung erlafjenes Bundesgejeg erworben werden.“ Drei 
Tage vor dem Beginn der erjten Berathung des Entwurfs im Neichstage 


(0 
Se.cH 
< 


. De, 
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concejfionirte die Negierung von Neuß di. 2%. eine Notenbank in Greiz 24. 3. 1870. 
- als Fürftlich Reußifche Bank mit einem Banfcapital von 2000 000 Athlın. 
und dem Necht der Notenausgabe in Höhe diejes Betrags. Der Aba. 
Dr. Beder (Dortmund) brachte in der 24. Situng des Neichstags, 
am 19. März, dem Tag der erjten Berathung, die Angelegenheit zur 
Sprache und unterzog das Vorgehen der Fürftlichen Negierung, das er 
als einen Mifbrauch des Souveränitätsrechts jcehlimmiter Art brand: 
marfte, einer jcharfen Kritif. Um die Abjichten der Fürftlichen Neaie- 
rung zu durchfreuzen, jtellte der Abg. v. Sybel bei der dritten De: 
rathung am 24. März den Antrag: 

Der Neichstag wolle bejchliegen, dem $ 1 des Gejeges folgenden 
Zufaß zu geben: 

Wenn eine Bank bis zum Tage der Wirffamfeit diejes Ge- 
jeßes von ihrer Befugniß zur Notenausgabe thatjächlic feinen 
Gebrauh gemacht hat, jo fann fie dies fünftig nur thun, wenn 
fie dazu Ermächtigung dur ein Bundesgejes erhält. 

Der Abg. v. Hennig bradte folgende Rejolution in Vorichlag: 
Der Reichstag fordert den Bundesfanzler auf: 

1. dahin zu wirken, daß die dem Vernehmen nad) von der Fürit- 
lich Reußifhen Regierung ä. £. ertheilte Concefjton zur Ausgabe 
von Banknoten rüdgängig gemacht werde, 

2. für den Fall, daß die desfallfigen Bemühungen ohne Erfolg 
bleiben fjollten, noch im Xaufe diejer Sefjion einen Gejegvorjchlag 
einzubringen, durch welchen der Umlauf der betreffenden Noten 
im Norddeutihen Bunde außerhalb des Fürftenthbums Neuß ä. X. 
bei Strafe verboten wird. 

Der Abag. Dr. Braun beantragte: 
Der Neichstag wolle bejchließen, zwiichen $8 5 und 6 folgenden 
neuen Varagraphen einzuichalten: 

Die Banknoten, welche die Fürftlich Neuftfche concejjtonirte 
Bank emittiren wird, find von der Circulation in dem übrigen 
Bundesgebiet ausgefchloffen. Der Bundesfanzler hat die erfor 
derlihen Strafverfügungen gegen deren Girculation zu erlajjen. 
Sm Laufe der Debatte gab der Abg. Miquel, um für die Zu: 

funft eine Wiederholung ähnlicher Unzuträglichfeiten zu vermeiden, die 
Anregung, e3 möchte der Bundeskanzler den verbündeten Negterungen 
die Frage vorlegen, ob fie jich verpflichteten, in den Fällen, wo Seitens 
des Bundespräfiviums an den Bundesrath eine Gejesesvorlage gefommen 
jei, bis zur Erledigung des Vorihlags durch Annahme oder Ablehnung 
im Bundesrathe ihrerfeits feine entgegenlaufende Mafregel vorzunehmen. 
Es jei zu erwarten, daß feine Bundesregierung einer jolhen Anfrage 
gegenüber illoyal handeln werde. Graf Bismard bemerkte dazu”): 


*) StB. 490b. 


24. 3. 1870. 
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Sch erlaube mir nur wenige Worte auf die Anfrage, die der 
Herr Abg. Miguel an mich gerichtet hat, zu erwivdern. Sch glaube 
nicht, daß eine Aufforderung von Seiten des Bundesfanzlers an 
die verbündeten Negierungen, fich eines analogen Vorgehens, wie 
e3 bier vorliegt, der Kegel nad) zu enthalten, eine jtärfere Wir: 
fung haben Ffönnte, als diejenige Aufforderung, die an fi in 
dem Sachverbältniß liegt, dergleihen zu unterlafjien. Es fann im 
Ganzen nicht vorausgejegt werden, daß einzelne verbündete Negie- 
rungen diejenige amtliche Kenntniß, die fie von den Verhandlungen 
im Bundesrath und von der Vorbereitung zu den Gejegen haben, 
dazu benugen werden, um in der Zwilchenzeit, bevor das Gejeß 
in Kraft tritt, noh Handlungen zu vollziehen, welche den Sn- 
tentionen des berathenen Gejeßes zumiderlaufen. Es fan das 
ebenjowenig zwiichen den verbündeten Negierungen erwartet werden, 
wie es in dem Privatleben eines Beamten zu erwarten fteht. ch 
fann deshalb nicht alauben, daß es erforderlich wäre, den ver- 
bündeten Regierungen die Verpflichtung, welche die Yage der Sade 
und die Verfafjung ihnen auferlegt, dadurch zu verftärten, daß 
eine generelle und minpliche oder protofollarifhe Aufforderung, 
fte zu beobachten, hinzutrete. Der Fall, der jegt vorliegt, ift nicht 
nur in der Vergangenheit der einzig analoge, jonvdern ich bin feit 
überzeugt, daß er auch in Zukunft ifolirt bleiben wird, und das 
Einzige, was ich perfönlich glauben würde dagegen thun zu können, 
wäre, der Fürftlich Neußiichen Regierung zu jchreiben, daß die De- 
rathung Sr. Durhlaucdt des Fürjten für die Zukunft jo ein= 
gerichtet werden möchte, daß die übrigen verbündeten Regierungen 
das durch Diejes Verfahren gejtörte Vertrauen zur Fürftlichen 
Megierung wieder gewinnen fünnen. 

(Bravo!) 

‚sch würde jedoch wünjhen, daß der Neichstag den Bundes= 
regierungen in diefem Kalle durch ein Amendement irgend einer 
Art, und wenn es nur indirect ein Tapdelsvotum enthielte, zu 
Hilfe füäme. Mir ift prima facie !) das Amtendement des MAbg. 
v. Sybel als dasjenige erichienen, welches mich logiih am meisten 
anfpricht und welches mir von dem Charafter einer Bill of attainder, 


ı), Auf den eriten Blick. 
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eines Specialgejeges, am meiften entfernt zu fein jeheint. Sndefjen 24. 3. 1870. 
id will darin Jhren Entichliegungen in feiner Weife vorgreifen, 
ih würde nur wünjchen, dah irgend eins der Amendements, die 
dem Gedanken der Mifbilligung Ausdrud geben, zur Annahme käme, 
| (Bravo!) 


Der Antrag Sybel wurde mit großer Majorität angenommen. 


29. Sibung des Reichstags des NMorddeutfchen Bundes 


Montag 28. März 1870. 


Bor dem Eintritt in die zweite Berathung des Bundeshaushalts- 28. 3. 1870. 
. etats für 1871, welche in der 29. Situng am 28. März begonnen ward, 
jtellte der Abg. Hagen folgenden Antrag: 

Der Reichstag wolle bejchliegen zu erklären: 

1. daß für die Bundesregierung nicht bloß die Titel des Haupt- 
etats, jondern die einzelmen, von dem Neichstage genehmigten 
Bofitionen des Spectaletats als maßgebende Normen zu be: 
trachten und der Nechnungslegung zu Grunde zu legen jeien; 
daß diefer Bejhluß ebenfo, wie auf den Etat des Bundeskanzler: 
amtes, auch auf alle übrigen von dem Neichätage verfaflungs: 
mäßig zu genehmigenden Specialetats Anwendung findet; 

3. ven Bundeskanzler zu erfuchen, die vorjtehenden Beichlüfje dem 

Nechnungshofe für den Norddeutichen Bund mitzutheilen. 

Er begründete denjelben mit dem Hinweis auf ein Schreiben des 
Bundesfanzlers vom 24. September 1867, in dem derjelbe erklärt 
habe, daß für die Rechnungslegung und, joweit nach der Berfafjung 
erforderlih, Entlajtung für das Jahr 1868 nicht bloß der Hauptetat 
mit jeinen Titeln, fondern auch die Specialetats als maßgebend ange: 
jehen werden würden, fofern folches bei der bevorjtehenden jadhlichen 
Berathung als angemejjen anerfannt werde. Nachdem der Präfident 
des Bundesfanzleramts Delbrüd der Meinung Ausdrud gegeben hatte, 
dag Alles, was in dem Schreiben mit Bezug auf den Etat für 1868 
ausgejprohen jei, auch für den Etat für 1871 als verbindlich aner- 
fannt werden würde, nahm der Neichstag in namentlicher Abjtımmung 
mit 84 gegen 76 Stimmen den Antrag Hagen an. 

Zu Titel 1 Nr. 8 des Etats rechtfertigte Graf Nenard jeine 
und jeiner Freunde ablehnende Haltung gegen den Hagenichen Antrag, 
der wohl nur im Hinblid auf die Wahlen gejtellt jei. Der Abg. Arhr. 


1) 
. 
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28.3.1870. v. Hoverbed beitritt eine jolche Tendenz. Offenbar beitehe zwijchen 

der Annahme des Hagenfhen Antrags und der von der Bundesregierung 
gegebenen Erklärung ein wejentlicher Unterfchied; diefe habe fih auf 
ein Nahr bezogen, jener jtelle ein für alle Jahre gültiges Vrincip feit. 
Straf Bismard bemerkte dazu”): 

‘ch möchte nur in Bezug auf das, was der Herr Aba. Frhr. 
v. Hoverbed jagte, der irrigen Auffafjung entgegentreten, als wenn 
zwiichen der Ansicht, die hier vom Tifche des Bundesfanzleramtes 
vertreten it, und der des Herrn Abg. Hagen irgend welcher Unter: 
ichied beitände, als ob etwas Anderes bier hätte gejagt werden 
jollen, als daß die Verwaltung der Bundesregierungen fich bewußt 
it, nach den von dem Heren Abag. Hagen gewünjchten Grundfägen 
gehandelt zu haben, und auch entichlojjen it, in Zukunft jo zu 
handeln. Diejer Unterichied eriltivt nicht, und ich halte es für 
nothwendig, dies zu berichtigen. Die Bundesregierungen werden 
nicht erjt Durch den angenommenen Hagenichen Antrag genöthigt, 
jo zu handeln, wie fie jtets gehandelt haben und handeln werden, 
jondern das Einveritändniß war von Haufe aus vorhanden, und 
der Antrag war daher meiner Ueberzeugung nach überflüflig. 

(Beifall. 

Der Abg. v. Hoverbed entgegnete, wenn der Minijter Delbrüd 
jeine Crflärung nicht ausdrüdlich mit Bezug auf den vorliegenden Etat 
für 1871 abgegeben hätte, würden er und feine Areunde gemiß nicht 
auf einer Abitimmung bejtanden haben. Graf Bismard antwortete**): 

Der Etat it immer nur ein Gejeß für ein Jahr, der Neichs: 
tag fann ja im nächiten Jahre anders beichliegen, er erklärt jich 
jeinerjeits auch nur für ein Jahr. Wir haben gar fein Bedürfniß 
zu jogen. Wirements oder Webertragungen, wir find vielmehr feit 
enticehlojien, uns an die bier votirten Titel zu halten, und wir 
ind das immer gewejen, auch vor dem Hagen’ichen Antrage. 

Bei Berathung des Etats des Auswärtigen Amtes des Nord- 
deutichen Bundes benußte der Abg. v. Hoverbed die Einitellung einer 
Mehrforderung für fjtändige Hilfsarbeiter in Höhe von 6800 Nthlen. 
zu einer Anfrage, ob diefe Mehrforderungen irgendwie im Zujammen: 
hange jtünden mit der Beloraung der jpeciell preußiichen Alngelegen: 


x) 
x“*) 


De 
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heiten oder ob jte jich rein auf Bundesangelegenheiten bezögen. Graf 2 


- Bismard antwortete®): 

- Diefe Mehrforderungen beziehen fich rein auf Bundesangelegen- 
heiten, jte find begründet durch das Mah von Geldaufwand, welches 
erfahrungsmäßig erforderlich it, um Arbeitsfräfte von der be- 
jonderen, von den Anforderungen, die bei den inneren Minifterien 
gemacht werden, wejentlich abweichenden Yeiftungsfähigfeit für den 
auswärtigen Dienjt zu gewinnen. Mit den Yeiltungen für den 
preußiichen Staat jteht das in feinem Verhältniß, und da ich nad) 
der Andeutung des Worredners annehmen darf, daß es nicht jeine 
Abjicht geweien ift, auf die ‚Frage von den 30000 Thalern !) 
heute auch einzugehen, jo enthalte ih mich des Weiteren darüber. 

Zu der Bofition von 25000 Nthlen. für Courier: und Neifefojten 
itellte der Abg. Korfel die Arage, ob nicht bei dem Auswärtigen 
‚Amte des Norddeutichen Bundes in Folge der arofen Sicherheit, 
Bromptheit und Schnelligkeit des Pojtverfehrs die foitipielige Abjen- 
dung befonderer Couriere merklich nachgelajfen habe. Fürit Bismard 
ermwiderte”*): 

Ih Fan dieje Frage dahin beantworten, daß die Vervoll- 
fommnung nicht des Pojtweiens, jondern des Eijenbahnwejens 
‚und der Dampfichifffahrt einen erheblichen Einfluß auf die Zus 
nahme der Courierjendungen gehabt hat. Einen Courier zu jenden 
it heut zu Tage jehr viel wohlfeiler als früher, wo der Mann mit 
Ertrapojt und Courierpferden dureh die Welt fuhr. Das Bedürfnif, 
den Inhalt der Depeichen geheim zu halten, ift aanz dasjelbe ge- 
blieben; und mir ift nicht mitgetheilt worden und ich) habe nicht 
erfahren, daß von Seiten zweier von dem Vorredner genannten 
Regierungen ?) irgend eine Verminderung in ihrem Courierdienft, 
irgend eine Beförderung ihrer Depejchen durch die Post im größeren 
Mahe, als früher etwa ftattgefunden hätte. Die Sendungen, welce 
Durch das Norddeutjche Bundesgebiet gehen, könnten allerdings ja 


*), EIB. 532b. 
++) SB. 5333. 
ı) Diefe Summe wurde als Paufhquantum von Preußen an den Bund 
zu Gunften des Auswärtigen Amtes des Norddeutihen Bundes gezahlt. 
2) Außland und Dejterreih, von denen der Abg. Forkel behauptete, daf; 
fie neuerdings den Courierdienjt zwar nicht ganz bejeitigt, aber doc) auf außer 
gewöhnliche Fälle und bejondere Verhältnifie beichränften. 
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unbedenflich der Bot anvertraut werden und werden es vielleicht 
in höherem Maße, als es früher der Fall gewesen it. Aber diejes 
Zutrauen tft nicht überall gegenjeitig; wir jchiden nur diejenigen 
Depefchen mit der Boft, von denen e3 uns gleichgültig it, ob jie 
zur Kenntniß fremder Negierungen und vielleicht in die Deffent- 
lichkeit gelangen oder nicht. Diejenigen Depejchen, deren öffentliche 
Kenntnignahme uns nicht gleichgültig it, Ichielen wir unbedingt 
mit Courieren, und die Nothiwendigfeit davon ift uns in der legten 
Zeit noch einleuchtender geworden als früher, und deshalb ein 
regelmäßiger Courierdienit auch nach entfernteren Gegenden ein: 
gerichtet worden, wo wir uns früher häufiger Courieren frempder 
Negierungen, jeltener der Pojt mit unjeren Communicationen ans 
vertraut haben, wo aber in früheren Zeiten die Mittheilungen, 
die wir dahin zu machen hatten, gewöhnlich nicht von der Wichtig: 
feit waren, von der fie heute mitunter find, wo wir dann wünjchen, 
den Inhalt derjelben nur uns und unferen Agenten befannt zu 
machen. ob fann deshalb die Frage nur im umgekehrten Sinne 
beantworten, als fie der Herr Worredner geftellt hat; wir bedürfen 
der Courierfendungen in höherem Maße, und die größere Wohlfeil- 
beit der Beförderung hat fie zu unjerer Genugthuung erleichtert. 

Bei Cap. IV Titel 5 Nr. 1 des Etats des Auswärtigen Amtes 
jprach der Abg. Miquel den Wunfch nach einer gejeglichen Regelung 
der Frage wegen Benußgung der den Einzelitaaten gehörigen Grund: 
ftüde und Gebäude für Zwede der Bundesverwaltung aus. Graf 
Bısmard bemerkte dazu*): 

3a halte die Grundfäge, nach denen die Regierungen in ihren 
Auseinanderjegungen mit dem Bunde bei Benugung von Grund» 
jtücken bisher verfahren find, für die einzigen praftifch ammend- 
baren, wenn man nicht eine Art von juritiichem YLiquidationz- 
proceß über die Jämmtlichen Eigenthumsverhältnifje einleiten will, 
der in einem Menfjchenalter nicht zu Ende kommen würde. 
will durchaus nicht in Abrede ftellen, daß eine Anerkennung diejer 
Srundjäße auch von Seiten der parlamentarifchen Körperichaften 
durchaus wünschenswerth ift, und ftelle ganz anheim, in welcher 
Form fie dereinft erfolgen fann, ob im Wege der Gejeßgebung 


* 


) StB. 534a. 
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oder im Wege der Nejolution. ch glaube aber, daß bei näherer 28. 3. 1870. 
- Prüfung die parlamentarifchen Körperfchaften zu der Ueberzeugung 

fommen werden, daß die Grundjäße, nach denen gehandelt worden 

üt, die praftifch richtigiten und anwendbariten find, wenn man fich 

nicht in ganz unmögliche Fragen verlieren will. 

Wenn ein Grundjtücd verfauft wird, das einem einzelnen 
Staate gehört hat und in Benußung des Bundes übergegangen 
üt, jo jind zwei Fälle möglich. Entweder der Erlös aus dem 
Verkauf joll dazu dienen und it dazu unentbehrlich, ein Grund- 
jtüc von ähnlicher Qualität zu demjelben Zwede wieder zu er: 
werben; dann verbleibt nach den bewährten Traditionen der Finanz: 
verwaltung Preußens dem betheiligten Nejjort der Kaufpreis, der 
ja nur dazu bejtimmt ift, das Grundftücd an einer anderen Stelle 
zu erwerben. Will man von diefem Grundjaß abweichen, jo nöthigt 
man die einzelnen Nefjorts, unzwedmäßige und Eojtipielige Situa- 
tionen beizubehalten, weil fie fich jagen: wenn ich das Grunditüc 
verkaufe, jo fann ich über den Ertrag nicht disponiren, um mic) 
zwedmäßiger und nüßlicher einzurichten, jondern ich bin von Be- 
willigungen abhängig, die mir vielleicht nicht gewährt werden, aljo 
bleibe ich lieber in der jchlechten und nachtheiligen Situation, als 
daß ich gar Nichts habe. 

Zweitens aber ijt der andere Fall möglih, daß ein jolcher 
Bedarf, dajjelbe Grundjtück an einer anderen Stelle wieder zu er: 


werben, nicht vorhanden ift. Sn dem Falle — und er ift vor 
furzer Zeit bei der Bojtverwaltung in Weitfalen oder am Nhein, 
ih weiß es nicht genau, vorgefommen — in dem Falle, dah 


- aljo der Erlös des Grundftücs nicht erforderlich ift, um dajjelbe 
Ctabliijement für den Bund an einer anderen Stelle neu zu 
gründen, fällt diefer Erlös zurüd an den einzelnen Bundesitaat, 

| dejien Fiscus”) Gigenthümer geblieben ift, und der die Nußniekung, 

die superficies, an den Bund übertragen hat. 

Nach diefen Grundjägen haben wir bisher verfahren, und wir 
jtellen jie zur Prüfung und find jehr gern bereit, darüber mit 
dem KReichstage, rejp. mit den Landtagen uns in ein Einvernehmen 
behufs der Verjtändiaung zu jegen. 


EI: 534: 


28. 3. 1870. 
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mn dem vorliegenden bejonderen Falle, wo es fi um Die 
Localitäten des Auswärtigen Amtes handelt, glaube ih faum, daß 
die preußiiche Negierung auf den Einfall fommen fönnte, Ddieje 
Localitäten ihrer bisherigen Benußung zu entziehen, und wenn jie 
das thäte, jo würde ich, wenn ich als Bundeskanzler dort ermittirt 
würde, immer in der Zage jein, als preußiicher Minijterpräfident 
von diejer Regierung ein Unterfommen zu verlangen. 

(Heiterkeit. ) 

Beim Gtat der Marineverwaltung berichtete der Abg. Harfort 
von dem Scidjale des Stettiner Fregattihiffs „Ferdinand Nie“, das 
im Sabre 1863 in dem portugiefiihen Hafen Praja auf der Sinel 
Santhos, in den es wegen einer mäßigen Savarie eingelaufen war, 
von einer Anzahl von Betrügern, die ich als Commiffion niedergejegt, 
condemnirt und zu einem Spottpreife von dem Anitifter des Complots 
DOliveira erjtanden, dann wieder fegelfertig gemacht und für einen 
hohen Preis meiterverfauft worden war. Die portugtejtichen Behörden 
hätten zwar ein Jahr jpäter das criminelle Verfahren gegen die Be: 
trüger eingeleitet, doch jei der Vroceß, nachdem er jehs „jahre hindurd) 
fortgefchleppt worden jet, vor Kurzem eingeftellt worden. Der Abe. 
Harfort machte dem Auswärtigen Amte den Vorwurf, daß es Die 
echte deuticher Bürger im Ausland nicht genügend wahrnehme: ein 
einziges Panzerfchiff, in den Hafen von Praja entjendet, würde mehr 
aenüßt haben, als alle Initructionen des Gefandten, die bisher erfolg: 
(05 geblieben jeien. Er forderte ven Neichstag auf, darauf zu drängen, 
daß Deutjchland von Bortugal für eine jo jchändliche Verlegung des 
Völferrehts Satisfaction fordere. Graf Bismard ermiderte*): 

Meine Herren, e& it jehr leicht, bier aus Mcten, die der 
Verfammlung nicht vorliegen, über „Ichändliche Verlegungen des 
Völferrechts” zu Iprechen, aber gegen die Anklage glaubt jede Regie: 
rung eines civilifirten Staates doch geihügt zu jein, die dahin 
gehen Fünnte, daß fie bei Vrocejjen ihrer Unterthanen vor fremden 
Herichten den Anfprüchen ihrer Unterthanen durch Banzerichiffe in 
den Häfen, wo die Gerichte fungiren, Nachorud geben joll. Eine 
jolhe Zumutbhung bei Gelegenheit des Marineetats als Bejchwerde 
bezüiglih der Verwendung der Marine zu jtellen, das ijt voll: 
itändig — neu, meine Herren, und ich glaube, e& muß ein jehr 
feiter Entiehluß bei Jemand vorhanden fein, Alles .zu benugen, 
was jich irgend gegen eine Negterung aufbringen läßt, um ihr 


*) StB. 536b. 
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die, jeit fünf bis jechs Jahren — jo viel”) ich mich äußerlich er- 
innere — jchwebt und noch heute nicht abaeichloijen it, ihren 
Landsleuten, ihren Glienten nicht dadurch aufbilft, daß fie Die 
Suftiz eines fremden Landes mit Shrapnels bedroht. Bekanntlich 
glaubt in jedem Proce jede Partei Necht zu haben und ein fie 
befriedigendes Erfenntniß zu erftreiten, fonft würden fie den Wroceh 
nicht führen; aber ich fann Sie verfichern, daß ähnliche Broceffe, 


in denen unfere Unterthanen zweifellos Necht zu haben alauben, 


bei den Gerichten faft aller auswärtigen Staaten von Amerika bis 

Rußland anhängig find, und wenn darin von uns verlangt würde, 

wir jollen jeden Proceganipruch mit Kriegsichiffen rejp. mit Batail- 

lonen unterftügen, das fünnte in der That jehr weit führen. 
(Heiterfeit rechts.) 

Weiter fragte der Abg. Harfort an, wem die Sorge für die 
Erhaltung der Nordjeeinjel Wangeroge obliege, die jehr jtarf in Gefahr 
jei zu verjchwinden, weil große Stürme die Ufer jtarf bejchädiat hätten, 
ob dem Bunde oder Oldenburg. Graf Bismard gab folgende Aus- 
funft*®): 

So Fann jeßt jchon erklären, daß über die Erhaltung der 


snjel zwiichen der preußifchen und oldenburgiichen Negierung Ver- 


bandlungen jchweben, die wiederholt zu Arbeiten im nterejie der 
Conjervirung des Strandes geführt haben und führen werden. 
Was da gemacht werden fann, wird gemacht! ') 

(Große Heiterkeit.) 


if 


30. Sißung des Reichstags des Morddeutlchen Bundes 


Dienitag 29. März 1870. 


Bei Berathung des Etats der Pojt: und Telegraphenverwal: 
tung bejchwerte jich der Aba. v. Wedemeyer Namens jeines Wahl: 


20525374. 

E68. 539b: 

) Nah Bühmann, Gefl. Worte (17. Aufl.) ©. 129, ein Ausipruch des 
öfterreichiichen Finanzminifters Graf Wallis. 


einen Vorwurf daraus zu machen, daß fie in einer Procehfache, 28. 3. 1870. 


29.3. 1870. 
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29.3.1870. freifes über die Befreiung der Bundespojt von der Verpflichtung zur 
Zahlung des Chaufjeegeldes, die eine Härte für die Kreife jet, nach 
dem das früher von der Pojt zu leijtende Aequivalent, die Berpflich- 
tung der foftenfreien Beförderung der Dientjahen der Kommunen, auf: 
gehört habe. Er fand es billig, daß die Post entweder die communalen 
und die amtlichen Sachen wieder portofrei befördere, oder als Mequi- 
valent das Chaufjeegeld bezahle für Benußgung der Kreischauffeen. Graf 
Bıismard antwortete”): 

Sch erlaube” mir, dem Herrin Vorredner zu erwidern, daß 
das aus der einen Tajche in die andere übertragen wird; wenn 
die Bot dem Kreife Arnswalde hinfichtlich jeiner Chaufjeen wirklich 
600 Thaler Schaden thäte!), was ich dahingejtellt jein lajjie — 
denn die Roftwagen find gewöhnlich leicht im Verhältnig zu Fract- 
wagen —, und wenn die Boitverwaltungsbehörden zu dem Chaufjee= 
gelde beitragen würden, jo müßten erhöhte Matricularbeiträge aud) 
auf den Arnswalder Kreis vertheilt werden, die durch andere 

5 Steuern aufgebracht werden müßten. Die Bojt verbraucht das 
Geld zu nichts Weiterem, als zur Erfüllung ihrer Aufgaben. 

Mas ferner die Einwendungen des vorlegten Herrn Nepners 
betrifft, daß bisher eine Abnahme der überflüffigen Schreiberei 
nicht bemerkbar war?), jo glaube ich, it es, um jolche Weber: 
zeugungen feitzuftellen, doch wohl noch zu früh. ch verjpreche 
mir doch eine Abnahme der Schreiberei auf die Dauer von diejen 
Einrichtungen. Wenn die vorgejeßten Behörden erit jehen werden, 
das vielleicht bei der einen Negierung, 3. B. Danzig, auf jo und 
jo viel Einwohner doppelt jo viel Worto verbraucht worden wäre, 
als bei einem anderen Negierungsbezirt von höherer Einwohner: 
zahl, jo wird fie der Herr Präfivent doch fragen: wie fommt das, 
Ihr Schreibt zu viel. ROE« 

i (Heiterkeit. ) 


Solche Nepreiltonen bedürfen aber des Zeitraums von mehreren 


StB. 5532. 

) Auf diefe Summe hatte der Abg. v. Wedemeyer den Verluft an 
Chaufjeegeld berechnet, der dem Kreile Arnswalde dur die Bojt erwachje. 

?) Der Abg. v. Diejt conftatirte, daß der für die Aufhebung der Porto- 
freiheit für die Correjpondenzen der Staatsbehörden geltend gemachte Grund, 
das eine Abftellung der BVieljchreiberei zwijchen den Staatsbehörden dadurd) 
erreicht werden würde, jich nicht fejthalten lajjfe, da fich nachweislich die Zahl 
der amtlichen Correfpondenzen feit dem 1. Januar 1870 bedeutend vermehrt hätte. 


Freiheit der Bolt von Chaufjeegeld, — Die Stelle des Telegraphendirectors. 351 


Jahren, um erjt vergleichende Heberfichten zu gewähren, und ich 
bin überzeugt, fie werden jchlieglieh doch dahin führen, dah jeder 
Chef der Behörden eine Ehre darein jest, feinen Bortoverbraud) 
möglichjt zu reduciren. 

sn den Gtat der Telegraphenverwaltung war ein Pojten von 
3000 Rthlr. eingejtellt worden für Befoldung eines Stellvertreters des 
Generaltelegraphendirectors. Motivirt war diejfelbe damit, daß die Be- 
jeßung der Stelle des Generaltelegraphendirectors durch einen höheren 
Militär auf Allerhöchiter Anordnung beruhe, und weil dies au fünftia 
der Kall jein werde, jo jolle jchon jest ein Militär bejtimmt werden, 
der die Stelle interimtjtifch vertrete, damit er gehörig gebildet fei, den 
gegenwärtigen Generaldirector bei enentiellem Abaganae dejielben zu er- 
jegen. Der Abg. v. Hoverbed bemängelte dieje Motivirung, der 
ba. Lasfer aber beantragte geradezu die Abjegung des Poftens, da 
die Telegraphie Fein militärisches Snititut jei, Das dauernd unter die 
Leitung eines activen Militärs gejtellt werden müfjfe. Graf Bismard 
entgegnete”): 

Ih Fann die Kolgerung doch nicht zugeben, die aus der gegen- 
wärtigen Discuffion von den Nednern gezogen wird, daß die Tele- 
araphenverwaltung ein wejentlich militärifches Anftitut werden joll; 
fie fteht unter dem Bundesfanzler, veip. unter dem Bundesfanzler: 
‚amte, welche, wenn ich auch im Augenblicke ein militärisches Kleid 
trage, doch entjchteden ciiliftiiche „inititutionen find. Der Herr 
Vorredner fünnte gerade mit demjelben Necht aus diejen zufälligen 
Umjtand folgern, daß das ganze Bundeskanzleramt auch eine 
militärische Snititution auf die Dauer werden jolle, weil der jeßige 
Kanzler Uniform trägt. m Uebrigen bemerfe ich, daß, wenn in 

den Motiven gejagt ift, daß die Befegung der Stelle des Tele- 
_ graphendirectors durch einen höheren Militär auf Allerhöchiter Be- 
jtimmung beruht, damit nicht gemeint it, daß für alle Zukunft 
eine Allerhöchite Beitimmung bejtehbe, nach welcher dieje Stelle 
jtets durch einen höheren Militär bejegt werden joll, jondern nur, 
daß die Thatjache der jest vorliegenden Bejegung durch einen 
höheren Militär auf Allerhöchiter Beitimmung beruht. m Uebrigen 
fönnen Sie vollitändig verfichert jein, daß bei der Auswahl nicht 
die Vorliebe für irgend einen Stand entjcheidet, jondern, wenn 
ih in Zukunft innerhalb der Geiftlichfeit oder der Jultiz ein be 
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jonders befähigter Telegraphenbeamter finden jollte, von der hervor: 
vagenden Befähigung, wie der jest in Ausficht genommene Stell- 
vertreter des Telegraphendirectors lie praftifch erworben und praftifch 
bethätigt hat, daß wir uns an den militäriichen Nod nicht halten, 
jondern die brauchbaren Leute da nehmen werden, wo wir fie finden. 
(Große Heiterfeit.) 

Die Forderung von 3000 Thalern für den jtellvertretenden Tele: - 
graphendirector wurde in namentlicher Abjtimmung mit 89 gegen 67 
Stimmen bemilligt. 


oo 
“ 


. Sißuna des Reichstags des Norödeutfchen Bundes 
sreitag 1. April 1870. 


Unter den Einnahmen des Auswärtigen Amtes, die im Ganzen 
auf 30840 Nthle. angegeben waren, befand fi ein Poiten von 
30000 Nthlın. „als Averfionalentihädiqung Preußens an den Nord: 
deutichen Bund für die Bejoraung jpeciell preußiicher Angelegenheiten.“ 
Der Aba. v. Hoverbed beantragte diefe Summe zu jtreihen. Er 
führte aus, daß diefe Summe vom Preußischen Zandtage nur im Crtra= 
ordinarium bewilligt worden jet, nicht aber als eine dauernde Bundes- 
einnahme; im Gegentheil jei durch Annahme einer vom Abg. Taster 
vorgeschlagenen Nefolution ausdrüdlich beichlofien worden, „die Ermwar- 
tung auszusprechen, daß mit Nücficht auf die völlig gleiche Dienit- 
bereitfchaft des Miniftertums der Auswärtigen Angelegenheiten für alle 
Staatsangehörigen des Norddeutichen Bundes in Zukunft ein Beitrag 
an den Norddeutichen Bund für die Bejorgung fpeciell preußticher An- 
gelegenheiten nicht mehr werde gefordert werden”. Das Abgeordneten: 
haus fei in feiner Erwartung getäufcht worden, aber formell jet Fein 
Zweifel, daß es die Forderung nicht genehmigt habe. Meatertell jet 
e8 zwar von aeringem Belang, ob diefe 30000 Nthlr. von Preußen 
allein bezahlt würden oder ob die übrigen Bundesjtaaten mit dazu bei- 
trügen, da im erften Falle für Preußen nur eine Mehrbelajtung von 
etwa 6000 Nthlen. eintreten würde; wichtiger jei, daß, nachdem das 
Auswärtige Amt von Preußen an den Nordveutjchen Bund übergeben 
worden jei, die Uebergabe jo rein als möglich erfolge und in feiner 
Weife die Meinung möglich bleibe, als ob das Auswärtige Amt gegen 
die preußiichen Staatsbürger höhere Verpflichtungen habe, als gegen die 
übrigen norddeutfhen Staatsbürger.“ Graf Bismard ertheilte fol: 
genden Beicherd *): 
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Der Herr Vorredner hat jchon dargelegt, daß es jich bei 
diejer Summe im Grunde nicht um 30000 Thaler, jondern that: 
jählih nur um etwa 5600 Thaler meiner Nechnung nad handelt, 
welde ein Präcipuum bilden, das von Preußen als Beilteuer zur 
Bejoldung der Beamten des Auswärtigen Amtes des Norddeutichen 
Bundes gezahlt wird. sch glaube, daß der Bund wohl berechtigt 
üt, diejes Präcipuum von Preußen in Anjprucdh zu nehmen, und 
daß der Reichstag deshalb nicht nur aus Gründen der Billiafeit, 
jondern auch der Gerechtigkeit diefe Einnahme bier nicht abiegen 
jollte. Sit fie einmal bewilligt, durch Neichsgeieb bemwilliat, io 
wird es Aufgabe des Bundesfanzleramtes jein, diefe Zahlung von 
Preußen zu erlangen. Es fragt fich dabei: werden im rein 
preußiihen Snterejie durch Bundesbeamte, welche nur aus der 
Bundescajje ihr Gehalt beziehen, preußische Gejchäfte unentgeltlich 
- bejorgt? Und das, meine Herren, it ganz zweifellos in einer 
Ausdehnung der zall, weldhe auf Ziffern reducirt wohl die Summe 
von fünf Taujend und einigen Sundert Thalern erheblich überiteigen 
möchte. So lange die Sachen jo liegen wie jet, ift Wreußen in 
der Lage, innerhalb des Bundes preußiihe Gejandte zu halten, 
‚über deren Zwecmäßigfeit ich gleich einige Worte jagen werde. 
"Die Inftruction diejer preußifchen Gejandten muß durch eine vor- 
gejegte preußiiche Behörde, ein Minifterium der Auswärtigen An- 
gelegenheiten erfolgen. Dab es ein preußijches Minifterium der 
Auswärtigen Angelegenheiten noch gibt, beweifen die Werhand- 
lungen des lesten Preußischen Landtags, beweilt das preußiiche 
Budget, beweilt die Thatjache, dab ich jelbit noch in diefem Sabre 
in der Lage gewejen bin, als preußiicher Minifter der Auswärtigen 
Angelegenheiten dem Landtage einen mit dem Bundesitaat Bremen 
abgejchlojjenen Vertrag vorzulegen). Alfo der Bundestanzler, ein 
lediglich im Dienjte des Bundes bejoldeter Beamter, verjieht für 
Preußen und zu Preußens alleinigem VBortheil die Functionen eines 
Auswärtigen Minifters. Nothwendig it ein preußiicher Aus= 
mwärtiger Minifter zum Behufe der nitruction und der Leitung 
der Diplomatie, durch welche Preußen fich innerhalb des Nord- 
deutihen Bundes für jeine Anterefien, für jeinen Einfluß auf die 
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YBundesangelegenbeiten vertreten läßt. Man kann jagen, daß dieje 
gegenjeitige Vertretung der Bundesftaaten bei einander, die der 
Herr Vorredner tadelt, allerdings auch im ntereiie des Bundes 
ihr Nüsliches habe, aber Bedürfniß it fie vorzugsmweife für 
Preußen, um auf die Bundesverhältnifje auch in den Zeiten, wo 
der Bundesrath nicht zufammen ift, den Einfluß zu üben, ohne 
welchen die Gejchäfte im Sinne eines Präfiviums fich nicht wohl - 
flüjftg leiten lafjien. Nehmen Sie an, daß der Bundesrath nicht 
verfammelt it, und das PBräfivium beabfichtigt, Vorlagen für den 
Bundesrath vorzubereiten, jo liegt der preußifchen Regierung natür= 
ih daran, die Stimmen ihrer Bundesgenofjen im Bundesrath für 
die beabilichtigten Vorlagen zu gewinnen, von Haufe aus eine 
Dppofition abzufchneiden. ch nehme aljo an, wir theilen einen 
jolhen, von Preußen beabfichtigten Antrag für den Bundesrath 
vorläufig vertraulich in Dresden mit; wir find darauf gefaßt, daß 
bei der Königlich jächjiichen Negierung ein folder Antrag vielleicht 
Schwierigkeiten findet oder in der jchriftlihen Form, in der er 
vorgelegt wird, nicht hinreichend aufgeklärt it; in joldhen Fällen, 
wenn wir nicht Jemand bejonvers binjchiden wollen, haben wir 
fein Organ — id) meine ausnahmsweije die preußijche Negie- 
rung, wenn ich „wir” jage, — um unjere Meinung in Dresden 
bei den dortigen Behörden behufs der”) ynitruction des Jächjtichen 
Vertreters im Bundesrath Flarzulegen und aufzuklären. Daß zu 
diefem Zwede ein jtändiger Gejandter, der mit den Yeuten, mit 
denen er zu thun hat, auf welche er einen bundesfreundlichen Ein= 
fluß üben joll, durch regelmäßigen Verkehr in engerer Beziehung 
jteht, der mit der Tonart vertraut tft, in der Dort gerade ver- 
handelt wird, dazu nüßlicher it, als etwa das gelegentliche Hin- 
jenden eines Mitgliedes des Bundesfanzleramtes, um diejenigen 
mimdlichen Erläuterungen zu geben, ohne welche eine Verjtändigung 
nicht leicht zu Stande fommt, liegt auf der Hand. Wenn der 
zweite Weg ”*) eingejchlagen würde und es mißlänge, jo hätte 
man vielleicht nach acht Tagen von Neuem Jemand binzujchiden, 
um Weiteres auseinanderzufegen. Ich fan nicht umhin, diejen 
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gegenjeitigen gejandtichaftlihen Verkehr für ein im bundesfreund- 1.4. 1870. 
lichen Sinterejfe und zur Verwirklihung der Zwede des Bundes 
ganz unentbehrliches Mittel zu erklären; und man jchädigt die 
Beritändigung innerhalb des Bundes, man jchädigt den dauernden 
Zufammenhang außerhalb der Zeiten, wo der Bundesrath ver: 
jammelt it, wenn man uns diejfe Gejandtichaften in Breußiichen 
Sandtage ftreichen wollte. ch weiß nicht, welche Einrichtungen 
wir uns alsdann würden ausdenfen müjjen, um einen ähnlichen 
dauernden Berfehr wieder herzuftellen. Yb babe die Unentbehr- 
lichkeit diejer Gejandtjchaften vorzuasweile im Preußiichen Land- 
tage nachzumeiien; ich bin durch Krankheit verhindert worden, dies 
damals rechtzeitig zu thun, bevaure das und muß - es mir für das 
nächte Mal vorbehalten: bier habe’ ich nur hr Gemwifjen darüber 
zu beruhigen, daß die vom Bunde bejoldeten Beamten ganz zweifel- 
los jolche preußiichen Gejchäfte bejorgen, zu welchen fie durch den 
Bundesdienft nicht verpflichtet find. Daß jede Vertretung der 
Eleinen Staaten außerhalb des Bundes gleichmäßig durch den Bund 
wahrzunehmen wäre, tt ja ganz zweifellos, obichon auch dort die 
Billigfeitsrüdficht dafür jpriht, daß, jo lange fpecifiich Tächiische 
Snterejien, jächjtihe Privatverträge in den Bund mit herein- 
genommen find, welche an den einzelnen Punkten durch jächftiche 
Beamte vertreten werden, auch, da das Gejandtichaftsrecht ver- 
faljjungsmäßig berechtigt it, hierfür wenigitens eine Necognition im 
Budget geleiftet werden jollte. 

Daß nun der Bund die Gehälter von Beamten des Bundes: 
 Fanzleramtes hergibt, welche jpeciftich preußiiche Gejchäfte — näm- 
fich die Gejchäfte des preußifchen Minifteriums der Auswärtigen 
Angelegenheiten, welches budgetmäßig beiteht und von Preußen 
nicht bejoldet ift, ferner den Verkehr der preußischen Negierung 
mit den übrigen Bundesregierungen — leiten, das, meine Herren, 
glaube ich, habe ich zur Evidenz nachgewiejen. Ste fünnen nod 
hinzufügen, daß eine der wichtigiten Stellen im preußijchen Staat, 
diejenige eines Minifterpräfidenten, dur einen Bundesbeamten 
gratis verjehen wird. Schon wenn Sie hier die Gehaltsquote 
berechnen, die Preußen obliegen jollte, würde diejelbe allein die 
fraglihe Summe deden — da ich Zeugnig darüber ablegen kann, 
daß die Gejchäfte diejes in beiden Dieniten befindlichen Beamten 
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1.4. 1870. zu ihrer Mehrheit aus der Quelle des preußiichen Minifterpräft: 
diums entitehen. Daß die Zeit des Bundesfanzlers mehr durd 
die preußifchen Minifterpräfivialgeichäfte, als durch die Bundes- 
geichäfte in Anspruch genommen wird, darüber, bitte ich, wollen 
Sie mein Zeugniß annehmen, und der preußiiche Staat wird aljo 
auf Koften des Bundes mit einem Minifterpräftiventen verjehen. 
Es wird das auch jchwerlih in Zukunft anders jein; denn wir 
haben jcehon öfter darüber gejprocdhen, daß dieje beiden Chargen 
Jih Ichwer aus einander nehmen lafjen: wenn jte in zwei verjchie= 
denen Händen wären, jo fann das jeine Vortheile, würde aber 

| auch, namentlich in den eriten Anfängen der Bundesentwidelung, 

eine ganze Menge von Nachtheilen haben. 

Sch glaube aljo, daß Sie vollftändig hr Gewiljen beruhigen 
| | fönnen über die Berechtigung des Bundes, die 5600 Thaler PBräs 
eipuum von Preußen zu empfangen, jo lange die jeßige Einrich- 
tung in Preußen beitebt, jo lange der Bund für Preußen ei 
| Auswärtiges Minifterium und einen Minifterpräfiventen unterhält, 
und daß Sie, wenn Sie dieje Berechtigung, das Geld zu empfangen, 
anerfennen, auch feinen Grund haben, e& hier aus der Einnahme 
zu Streichen. Sie im nächiten PBreußiichen Landtage zu vertreten, 
wird Aufgabe der preußiihen Negierung fein. 


Der Ada. Hammacer glaubte in den Ausführungen des Bundes: 
fanzlers einen wejentlichen Srrthum zu finden; er habe die Auffafjung 
vertreten, als ob bei dem preußiichen Etat die Ausgabe für die preuft- 
jchen ©ejandtichaften bei den übrigen Norddeutichen Bundesitaaten inner: 
halb diefer 30000 Athlr. läge, und doc handle es fi bei Diefer 
Bofition gar nicht um die preußischen Yegationen, für welche der Land: 
tag in einer bejonderen Bofition die Ausgaben bewilligt habe. Gegen 
die Genehmiqung der Einnahmepofition durch den Neichstag machte er 
ven Conflict geltend, der daraus entitehen würde, wenn der LYandtag 
auf feiner Weigerung beharre. Darum jcheine es weder politifch Flug 
noch financiell richtig zu fein, in den Etat des Norddeutjchen Bundes 
eine Einnahme aufzunehmen, die fich vielleicht jpäter als nicht realifir: 
bar erweife. Graf Bismard entgegnete*): 

3b glaube, der Herr Vorredner ift meiner Darlegung doc) 
nicht mit der Aufmertjamfeit gefolgt, die wünfchenswerth ift, um 
BZeitverluft zu vermeiden. 

(Zultimmende Bewegung rechts.) 
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Sch habe von den Legationen — wie mir die Herren Alle 

bezeugen werden — gar nicht geiprochen. 
(MWiederholte Zufjtimmung. ) 

Wenn, es Jih um die Legationen handelte, die Rreußen inner: 
halb des Bundesgebietes unterhält, dann würde fich diejer Pojten 
nicht auf fünf Taujend und einige Hundert, jondern, wie er mir 
oberflählih im Gedächtnis jchwebt, auf 30- bis 50000 Thaler 
für ein preußifches Präcipuum belaufen. 

Sch habe nur von derjenigen Thätigfeit des Bundeskanzler: 
amtes gejprochen, welche der nitruction diejer jpecifisch preußischen 
Gejandten rejp. dem Empfangen ihrer Berichte, der Leitung dieler 
 Ivecififch -preußifchen Gejandten im Anterejje Vreußens gewidmet 
it. Außerdem die Frage, daß der Bund für Preußen zwei 
Minifterftellen gratis bejegt, bat feiner der Herren Borredner !) 
“wieder zu berühren für aut gefunden. 

Was ferner die Befürchtung eines Conflictes anbelangt, jo 
theile ich die in feiner Weife. Der Preußifche Landtag ijt mit der 
Bundesverfaffung befannt genug, um zu wijjen, daß Die Bundes- 
gejeggebung vorgeht, und wenn ein Bundesgejeß feititellt, dab der 
Bımd von Preußen 30000 Thaler zu empfangen hat, jo wird der 
Bund fie ganz zweifellos empfangen. 

(Heiterkeit rechts.) 

Die lebte Bemerkung erregte die Entrüftung des Aba. Yasfer. 
Er beitritt, daß durch Einjtellung von Einnahmepojten in das Bundes: 
budget Forderungen mit V Verpflichtungen für die einzelnen Staaten feit- 
gejtellt werden fönnten,, und fand in diefer Behauptung des Bundes: 


fanzlers einen W Miderfprud mit früheren amtlichen Aeußerungen des: 
jelben. Bundesfanzler Graf Bismard: 


Nein! 


Meiter führte er aus, daß der Preußiiche Landtag die Norderung für 
1870 nur aus Achtung vor dem Bunde und vor dem Neichstag im 
Ertraordinarium bewilligt habe, weil der ZN einmal in den Bundes: 
etat eingejtellt worden ei; der Preufiiche Landtag aber fönne darum 
auch Erlangen, dak der Neichstag Preußen nicht zu zwingen verfuche, 
ein Vertragsverhältnig fortzufegen, das der Landtag nicht wünfce. 
Sachlich jei die Abjegung des Roftens gerechtfertigt, weil die Weiter: 


1) Bor dem Abg. Hammader hatte der Abg. Loewe zu Gunften des 
v. Hoverbedjchen Antrags geiprocden. 
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führung eines preußiichen Minifteriums der Auswärtigen Angelegen- 
heiten nur zu einer Berdunfelung der Norddeutichen Bundesverfafjung 
führe. Preußen wie die anderen Staaten des Norddeutihen Bundes 
dürften nur ein Auswärtiges Miniftertum haben in dem Bundes- 
minifterium der Auswärtigen Angelegenheiten. Die Bewilligung des 
Boftens durch den Netchstag Fönne für den Preußifchen Landtag nur 
die Bedeutung eines Wunjches haben, Preußen mit Gewalt zur Zah: 
lung zu zwingen, dazu gebe die Bundesverfajlung fein Net. Graf - 
Bismard erwiderte”): 

Der Herr Vorredner bat feiner Gewohnheit entiprechend in 
den weiten Rahmen, den er mit der Discufftion über vieje Eleine 
Angelegenheit ausgefüllt hat, eine Anzahl von Navelftichen für meine 
Rerfon mit aufgenommen; ich fann ihm darauf erwidern mit den= 
jelben Worten, mit denen er neulich mir antwortete, daß auch feine 
oratoriihen Arabesten mir feinen Eindrud machen, ebenjowenig 
wie die meinigen ihn). Aber im nterejje des Bublicums und 
im jnterejje meiner eigenen Glaubwürdigkeit, im Synterefje der 
Wahrheit muß ich Doch einige von den NMeußerungen des Herrn 
Borredners richtigftellen. 

Es it wirklich, glaube ich, nicht wohl gethan, den Neuße- 
rungen des Vertreters der Bundesregierung gegenüber jtch diejelbe 
‚sreiheit mit Kleinen — ich will nicht jagen: Entitellungen, "aber 
doch Uebertreibungen zu nehmen, wie mit den Neußerungen anderer 
Gollegen, die jo Tehwer im Auslande und im nlande nicht ins 
Gewicht fallen. ch erinnere Sie daran, was für ein Mißbraud) 
.. B. — 1 babe jchon üfters darauf zurüdtommen müfjen — 
mit gewilen Nenherungen getrieben worden tft, die mir in den 
Mund gelegt worden, und die ich nicht gethan babe. Der Herr 
Borredner jagt eben mit derjelben Entjchiedenheit, die einer wah- 
veren Behauptung würdig wäre”), ich hätte gejagt: wir würden gegen 
Treußen Gewalt brauchen, wenn Preußen eine hier bewilligte Zah: 
lung nicht leitete. Diejfes Wort ift ebenjowenig über meine Lippen 
gekommen, wie je das Wort: Gewalt ginge vor Necht?), und alle 
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') In der 30. Sigung vom 29. März hatte der Abg. Laster von „rhes 
toriichen Ueberredungsmitteln” geiprochen, deren fic) Graf Bismard häufig bes 
diene, denen aber weder er, noch Andere zugänglich jeien. 
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dergleichen, Fabeln. Sch babe gejagt: wir zweifeln nicht, daß uns 
das Geld gegeben wird, und ich habe mich dabei auf das Nechts- 
gefühl allein der preußiichen Verwaltung verlajjen, für die ich denn 
doch einigermaßen mit einzuftehen habe. ch habe die Ueberzeugung 
ausgeiprohen, Preußen wird zahlen, und ich zweifle auch heute 
nicht daran, denn der Grad von Partieularismus, den der Vor: 
redner bier bekundet bat, it, Gott jet Dank, in der preußischen 
Volksvertretung noch nicht der allgemeine. — Der Herr Vorredner 
hat jodann gejagt, ich legte auf die Neußerungen der Volksver- 
tretung in der auswärtigen Bolitif fein Gewicht ). Das ift wieder 
eine von den Infinuationen, die unbegründet find; ich unterjcheide 
da jehr wohl und fann Ste verjichern, daß ich auf jahfundige 
Heußerungen über auswärtige Bolitif, die mir aus dem Schooße 
der Verfammlung entgegentreten, jehr erhebliches Gewicht lege. 
Er hat dann aber behauptel, und wiederum mit einer vollen, aber 
beweislojen Sicherheit, meine heutigen Aeußerungen jtänden mit 
früheren Meußerungen von mir in Wiverjprud. Das it ja leicht 
bingeworfen, und der Bundeskanzler, der jtch jo leicht mit jeinen 
Henßerungen binnen Sahresfriit in Wideripruc jest, muß doch 
im Bublicum den Eindruc machen, daß er nicht vecht weiß, was 
“er will, heute dies und morgen das, und der Vorwurf ijt nicht jo 
leicht zu nehmen, wie der Vorredner fich gewöhnt, dergleichen aus- 
zufprehen. ch beftreite diefen Widerjpruh auf das Beitimmteite, 
und gewärtige den Beweis dafür, den der Herr Vorredner, der 
jonjt genau Bejcheid weiß in jtenographifchen Berichten, dies Mal 
doch nicht beigebracht hat. Aber jelbit wenn ich irgendwo eine 
Aeugerung gethan hätte, die zu der Auslegung, die der Herr Vor: 
redner gibt, den mindeiten Anhalt gewährte, jo bin ich doch nicht 
berechtigt, die Bundesverfaffung zu ändern; und es it ein Mih- 
brauch, auf Aeußerungen einzelner Berjonen Bezug zu nehmen da, 
wo eS fich um ganz pofitive, Elare Beltimmungen der Bundesver: 
fafjung handelt. Es ift ganz unmöglich, daß ich eine jolhe”) 
Auslegung der Bundesverfafjung, wonach jie nicht den Yandes- 


*) ©. 588. 

) Abg. Laster: „So lange ein Minifter an der Spite fteht, der jagt: 
aus Aeußerungen der Volfsvertretung in auswärtigen Fragen made ic mir 
Nichts“ ze. (StB. 5872). 
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1.4.1870. gejeßen derogirt, vertreten habe, ich bin viel zu nationalliberal, um 
mir jolche Auslafjungen zu gejtatten. 
(Heiterfeit.) 
sh muß auch gerade dieje Auffafjung auf das Bejtimmtelte 
befampfen; fie it die Zerftörung des Zufammenhangs im Bunde, 
und es ift ein Stückchen preußiicher Barticularismus, was bier der 
Herr Vorredner vertritt, gegen das ich mich vom nationalen Stand= - 
punfte auf das Beitimmteite verwahren muß. Die Nechte, die der 
Preußische Landtag hat, hat der Meclenburgiihe und Dlvenbur- 
atiche Landtag auch, und wenn jeder einzelne Landtag über ein 
Keichsgejeß ih die Cognition beilegen will und jagen: dies be- 
willige ich nicht, es mag zehn Mal in einem Bundesgejeß ftehen 
— wohin fommen wir dann, wenn jeder Landtag nach dem Bei- 
ipiele, was Preußen gibt, Sich die Auslegung darüber arrogirt? 
Es handelt fich gar nicht um ein Vertragsverhältniß, Jondern um 
ein Verhältniß, das in letter Inftanz nur der Entjcheidung dur) 
ein Bundesgejeb unterliegen fann. Nehmen Sie ein ganz ana= 
(oges Beijpiel: wen eine andere Verwaltung, die bisher particu= 
lariftiich den einzelnen Staaten obgelegen bat, auf den Bund über: 
geht — nehmen Sie an, die Zollvereinsverwaltung des Großherzog- 
thbums Mecdlenburg — wenn diefe auf den Bund übergeht, jo 
fanı eS fich um die Theilung der Ausgaben handeln, ob ein Theil 
derjelben dem Großherzogthbum verbleibe, und welcher Theil, und 
ob ein anderer Theil auf den Bund übergeben foll; und es fan 
jein, daß darüber ein vorläufiges Abkommen zwijchen den Regie 
rungen jtattfindet, wie es hier bezüglid der 30000 Thaler provi- 
joriich und vorbehaltlich der Genehmigung des Neichstags zwiichen 
den Bundesregierungen ftattgefunden bat. Werden Sie dann auc 
behaupten wollen, die Frage, ob dann 30000 Thaler von Medlen- 
burg jelbit noch apart zu bezahlen find, wie das etwa im Bundes- 
vathe vorläufig vereinbart jein könnte, darüber habe der Neichstag 
nicht zu befinden? Wenn er die in Einnahme jtellen jollte, wird 
der Meclenburgifche Landtag exit zu entjcheiven haben, ob fie ge= 
zahlt werden jollen oder nicht? und wir werden jehen, ob Der 
Bund gegen den Mecdlenburgiihen Landtag Gewalt gebraucht? Es 
it das rechtlich ganz Diejelbe Frage. Dper Sie fünnen etwas 
Anderes nehmen, beifpielsweife die Verwaltung der Elbzölle, die 
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auch in einzelnen Händen ift, und wenn fie jemals auf den Bund 
übergehen jollte, jo fünnen fich ganz diejelben Berhältnife ergeben. 
Ih muß biernad) der Bundesgewalt und der Gejetgebung des 
Bundes ihre volle Competenz der Entjcheidung gegen die von dem 
Heren Vorredner auf jener Seite vertretene particulariftiiche An 
jhauung wahren! 

Der Abg. v. Hoverbed gab zu, daß man das Necht, welches 
er dem Preußischen Landtage zuerfenne, auch allen anderen Landtagen 
einräumen müfje; formell jet vielleicht der Neichstag berechtigt, dem 
Preußifchen Landtag eine joldhe Zahlung zu octroyiren, aber das innere, 
wahre Recht jet nicht vorhanden, und wenn hier im Neichstag ein Votum 
des Preußiichen Landtags als eine Injubordination behandelt werde, jo 
fünne er eS nur dem Kleide zujchreiben, in welchem der Bundesfanzler 
hier erjcheine. Dem Lebteren warf er vor, daß er über den rechtlichen 
Entjtehungsgrund des ganzen VBerhältnifjes zwijchen Preußen und dem 
- Bund im Unflaren fei; es handle fi um einen Vertrag, zu dem der 

Preußifhe Landtag feine Genehmigung geben müfje. Graf Bismard 
entgegnete®): 

Auch diejer Herr Vorredner hat der Debatte eine mehr per- 
jönlide Wendung gegeben, als mir lieb tft, und ich beareife nicht, 
warum Sie diefen Brauch vergangener Zeiten bier vepriftiniren, 
- eine jachlihe Frage durch perjönliche Angriffe auf den Minifter 
zu würzen. Es tft das eine der Gewohnheiten früherer Zeiten, von 
denen ich hoffte, wir hätten fie mit dem Fortjehritt unferer voliti= 
Ihen Erziehung abgelegt. Sie nöthigen mich dadurh, Jhnen einen 
geitverluft zu veranlafjen, indem ich jolche perjönliche Angriffe be= 
richtigen muß; als Privatmann würden fie mir vollftändig aleich- 
gültig jein, als Bundesfanzler habe ich nicht das Necht, dergleichen 
fich accreditiven zu lajfen. Wenn der Herr Vorredner 3. B. Tagt, 
ih hätte von „Anfubordination” geiprochen, jo ift das eine will: 
fürliche Erfindung, deren Verdienit ich ihm rein überlafjen muß. 
Wenn der Herr Vorredner jagt, das jcheine””) mit dem Kleide zus 
jammenzuhängen, das ich trage, jo muß ich jagen, daß ich über 
Kleider- und Toilettenfragen nur mit den Leuten zu Iprehen babe, 
zu deren Refjort fie gehören. 

(Große Heiterkeit.) 
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Wenn der Herr VBorredner mir Unklarbeit über ein Berhältnif 
vorwirft, das ich amtlich fennen muß, jo fann ich ihm diejen VBor- 
wurt zurücdgeben: jeine Unklarheit it viel größer, bei mir wäre 
fie jtrafbarer: aber Jemand, der mit jolcher Sicherheit über die 
Dinge öffentlich Ipricht, jollte doc) darüber flarer jein. Es handelt 
jich feineswegs um einen Vertrag, Jondern um ein proviforisches 
Abkommen der Bundesregierungen unter fie), welches, um perfect 
zu werden, der Genehmigung des Neichstages bedarf. Wollen Sie 
dem Keichstage diejes Necht verfümmern, welches wir ihm wahren, 
dann Jind wir conftitutionell und Sie nicht! Ein Nechtsverhältnif 
fann in Diefer Beziehung erjt dadurch zu Stande fommen, daß 
dieje proviforischen Verabredungen der Negierungen die Genehmigung 
des Neichstages erhielten, dann it es eben fein Vertrag mehr, 
jondern ein Bundesgejeß, dem gegenüber wir die Befolgung von 
allen”) Bumdesjtaaten erwarten, ohne irgend welchen Zwang aus- 
zuüben. 

Die Debatte jette jih noch eine Zeit lang fort, alsdann wurde 
in namentlicher Abitimmung die Wofition mit 111 gegen 74 Stimmen 
bewilligt. 


‚sn der 29. Sikung des NMeichstags am 28. März hatte der Abg. 
Dunder bei der allgemeinen Beiprechung des Marineetats die An: 
frage gejtellt, ob gejeglich auf der norddeutichen Marine die Prügel- 
Itrafe eingeführt jet oder nicht, und unter welchen Modalitäten jte ge: 
handhabt werden fünne. Die unmittelbare VBeranlafjung zu diefer Frage 
bot ihm ein Vorfall auf der Kriegscorvette „VBineta“, wo ein wegen 
Verlafjens des nächtlichen Wachtpoitens zu Prügeljtrafe verurtheilter 
Matroje, um der Schmach förperlicher Züchtigung zu entgehen, Selbit- 
mord begangen hatte. Der Viceadmiral Sahmann hatte damals die 
Antwort gegeben, daß die Prügelftrafe in der Marine nicht erijtire 
und gejeglich nur gehandhabt werden fünne, wenn ji der Mann in 
der zweiten Clajje des Soldatenjtandes befinde. in der 32. Sikung 
vom 1. April fam der Abg. Wachler auf diefe Antwort des Vice: 
admirals zurüd und verlangte eine Berichtigung derjelben, da thatjäch: 
(ih die Prügelitrafe durch Allerhöchite Verordnungen aus dem Straf: 
coder des Heeres wie der Marine befeitigt fei. Viceadmiral Sad): 
mann bejtritt diefe Behauptung unter Berufung auf das Disciplinar: 
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jtrafgejeß für die Marine, welches die körperliche Züchtigung für Matrofen 
und Soldaten der zweiten Clafjje des Soldatenjtandes gejtatte. Die 
Debatte ging darauf über zu den Ausgaben der Militärverwaltung ; 
nad) einer Rede des Abg. Loewe (Bodum) zu Gunften einer Wer: 
minderung der Armee erhob fi Graf Bismard*): 

oh bitte den Herrn Präfivdenten und die Verfammlung um 
Entjehuldigung, wen ich auf einen joeben verlaffenen Gegenitand 
der Discuffton zurücdgreife, der mir nicht erichöpft Ihien, und nicht 
über den Gegenftand jpreche, den der Herr Worredner eben be- 


rührte. ch glaube aber, es wird im allfeitigen Interefje liegen, 


darüber bejtimmtere Aufklärung zu geben:. ich meine den von 
dem Abg. Dr. Wachler angeregten. ch erlaube mir zu con- 
ftativen, daß im Bundesheere die Strafe der Förperlichen Züchtt- 
gung nicht mehr jtattfindet, unter feinen Umständen, alfo auch nicht 


- für Diejenigen, welche fih in der zweiten Clafje des Soldaten- 


jtandes””) befinden. Die Seemakht, die Marine, hat von jeher 
ihre eigene Gejeggebung gehabt; Ddiejelbe hat Tich zunächit anae- 
ichlojjen am diejenige der Neichsmarine aus der Frankfurter Zeit 
ber, und die dort janctionirten Beitimmungen wurden durch eine 


- Königliche Verordnung im Jahre 1852 für die preußiiche Marine 
. übernommen. Nach diejen Beltimmungen Fonnte allerdings nur 


ein Matroje oder Seejoldat, der der zweiten Clafjie angehörte, 
förperlich gezüchtigt werden. Es war aber das Mittel gegeben, 
dieje Beitimmung zu umgehen, indem der Mann erit in Folge des 
Urtheils in die zweite Glafje verjeßt und dann die Förperliche 
Züchtigung an ihm vollzogen wurde. Dieje nad den Anfichten 
der militäriichen Jurisdiction eine Umgehung der dee des Ge- 
jeggebers zulafjende Bejtimmung it durch eine neuere disciplina- 
riihe Anordnung, ich alaube vom Jahre 1568, die aljo erit zwei 
Sahre alt it, außer Kraft gejegt. Es ift heut zu Tage bei der 
ftrengen, mit den Nothfällen und der Lebensgefahr für die ganze 
Mannichaft in Verbindung jtebenden Nothwendigkeit, eine abjolute 
Disciplin am Bord zu erzwingen, die Strafe der fürperlichen ZAch- 
tigung noch für jolhe Leute, welde fih zur Zeit der Be 
gehung ihrer That bereits in der zweiten Clajje des Soldaten: 
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itandes befanden, welche aljo bereits vorher ein Vergehen begangen 
haben, durch das fie der Ehre, der eriten Elafje des Soldaten an= 
zugebören, verluftig gegangen find; für jolche Leute findet noch heute 
nach dem bejtehenden Marineitrafrecht die Eörperlihe Züchtigung ftatt. 
Die Veränderung, die Nichtigitellung hat darin gelegen, daß heut zu 
Tage erforderlih ift, daß der Mann jchon zur Zeit, wo er jein 
neues ftrafbares Vergehen beging, jhon der zweiten Clafje an - 
gehörte. 

Ob fih auch diefe Anomalie, die im Wiverfpruch mit unjeren 
Sitten und unjeren Wünjchen fteht, aus dem Dienjt der Marine 
vollitändig bejeitigen läßt — meine Herren, darüber jet in diefem 
Augenblide eine Enticheidung abzugeben, it der Bundesrath nicht 
in der Kage; ich jelbjt für meine eigene Berfon würde dazu nicht 
berechtigt fein. Daß aber die Frage, wie es ja bei allen eine 
Marine beiigenden Nationen, in England, in Kranfreich ehr häufig 
und jeit langer Zeit der Fall gewejen it, auch bei uns ein Gegen- 
itand fortgejegter Erwägung der oberiten Kriegsgewalt, des oberiten 
Kriegsherrn ift, und daß dieje Erwägung dahin geht, zu dem Ziele 
zu gelangen, daß auch in Bezug auf bereits beitrafte Verbrecher, 
jo lange jte im Dienjte find, die körperliche Strafe ganz aus une 
jerem oder verjchwinde, das fann ich conftatiren und verfichern, 
daß unjer Bejtreben dahin gebt. 

Der Abg. v. Hoverbed jpradh die Hoffnung aus, daß die Er- 
flärungen des S Bunbesfanglers dazu beitragen würden, diejen Fleden, 
der auf der Marine im Bergleich zum ruhe, jo bald als 
möglich zu bejeitigen. Hierauf Graf Bismard” 

Ich ergreife nur das Wort, um einerjeits zu conftativen, dab 
ich nicht vorbereitet bin, heute auf die Sache wetter einzugehen, 
als ich lediglich zur Klarftellung der Sachlage vor der Deffentlich- 
feit gethan habe; und um zweitens den Ausdrud von einem 
„Slefen, der an unferer Marine hafte”, mit aller Entjchievenheit 
surüchumeifen. Derjelbe Fleden würde auf den Marinen aller 
civilifirten Staaten der Welt ruhen. So viel ich weiß, find wir, 
wenn wir dazu gelangen, dieje mit unferer Gefittung, unferen Ge: 
wohnbeiten, unferen Auffaffungen in Widerfpruch jtehende Strafart 
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zu bejeitigen, die erite Nation mit einer größeren Marine, die 
damit vorgehen würde, und ich habe vorhin jchon conitatirt, dah 
die Geneigtheit der Negierung dazu vorhanden it. ch möchte 
aber doch die Herren bitten, Erklärungen, die lediglich im ntereffe 
der gegenjeitigen Berftändigung und zur Aufklärung der öffent- 
lihen Meinung von mir gegeben werden, nicht zu benugen, um 


mit jo harten, ich fann falt jagen beleidigenden Worten über eine 


mafelloje Nationalinititution zu jprechen, auf die das ganze deutjche 
‚Baterland jtolz ült. ee 
Der Abg. Dunder hielt die von ihm behaupteten Thatjachen in 
vollem Umfange aufrecht und erflärte es für einen Schandfled der 
Marine, daß der offenbare Mifbraud der Strafgewalt, den fich der 
- Befehlshaber des Schiffes habe zu Schulden fommen lafjen, nicht be- 
- Straft worden jei. Er ließ dabei die wiederholten Erklärungen des 
Viceadmirals Jahmann, dak der Fall der Marinebehörde unbefannt 
jei und in Unterfuhung gezogen werden würde, völlig unbeachtet. Graf 
Bismard entgegnete”): 
Sb bin an und für fich geneigt, Alles zu glauben, was der 
- Herr Borredner öffentlich erklärt, es jei denn, daß es ein Urtheil 
_ über die Zwecdmäßigfeit diefer over jener politiihen Parteiftellung 
wäre; aber injofern er Thatjachen öffentlich anführt, bin ich über- 
zeugt, er wird jeine Gründe dafür haben. Der Beweis für die 
Richtigkeit der von ihm angeführten Thatjachen wird indefen in 
eriter Linie dem Heren VBorredner obliegen. Er hat dur die 
neulihe Erzählung dem Marineminiiterium Anlaß gegeben, bei 
dem Dbercommando, wo allein die Actenjtüde darüber befindlich 
jein fönnen, Erfundigungen einzuziehen, und dieje Erfundigungen, 
die näheren Ermittelungen über den Fall find no im Gange. 
Daß ein Erceß der Strafgewalt vorgelegen habe, das nimmt der 
Herr Borredner an; darüber wird ihm aber doch der Beweis noch 
obliegen. Wenn der Fall fich jo verhält, wie der Herr Vorredner 
neulich erzählt hat, jo bin ich feit überzeugt, daß der Betreffende 
jech in der zweiten oder Strafclaffe befunden hat. Es it nun in 
feiner Weife von dem Herrn Vorredner dargetban, daß aud durch 
die Androhung einer förperlihen Züchtigung wegen Verweigerung, 
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wie ich den Heren DVBorredner veritanden babe, des nächtlichen 
Wachtvienites unter bejonders gefährlichen Umijtänden, wo das 
Leben der gefammten Schiffsmannichaft aufs Spiel gejegt war, 
nach der damaligen Lage der Gejeßgebung — denn daß der Vor- 
gang vor vier Jahren eventuell pafitrt jein müjje, conftirt = der 
Zeit des fraglichen Schiffsunternehmens — ic) jage, daß der Vor- 
gejegte durch jein Verfahren irgendwie jeine disciplinarijche Straf- 
befugnif überichritten habe. Wenn in Folge einer gejeßmäßigen, 
wegen der Gefahren, in der jtch jedes Seefhiff und dejjen Mann 
ichaft befindet, leider nothwendigen jtrengen Strafandrohung, um 
der Strafe zu entgehen, Jemand zum Selbitmörder wird, jo it 
dafür der Vorgejegte nicht nothwendig verantwortlich. Cs tt das 
eine jehr beflagenswerthe Sache, fommt aber nicht jo ganz jelten 
vor, dab Jemand in ganz gewöhnlichen bürgerlichen Verhältnifien, 
um einer Unterfuhung über Unvegelmäßigfeiten einer Amtsrührung 
oder Geldverwaltung zu entgehen, veip. jich der Strafe zu ent= 
ziehen, zum Selbjtmord jchreitet. Das it ein jehr beflagens= 
werther und das öffentliche Nechtsbewußtiein tief bewegender Fall, 
aber er liegt in der Conjequenz der Gejege, und daß hier außer- 
halb der Gejege verfahren fei, das bitte ich den Herren Vorreodner 
vor aejchloifener Unterfuhung nicht zu behaupten, jedenfalls — 
davon bin ich überzeugt — wird der Mann, wenn fich der Sad) 
verhalt beitätigt, der zweiten Clafje angehört haben. 


52. Sißuna des Reichstags des Norddeutlchen Bundes 


Montag 23. Mat 1870. 


Der Neihstag trat in feiner 51. Sisung am 21. Mai in die 
dritte Berathung über den Entwurf eines Strafgejegbudhs für den 
Norddeutichen B Bund ein. Diefelbe eröffnete Suftizminijter Zeonhardt, 
indem er im Namen des Bundesraths folgende Erklärung abgab: 
„Die verbündeten Negierungen haben die von Shnen in zweiter 
Lejung des Strafgefegbuhsentwurfs gefaßten Bejchlüfje der forgfältigjten 
Prüfung unterzogen. Bei diefer Prüfung find die verbündeten Ne 
gierungen nicht allein von Erwägungen juriftifcher Kritit ausgegangen, 
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jondern auch, und vorzugswerfe, von höheren Nüdfichten (Hört! Hört!), 28.5.1 
“indem die verbündeten Negierungen davon dDurchdrungen waren, dal; es 


jich hier um ein großes nationales Werk handele, die verbündeten Ne: 
gierungen auc anerfennen mußten, daß ihnen, meine Herren, in Kür: 
derung des großen Werkes die volle Hingebung zuzufchreiben jei.... . 
Die Zahl derjenigen Beichlüffe, meine Herren, welche ih im Namen 
der verbündeten Negterungen als unannehmbar zu bezeichnen habe, ift 
jehr gering. 

„Sie haben, meine Herren, zum $ 3 des Einführungsgejeses einen 
Beihluß gefaßt, welcher einen Gegenjtand berührt, der nicht das Ge: 
biet des Strafrechts, jondern das der Gerichtsverfafiung und des Straf: 
verfahrens bezielt. Die verbündeten Regierungen fünnen fich mit diefem 
Veihluh nicht einverjtanden erklären. 

„Sie haben zweitens, meine Herren, bei den jchweriten Fällen des 
Zandesverraths in den $5 87 und 89 neben der Zuchthausftrafe alter: 
nativ die Feitungsitrafe angedroht. Mit vdiefen Bejchlüffen find die 


verbündeten Negierungen nicht einveritanden. 


„Der dritte und zwar wichtigjte Tunft bezielt Ihren Beichluß in 
Betreff der Todesitrafe. Sie haben, meine Herren, die Todesitrafe 
im Brincip befeitigt. Mit diefem Beichluß find die verbündeten Ne- 
gerungen nicht einverjtanden. Ste wollen aber auch hier ihr Ent- 
gegenfommen in jo weit bethätigen, daß fie jich dahin erklären, daß die 
TIodesitrafe nur beizubehalten jet bei dem Mord und dem Mordverfuch, 
wenn der lettere gerichtet wird gegen das Bundesoberhaupt, aegen 


den eigenen Zandesherın und gegen den Zandesheren desjenigen Staates, 


in welchem der Thäter den Verfuch madt. Demgemäf, meine Herren, 
würde die Todesjtrafe wegfallen für qualificirten Todtjchlag, für die 
thätliche Beleidigung und drittens in einem großen Umfange für den 
Hochverrath eriten Grades... .. Die verbündeten Regierungen alauben 
hiernach im nterefje der Förderung des großen Werkes Jhnen jo weit 
entgegen gefommen zu jein, als es möglih war; das Weitere würde 
nun bei ihnen jtehen.“ Bezüglich des von dem Aba. Pland in eben 
diefer Situng eingebrachten Antrags: 
Der Reichstag wolle bejichliegen: 
für den Fall der a Dee ang, des SG 1 in der Fafluna 
der Negierungsvorlage den $ 11 ver Vorlage der verbündeten 
Negierungen zum Strafgefegbuh in folgender Faljung anzu: 
nehmen: 

Die Todesitrafe tt durch Enthauptung zu volljtreden. 

In denjenigen Bundesländern, in welchen die Todesitrafe 
gejeglich bereits abgefchafft it, bewendet es hierbei, und es 
tritt für diefe Länder in denjenigen Nällen, für welde das 
gegenwärtige Gejet die Todesitrafe bejtimmt, an Stelle der- 
jelben die lebenslängliche Zuchthausitrafe, 
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erflärte der Mintiter ji) außer Stande, eine Meinungsäußerung der 
verbündeten Negterungen abgeben zu fönnen, da derjelbe dem Bundes- 
rathe nicht vorgelegen habe; er glaubte aber verfihern zu fünnen, dafs 
die verbündeten Negierungen, wenn es die Verhältniffe geitatteten, den 
Antrag in ernjte Erwägung ziehen würden. Auf Grund diefer Neuße- 
rung wurde nad einem Antrage des Abg. Grafen Schwerin 
VBusar die Berathung vertagt, um dem Bundesrath Zeit zur Be: 
ihlußfaffung zu geben. Die Antwort defjelben gab in der 52. Situng, 
am 23. Mat 1870, Graf Bismard in folgender Nede*): 

Geitatten Sie mir, meine Herren, daß ich zupörderit mein 
Bedauern darüber ausiprede, daß es mir nicht vergönnt gewejen 
it), den wichtigen Berathungen, welche Sie in den legten Wochen 
bejchäftigt haben, perjönlich beizumohnen, auch denen nicht, mittels 
welcher die Negierungen Sbhre Beichlüffe der eigenen Beihhluß- 
nahme unterzogen haben, Mein College im Bundesrath, der 
Königlich preußiiche Herr Juftizminifter, hat Shnen noch in meiner 
Abweienbeit das Ergebniß diejer Beichlüffe mittheilen Fünnen, und 
daran zugleich die Zujage gefnüpft, über das inzwijchen eingebrachte 
Amendement der Herren Bland und Genofjen die Beichlüfje des 
Bundesraths einzuholen. 

Meine Herren, um zu der Vorlage zu gelangen, welche Jhnen 
urjprünglich gemacht worden ift, haben die einzelnen Negierungen, 
ih fann jagen, fait jeder Fürjt perjönlich, fait jeder Nathgeber 
eines deutjchen Fürjten perjönlich, wejentliche Opfer an ihren poli- 
tiichen Ueberzeugungen, an ihren Wünjchen, an“”) ihrem Rechts» 
gefühl, ich möchte jagen an ihrem Nedhtsgqlauben bringen müffen. 
Sie haben fie bereitwillig dem böher ftehenden Zwede deutjcher 
Kechtseinheit gebracht. 

Sn demjelben Sinne find die verbündeten Negterungen an 
die Bejchlüffe des Neichstages getreten, die ihnen nach der zweiten 
Zejung vorgelegen haben, und ich) glaube, Sie werden ihnen das 
Zeugniß geben, daß fie auch dort dem höheren Zwede der Deuts 
ichen Nechtseinheit neue und erhebliche mannigfache Opfer gebracht 
haben. 


*) St. 11200. 
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Manche der Regierungen hätten gewünjcht, wie Viele unter 
Ihnen, die Todesitrafe zu bejeitigen. Sie haben geglaubt, dieje 
ihre Meberzeugung, diejen ihren Glauben an ein fittlihes Er- 
forderniß der Zeit dem Zwede zum Opfer bringen zu miüilen, 
welchem die Schöpfung des Norddeutichen Bundes wefentlich ihre 
Entitehung verdankt, dem fie bisher gedient hat: der deutichen 
Nation die Nechtseinheit, die politiiche Einheit wiederzugeben. 
Diejen Zwed haben jie höher geitellt als ihr Verlangen nad Ab- 
Ichaffung der Todesitrafe. 

Andere Regierungen, und zwar die große Mehrzahl, haben 
geglaubt, Denen, die auf ihren Nechtsihuß Anjpruch haben, diejen 
Schuß durh eine Anwendung der jehweriten: Strafe in ausge- 
dehnterem Maße jchuldig zu jein, als die jüngsten Conceffionen 
der Regierungen es zulaijen. Der Herr Borreoner hat eben be- 
merkt, daß früher vierzehn verjchievene Fälle mit der Todesitrafe 
bedroht geweien find. 

Es hat jchwere Kämpfe und lange Verhandlungen gefoitet, 
ehe dieje vierzehn Fälle auf das Maß reducirt worden find, welches 
‚der erite Entwurf Jhnen unterbreitete, und demnächit auf Jhren 
Wunih in Berüdjichtigung hrer Beihlüfje hat eine weitere jehr 
beträchtlihe Verminderung diefer Fälle eintreten fönnen. Die 
Regierungen haben den Beweis gegeben, daß fie die eigene Ueber: 
zeugung, die eigene Nechtsanlicht dem höheren nationalen Zwede 
zu opfern fich entjchliegen können; nur ein Opfer fünnen fie diejem 
Zwede nicht bringen: das ift das Princip diejer nationalen Ein- 
beit jelbit. 


(Zebhafter Beifall.) 

Hierin liegt der Grund, der te hindert, dem Amendement der 
Abe. Plan und Genojjen ihre Zujtimmung Zu. ertheilen. Die 
Regierungen find außer Stande, fich von der Bergangenheit des 
Norddeutichen Bundes, Tich von den Zweden, welche uns bisher 
vereinigt und beichäftigt haben, in dem Maße loszujagen, dah 
fie aus der Duelle des einheitlihen Bundesrechts zweierlei Waffer 
fließen lajjen, daß fie bewußter Weife und von diejer Stelle hier 
ein doppeltes Nechtsiyitem für den Norddeutichen Bund jchaffen. 
SH gehe auf die juriftiichen Schwierigkeiten, die die Durchführung 


eines jolhen Syftems hat, nicht ein. Man Fann deren viele auf 
Biamards politiihe Reden. IV. 24 
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itellen, wie die Frage etwa über ein Verbrechen, welches bei Nacht 
auf einer Eifenbahnfahrt, wie es ja vorgefommen it, ftattgefunden 
hat — ob es in einem Gebiete, wo die Todesitrafe aufgehoben 
it, ob es zwilchen Magdeburg und Yeipzig, etwa in der Gegend 
von Köthen, oder ob es Dicht vor Leipzig begangen worden it. 
Man könnte bei anderen Verbrechen, 3. B. der Ermordung von 
Förftern durch Wilodiebe in Grenzwaldungen, ähnliche cajuiftiiche 
Fragen aufitellen; jte jollen mich nicht bejchäftigen, ich halte mich 
lediglih an die politiiche Seite der Sacıe. Es ift für mich eine 
abjolute Unmöglichkeit, es wäre ein volles Verleugnen meiner Ber- 
gangenheit, wollte ich einem Gejege bier zuftimmen, welches das 
Rrineip janctionirt, daß durch den Bund zweierlei Necht für die 
Koroveutichen geichaffen werden joll, 
(Sehr richtig !) 
daß gewiljermaßen zweierlei Clafjfen von Norddeutichen geichaffen 
werden jollen — 
(Sehr aut!) 

eine Selecta, die vermöge ihrer Geftttung, vermöge ihrer Erziehung 
jo weit vorgeichritten ift, daß jelbit ihre üblen Subjecte des Cor= 
vectivs des Nichtbeils nicht mehr bedürfen, und dann das profanum 
vulgus !) von 27 Millionen, welches diefen jächltich-oldenburgis 
jchen Gulturgrad noch nicht erreicht hat, dem das Nichtbeil im 
Kaden figen muß, um es in Ordnung zu halten. Dem fünnen 
wir nicht zuftimmen, ich würde, meine Herren, eher ein nach meiner 
Ueberzeugung jehr viel mangelhafteres, aber einheitliches”) Straf- 
gejeg in Kauf genommen haben, ich würde mich der Hoffnung 
hingegeben haben, daß bei dem gefunden Sinne unjerer Bevölfe- 
rung und ihrer””) Vertretung die ‚sehler eines mangelhaften Straf: 
vechts jo allgemein fenntlih und jo allgemein fühlbar find, daß 
die Lüden ausgefüllt und rrthümer verbeilert werden würden in 
einigen Jahren. Aber das VBerlaffen unjerer Grundprinceipien in 
Bezug auf die Einheit, die wir in Deutichland zu jchaffen haben, 
das läßt jich niemals wieder qut machen. ch Fan von diejem 


IT2Up: 
tB.: feiner. 
er große Haufe, nach Horaz Od. III, 1, 1. 
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Standpunfte aus bier fein Oldenbura, fein Breußen fennen: ich 
fenne nur Norodeutjche ! 
(Lebhaftes Bravo!) 

Unjere Aufgabe it, die Gleichheit vor dem Gejeg für alle 
norddeutjchen Bürger zu jchaffen, nicht die Ungleichheit da, wo fie 
it, gut zu heißen, oder gar Ste innerhalb eines Bundesgebietes 
neu zu jchaffen. Meine Herren! das ijt eine politische Unmöalich- 
feit. Wir find gegen Sonderrechte, gegen Sondereinrichtungen, 


gegen die Vorurtheile einzelner Regierungen und einzelner Stämme, 


ja jelbit gegen die Nechte einzelner Regierungen und einzelner Volfs- 
ftämme mitunter, weil wir uns der Größe unjerer Ziele bewußt 
waren, mit Härte verfahren, ich darf wohl jagen mit Härte, wenig- 
jtens mit Strenge. Wir haben unverrücdt unjer nationales Ziel 
im Muge behalten; wir haben nicht links, nicht vechts gejehen, ob 
wir jemandem wehe thäten in feiner theueriten Weberzeugung. 

Meine Herren, aus diefem Geifte haben wir unjere Kraft, 
unjere Macht gejchöpft, zu handeln, wie wir gethan. Sobald uns 
diejer Geilt verläßt, jobald wir diefem Geilte entjagen, jobald wir 
ihn vor dem deutichen Wolfe und feinen Nachbarn aufgeben, jo 
legen wir damit Zeugniß ab, daß die Spannfraft, mit der wir 
vor 342 Jahren an diejer Stelle unjern Ausgang nahmen, in dem 
Sande de3 PBarticularismus, des PBarticularismus der Staaten 
und des Particularismus der Parteien erlahmt it! 

(Bravo! Sehr aut!) 

Wir werden die Quelle, aus der wir die Berechtigung Ichöpften, 
hart zu jein und mit eifernem Schritt zu zermalmen, was der 
Heritellung der deutichen Nation in ihrer Herrlichkeit und Macht 
entgegenjtand 
(Lebhaftes Bravo! Bon den Plägen der joctaldemofratiichen Fraction: 

Dho! Erneuter jtürmifcher Beifall.) 
Meine Herren, ih freue mich des Zeugniffes, was mir durd) die 
Mihbilligung der Gegner deutjcher Einheit und deuticher Größe 
gegeben wird. 
(MWiderfpruh von den Pläsen der focialdemofratiihen Partei. uf 
auf der Nechten: Sehr aut! Lebhafter Beifall von allen TIheilen des 
Haujes.) 


Meine Herren, ich bitte um Entjehuldigung, wenn mich meine 
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23. 5. 1870. Sräfte noch nicht jo weit unterftügen, um der Vertheidigung unjerer 
Sache mich ganz mit dem Nachdrud zu widmen, den fie erfordert, 
und der meiner MHeberzeugung entjprieht. Aber, meine Herren, 
ih erinnere Sie an Eins. Es [ind noch nicht ganz zwei Jahre 
ber, daß hier aus dem Schooße hrer Berfammlung die Anregung 
erfolgte, ein einheitliches Strafrecht für die deutjche Nation in der 
Zukunft, für den Nordveutichen Bund einjtweilen, zu jchaffen. 
Diejer Anregung, die Jhnen zu verdanten it, it bereitwillig Folge 
gegeben worden, unmittelbar darauf haben fi die nambaftejten 
Suriften, die Leute, auf deren Namen in der juriftiihen Welt 
Deutichland Itoß it und jtolz zu jein Urjache hat, verfammelt und 
haben mit einem Fleiß, der den Deutichen jeder Zeit, mit einem 
praftiichen Gejchie, welches ihnen nicht immer eigen gewejen it, 
in furzer Zeit ein Werk aejhaften, dem auch jeine Gegner, dem 
auch die, die es über ji nehmen wollen, dagegen zu ftimmen und 
dem nordveutjchen Volke diefes Werk vorzuenthalten, doch die An- 
erfennung nicht verjagen können, daß es das beite ift, was inners 
halb Deutichlands für eine größere Gemeinjchaft bisher geleiftet 
it, daß es jedenfalls bejjer it als alles das, an dejjen Stelle es 
treten joll. Es find noch nicht ganz zwei Jahre jeitvem verflofjen, 
eine einzige Abjtimmung nur trennt uns von der Verwirklichung 
der Wünjche, die Sie damals ausgejprohen haben und an deren 
Verwirklichung in jo furzer Zeit vielleicht auch die”) Sanguinifchen 
unter uns, eingedent der Schwierigkeit, Deutiche unter einen Hut 
zu bringen, jchwerlich geglaubt haben. 

Dieje einzige Abjtimmung, verjagen Sie die dem nordvdeutjchen 
Bolfe nicht! Der Neichstag, den Sie bilden, wird in der Ge: 
ichichte der Neubildung Deutichlands immer den Nuhm des erit- 
geborenen ordnungsmäßigen Neichstags haben, er wird fich durch 
jeine Xeiftungen diejes Nuhmes würdig gezeiat haben, wie aud) 
die jeßige Abftimmung ausfallen möge. Aber, meine Herren, im 
Begriffe, dDiefen Neichstag feinem Schlufje entgegen zu führen, möchte 
ih Sie bitten: durchdringen Sie fich vollftändig mit dem Geifte, 
der die Bundesverfafiung aeichatfen hat, binterlaiien Sie ihn un: 
geichwächt Ihren Nachfolgern, geben Sie durch Khr lettes wichtiges 
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Notum dem deutjchen Bolfe ein verheißungsvolles Pfand jeiner 
Zukunft, beweifen Sie ihm durch Jhre Abjtimmung, daß da, wo 
es auf die geheiligte Sache unjerer nationalen Einheit anfommt, 
der Deutjche jeinen alten Nationalfehlern zu entjagen weiß, be: 
weifen Sie es, indem Sie den Plat vergefien, den Sie in der 
Hite des Kampfes als Partei, als Einzelner eingenommen haben, 


indem Sie über Ihre augenbliclihen Gegner hinweg Jhren Blid. 


auf das große Ganze erheben und diefem großen: Ganzen einen 
Dienjt erweifen, welcher für die deutjche Zukunft das Pfand bilden 
wird, daß die Neubildung unjerer VBerfafjiung frei jein werde von 
einem großen Theil der Schladen, welche den alten Guß Ipröde, 
brüchig gemacht und zerriiien haben! 
(Zebhafter Beifall.) 

Der Abg. Pland z09 nad diejer Nede jeinen Antrag zurüd. 
Bei der Abjtimmung über 8 1 der einleitenden Beitimmungen wurden 
die bei den eriten beiden Lejungen geitrichenen Worte: „mit dem Tode“ 


nach dem Antrage des Abg. v. Yud wieder hergejtellt, und zwar mit 
127 gegen 119 Stimmen. 


53. Sißung des Reichstags des Norddeutfchen Bundes 


Dienjtag 24. Mat 1870. 


Für $ 78 des Strafgefegbuchs nach den Beichlüfjen des Neichs- 
tags in erjter und zweiter Zefung beantragte der Abg. v. Kardorff 
folgende Sajlung: 

Der Verfuh des Mordes, gerichtet gegen das Bundesober- 
haupt, oder den eigenen Zandeshern, oder während des Aufent- 
halts in einem Bundesftaate gegen den Landesheren diejes Staates, 
wird als Hochverrath mit dem Tode beitraft. 

Der Abg. v. Lud beantragte die Herjtellung der urjprünglichen 
DWorlage. Nachdem die beiden Antragjteller ihre Anträge begründet, 
der Abg. Aegidi die Annahme des Antrags v. ud in erjter, des 
v. Kardorffichen Antrags aber für den Fall der Ablehnung des a 
empfohlen hatte, erhob fich der Bundeskanzler Graf Bismard“ 


Wenn ich heute wiederum das Wort ergreife, meine Herren, 
fo ift es in dem Gefühl, dat von Jhrer bevoritehenden Abjtimmung 


*) StB. 1158a. 
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vorzugsweile das Schicjal der ganzen Verhandlungen der dritten 
Lejung, das Schidjal der Arbeit, in der wir begriffen find, abhängt, 
(Hört! Hört!) 

und ich erlaube mir, Sie zu bitten, fi) zu vergegenmwärtigen, wie 
diefe Situng Fih — vielleicht nicht heute, wo unjer Urtheil nicht 
ein vollitändig faltblütiges ift — aber vielleiht im Rüdblid des 
fünftigen Jahres geftalten wird in ihrem Abjhluß, je nachdem 
das Werk, an dem wir arbeiten, zu Stande gefommen ift oder 
nicht. Kommt es nicht zu Stande, meine Herren, jo it es ja 
unvermeidlich, daß dieje fruchtbare, wuhmreiche Situng mit einem 
Mipklange Icehließt, und mit einem Rüdjchritte — einem Mibklange, 
denn e& ilt ja ganz unmöglich, bei dem Schluß der Sigung über 
die Sachlage, wie die Negierungen fte auffajjen, zu jchweigen. 
Es wird dann unmöglich, bei dem beiten Willen verjöhnlich zu 
bleiben, von der Verabjchiedung diejes Neichstages einen polemijchen 
Charakter, einen gewijjien Appell an die Wahlen gänzlich fern zu 
halten. Wenn Sie aber, meine Herren, den kleinen Raum, der 
jebt noch den Becher von der Lippe trennt !), der ftch ja unendlich 
erweitern fann, glüdlich überjchreiten, welchen befriedigenden Schluß 
diefer Situng haben wir, welche große Zeiftungen, welche Ber: 
dienste haben Sie fi jelbft für die Zukunft Deutichlands erworben, 
indem Sie diejes große Werk eines gemeinfamen einheitlichen 
Strafrechts, dieje nie dagewesene Erjcheinung im deutichen politiichen 
Leben begonnen und vollendet haben und nicht die Ungemwihheit 
der Vollendung dem nähiten Jahre und Ihren Nachfolgern überlafjen! 

Die Vertröftung auf die Zukunft, die der Herr Abg. Lasfer 
uns geitern gegeben hat), an deren Bedeutung find jchon Zweifel 
in erheblichem Maße geltend gemacht”) worden. Sch Fan dieje 
Zweifel nur theilen. Was man im Augenblide ausgeichlagen, bringt 
feine Ewigkeit zurüd)! Wir gehen neuen Wahlen entgegen. Wenn 


*) Fehlt im StB. 
') Bal. Fr. Kind, Gedichte: Anfäos von Samos: 
Zwijchen Lipp’ und Kelchesrand 
Schwebt der dunfeln Mächte Hand. 
”) St3. 1122a—1127a. 
Schiller, Gedichte, Nejignation: 
Was man von der Minute ausgeichlagen, 
Gibt feine Ewigkeit zurüd. 
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der Herr Abg. Lafer jagt, die Negierungen feien verpflichtet, das, 
was hier vereinbart it, als die Grundlage zu betrachten, von der 
fie das nächite Mal ausgehen müfjen '), jo weiß ich nicht, ob das 
zutreffend jein wird, ich weiß nicht, ob Ddiejelben Berjönlichkeiten 
in den Negierungen noch an der Stelle fein werden — wir find 
ja Alle dem Wechjel des Schiefjals unterworfen! Aber wenn das 
auch wäre, wäre es nicht möglich, dal die Negierungen noch ein 
Mal verfuhen, dasjenige, was fie hnen als ihre erite Vorlage 
vorgelegt haben, bei einem veränderten Neichstage wiederum durch: 


zubringen? Es würden doch wahrjcheinlih die Negierungen die 


Dpfer, die fie jest im Streben nach einer Verftändigung mit Ahnen 
und in der Bereitwilligfeit, diefem verdienitvollen Neichstage auch 
die Krone diefes großen Werdienites noch zu gönnen nnd fie mit 
ihm zu theilen, gebracht haben, nicht als definitive Entjaqung ihrer 
Ueberzeugung betrachten wollen, wenn der Neichstag fie verjchmäht 
und nicht angenommen bat. Es Ffünnte fich auch der Neichstag 
anders gejtalten. Die conjervative Bartei, die, wie Sie willen, 
jih nur mit Widerftreben diefem Compromiß fügt, könnte erheblich 
wachen, fünnte einen bedeutenderen Einfluß ihrer Barteimeinung 
auf das Gejammtrejultat beanjpruchen, als jest der Fall ift. 

Wir ziehen, meine Herren, nach Möglichkeit die Diagonale der 
Kräfte, die thatlächlicd vorhanden find; wird die eine Kraft größer, 
dann befommt die Diagonale eine andere Richtung. Es Fünnten 
auch auf der anderen Seite die Elemente fih ändern, es Fünnten 
in der Zujammenfebung der liberalen Partei weitergehende Mei- 
nungen die Oberhand erhalten, die es den Regierungen als Pflicht 
ericheinen ließen, einftweilen nur das Errungene zu wahren, fich 
auf die Defenjive zu jegen, auf die weitere Ausbildung zu ver: 
zichten und unter jolchen Umftänden, unter jolchen Einflüjien, wie 
fie jeßt nicht obwalten, mit einem Barlament, mit dem Verfuche 
der Verftändigung die Regierungen weit über die ihnen zuläjltg 

ı) Abg. Lasker: „Die Prineipien, die wir in diefem Jahre durdhgefochten, 
die einzelnen Beltimmungen, die wir errungen haben, jind Gemeinqut der 
Nation geworden, und wenn die Negierungen fich entichließen, allen diejen Be- 
jtimmungen ihre Zuftimmung zu geben, jo ift das Mindeite, daß jte im nächjten 
Jahre nochmals anfragen werden: fünnen wir bei dem einzig trennenden Bunfte 
nicht jest ein günftigeres Votum von Euch erhalten? Das ijt die Pflicht der 
Regierungen” ıc. (StB. 1123b). 
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24. 5. 1870. erjcheinenden Ziele hinausbringen fönnten, eine jolche Verftändigung 
nicht zu exitreben. uhr 
(Sehr wahr!) 

sch will nicht in Conjecturalpolitif der jonjtigen Möglichkeiten 

verfallen, die uns an der Verftändigung in diefer Sache und *) 

| an ihrer ruhigen Erwägung hindern fünnten; das Alles liegt im 
| Schooße der Zukunft. Wir haben nur für die Gegenwart zu 
jprechen, und dabei, meine Herren, ift nicht heute der Raum, der 
uns trennt, noch erheblich jchmäler als gejtern? Geftern ftanden 
beide Seiten für ihre Principien bezüglich der Todesftrafe ein, 
Prineipien, welche für Manchen den Werth eines religiöfen Glau= 
bens nach der einen wie nad) der anderen Seite hin zu haben 
ichienen. Ueber diefe Brincipien hat der Neichstag gejtern in feiner 
Majorität entjhieden. ah Fann mir nicht denken, meine Herren, 
daß Sie darauf ausgehen wollen, dieje principielle Entjeheidung 
der Körperichaft, der Sie angehören, mit nachträglichen Amende- 
ments in jedem neuen Paragraphen wiederum anzufechten. Bei 
jolhem Gejchäftsgange würden wir nie zu Ende fommen, wenn 
vielleicht formal berechtigt an irgend einem Paragraphen das ent- 
ichiedene Brineip von Neuem in Frage geitellt wird, weil vielleicht 
die Majoritätszahl fi) augenblicklich einem überzählenden Auge 
günstiger oder ungünftiger ftellt. Diejes Prineip ift entichieden 
worden mit einer Majorität, die ihrem inneren Werthe nad) eine 
beveutendere it, als fie fich äußerlich ihrer Ziffer nach dargejtellt hat. 

(Oh! Oh! Iinfs.) 

Auf der Seite der Minorität — vergejien Sie das nit — 
jtehen alle diejenigen, die den Norddeutichen Bund überhaupt 
negiren, die ihn nicht wollen. 

(DO nein! o nein! linfs.) 

Meine Herren, negirt denn Niemand den Norodeutichen Bund 
hier unter uns? Cs find Elemente vorhanden, die theils nad) 
ihrer nationalen, theils nach ihrer politiichen Meberzeugung, die fie 
offen genug und oft genug bier fund gegeben haben, darüber gar 
feinen Zweifel gelafjen haben. Und ift denn das nicht wahr, daß 
Sie, meine Herren von der nationalliberalen Partei, alle dieje 
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Elemente geftern auf Jhrer Seite gehabt haben? Wir haben die 
Herren aus Polen noch nie jo zahlreich hier gejeben; fie find her: 
gekommen, um ‚shnen, wenn fie konnten, zum Siege zu verhelfen. 
sh will nicht perjönlich reden und Andere nicht berühren; ziehen 
Sie aber dieje Elemente, die den Norddeutichen Bund, die das 
monarhijche Deutichland nach ihrer beiten Ueberzeugung negiren, 
ab, dann, meine Herren, wird unfere Majorität verhältnigmähig 
jtärfer und gewichtiger, als die Ziffer, durch welche -fie bezeichnet 
ift; denn jene Elemente fönnen Sie fich nicht zu Gute rechnen. 

Heute trennt uns ein Principienftreit nicht mehr in dem 
Maße, dab unjere augenblidlichen Gegner auf Jhrer Seite noch 
ein wirkliches haltbares Brincip verfechten, nachdem das Haupt- 
prineip auch in Jhrem Sinne, wie ‘ich annehme, geitern entjchieden 
it. Sie jagen jest: feine politifchen Todesftrafen! Dann müfjen 
Sie aber auch für den politiihen Mord die Todesitrafe aus- 
Ihließen, denn Sie müjjen auch bei dem Morde, jobald er 
die politiiche Meinungsverichiedenheit des Werbrechers mit dem 
Monarchen zum legten Grunde hat, zugeben, daß er ein volitifches 
Verbrechen”) ift, und wer aus politifchen Gründen den König er: 
mordet, der tft dann nicht jo jtrafbar, als der aus habjüchtigen 
"Gründen jeinen Kammerdiener ermordet. Diejer Conjequenz fönnen 
Sie fih nicht entziehen, wenn Sie den Sat durchführen wollten, 
daß es für politische Verbrechen gar feine Todesstrafe geben joll. — 
Wohl aber jind unfere Regierungen in der Nothwendigfeit, ein 
Princeip zu vertreten, über das Sie nicht hinauszugehen vermögen: 
es ift dafjelbe Vrincip, welches in jeder conftitutionellen Verfafjung 
— — in der Preußiichen Verfaffung in dem $ 43 — gegeben ift: 
die Verjon des Königs ijt unverleglih. Worin, meine Herren, 
joll denn dieje Grundlage der conititutionellen Monarchien beiteben, 
wenn der König nur denjelben Schuß bat, den jeder Andere hat? 
Seine Unverleglichkeit ift offenbar eine bejondere, eine ausnahms- 
weile, er bedarf eines ausnahmsweiien Schuges. Die Negierungen 
haben die Ueberzeugung gehabt, daß fie hier an der feinen Grenz: 
linie ftehen, die das conititutionellemonarchiiche Wrincip von dem 
republicaniichen unterjcheidet. 


*) StB.: politifher Verbrecher. 
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Sb babe mich diejes Eindruds nicht erwehren fünnen, als 
ein Nedner, der, nach jeinem eigenen Zeugniß, ein warmer Anz 
bänger unjerer nationalen Entwidelung und des preußiichen Staates 
üt, gejtern den Monarchen zu ihrem Schuge empfahl, fich der Er- 
werbung derjelben Popularität zu befleifigen, die unjeren *) ver- 
ehrten und verewigten Collegen Walde vor jedem Attentat feiner 
zeit geihüßt hat!) — meine Herren, darin vermag ich doch ein 
monarchiiches Gefühl nicht mehr zu erkennen, wenn Sie glauben, 
daß die Monarchie jih den gejeglichen Vorzug im Schuß, auf den 
jte, jo lange Art. 43 der Preußiichen Verfaffung die Grundlage 
aller Berfaffungen ift, einen unbejtreitbaren Anjpruch hat, auf dem 
Wege der politiichen Popularität erwerben jolle. Wenn der getrige 
Herr Nedner daraus, daß bei den Begräbnijje diejes unjeres **) 
leider aus diefer Welt geichiedenen Eollegen dreißig Taufend Menjchen 
andächtig zugegen waren, die KJolgerung zieht, daß wir eines ge= 
jeglihen Schußes gegen politischen Meuchelmord nicht mehr be= 
dürfen: — ja, meine Herren, wenn, was Gott verhüte, mein 
Allergnädigiter Herr abgerufen werden jollte, Sie werden mehr 
als vreißig Taufend Andächtige verjammelt jehen. Damit aber, 
meine Herren, wide der Schuß, den der Wiürttemberger Eberhard 
im Schooße eines jeden Bauern fand, nicht hergeitellt jein?). Die 


SUSE IHRER 
FEN STD. unier: 

') Abg. Dr. Künzer: „Man hat uns gejagt, es müfje, wenn die Freiheit 
gefördert werden jolle, auf der anderen Seite aber auch der Negierung Die 
nöthige Macht gegeben werden, um gegen Ausjchreitungen der Freiheit ficher zu 
jein. Meine Herren, an joldhen Mitteln fehlt es nun und nimmermehr. Ich 
weije auf eine Erfahrung der legten Tage hin, meine Herren. Wer vielleicht 
das Volk in diefer Beziehung unterfchäßt ...., den mweije ich hier 3. B. auf die 
Haltung der Berliner Bevölkerung bei dem Begräbnijje Waldeds (F 12. Mai 
1870). Meine Herren, es gab feinen preußiicher gefinnten Mann als Walded, 
es gab feinen Mann, der mehr für die Einigung Deutjchlands glühte, als der 
Veritorbene. Und warum, meine Herren, ift diefer Mann von 30000 Menjchen 
in jo ftiller ... Ehrfurcht begraben worden? Deshalb, meine Herren, weil der 
Mann das Volk in feinem wirklichen Wejen erfannt und gewürdigt hat! ... . 
Er hat für das Hecht, für das Wohl, für die Freiheit diefes Bolfes gejprocdhen 
und ijt dafür eingetreten, und dafür ift das Volt ihm dankbar gewejen. Wenn 
das einem Walde möglid) war, warum wird das nicht in unendlich höherer 
Beziehung den Regierungen möglich fein?” (StB. 1136b—1137a). 

°) Abg. Dr. Künzer: „ES gab eine Zeit, da rühınte man Eberhard von 
Württemberg, weil er jagen konnte: ich fann getroft mein Haupt in den Schooß 
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Zeiten, wo Bertha jpann, find nicht mehr‘). Zu den Zeiten, wo 
der Württemberger Eberhard lebte, war es noch nicht ein Ent- 
ihuldigungsgrund, wenn Jemand jaate, ich babe gemordet, aber 
aus politiichen umd -jehr achtbaren Gründen. Dtto von Wittels- 
bach ?), der jehr viele Milderungsgründe hatte, und dem der heutige 
Antrag der Herren Aries und Genofjen ?) aanz gewiß mildernd 
zur Seite jtehen würde, war und blieb vogelfrei für Seven, und 
erlag demjenigen, der ihn auf der Heerftraße traf und erichlua. 
Und der Dichter, den Sie gern als Vertreter der modernen Ideen 
darjtellen *), Fonnte dem Tell noch dem ‘Johann Parriciva ?) gegen- 
über Worte in den Mund legen, die zu Eberhards Zeiten noch 
wahr waren, die vielleicht zu Schillers Zeiten noch wahr waren *) — 
lefjen Sie fie nad, fie find heute nicht mehr wahr! 

Wir haben das Bedürfnig, nicht nur einem Grundprincip 
‚der conjtitutionellen Monarchie.unjere Huldiaung zu bringen, der 
Monarchie überhaupt, umd ein DBefenntniß der Verehrung abzu= 
legen”), die wir dem Haupte des Gejalbten jehulden, jondern wir 
haben auch das Bedürfnik, einer Tendenz der Zeit, die, jtch in den 
legten Jahrzehnten ganz bejonders fennbar gemacht, entgegen zu 
wirken, einer Tendenz, der man in England mit Ehrenftrafen, ich 
“glaube jogar mit körperlicher Züchtigung, entgegen zu treten ver- 
jucht hat, einer Tendenz, der wir aber bei aller Bildung, die wir 
haben, doch auch unterliegen. 


eines jeden meiner Unterthanen legen. Nun, meine Herren, wenn das vor 
e Jahrhunderten? möglich war, warum jollte es denn nicht heute möglich jein ?“ 
= (StB. 11372). 
b *) Fehlt im StB. 
!) Au temps, oü Berthe filait, eine franzöfiiche Nedensart, die auf eine 
weit zurüdliegende Vergangenheit hinweiit. 
2?) Mörder Philipps von Schwaben (21. Juni 1208). 
3) Zufat zu $ 78 im Falle der Annahme: Sind mildernde Umitände 
vorhanden, jo tritt .„Zuchthausftrafe nicht unter 10 Jahren ein, 
*) Schiller. 
>) Mörder Kaifer Albrecht . (1. Mai 1308). 
6) Tell, 5. Aufzug, 2. Scene: 
Bon dem Blute triefend 
Des Vatermordes und des Kaijermords, 
Wagit Du zu treten in mein reines Haus? 
Du wagft’s, Dein Antlis einem quten Menichen 
Zu zeigen und das Gaftrecht zu begehren? :c. 


24.5..1870. 
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Darf ich Sie daran erinnern, meine Herren, daß vor etwa 
vier Jahren ein Mann, der für feinen Anjpruch der Verherrlihung 
Nichts weiter für fich hatte, als daß er einen Unbewaffneten von 
hinten anjchlich und meuclings auf ihn jhoß !), in feinem Leich- 
nam noch der Gegenitand von Dpationen wurde von Seiten von 
‚Frauen, die ihrer äußeren Stellung nach den gebildeten Ständen 
angehörten ?)? Darin liegt eine frankhafte Richtung, der wir feine - 
Aufmunterung dadurch zu Theil werden lajjen fönnen, daß wir 
den politiichen Mord als etwas Entichuldbares daritellen. Der 
gejtrige Herr Nedner hätte jagen fünnen, daß ja auch noch heut 
zu Tage jeder norddeutiche Bundesfürit fait in derjelben Lage it, 
wie Eberhard der Greiner. Ya babe nie gehört von irgend einem 
Attentat auf einen nordvdeutichen Bundesfüriten, mit alleiniger NAuse 
nahme des Königs von Preußen’), und diejer Unterjchied, der 
darin liegt, daß gerade an den Mächtigen Jich der Mord macht, 
wird ich vielleicht in Zukunft noch jchärfer ausprägen. Die Frage 
ipißt fich alfo praftiich fait genau auf die Frage zu: joll Jentand 
in Zufunft berechtigt jein, auf den König von Preußen meuch- 
(ings zu jchießen, ohne daß er jchon durch den bloßen Berjud) 
jein Leben verwirtt? Das wird die Frage jein, die wir praftiich 
su beantworten haben; über das hinaus alaube ich nicht, daß irgend 
ein Vorfall fommen wird, wo die Frage praftiich werden jollte. 

Km, meine Herren, ließen Sie diefe Frage, wenn wir das 
nititut des Wlebisceits hätten, durch das preußiiche Volk beant- 
worten, jo wirde ich den Ausfall der Majorität in feiner Weife 
zweifelhaft halten. Jedermann wird fich jagen, wir wollen vers 
gleichen Attentate verhindern, wie wir fünnen, und wir verhindern 
jte mit größerer MWahricheinlichkeit, indem wir auch den Verjuc) 
mit dem Tode bedrohen. 

(Zuftimmung.) 


!) Erinnerung an Blind, der am 7. Mai 1866 Unter den Linden ein 
Attentat auf Graf Bismard wagte, j. Kohl, Bismardregeiten I 279/280; vgl. 
über den Cultus, den man mit Blinds Leiche trieb, die Nede Bismards vom 
I. Mai 1884. 

2) An der Rede vom 9. Mai 1884 nennt Fürft Bismard Frau Yannıy 
Yewald-Stahr, die befannte Schrifttellerin, bejonders unter den Frauen, Die 
der Yeihe Blinds ihre Huldigung darbracdten. 

’) Attentat Beckers in Baden-Baden am 14. Juli 1861. 
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| Denfen Sie fid in die Stimmung eines jolhen Mannes, 
 joweit es piychologiich möglich ift, der in feiner Erregung dur 
politiichen FJanatismus und durch Eitelkeit dahin gebracht wird, 
etwa”) Derartiges zu verfuchen. Was ihn abjchredt, ijt die Furcht, 
es fünne mißlingen; für den Fall, daß es gelingt, ift er ent: 
jcehloijjen, fein Leben daran zu jegen; wenn es ihm gelingt, dann 


will, erreicht ilt. Aber das Gefühl, was ihn bejchleicht, wenn er 
fih jagen muß, daß es mißlingen fann und die Tovdesjtrafe ihm 
doch droht, ift ein anderes, als wenn er fi) jagen fan: mißlingt 
eS, gut, dann wirft du eingefperrt, der Nächite befreit dich vielleicht, 
wie lange fann das dauern? Wenn aud) das mißlungene Attentat 
mit dem Tode bejtraft wird, jo fartn das vielleicht Manchen zurüd- 
jchreden und, meine Herren, eine jolhe Schandthat, die vielleicht 
-bevoritände, ungejchehen machen. Wir würden dann doch mit 
einem anderen Gefühle in die Zukunft jehen, als wenn vielleicht, 
bald nahdem Sie einen anderen Beihluß gefaßt und die Negie- 
rungen ihm zugeitimmt hätten, ein jolches Attentat, was Gott ver- 
hüten möge, vor fich ginge. Ein Jeder würde jtch fragen, welches 
Mab von moralifcher Verantwortlichkeit trägft du allenfalls daran? 
j (Sehr wahr!) 

Die Regierungen haben geglaubt, vieje Werantwortlichkeit 
nicht tragen zu jollen. 

Meine Herren, ich erneuere die dringende Bitte, geben Sie 
diejem erjtgeborenen Neichstage, wie ich ihn gejtern nannte, den 
glänzenden Abjhluß, der uns bevorfteht, wenn wir diejes große 

Werk vollenden, - chlagen Sie ein in die Hand, die heute Die 
Regierungen weit vorgebeugt Ihnen entgegenreichen, jtoßen Sie 
sie nicht zurücd! 


N En EEE EEE EEE EL nn EEE EEE ET 


(Lebhaftes Bravo!) !) 


211S. 1159b: 
) Graf Bismards private Anjicht über die Todesjtrafe für Hochverratb 
- lernt man am beiten fennen aus einem Briefe an Heren M. v. Blandenburg, 
datirt Varzin, 19. Mai 1870, und in Kohl, Bismardregeiten 1393, zum erten 
Male veröffentlicht. Dort heiftt es: „In politifchen Verbreden bin ich für aus- 
giebige Tödtung, bei militäriihem Einfchreiten und Standredht ohne Rüdfrage 
an den Monarchen, aber gegen pojthume gerichtliche Hinrichtungen und Broceiie, 
von wegen der Eitelfeit und des faljchen Märtyrertfums in diejer modernen 
Melt. Ih bin alt genug und habe Gefhichte und Menjchen jtudirt, um mir 


Es 


a 


u en 


bat er die Entjchädigung, daß das, wofür er jein Leben opfern. 
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in einer perfönlichen Bemerkung jtellte Graf Bismard einen 
Irrtum des Abg. Yasfer richtia, der in längerer Rede an den Yeufße- 
rungen des Bundesfanzlers Kritif geübt hatte“): 

sch erlaube mir nur, eine meiner Neußerungen klar zu ftellen, 
bei der ich von dem Herrn VBorredner, wie ich glaube, mißver: 
ftanden worden bin. Es it diejenige, in der ich zu jagen beab=- 


fichtigte, daß das Princip, feine politifche Tovesftrafe zu vers - 


hängen, nicht mehr haltbar jei, jobald man den Mord durchgängig 
mit dem Tode bejtrafe. Denn es gibt eben Miordthaten, die ause 
ichlieglich aus politischen Motiven begangen werden und demgemäß 
auch als politiiche Verbrechen fich charakterifiven und denen gar 
fein anderes Motiv untergeichoben werden fann. 


Ber der Abjtimmung erhielt der Antrag v. Kardorff mit 128 
gegen 107 Stimmen die Majorität. 


Ber der DBerathung des Einführungsgejeges richtete der Abe. 
Laster an den Bumdesfanzler Graf Bismard die Bitte, von den 
einzelnen Negierungen Zufammenjtellungen derjenigen Gejete einzu: 
fordern, welche na Meinung ihrer Jurtften auch nach der Publication des 
Strafgefegbuhs für den Nordveutihen Bund in Gültigfeit bleiben 
würden. Graf Bismard ermiderte”*): 


ein Urtheil zu bilden über das, was ich für praftifch zu halten habe. Der 
König Fennt diefe meine Anfiht, und ich wünjhe, daß er fie qut hiefe. Er 
hat aber jo viel perjünliches Interefje zur Sadye, daß ich mich nicht entjchließen 
fann, eine Preifton auf ihn zu üben; er weiß aud das, und ich werde mic) 
jeinem Willen in diejer Frage unterordnen, aber bejtrebt jein, ihn zu überreden, 
fo viel ich es fann, ohne ihn zu verftimmen. Gelingt es mir nicht, jo werde 
ich Seine Meinung au öffentlich vertreten. Gin Compromiß, welches den 
wirklich ausgeführten Verfuch mit dem Tode bedroht, wäre mir ganz angenehm 
und würde proprio motu mein Bejtreben fein, wenn es nicht unvermeidlid) 
wäre, alle die fleinen Fürften in gleicher Weife, wie die wirklichen Monarchen 
zu behandeln. Ich halte die ganze Frage nicht jehr praftifch, d. 5. die Hoch- 
verrathöfrage; man trifft die eigentliche materia peccans damit nicht, nur 
Irrenhauscandidaten, wie Sand (Mörder Kogebues), Tihech, Sefeloge (die beiden 
LSebteren richteten Mordverjuche gegen König Friedrich Wilhelm IV.), die dann 
auf dem Schaffot Zwei Jahre jpäter aus Narren zu Märtyrern wurden. Gr- 
innerft Du Dich, andere Hochverräther erlebt zu haben, als die beiden Lebt: 
genannten und etwa die Burichenichafter? ch im Augenblicd nicht, und Doc 
iteht da der Feind nicht. ES tjt ein theoretifcher Streit.” 
*) StB. 1163a. 
+) St9.11782- 
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Die verbündeten Regierungen werden bereit jein, nach Kräften 
dem Wunjche des Herin WVorredners zu entiprechen. 


$ 8 des Einführungsgejeges übertrug der LYandesgejegaebung die 
Vollmadt,. jelbit darüber Beitimmung zu treffen, um die bejtehenden 
Zandesgejege mit den Vorjchriften des Strafgejezbuchs des Norddeutichen 
Bundes in Uebereinjtimmung zu bringen. Der Abg. Miguel machte 
auf die Gefährdung der Nechtseinheit aufmerkfam, die aus diefer Voll- 
macht hervorgehen Fünnte, wenn nicht von Bundes wegen über die Art 
ihrer Ausführung eine Scharfe Aufficht geführt werde. Der Aba. Yaster 
bemerkte, daß für Preußen eine gejegliche Negelung der Araae noth- 
wendig jet, wie es mit der Competenz des Strafverfahrens über die- 
jenigen Verbrechen jtehe, welche bisher dem Staatsgerichtshof zuae- 
wiejen jeien. Beiden Nednern antwortete Graf Bismard in folgender 
Bemerkung”): 

Seh werde dem Heren Yultizminifter anheimftellen, das tech- 
nifche Monitum des legten Herin Nedners zu beantworten. ce 
will mich nur gegen die Neußerungen des vorlegten Herin Nedners 
dahin erklären, daß die Bundesorgane innerhalb ihrer verfajiungs- 
mäßigen Befugniß die Meberwahung der Thätigfeit der einzelnen 
Landesgejeggebung ausüben werden, und daß da, wo eine Nemedur 
in dem Maße erforderlich ericheinen ig: daß ein Einfchreiten 
. der Bundesgejeggebung nothwendiq wäre, fte fi an die Beihilfe 
des Reichstags wenden werden. 

Die Einzelberathung des Strafgejegbuchs war beendet, doch mußte 
die Schlußabjtimmung nach der Gejchäftsordnung ausgejett werden, bis 
die in der dritten Berathung angenommenen Verbefjerungsvorjchläge 
duch das. Bureau zujammengejtellt worden waren. Der Lräftvent 
Simjon lud deshalb die Antragjteller ein, jich Abends um 10 Uhr mit 
dem Bureau in dem Zimmer des Präfidenten zu verfammeln, um die 
Zufammenitellung der Beichlüfie pe Graf Bismard richtete 
darauf an den Präfiventen die Frage“ 

Darf ich mir die Frage a ob zu heut Abend 10 Uhr 
auch ein Vertreter der Regierungen zugezogen werden Wird? 

Der Präfivent erwiderte, daß er fich der Anmwefenheit des Prält- 
denten Friedberg bei der gedachten Arbeit vergewiljert habe. — in 
der 54. Situng am 25. Mai wurde darauf das Strafgejegbud mit 
ehr großer Majorität angenommen. 


*, StB. 1178b. 
*=+), StB. 1180a. 
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54. Situng des Reichstags des Norödeutihen Bundes 
Mittwoch 25. Mat 1870. 


Zu dem Gefegentwurf über einen Beitrag des Nordveutjichen 
Bundes von 10 Millionen Arancs zum Bau einer Eifenbahn über reip. 
dur den St. Gotthard brachte in der 54. Situng am 25. Mat der 
Ada. Lasfer den Antrag ein, die Subvention nur für den Fall zu: 
zufihern, daß die Gejellichaft zum Bau der Bahn bis zum 1. April 
1871 fich gebildet, die Gonceffion zum Bau erlangt und die erforder: 
liche Caution geftellt habe. in die längere Debatte, die ji) an diefen 
Antrag Fnüpfte, ariff auh Graf Bismard mit folgender Bemerkung 
EU SD): 

Meine Herren! Es müfjen gewiß die verbündeten Negierungen 
tief von der Meberzeugung durchdrungen jein, daß die politiichen 
Spntereffen es empfehlen, zwiichen Deutjchland und talien eine 
Verbindung zu Schaffen, welche lediglich von dem neutralen Zwijchen: 
(ande, der Schweiz, abhängig it und nicht im Beitge einer der 
großen europätichen Mächte fich befindet. 

(Hört! Hört!) 

Die Nückfichten müfjen von bejonderer Wichtigkeit gewejen 
jein, welche fie zu dem ungewöhnlichen, ich glaube beinahe nie vor: 
gekommenen Vorgehen einer Negierung führen, Jhnen eine erhebs 
liche Geldausgabe für eine außerhalb Deutichlands, nicht nur 
außerhalb des Nordvdeutichen Bundes liegende Eifenbahn zuzumutben. 
Die Rücdfichten, welche die Regierungen zu diefem ungewöhnlichen 
Verfahren bejtimmen, find aber, wie ich glaube, jo auf der Hand 
liegend, jo oft erwogen, und zum Theil auch jo delicater Natur, 
daß ich Sie bitte, mich davon zu dispenfiren, fie bier nochmals 
darzulegen. Wenn Sie uns zur Verwirklichung diejes internatio- 
nalen Bedürfniffes nicht Jhre Hand reichen, wenn der Reichstag 
jeine Mitwirkung dazu verjagt, jo fünnen wir natürlich diejes Be- 
dürfniß nicht befriedigen; wir müfjen dann den übrigen betheiligten 
Kegierungen erklären: Der Noroveutjche Neichstag hat uns jeine 
unentbehrliche Mitwirkung verjagt, oder hat fie doch an Bevingungen 
gefnüpft, welche jo qut find wie eine Verjagung, welche abjolut 
die Wirkung einer Verfaqung haben. Dah dies die Wirkung der 


*), StB. 1191a. 
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Annahme des Amendements des Herin Abg. Laster fein würde, bat 
vorhin jchon der Herr Präfivent des Bundesfanzleramts!) hervor- 
gehoben, jehon allein aus der formalen Nückicht, daß bei dem nahe 
bevoritehenden Schluß der Verjammlung es nicht möglich jein 
würde, bei der Annahme diejes Amendements ihm die formale 
Vollendung no zu geben. 

(Abg. Lasfer: Doch!) 

Aber auch wenn das möglich wäre, jo würde Doch durch die 
Stellung eines Bräclufivtermins zum 15. April?) des nächiten 
Jahres dem ganzen Vertragsverhältnig, welches zwilchen verjchie- 
denen Staaten, dem ganzen Einveritändniß, "welches zwijchen ver: 
Ichiedenen Ländern mühevoll geichaffen it, wiederum auch ein Auf: 
löjungstermin geitellt werden. Es find ja vielfache Werfuche von 
vielen Seiten gemacht, diefes Unternehmen zu verzögern und durch 
- die Verzögerung zu tödten. Es waren gegenüber ven italieni- 
ihen Negierungse und Bevölferungskreifen jehr erhebliche Rück 
fichten und Sntereffen gegen den Bau der Gotthardbahn thätia ; 
man bat die Hoffnung begen können, daß an dem Rräclufivtermin, 
der der Dauer des Abkommens zwiichen Ftalten und der Schweiz 
geitellt war, das ganze Unternehmen jcheitern würde. Dieje Be- 
"fürchtung it nicht verwirklicht, da die italienische Negierung be= 
fanntlich diejfen Termin verlängert bat. Wohl aber zeigen die 
Borfommnifje, die dabei zur Kenntni aefommen find, daß eine 
weitere Verzögerung, die Erfüllung aller derjenigen Vorbedinqun- 
gen, die der Herr Ada. Yasfer für die Gelobewilligung jtellt, doch 
immerhin dazu wird benußt werden fünnen, die Sache jcheitern zu 
machen. Der Herr Abg. Laster jagt: der folgende Neichstag Fann 
ja dann jehr leicht die Bewilligung verlängern, wenn er die Sache 
für angemefjen findet. Dev folgende Neichstag hat aber feinen 
Einfluß auf die Entjchliegungen der anderen Regierungen, auf die 
Wirkjamkfeit der mannigfahen”*) Einflüffe, welche gegen die Sade 
überhaupt thätig find. 

Eine Unterfuhung der Vorzüge, welche etwa der Gotthard 


*) &. 1191b. 
ı) Mintiter Delbrüd. 
?) Lasfers Antrag nennt den 1. April 1571. 
Bismards politiihe Neden. IV. 95 
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25.5.1870. vor dem Splügen oder umgekehrt haben fünnte, liegt meines Er- 


achtens ganz außerhalb des nterejies, welches Deutichland und 
namentlich Norodeutichland an der Sache hat. 
(Sehr richtig!) 

Für uns ift das Hauptintereje, eine fait directe Verbindung 
mit dem befreundeten und, wie wir glauben, auf die Dauer be- 
freundeten Yande !) zu haben. 

(Hört!) 

Diejer Vortheil lief Gefahr, ung vollftändig verjagt zu bleiben, 
weil eine Enticheidung zwiihen den beiden Bahnen nicht rechtzeitig 
zu treffen war, und die Unjchlüffigkeit darüber, welche von beiden 
gebaut werden jollte, war der gewichtigite und ftärkite Hebel für 
diejenigen Bemühungen, welche den Bau einer jeden neuen Bahn 
dort verhindern wollten. 

(Hört!) 

Deshalb haben wir uns vor allen Dingen angelegen jein 
lajien, dureh unfere jehr bejtimmte Erklärung zu Gunften einer 
diefer Bahnen das Hinderniß zu bejeitigen, welches in der Zwie- 
jpältigfeit, in der Gefahr, zwifchen zwei Stühle fich zu jegen, lag. 
Wir glauben damit den Schweizer nterefjien einen wejentlichen 
Dienst geleiftet zu haben, daß wir durch unfere jehr bejtimmte 
Erklärung der Ungewißbheit, ob Gotthard over Splügen, ein Ende 
gemacht haben. Indem wir aber. erklärt haben und noch heute 
die Erklärung wiederholen, daß wir uns auf den Splügen unter 
feinen Umijtänden einlafjen würden, halten wir an dem Gotthard 
fejt, nicht weil wir den nterejfen des Splügen nicht auch das 
Shrige gönnten, jondern weil wir vorausjehen, daß, jobald wir 
auch nur die Möglichkeit der Erwägung des Splügen wieder zus 
lafjen, gar feine Eifenbahn dort beraejtellt wird, während Die 
Hoffnung nicht ausgeichlofien ift, daß, wenn jeßt die Gotthardbahn 
gebaut wird, die Splügenbahn ihr dereinit folgt. 

(Sehr aut!) 

Das Amendement ZYasfer wurde abgelehnt, das Gejes nad) der 

Negierungsvorlage angenommen. 


') Rtalien. 


| 
| 
k 
| 


Deutjchlands Interejje an der Gotthardbahn. — Sejjtonsihluß. 387 


Nah Vornahme der Abjtimmung erbat fih Graf Bismard das 
Wort zu folgender Mittheilung*): 

Sn der gewiß von Jhnen getheilten Ueberzeugung, daß unjere 
gemeinjamen Arbeiten in der heutigen Sigung jo weit gefördert 
werden, um uns zu einem Abjchluß derjelben zu berechtigen, habe 
ih die Ehre, Jhnen eine Allerhöchite Präftvialbotichaft, welche fich 
hierauf bezieht, mitzutheilen. 

(Das Haus erhebt jidh.) 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preu- 

Ben u. j. w., thun fund und fügen hiermit zu wiljen, daß 

Wir beabfichtigen, gemäß Art. 12 der Verfaffungsurfunde 

des Norddeutfhen Bundes die gegenwärtigen Sigungen des 

Keichstages des Norddeutihen Bundes am Donnerjtag den 

26. d. M. im Namen der verbündeten Regierungen zu 

jchließen. 

Wir fordern demnah den Reichstag des Norodeutjchen 

Bundes hierdurch auf, zu diefem Zwede an dem gedachten 

Tage um 1 Uhr Nachmittags im Weißen Saale Unjeres 

Kefidenzichlofjes in Berlin zufammenzutreten. 

Gegeben Berlin, den 24. Mai 1870. 
Gg.: Wilhelm. 
Gegengezeichnet von mir. 

Sch erlaube mir, die Allerhöhjite Botjchaft dem Herun Prä- 

fidenten zu überreichen. 


Schlußfigung des Reichstags des Norddeuffchen Bundes 


Donneritag 26. Wat 1870. 
Thronrede des Königs”): 
Geehrte Herren von Keichstage des Norodeutjchen Bundes! 
Dem eriten ordentlichen Reichstage des Bundes war die Auf: 
gabe geitellt, die wejentlichiten Bejtimmungen der Rerfafjungs- 
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urkunde in Geftalt organiicher Gejeße in dem politiihen und 
bürgerlichen Yeben des Volkes zur Geltung zu bringen. Sie haben 
die Löjung diejfer Aufgabe in vier arbeitspollen Seljtonen der= 
geitalt”) gefördert, daß es Jhnen wie Mir zur Genuathuung ge= 
reichen wird, am Schlujje der Legislaturperiode einen Nüdblid 
auf die Erfolge Fhrer bingebenden Thätigkeit zu werfen. 

Norddeutichland verdankt Dderjelben die Verwirflidung ver 
wichtigiten Conjequenzen des gemeinjamen \ndigenats, der sreis 
heit der Niederlajjung, des Erwerbs von Grundbefiß und des Bes 
triebes der Gewerbe, die Negelung der Bedingungen für den Er- 
werb und Berluft der Bundesangehörigfeit und der Staatsange- 
börigfeit, die Befeitigung der mehrfachen Bejteuerung defjelben 
Einfommens, die Aufhebung der polizeilichen Bejchränfungen der 
Eheibliegung und die Befeitigung der Abhängigkeit jtaatsbürger- 
licher Nechte von confeiftonellen Unterichieden. 

Die Führung der Bundesflagge, der Schuß der deutjchen 
Schifffahrt durch Gejandtichaften und Gonjulate des Bundes, die 
Nirklamfeit der Confuln, die den Organen des Bundes zuftehenden 
Berugniie im nterejje des Civilitandes der Bındesangehörigen 
ind umter hrer Mitwirkung durch Gejeß und Vertrag geregelt 
worden. 

Durch die Abjichaffung ver Elbzölle und vie Negelung der 
Sslößerei wurde die langeritrebte Freiheit der Ddeutichen Ströme 
verwirklicht. 

Die Neihe der Verträge, durch welche die internationalen Be= 
ziehungen des Bundespojtwejens auf der Grundlage der Reform 
geordnet jind, bat neuerdings durch die von shnen genehmigten 
Verträge mit Großbritannien und ven Nereinigten Staaten von 
Amerika wichtige Eraänzungen erfahren. 

Die Drganijation des Bunvdesbeeres it abgejchlojjen und Die 
Yındesfriegsmarine tft, Dank den von Shnen gewährten Mitteln, 
in einer Entwidelung begriffen, welche diefem Zweige der nativ» 
nalen Wehrfraft eine den berechtigten Anforderungen der deutichen 
Kation entiprechende Bedeutung verheißt. 

Der Bundeshaushalt ift auf feiter Grundlage geordnet. Die 
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dem Bunde vorbehaltene Beiteuerung von Verbrauchsgegenftänden 
ift einheitlich geregelt und durch die Stempelabgabe von Wechieln 
it eine im „interejfe der BVerfehröfreiheit liegende Bundesiteuer 
geichaffen. 

‚Die Heritellung der gemeinfamen Nechtsinftitutionen, welche 
die Bundesverfafjung verheißt, ift in einem Maße gefördert worden, 
welches wir vor drei Jahren faum in jo nahe Ausficht zu nehmen 
wagten. Das Gejeß über die Nechtshilfe und die auf diefem Gefege 
beruhenden Verträge mit Baden und Heflen haben, der ihrem Ab- 
Ihluß nahen gemeinfamen Procefordnung*) vorgreifend, die 
Schranten bejeitigt, welche die Landesgrenzen der Wirffamteit ge- 
richtlicher Entjcheidung entgegenjegten. Die Aufhebung der Zins: 
befhränfungen, der Schuldhaft umd des Lohnarreites hat in wich- 
tigen Beziehungen des volkswirthichaftlichen Verkehrs gleiches Recht 
geichaffen. 

Das Handelsgejeßbuch und die Wechjelordnung find zu Bundes- 
gejegen erhoben worden, und beide, ebenjo wie die von Ahnen 
bejchlojjenen Gejeße über die Aetiengejellichaften und über das Ur- 
beberrecht an geiftigen Erzeugniffen, unter den Schub eines oberiten 
Bundesgerichtshofes geitellt worden, dejjen Wirkfantfeit in nächiter 
Zukunft beginnen wird. 

Die erite Stelle in diejer Reihe wichtiger Gefege nimmt aber 
das geitern von Jhnen und vom Bundesrathe genehmigte Straf: 
gejegbuch ein. Die Vereinbarung diejes Gefeßes, durch welche uns 
das große Ziel deutjcher Nechtseinheit jo wejentlich genähert üt, 
fonnte nur gelingen, wenn von hnen, wie von den verbündeten 
Regierungen, der Vollendung eines großen nationalen Werkes 
Dpfer an Ueberzeugungen gebracht wurden, welche um jo Ichwerer, 
aber auch um jo fruchtbarer waren, je tiefer die Fragen, um deren 
Lölung es fich handelte, das Nechtsbewußtjein ergriffen. ch danke 
Ihnen, daß Sie in der Bereitwilligkeit, diefe Opfer zu bringen, 
ven verbündeten Regierungen entgegen gefommen find. 

Geehrte Herren, Jh darf die Ueberzeugung fundgeben, daß 
die Befriedigung, mit welcher wir in diefem Saale die reichhaltigen 
Ergebnijje gemeinjamer TIhätigfeit überbliden, im ganzen deutichen 
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26. 5. 1870. Lande und außerhalb der Grenzen deijelben getheilt wird. Die 
‚open Erfolge, welche im Wege freier Verftändigung der Regie 
rungen und der Volksvertreter, unter fih und mit einander”), in 
verhältnigmäßig furzer Zeit oanren wurden, geben dem deutjchen 
Volke die Bürgichaft der Erfüllung der Hoffnungen, welche fih an 
die Schöpfung des Bundes fnüpfen, denn jte bemeifen, daß der 
deutiche Geift, ohne auf die freie Entwidelung zu verzichten, in 
der jeine Kraft beruht, die Einheit in der gemeinfamen Liebe Aller 
zum Baterlande zu finden weiß. Diejelben Erfolge, gewonnen 
durch treue umd angeftrengte Arbeit auf dem Gebiete der Wohl- 
fahrt und der Bildung, der Freiheit und der Ordnung im eigenen 
Lande, gewähren auch dem Auslande die Gewißheit, daß der Nord- 
veutiche Bund in der Entwidelung jeiner inneren Einrichtungen 
und jeiner vertragsmäßigen nationalen Berbindung mit Süddeutjch- 
land die deutiche Volkskraft nicht zur Gefährdung, Jondern zu einer 
Itarfen Stüße des allgemeinen Friedens ausbildet, welcher die 
Achtung und das Vertrauen der Völker wie der Negierungen des 
Auslandes zur Seite ftehen. 

Wenn wir der deutichen Nation mit Gottes Hilfe die Welt: 
jtellung gewinnen, zu der ihre geichichtliche Bedeutung, ihre Stärke 
und ihre friedfertige Gelittung fie berufen und befähigen, jo wird 
Deutichland den Antheil nicht vergefien, den diejer Neichstag an 
dem Werfe hat und für den Jh Ihnen, geehrte Herren, wieder: 
hodt Meinen Dank ausiprece. 

Jah Berlefung der Nede verkündete Graf Bismard den Schluß 
des Neichstags mit den Worten: 

Sm Namen der verbündeten Regierungen erfläre i6 auf 
Allerhöchiten Präfivialbefehl die Situng des Neichstags für ge= 
Ichlosjen. 
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Deutfhes Bollparlament. 


21. April bis 7. Stlai 1870, 


a Ze a al re > a N JE Er m TU du | 


Die dritte Sefjton des Deutjchen Zollparlaments wurde Donneritag 
den 21. April 1870 von dem Präfiventen des Bundesfanzleramts, 
_ Staatösminifter Delbrüd, mit folgender Nede eröffnet”): 

Geehrte Herren vom deutichen Zollparlamente ! 

Se. Majeltät der König von Preußen hat mir den Auftrag 
zu ertheilen geruht, das Deutiche Zollparlament im Namen der 
zum Deutjchen Zoll und Handelsvereine verbundenen Negierungen 
zu eröffnen. 

Das von Jhnen im vorigen Jahre genehmigte Vereinszollgejet 
it nach Feititellung der zur Ausführung”) dejjelben nöthigen An- 
ordnungen durch den Bundesrath des Deutjchen Zollvereins in 
Wirkfamkeit getreten. Die dem DBerfehr dadurch gewährten Er: 
- leichterungen haben dantbare Anerkennung gefunden. 

Die Wirkfamfeit des Gejeges über die Beiteuerung des Zucers, 
welches im vorigen Jahre shre Genehmigung erhalten hat, ist noch 
von zu furzer Dauer, um über dejjen Erfolg jchon jest mit Sicher: 
heit zu urtheilen. Sevdenfalls beweilt der troß der Ermäßigung 
des Zolles eingetretene Rücgang der Berzollung von ausländischen 
Nohzuder, daß die inländiihe Zudererzeugung durch) die neue 
Regulirung des Verhältniijes zwiihen dem Eingangszolle und der 
Nübenzuderiteuer in feiner Weile gejchädigt worden it. 

Eine Ergänzung der durch Ddiejes Gejeß eingeleiteten Reform 
der Zuderbeiteuerung joll durch einen der Berathung des Bundes- 
vaths unterliegenden Gejegentwurf herbeigeführt werden. Die 
Fabrication von Zuder und Syrup aus Stärke hat im Zollvereine 
eine Ausdehnung erreicht, welche die Steuerfreiheit diejer Artikel 
zu einer mit dem Snterejje der Zuderinduftrie wie der Staats- 
finanzen unvereinbaren Begünftigung macht. 


21. 4. 1870. 
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Die jhon im Art. 3 des Zollvereinsvertrags vorbehaltene und 
der Gerechtigkeit entiprechende Abjtellung diejer Begünftigung joll durd) 
eine Bejteuerung des”) aus Stärke bereiteten Juders und Syrups nad) 
den für die Nübenzucderfteuer feitgeltellten Grundjägen erreicht werden. 

Ein zweiter, denjelben Zweig der Steuergejeßgebung betreffen- 
der Entwurf ift bejtimmt, eine der Nübenzuderinduftrie läftige 
Controlevorichrift zu bejeitigen, nachdem aus der Erfahrung fich 
deren Entbehrlichfeit ergeben hat. 

Seit Jahren fehlte es in Merico dem deutjchen Handel und 
der deutihen Schifffahrt an einer vertragsmäßigen Sicherung ihrer 
Snterejien und den zahlreichen dort wohnenden Deutjchen an einer 
vertragsmäßigen Garantie ihrer Nechte. Ein nach Weberwindung 
zahlreicher Schwierigkeiten zu Stande gefommener Handelsvertrag 
zwijchen dem Zollvereine und Merico, welcher Jhnen vorgelegt 
werden wird, joll diefe Lüce in den vertragsmäßigen Beziehungen 
des Zollverein zum Auslande ausfüllen und den umfangreichen 
Berfehrsbeziehungen zwijchen beiden Ländern eine geficherte Grund- 
lage und damit die Vorbedingung kräftigen Aufihwungs gewähren. 

Gleiche Zwede verfolgt ein Vertrag mit dem Königreich der 
Hawaitichen Injeln, dejjen Genehmigung bei Jhnen beantragt wird. 

Die Nevilion des Vereinszolltarifs wird Sie von Neuem be= 
ihäftigen. Der forgfältig revidirte Entwurf verfolgt wie früher, 
den Zwed, neben einer wesentlichen Vereinfachung des Tarifs und 
Grleichterung des Verkehrs und Verbrauchs die financielle Grund» 
lage unjeres Tarifiyftems zu fräftigen, damit nicht die durch zahl- 
reiche Zollbefreiungen und Zollermäßigungen in den legten”) 
Sahren herbeigeführte Verminderung der Zolleinnahmen die wirth- 
ichaftliche Geftaltung der Steueriyfteme in den Vereinsftaaten ge= 
fährde. m den Veränderungen, welche der Entwurf erfahren hat, 
haben die Bedenken, welchen einzelne der im vorigen Jahre ge= 
machten VBorjchläge en thunlichite Berüchfichtigung gefunden. 
nöbejondere ift für die Herbeiführung eines Mehrertrags ein Ver: 
brauchsgegenftand ins Auge gefaßt, deiien höhere Belaftung die 
ichon früher im Zollverein gemachten Erfahrungen als zuläfltg 
darftellen. Eine Verftändigung auf diefer neuen Grundlage wird, 
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indem fie die Ausführung einer den Verfehräinterejjen erwünjchten 
Reform des Tarifs ermöglicht, dem nachtheiligen Zuitande der Un- 
gemwißheit über dejjen weitere Geitaltung ein Ende machen. 

Mit, diefer Tarifreform werden Sie, geehrte Herren, die lette 
Sejlion einer Legislaturperiode würdig Ichließen, welche durch die 
Erweiterung des Vereinsgebietes nah der Ditiee und Nordjee, 
dur Herjtellung des freien Verkehrs mit Tabaf, durch eine der 
Entwidelung des Handels entiprechende Umgejtaltung der Zoll- 


 gejeßgebung und durch die Reform der Zuckerbefteuerung Zeugniß 


abgelegt hat für den Erfolg der Snititutionen, welche in dem Zoll- 
vereinsvertrag vom 8. Juli 1867 geichaffen find. 


An den Berathungen des Deutichen HZollparlaments nahm Graf 
Bismard nicht Theil, jie wurden Sonnabend den 7. Mat 1870 vom 
König in Berfon mit folgender Thronrede geichlojjen“): 

Geehrte Herren vom Deutihen Zollparlamente! 

Als Ih Sie bei Eröffnung der eriten Sejfton der Legislatur: 
periode willftommen bieß, deren lette Seffton Jh heute jchließe, 
jprah Ich die Zuverficht aus, dag”) Sie das gemeinfame deutjche 
Spnterejie feit im Auge halten, die Einzelinterejjen zu vermitteln 
willen würden. Die furze, aber beveutungsvolle Sejjton, welche 
heute zu Ende geht, hat diefe Zuverficht gerechtfertigt. 

Die Revifion des Vereinszolltarifs, welche den Schwerpunkt hrer 
Thätigfeit bildete, berührte zahlreiche und wichtige Jntereijen und mußte 
deshalb zu einem lebhaften Kampfe der Anfichten führen. Es ift shnen 
gelungen, aus diefem Kampfe zu einem Abjchluß zu gelangen, wel- 
her die großen, für die verbündeten Regierungen leitend gewejenen 
Gefichtspunfte fefthält und die ftreitenden ntereifen verjöhnt. 

Sie verdanken diefes Ergebnif dem nationalen Geifte, welcher 
lieb gewordene Wünjche und lebhaft empfundene Bejorgniffe zus 
rüctreten ließ vor der Erfenntniß, daß ohne ein Opfer von jeder 
Seite die im Snterejje unferes Vaterlandes gebotene Vollendung 
des hnen vorliegenden Werfes unerreihbar jei. 

Die verbündeten Regierungen jind Jhnen in demielben Geiite 
entgegen gekommen, und jo ift bei alljeitigem erniten Bemühen 
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die Feititellung einer Neform gelungen, welche dur) die Be- 
rathungen dreier Sejltonen gereift war. 

Diefe Neform, indem jte den Tarif vereinfacht und die Be- 
ichaffung von Gegenftänden des unmittelbaren WVerbraudhs, von 
Hilfsmitteln für die Arbeit und von Materialien für die Gewerbe 
in ausgedehntem Maße erleichtert, eröffnet der Production neue 
Bahnen, jichert dem Verkehr einen weiteren Aufihwung und ver- 
heißt dem Wohlitande im Deutjchen Zollverein eine a Ent- 
wicelung, während jte durch geringe Mehrbelaitung eines Berbrauchg- 
gegenitandes die financiellen Grundlagen des Tarifiyitems wahrt. 

Die mit den vereinigten Staaten von Merico und mit dem 
Königreich der Hamwaiiichen Anjeln abgeichloijenen Kandelsverträge 
haben Jhre einmüthige Genehmigung gefunden. 

ch vertraue, Daß die durch dDiefe Berträge gewonnene Sicherung 
der Nechte des Ddeutichen Handels, der deutihen Schifffahrt und 
der in jenen fernen Landen wohnenden Angehörigen Deutjchlands 
nicht nur die wirthichaftlichen Beziehungen zu jenen Kindern fördern, 
jondern auch ein Pfand der Anhänglichkeit unjerer”) auswärts 
weilenden Landsleute an das gemeinfame Vaterland bilden werde. 

m Laufe der dreijährigen Thätigfeit, welche Sie heute beenden, 
haben Sie, geehrte Herren, im Zufammemmvirfen mit den verbündeten 
Negierungen zu dem Abjchluß der räumlichen Ausdehnung des Zoll 
vereins den Grund gelegt, die Beziehungen des Zollvereins zu zweien 
durch Stammesverwandtjchaft mit ihm verbundenen Nachbaritaaten 
und zu anderen für jeinen Verkehr wichtigen Yändern geordnet, Die 
Belteuerung zweier wichtigen einheimischen Erzeugnifje geregelt und 
die Gejeßgebung für den Berfehr mit dem Auslande in allen ihren 
Theilen neu geftaltet. Die jegensreichen Früchte diefer Thätigkeit find 
zum Theil bereits vorhanden, zum Theil mit Sicherheit zu erwarten. 

Der”) Dank des Ddeutjchen Bolfes, Ddejjen Geveihen ihre 
Thätigkett gewidmet war, wird hnen nicht fehlen. 

Sp entlaffe Jh Sie, geehrte Herren, in der zuverfichtlichen 
Hoffnung, daß auch die fünftigen | Berliner des Zollparla= 
ments unjerem gemeinjamen Vaterlande zum Segen gereichen werden. 
234 a. 
234b. 
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Der jchnelle Sieg Preußens im Kriege mit Dejterreich, jein Auf: 
fteigen zur führenden Macht in Deutichland hatten in Frankreich Be- 
forgnifje hervorgerufen. Kaifer Napoleon hatte gedacht, ein gejchidtes 
Doppelipiel jpielen zu fönnen; er wollte weder einen vollen Sieg 
Preußens, noch eine gänzliche Niederlage Dejterreichs, und glaubte wohl 
auch an das Gleichgewicht der Kräfte beider Gegner, das die Ent: 
icheidung in die Hand Frankreichs legen müfje. Dieje Rechnung hatte 
ihn betrogen; das preußifche Heer hatte unter einer genialen Oberleitung 
in furzer Zeit die deutfche Frage zur Löfung gebracht, und da man in 
Franfreih auf die Möglichkeit einer fo jchnellen Löjung nicht gefaßt war, 
auch Nichts vorbereitet hatte, um gegebenen Falls mit franzöftiichen Waffen 
dem Sieger Halt zu gebieten, jo wurde der Schlag von Königgräß in 
Paris als eine jchwere Niederlage der franzöfischen Diplomatie empfun: 
den. „Rache für Sadowa!” war feitdvem das Feldgeichrei, das auf den 
Straßen der Hauptitadt, wie in den Wandelgängen der Kammer, in 
den Minifterien, wie im Gabinet des Kaifers wiederflang. Daß man 
Preußen durch die diplomatische Intervention in Nifolsburg an der 
vollen Ausnusung des militärischen Erfolges hinderte, war ein Triumph, 
der wenig befriedigte; denn die Furcht ließ fich nicht bannen, daß die 
Nikolsburger Beitimmungen nicht ftarf genug fein würden, dem Drange 
des deutichen Volkes nach nationaler Einigung Wideritand zu letjten. 
Der Kaifer, um die Zufunft feiner Dynaftie beforgt, wünfchte durd) 
irgend eine Landerwerbung die über Preußens Wahsthum aufgeregte 
Eiferfucht des franzöfiichen Volkes zu befriedigen, und ließ durch den 
Grafen Benedetti in Berlin anfragen, wie das preußifche Cabinet eine 
Grenzerweiterung Frankreichs aufnehmen würde. Dem Grafen Bismard 
gebot die Klugheit, den franzöfiihen Wünfchen nicht ein Fategorifches 
Nein entgegenzufegen. Alle Verfude, den Bundesfanzler zur Preis 
gabe deutjchen oder belgijhen Gebiets zu bewegen, jcheiterten an der 


Anmerkung. Die Einleitung zur Gejhichte des Kriegs von 1870 it 
von dem Fürften Bismard durchgejehen und eigenhändig corrigirt worden. 
Der Herausgeber. 
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„dilatorifchen” Behandlung, die Graf Bismard allen Anträgen FSrant- 
veichs zu Theil werden ließ. Die Verhandlungen mit Benedetti voll: 
zogen jich jtets in den Formen vollendeter Courtoifie, Graf Bismard 
hörte entgegenfommend alle Vorjchläge an, verjprach ihre Erwägung 
und wußte das franzöfiihe Cabinet in dem Glauben zu erhalten, daß 
Nreußen an und für ih das Bedirfnig einer Compenfation für 
Sranfreich anerfenne und nur no nicht über das zur Compenjation 
geeignete Object jich Kar je. Als ich die preußische Ntegierung aber 
jelbjt einem friedlichen Handelsgejchäft, wie dem DVerfauf Luremburgs 
an ae widerjegte und die erjte Nachricht von dem bevorjtehen: 
ven Yänderjchacher mit der DBeröffentlihung der zwilchen dem Nord: 
deutjchen Bunde und den Südjtaaten gejchlojjenen Bündnifje zu Schuß 
und Truß beantwortete, da fiel es dem franzöfiichen Katfer wie Schuppen 
von den Augen, daß er in Berlin feine Förderung feiner Bejtrebungen 
erwarten durfte. Seitdem war man im Cabinet des Kaijers entjchlofjen, 
die duch Preußens wachjenden Einfluß bedrohte B ormadielung Franf- 
veihs in Europa durch eimen Krieg neu zu fichern. In Frankreich 
arbeitete man fieberhaft, die Neorganifation und Verjtärfung des 
Heeres durchzuführen, die man als VBorausjegung eines jchnellen Sieges 
betrachtete, viesjeits des Nheins wurden jtill und gejchäftig Vor: 
bereitungen getroffen, den fampfesluftigen Geaner gerüftet zu empfangen. 
Seit dem Herbit des Jahres 1869 war der Krieg gewiß; die durch 
den franzöftichen X Botichafter Gramont in Wien eingeleiteten Verband: 
lungen über ein franzöfifch-öfterreichtiiches Kriegsbündnig, dem unter 
Bedingungen auch Stalten beizutreten bereit war, famen unter Mit: 
wirkung des öjterreichifchen Erzherzogs Albrecht im März 1870 fomeit, 
daß ES ich für Franfreih nur noch darum handelte, einen gejchieiten 
Borwand zur Kriegserflärung zu finden. löslich, mitten im tiefiten 
at wenige Tage, nachdem der franzöfische Premtermintiter 

Dllivier in der Kammer öffentlich erklärt hatte, daß der Friede nie 
gejicherter gewejen jei, als in diefem Augenblide, ertünte vom jenfeitt- 
gen Nheinufer her das Kriegsgejchrei eines bis zur ‚Fteberhige auf: 
gereaten Volkes. Was war geichehen, um jolche Wandelung hervor: 
zurufen? Marfchall Prim hatte auf der Suche nach einem Könige für 
Spanien, das ji im Bürgerkrieg verzehrte, jeine Augen auf den 
fatholifchen Brinzen Zeopold von Hohenzollern-Stgmaringen gerichtet 
und bei ihm angefragt, ob er geneigt fein würde, einem Nufe der 
Gortes, als der gejeglichen Vertretung des Landes, Folge zu leijten. 
Der Prinz hatte nach furzem Bedenken eine zuftimmende Erflärung ge: 
geben und von derjelben dem Könige Wilhelm als oberjtem Chef des 
Hohenzollernjchen Haufes Mitteilung gemacht. Die Angelegenheit be: 
vrührte nicht im Geringjten die RN Beziehungen Preußens; gelang 
es dem Prinzen nicht, fich in Spanien zu behaupten — nie und nimmer 
wäre Yreußens Sraft dafür eingefegt worden, ihn auf dem fpanischen 
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Throne zu befejtigen. Das wuhte man aud im Cabinet des Kailers; 
Graf Bismard hatte jhon im Frühjahr 1869, als zum erften Male 
die Candivatur des Prinzen Leopold in die politiiche Erwägung trat, 
dem Grafen Benedetti gegenüber feinen Zweifel darüber aelajien, dafı 
Preußen, die vollite Neutralität in der Frage der Ipanifchen Königswahl 
beobadten werde und daß es die Wahl des Hohenzollernichen Prinzen 
für diefen jelbjt als ein Danaergefchenf betradte. Es ijt befannt und 
bedarf hier nicht der Wiederholung im Einzelnen, wie fchnell die Dinge 
nun von Paris aus zur Entjcheidung getrieben wurden. Minijterium 
und Prejje arbeiteten Hand in Hand, die Leidenichaften des Volfes an 
dem Phantom einer Gefährdung der nterejjen und der Ehre Frankreichs 
dur den preußischen Ehrgeiz zu erhigen, der einen preußifchen Prinzen 
auf den Thron Karls V. zu erheben trachte. Statt die Vorwürfe nad 
Madrid zu richten, forderte man Genugthuung von dem Könige von 
Preußen, um ihn entweder zur Kriegserflärung zu zwingen und dann 
die Schuld an der Störung des europäiihen Friedens auf ihn zu 
wälzen, oder ihn durd) Erfüllung der franzöfiichen Forderungen zu 
demüthigen und durch die Demüthigung des NHönigs Preußen eine 
ichwere diplomatische Niederlage zu bereiten. Die Art und Weife, wie 
der Minifter Gramont die Dinge behandelte, war allem diplomati- 
ihen Brauche zumivder. Er jchidte den Botjchafter Benedetti nach Ems, 
um dem Könige, der jeiner Cur oblag, perjönliche Zumuthungen zu 
machen. Als in Folge derjelben die Nachricht von der Abvanfung des 
Prinzen von Hohenzollern in Baris eintraf, juchte man nach einem 
neuen Vorwand, die Demüthigung Preußens over jeine Kriegserflärung 
herbeizuführen. Er jchien gefunden in der Forderung eines Entjchuldi- 
gunasbriefes, den der König von Preußen an den Kaijer richten jollte, 
um darin das franzöfische Volt durch die Verjicherung zu beruhigen, 
daß niemals wieder der König jeine Einwilligung zur Candidatur eines 
preußiichen Brinzen für den jpanifchen Thron geben werde. Der König 
verwies ihn auf den gefchäftlichen Weg, den Frankreich von Haufe aus 
hätte betreten müljen. 

Graf Bismard hatte fi am 8. Juni 1870 nad Varzin be- 
geben und lebte dort jeiner Gejundheit, die durch die vorangegangene 
parlamentariihe Campagne angegriffen war. Auf die eriten Nachrichten 
von dem Sturm, den die Candidatur des Prinzen Zeopold in Paris 
erregt hatte, ließ er in einem Nundfchreiben an die Vertreter des Nord- 
deutihen Bundes erflären, daß die preußiiche Negterung fich bisher 
jeder Einwirfung auf die jpanifche Königswahl und auf deren Annahme 
oder Ablehnung enthalten habe, jich auch ferner derjelben enthalten 
werde, da fie diefe Angelegenheit als eine ausichließlih Spanten und 
demnächit den gewählten TIhroncandidaten perjönlich angehende jeder 
Zeit betrachtet und behandelt habe. Als die Kriegsdrohungen immer 
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lauter an das Ohr des Kanzlers jchlugen, verließ er am 12. Juli fein 
pommerjches Tusculum, um in Ems den König um Berufung des 
Reichstages zu bitten. Die Nachricht von dem Verzicht auf die jpanifche 
Gandidatur gegenüber den franzöfiichen Drohungen veranlafte ihn, die 
Keife nah Ems aufzugeben, und feinen Nüdtritt vom Amt ins Auge 
zu faffen. Er nahm an, daß es ihm nach der Sprache, welche der 
Minijter des Auswärtigen im Angefiht von Europa gegen Preußen 
fih erlaubt habe, unmöglich fein würde, mit dem Botichafter Frank: 
veichs ferner Verfehr zu unterhalten. 

Nach einer Beiprehung mit Noon und Moltfe am 13. gab er 
den Nüdtrittsgedanfen auf und fügte am Abend einer Skizze des Vor: 
ganges in plattveuticher Sprache die Worte hinzu: „Dat walt Gott 
und folt Iien!“ In der Nacht vom 14. zum 15. Juli wurde im 
athe des Kaifers der Krieg beichlojien; am 15. wurde er durch die 
Erklärungen Gramonts im Senat und Olliviers und Gramonts 
im Gejesgebenden Körper unvermeidlich gemacht; am 19. Juli über: 
veichte der franzöfiihe Gejchäftsträger Ye Sourd dem Grafen Bismard 
die amtliche Kriegserflärung. 

Am Tage, da Kammer und Gejetgebender Körper den Anträgen 
der franzöfischen Negterung zuftimmten, fehrte König Wilhelm von Ems 
nach Berlin zurüd, auf der ganzen Neife begleitet von den jtürmifchen 
Huldigungen des deutjchen Volkes, das in dem König von Preußen jich 
felbjt beleidigt fühlte und durch Doppelte Liebe ihn die erfahrene 
Kränfung vergejjen machen wollte. In Berlin erfuhr er, was am 
Morgen in Paris gejchehen. Nun war für ihn fein Zweifel mehr, 
daß Franfreih den Krieg wollte; der deutiche Heerbann mußte auf: 
geboten, der Reichstag des Norddeutichen Bundes berufen werden, um 
die Mittel zur Kriegführung zu bemwilligen. In der Nacht vom 15. 
zum 16. Juli ergingen die nothmwendigen Befehle in alle Theile des 
Norddeutihen Bundes, und gleichzeitig riefen auch die jüddeutjchen 
Souveräne ihre Truppen zu den Fahnen ein, um fie den Verträgen 
von 1866 gemäß unter den Oberbefehl des Norddeutichen Bundesfeld- 
herein zu itellen. 

Am 16. Juli trat der Bundesrath des Norddeutichen Bundes in 
Berlin zu einer Situng zufammen, und in diefer gab Graf Bismard 
folgende Daritellung der politifchen Lage”): 

Die Creigniffe, dur welche Europa im Xaufe der lebten 
vierzehn Tage aus dem Zultande einer jeit Jahren nicht erlebten 
Ruhe zum Ausbruch eines großen Krieges geführt it, haben fich 
jo jeher vor Aller Augen volgogen, daß eine Daritellung ver 
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Genefis der augenblidlihen Lage faum etwas Anderes fein fann, 
als eine Zujammenjtellung befannter Thatjachen. 

Man weiß aus den Mittheilungen, welche der Herr Bräfident 
des jpanijchen Minijterraths am 11. v. M. in der Situng der 
conftituirenden Cortes machte, aus der, durch die Prejje veröffent- 
lichten Gireulardepeiche des jpanischen Herrn Miniiters des Aus- 
mwärtigen vom 7. d. M. und aus einer Erklärung, welche Herr 
Salazar y Mazarredo am 8. d. M. in Madrid druden ließ, daß 
die jpanische Negierung fett Monaten mit Cr. Durchlaucht dem 
Erbprinzen Leopold von Hohenzollern über die Annahme der jpani- 
jehen Krone unterhandeln ließ, daß diefe dem Herrn Salazar über- 
tragenen Unterhandlungen ohne Betheiligung oder Dazwiichenkunft 
irgend einer anderen Negierung unmittelbar mit dem Prinzen und 
dejfen erlauchtem Vater geführt wurden und daß Se. Durchlaucht 
fich endlich entjchloß, die Throncandivdatur anzunehmen. Se. Majejtät 
der König von Preußen, welchem hiervon Anzeige gemacht wurde, 
bat nicht geglaubt, dem von einem großjährigen Füriten nach reif- 
licher Ueberlegung und im Einverftändnig mit dejien Heren Vater 
gefaßten Entichluffe entgegentreten zu follen. 

Dem Auswärtigen Amte des Nordveutichen Bundes, wie der 
Regierung Sr. Majeität des Königs von Preußen waren dieje 
Vorgänge vollitändig fremd geblieben. Sie erfuhren erit durch) 
das am 3.9. M. Abends aus Paris abgegangene Havasiche Tele= 
gramm, daf das jpanische Minifterium bejchloijen habe, dem Prinzen 
die Krone anzubieten. 

Am 4. d. M. erichien der Kaiferlich franzöftiche Geichäfts- 
träger auf dem Auswärtigen Amte. m Auftrage jeiner Regie 
rung gab er der peinlihen Empfindung Ausorud, welche Die von 
dem Marichall Brim bejtätigte Nachricht von der Annahme der 
Candidatur durch den Prinzen in Paris hervorgebracht habe, und 
fragte an, ob Preußen bei der Sache betheiligt jei. Der Herr 
Staatsjecretär erwiderte ihm, daß die Angelegenheit für die preußiiche 
Kegierung nicht eriftire und legtere nicht in der Lage jei, über 
etwaige Verhandlungen des jpanifchen Minifterpräfidenten mit dem 
Prinzen Austunft zu geben. 

An demjelben Tage hatte der Herr Botjchafter des Bundes 
zu Paris mit dem Herın Duc de Gramont eine Unterhaltung 
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über den nämlichen Gegenftand, welcher auch der Herr Minifter 
Dllivier bewohnte. Der Kailerlich Franzöftiche Herr Minifter jpracı 
ebenfalls den peinlichen Eindrud aus, welchen die Nachricht ge- 
macht babe. Man wilje nicht, ob Preußen in die Verhandlung 
eingeweiht jet, die öffentliche Meinung werde es glauben und in 
dem Geheimniß, welches die Verhandlung umgeben habe, ein un 
freundliches Verfahren nicht bloß Spaniens, jondern bejonders 
Preußens erbliden. Das Ereigniß, wenn es fich wirklich vollziebe, 
werde geeignet jein, die Kortdauer des Friedens zu compromittiren. 
Man appellire daher an die Weisheit Sr. Majejtät”) des Königs, 
welche einer jolchen Combination nicht zujtimmen werde. Der 
Herr Minifter hielt es für ein alüdliches Zufammentreffen, daß 
der Herr Botjchafter, welcher Schon acht Tage vorher die Erlaubniß 
nachgejucht und erhalten hatte, Sr. Majeität dem Könige von 
Rreußen in Ems aufzuwarten, den folgenden Tag für jeine Ab- 
reife beitimmt habe, alfo im Stande jei, die Eindrüde, welche in 
Baris berriehten, aus frischer Anjichauung vortragen zu fünnen, 
und erjuchte ihn, ihm etwaige Mitteilungen auf telegraphiichem 
Wege zugeben zu laijen. Der Herr Botjchafter fonnte auf Diele 
Eröffnung nur erwidern, daß ihm von der Angelegenheit gar Nichts 
befannt jet, zugleich übernahm er es, die ihm gemachten Mit: 
theilungen zur Kenntnig ©r. Majeität des Königs zu bringen. Er 
trat am 5. die Neife nach Ems an, welche er unter den obmwaltenden 
Umftänden unterlafjen haben würde, wenn er nicht geglaubt hätte, 
dem ihm fund gegebenen Wunfche nach rafcher Ertheilung von 
Information umd raicher Zurücgabe von Aufklärungen entfprechen 
zu Jollen. 

Am Tage jeiner Abreife bradte Herr Cochery im Corps 
legislatif eine nterpellation über die jpaniiche Frage ein. Schon 
am folgenden Tage, bevor es möglich war, daß der Herr Bot: 
Ichafter irgend eine Nachricht aus Ems hätte nad) Paris ge- 
langen lajjfen fünnen, beantwortete der Herr Duc de Gramont 
dieje „interpellation. Seine Antwort, obgleich fie davon ausging, 
da die Einzelheiten der Verhandlung noch nicht befannt jeien, 
gipfelte in dem Saße, daß die franzöfiiche Negierung nicht glaube, 
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durch die. Achtung vor den Nechten eines Nachbarvoltes verpflichtet 
zu jein, zu dulden, daß „eine fremde Macht“, indem fie einen 
ihrer Prinzen auf den Thron Karls V. jeße, zum Nachtbeile 
Franfreihs das. gegenwärtige Gleichgewicht der Kräfte in Europa 
jtören und das Sinterejje und die Ehre Frankreichs gefährden dürfe. 

Nah einer folhen Erklärung war der Herr Botjchafter nicht 
mehr in ver Lage, Aufklärungen nah Paris gelangen zu lafjen. 
Sein dafiger Vertreter wurde am 9. d. M. von der Sachlage 
in Kenntniß gejeßt, wie jte jchon am 4. dem Herren Gejchäfts- 
träger Frankreichs bier bezeichnet war. Die Angelegenheit, wurde 
ihm gejagt, geht nicht Preußen und Deutichland, jondern nur 
Spanien und dejien Throncandidaten Etwas an. Die Verhand- 
lungen mit dem Lebteren hat der Marichall Brim ohne Bethei- 
ligung Preußens direct führen lafjjen. Se. Majejtät der König 
von Preußen haben aus Achtung für den Willen Spaniens und 
des Vrinzen eine Einwirkung auf dieje Verhandlungen weder üben 
wollen, noch geübt, und daher die Candidatur weder befördert, 
noch vorbereitet. 

Snzwiichen hatte die Kaiferlich Franzöftihe Negterung ihren 
auf Urlaub in Wildbad weilenden Botjchafter bei Sr. Majeftät 
und dem Bunde beauftragt, fih nach Ems zu begeben. Herr 
Graf Benedetti wurde am 9. Juli von Sr. Majeität wohlwollend 
empfangen, objhon der Aufenthalt des Königs im Bade und die 
Abwesenheit aller Minifter geichäftlihe Anforderungen an Se. Maje- 
jtät auszujhhließen jchienen. 

Die Mittheilungen des Botichafters jtimmten mit den Cröff: 
nungen überein, welche der Herr Duc de Gramont dem Herrn 
Fehr. v. Werther gemacht hatte; er appellirtte an die Weisheit 
Sr. Majeftät, um dur ein an den Prinzen zu richtendes Verbot 
das Wort zu jprechen, welches Europa die Nuhe wiedergebe. Cs 
wurde ihm erwidert, daß die Unruhe, von welcher Europa erfüllt 
jei, nicht von einer Handlung Preußens, jondern von den Er: 
Härungen der Kaiferlihen Regierung im Corps legislatif herrübre. 
Die Stellung, welhe Se. Majejtät der König als Kamilienhaupt 
zu der Frage eingenommen, wurde”) als eine außerhalb der Staats- 
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geichäfte liegende bezeichnet und eine jede Einwirfung auf den 
Füriten und den Prinzen von Hohenzollern als ein Eingriff in 
deren berechtigte freie Selbitbeitimmung abgelehnt. 

Sp war es denn auch ein Act freier Selbitbeitimmung, daß 
der Rrinz am 12. d M. im Gefühle der VBerantwortlichkeit, 
welche er der eingetretenen Sakhjlage gegenüber durch die Aufrecht- 
haltung feiner Candivatur übernommen haben würde, diejer Can 
didatur entjagte und der panifchen Nation die Freiheit ihrer 
Spnitiative zurüdgab. Die preußifche Regierung erhielt die erjte 
Nachricht von diefem Schritte aus Paris. Der dortige jpaniiche 
Gejandte überbrachte nämlich das Telegramm des Fürjten dem 
Herrn Duc de Gramont in dem Nugenblid, als Yeßterer den 
Herrn Arhrn. v. Werther empfing. 

Der Botichafter hatte am 11. d». WM. Ems verlaijen und war 
am 12. wieder in Paris eingetroffen. zn einer Unterredung, 
welche er an demjelben Tage mit dem Herin Duc de Gramont 
hatte, erklärte Yeßterer die eingegangene Entjaqung als Nebenjache, 
da ‚sranfreich die Thronbeitetgung des Prinzen doch niemals zugelajjen 
haben würde. Sn den Vordergrund stellte er die Verlegung, welche 
‚stankreich dadurc zugefügt jei, daß Se. Majeität der König von 
Preußen dem Brinzen die Annahme der Gandidatur erlaubt habe, 
ohne Sich vorher mit Frankreich zu benehmen. Er bezeichnete als 
ein befriedigendes Mittel zur Ausgleihung Ddiejer Verlegung ein 
Schreiben Sr. Majeität des Königs an Se. Majeltät den Kaifer 
der ‚sranzofen, in welchem ausgejprochen werde, daß Se. Majeität 
der König bei Ertheilung jener Erlaubniß nicht babe glauben 
fünnen, dadurcd) der Würde und dem sntereije Frantreichs zu nahe 
zu treten und fi der Entjagung des Prinzen anjchließe. 

Am Tage darauf ftellte Herr Graf Benedetti, als er ©r. 
Majeität dem Könige in Ems begegnete, an Allerhöchitdiejelben 
das Anfinnen, daß Sie die Verzichtleiftung des Vrinzen approbiren 
und die Verlicherung ertbeilen jollten, daß auch in Zukunft dieje 
Gandidatur nicht wieder aufgenommen werden winde. Herr Graf 
Benedetti it hierauf von Sr. Majeität nicht weiter empfangen 
worden. Dem Botjchafter des Norddeutichen Bundes gegenüber 
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eines entjchuldigenden Schreibens Sr. Majeität des Königs an den 
Kaifer Napoleon hinzugefügt. 

Es ijt der vorjtehenden Schilderung der Thatlahen nur eine 
Bemerkung hinzuzufügen. Als Se. Majejtät der König von Preußen 
von den zwijchen der jpanischen Regierung und dem Prinzen ae: 
führten Verhandlungen außeramtlich Kenntniß erhielten, aeichab 
dies unter der ausprüclichen Bedingung der Geheimhaltung. un 
Betreff eines fremden Gebeimnifjes, welches weder Preußen noch 
den Bund berührte, konnten Se. Majeität feinen Anftand nehmen, 
die Geheimhaltung zuzujagen. Allerhöchitviejelben haben daher Jhre 
Regierung von der Angelegenheit, welche für Sie nur eine 
Familienjahe war, nicht in Kenntni aejeßt, und hatten das 
Denehmen mit anderen Regierungen, joweit jolches erforderlich 
jein fonnte, von der jpanifchen Negierung oder deren Thron: 
candivaten erwartet und denjelben überlajjen. Das Verhältnih, 
in welchem die jpanifche Regierung zu der benachbarten franzd- 
jtichen steht, und die perfönlichen Beziehungen, welche zwiichen dem 


Fürftlich hobenzollernichen Haufe und Sr. Majeität dem Kailer der 


Sstanzojen jeit langer Zeit obwalten, eröffneten einem unmittels 
baren Benehmen der wirklich Betheiligten mit Franfreich den ein: 
fachiten eo. 

Die”) hohen verbündeten Negierungen werden ermejjen, wie 
wenig unter diejen Umständen das Bundespräfivium darauf gefaßt 
jein fonnte, zu erfahren, daß die franzöfische Negierung, deren 
Snterefje an der Ipanischen Frage ihm auf die Verhütung einer 
republicaniichen oder orleaniftischen Entwidelung fi zu begrenzen 
Ihien, in der Annahme der Throncandivatur durch den Prinzen 
von Hohenzollern eine ihr zugefügte Kränfung erblide. Wäre es 
dem franzöfiichen Cabinet lediglich darum zu thun gewejen, zum 
Zwede der Bejeitigung diejer Kandidatur die guten Dienite Preußens 
in Anjpruch zu nehmen, jo hätte fich demjelben hierfür in einem 
vertraulichen Benehmen mit der preußiichen Negterung der ein= 
.Tahite und geeignetite Weg dargeboten. Der Snhalt der vom 
Herin Duc de Gramont im Corps legislatif aebaltenen Nede 
jehnitt dagegen jede Möglichkeit jolcher vertraulicher Erörterung 
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ab. Die Aufnahme, welche dieje Nede in der genannten Ver- 
jammlung fand, die von der franzöftichen Negterung jeitdem ein- 
genommene Haltung, die von ihr geitellten unannehmbaren Zu: 
mutbungen fonnten dem Bundespräftvium feinen Zweifel mehr 
darüber lafjen, daß die franzöftiche Regierung es von vornherein 
darauf abgejehen hatte, entweder jeine Demüthigung over ven Krieg 
herbeizuführen. Der eriteren Alternative jich zu fügen war uns 
möglid. Die Yeiden, welde mit dem Ausbruch eines Krieges 
zwischen Deutichland und Frankreich im Centrum der europätjchen 
Civilifation unausbleiblih verbunden find, machen den gegen 
Deutichland geübten Zwang zum Kriege zu einer jchweren Ber: 
jündigung an den nterefien der Menjchheit. Die öffentliche Meinung 
Deutjchlands hat dies empfunden. Die Erregung des deutichen 
Kationalgefühls gibt davon Zeugnig. Es bleibt feine Wahl mehr 
als der Krieg oder die der franzöfiichen Regierung obliegende 
Birafchaft gegen Wiederkehr ähnlicher Bedrohungen des Friedens 
und der Wohlfahrt Europas. 

Sm Anjchluffe an diefe Darlegung gab der Bevollmächtigte zum 
Bundesrathe Frhr. v. Friejen folgende Erklärung ab: 

Im Namen der Königlich fächfischen Regierung, welche, wie ich 
annehmen darf, hierin mit allen übrigen Hohen Bundestegie- 
rungen im vollen Einflange fich befindet, jpreche ich das Ein- 
veritändnif mit allen bisherigen Schritten des Bundespräftdiums 
und mit der von Preußen fundgegebenen Auffafjung der Sad): 
lage aus. Frankreich will den Krieg. Möge derjelbe denn mög: 
(ichit Fchnell und Ffräftig geführt werden! 

Die Bevollmächtigten der übrigen Bundesregierungen traten Jämmt: 
[ih der Erklärung des Königlich fächfiichen Bevollmächtigten bet. 


Drei Tage jpäter, Dienjtag den 19. Juli, eröffnete der König, 
dem an der Schwelle des Greifenalters noch einmal bejtimmt war, das 
Schwert gegen einen Feind zu ziehen, dem er in den Ruhmestagen 
des Befreiungsfrieges als Jüngling gegenübergejtanden hatte, den Neichs- 
tag des Norddeutihen Bundes mit folgender Rede”): 
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Geehrte Herren vom Neichstage des Norddeutihen Bundes! 

Als Jh Sie bei Fhrem legten Zufammentreten an vieler 
Stelle im Namen der verbündeten Regierungen willtommen hieß, 
durfte Jh es mit freudigem Danke bezeugen, dab Meinem auf: 
richtigen Streben, den Wünjchen der Voller und den Bedürfniffen 
der Civilifation durch Verhütung jeder Störung des Friedens zu 
entiprechen, der Erfolg unter Gottes Beiftand nicht gefehlt habe. 

Wenn nichtsdeftoweniger Kriegsprohung und Kriegsgefahr den 
verbündeten Regierungen die Pflicht auferlegt haben, Sie zu einer 
außerorvdentlihen Sejlton zu berufen, jo wird in hnen wie in 
uns die Meberzeugung lebendig jein, daß der Norddeutiche Bund 
die deutiche Volksfraft nicht zur Gefährdung, jondern zu einer 
ftarfen Stüße des allgemeinen Friedens auszubilden bemüht war 


und daß, wenn wir gegenwärtig diejfe Wolksfraft zum Schuße 


unjerer Unabhängigkeit aufrufen, wir nur dem Gebote der Ehre 
und der Pflicht gehorchen. 

Die jpanifche Throncandivatur eines deutichen Prinzen, deren 
Aufitellung und Beleitigung die verbündeten Negierungen gleich 
fern jtanden und die für den Norddeutichen Bund nur injofern 
von ntereife war, als die Regierung jener uns befreundeten 
Nation daran die Hoffnung zu fnüpfen jchien, einem vielgeprüften 
Lande*) die Bürgjchaften einer geordneten umd friedliebenden 
Regierung zu gewinnen, hat dem Gouvernement des Katjers der 
Franzojen den Vorwand geboten, in einer dem diplomatischen Ver: 
fehre jeit langer Zeit unbekannten Weije den Kriegsfall zu jtellen 
und denjelben auch nach Bejeitigung des Worwandes mit jener 
Geringibätung des Anvechts der Völker auf die Segnungen des 
Friedens feitzuhalten, von welcher die Gejhichte früherer Beherricher 
Frankreichs analoge Beijpiele bietet. 

Hat Deutjchland derartige Vergewaltigungen jeines Rechts und 
jeiner Ehre in früheren Jahrhunderten jehweigend ertragen, jo ertrug 
es fie nur, weil es in feiner Zerrifjenheit nicht wußte, wie jtarf 
es war. Heute, wo das Band geiftiger und rechtlicher Einigung, 
welches die Befreiungsfriege zu Fnüpfen begannen, die deutjchen 
Stämme je länger, defto inniger verbindet, heute, wo Deutjchlands 
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Küftung dem Feinde feine Deffnung mehr bietet, trägt Deutjch- 
land in Sich jelbit den Willen und die Kraft der Abwehr erneuter 
franzöfticher Gewaltthat. 

Es ijt feine Weberhebung, welche Mür diefe Worte in den 
Mund legt. Die verbündeten Negierungen, wie Sch jelbjt, Wir 
handeln in dem vollen Bewußtjein, daß Sieg und Niederlage in 
der Hand des Lenfers der Schlachten ruhen. Wir haben mit 
Elarem Blicke die Verantwortlichteit ermeijen, welche vor den Ges 
richten Gottes und der Menjchen Den trifft, der zwei große und 
friedliebende Völker im Herzen Europas zu verheerenden Kriegen 
treibt. 

Das deutjche wie das franzöftiche Bolf, Beide die Segnungen 
hriftlicher Gelittung und fteigenden Wohlitandes gleihmäßig ge= 
nießend und begehrend, find zu einem”) beilfameren Wettkampf 
berufen, als zu dem blutigen der Waffen. 

Doch die Machthaber Franfreihs haben es veritanden, das 
wohlberechtigte, aber reizbare Selbitgefühl unjeres großen Nachbar- 
volfes durch berechnete Mißleitung Für perfönliche Interefien und 
Leivenjchaften auszubeuten. 

‘e mehr die verbümndeten Negierungen jich bewußt find, Alles, 
was Ehre und Würde geftatten, gethan zu haben, um Europa die 
Segnungen des Friedens zu bewahren, und je unzweiveutiger e$ 
vor Aller Augen liegt, daß man uns das Schwert in die Hand 
gezwungen hat, mit um jo größerer Zuverficht wenden Wir Uns, 
geftügt auf den eimmüthigen Willen ver deutjchen Regierungen 
des Südens wie des Nordens, an die Vaterlandsliebe und Opfer: 
freudigfeit des deutschen Volkes mit dem Aufrufe zur VBertheidigung 
jeiner Ehre und jeiner Unabhängigkeit. 

Wir werden nach dem Beijpiele unjerer Väter für unfere 
Freiheit und für unjer Recht gegen die Gewaltthat fremder Er- 
oberer fämpfen, und in diefem Kampfe, in dem wir fein anderes 
Ziel verfolgen, als den Frieden Europas dauernd zu Jichern, wird 
Gott mit uns fein, wie er mit unjeren Vätern war. 

Tach DVerlefung der Nede verkündete Bundeskanzler. Graf Bis- 
mard die Eröffnung des Neichstags mit den Worten: 


#) ©, 2b. 


Thronrede bei Gröffnung des Reichstags. Mittheilungen im Reichstag. A11 


syn. Namen der verbündeten Negierungen erkläre ich auf 19.7. 1870. 
Allerhöchiten Präftvialbefehl den Neichstag des Nordveutichen Bun- 
des für eröffnet. 


Sn der 


1. Sißuna des Reichstags des Morddentichen Bundes 
Dienftag 19. Juli 1870, 

unmittelbar nad) ihrer Eröffnung durch den Präfidenten Dr. Simjon 

(Nachmittags 2 Uhr 15 Minuten) nahm Graf Bismard das Wort 

zu folgender Mitthetlung *): 

Sch theile dem hohen Haufe mit, daß mir der franzöfijche 
Gejchäftsträger heute die Kriegserflärung Frankreichs überreicht hat. 
(Stürmifches, nicht enden wollendes Bravo und Hochrufen und Hände: 

flatjchen von allen Seiten des Haujes und auf den Tribünen.) 

- Nach den Worten, die Se. Majeltät der König joeben an den 
Neihstag gerichtet hat, Füge ich der Mittheilung diefer Thatjache 
Nichts weiter hinzu! 

(Begeiitertes Bravo! auf allen Seiten.) 


2. Hißung des Reichstags des Morddentlchen Bundes 
i Mittwoch 20. Juli 1870. 


Der Neihstag genehmigte in feiner zweiten Sisung am 20. Juli 20. 7. 1870. 
ohne Discuffion den Erlaß einer Adrejje an den König. Der Präft- 
dent war eben im Begriff die Situng zu jchließen, als Graf Bismard 
eintrat und zu einer Mittheilung an den Neichstag fih das Wort 
erbat”*): 
Meine Herren, ich bitte um Berzeihbung, daß Ich im Drange 
der Gejchäfte zu jpät gefommen bin. „5 hatte mir vorgenommen, 
dem Keichstage die Sammlung der Actenjtüde heut vorzulegen, 
welche fich über die Entwidelung des vorliegenden Nriegsfalles 
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in den Händen der Negierung befinden; fie find mir noch nicht 
zur Hand, ich erwarte jte jedoch im Augenblid. 

‘sc habe einjtweilen nur zu erflären, daß fich wohl jelten ein 
jo wichtiges europätiches Ereigniß vollzogen und zwischen den ver- 
jchiedenen Höfen vorbereitet hat, wo die Zahl der Aectenjtüde, in 
denen der Gefchichtsforjcher vereint die Urjache desjelben juchen 
wird, jo farg bemefjen wäre, wie bier. 

(Hört! Hört!) 

Wir haben nämlich von der Kaiferlich franzöftiichen Negierung 
in der ganzen Angelegenheit nur eine einzige amtliche Mittheilung 
erhalten: es it dies die geltrige Kriegserklärung! 

(Hört! Hört!) 

Es it dies die erjte und einzige amtliche Eröffnung, welche 
jeit der Anfrage des franzöfiichen Gejchäftsträgers — ich glaube 
am 5. oder 4.) —, was wir von der Sadhe wühten, und unferer 
Antwort, daß wir Nichts davon wühten, überhaupt unjeres Wiffens 
von Seiten der franzöftschen Negierung ausgegangen, jedenfalls an 
uns mitgetheilt ift. Alle Beiprechbungen, die der Graf Benedetti, mag 
er feine Eigenschaft als franzöfifcher Botjchafter dabei geltend ge= 
macht haben oder nicht, die er an einem Bapdeorte unter vier 
Augen mit Sr. Majeität, meinem Allergnädigiten Herrn, gehabt 
hat, jind, wie jedem Kenner internationaler Verhandlungen ohne 
Verficherung geläufig jein wird, Gefpräche perjönlicher und pris 
vater Natur, die für internationale Verhältnifjfe Teine amtliche 
Bedeutung haben. 

(Sehr richtig!) 

Auch alle perjönlichen Erklärungen, die man von Sr. Maje- 
ftät dem Könige dort im Wege anjcheinend wohlwollender Privat: 
converjation”) zu erlangen verjucht hat und die”) vielleicht, wenn 
Se. Majeftät nicht die eigene Feltigfeit des Charakters au auf 
die Haltung im Privatleben übertrügen, hätten erreicht werden 
fönnen, würden doch niemals jtaatliche Acte gewefen jein, jondern 
perfönliche Neußerungen, jo lange fie der Monarch nicht in diejer 
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feiner ftaatsrechtlichen Eigenjchaft anderweitig befräftigt und da- 
durch feinen Willen befundet hätte, fie zu Staatsacten zu machen. 

Nachdem ich dies über die franzöfische Kriegserklärung voraus- 
geichiett habe, erlaube ich mir einen fleinen Blid auf die anderen 
Hetenftücde zu werfen, die hauptjächlic in Mittheilungen des Aus- 
wärtigen Aıntes des Bundes bejtehen, die ergangen find, nachdem 
die Sache jehon nicht mehr gut zu machen war, um den anderen 
Regierungen darzulegen, wie die Dinge fich entwicelt hatten. in 
der Drdnung, wie fie hier aufgeführt find, werden jte nicht aanz 
bleiben fönnen, und ich bitte den Herren Bräfiventen, zu geitatten, 
daß ich wegen der Nedaction der Drucdjachen mich nachher mit 
den Herren vom Bureau benehmen darf). 

Es enthalten diefe Mittherlungen das befannte Zeitungstele- 
gramm ?), welches dem franzöfiihen Minifterium als jchließlich 
einzige Urjahe des Krieges übrig geblieben ift und auch nur da= 
duch zu dem Zwede benußt werden fonnte, daß man es als eine 
Note bezeichnet bat, 

(Hört! Hört!) 
die von Seiten der Königlichen Regierung an andere Regierungen 
erlaffen ift. Sch will mich auf die Definition von Noten nicht 
einlafjen, aber die Mittheilung eines Zeitungstelegramms, die dazu 
beftimmt war, unjere Vertreter bei den deutjchen umd den anderen 
Regierungen, die wir uns befreundet hielten, darüber zu orientiven, 
wie die Entwidelung der Sahe augenblicklich liegt und wie unfere 
Stimmung eine fejtere jei, als auf anderer Seite vielleicht geglaubt 
wurde, nachdem wir an den Grenzen, die uns die nationale Ehre 
zieht, angefommen zu fein glaubten — eine jolde Zeitungsmit- 
theilung hat das franzöfifche Minifterium öffentlich als Note quali- 
fieitt. Die Herren haben fich wohl gehütet, dem Drängen der 
wenigen bejonnenen Oppofitionsmitglieder in Paris nadzugeben 
und diejes Netenftück vorzulegen; 

(Hört! Hört!) 


‚denn das ganze Gebäude, die ganze Unterlage der Kriegserklärung 


wäre in Nichts verflogen, jobald die Volfsvertretung diejes angeb- 


1) Die jämmtlichen Actenftüce find in dem Anhange S. 417 ff. mitgetheilt. 
2) Anhang Nr. V. 
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liche Aectenftücd gekannt hätte und namentlich jeine Form — e8 
war fein Aetenjtüc, es war ein benachrichtigendes Telegramm ! 

Sm Mr. II und III find zwei bereits durch die Zeitungen be= 
fannte authentiiche Daritellungen der im Grunde nicht jtaatlichen, 
aber doch für die Genefis der Situation im hohen Grade wichtigen 
Vorgänge in Ems, die den Herren bereits aus den Zeitungen be- 
fannt find, denen aber doch ein größeres Anjehen dadurch verliehen 
wird, daß fie, wie fie es ihrem Urfprunge nach verdienen, unter 
die amtlichen Aetenjtüce aufgenommen werden. 

Dann viertens ein Bericht des Frhrn. v. Werther aus Paris 
vom 12. Juli. Dies ift ein Nctenftüc, welches zwiichen preußi- 
jchen Behörden, aber immer noch fein jolches, das zwiichen Franf- 
veich und Vreußen gewechjelt it. Diefer Bericht des Nordvdeutihen 
Botjchafters erzählte und theilte mit den nhalt einer Unterredung, 
welche er mit dem franzöftichen Minifter der Auswärtigen Ans 
gelegenheiten und gleichzeitig mit dem Juftizminifter Herrn Ollivier 
gehabt hatte. Der Bericht gab uns Nachricht von den befannten 
unannehmbaren Korderungen eines Entichuldigungsbriefes, ven 
Se. Majeftät zu jchreiben habe, und gab dejjen nhalt an. 

(Hört! Hört! Heiterkeit!) 

Sch habe dem Botjchafter darüber feine weitere amtliche Ant- 
wort ertheilt als diejenige: ich wäre überzeugt, daß er die münd- 
lichen Eröffnungen des franzöfiichen Minifters mißveritanden hätte; 
Eröffnumgen diefer Art Schienen mir abjolut unmöglich, 

(Sehr aut!) 
und”) jedenfalls weigerte ich mich, in meiner Eigenfchaft als ver- 
antwortlicher Minifter diefen Bericht Sr. Majeftät zur amtlichen 
Verhandlung vorzulegen. 
(Bravo! Sehr gut!) 

Wenn die franzöfiiche Negterung uns Müttheilungen der Art 
zu machen habe, jo möge jte fie jelbjt vedigiren und uns durd) 
den Botjchafter Frankreichs bier in Berlin überreichen. 

(Sehr gut!) 
sünftens !) ein Gircular vom 18. Juli zur Müttheilung der 
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vorjtehenden vier Schriftitücte an die deutichen und andere Negie: 
tungen. Sechjtens !) — und das ift nur das einzige Aetenftück 
von der Art, wie ihrer bei Entwidelung ähnlicher Krifen ehr viele 
zur öffentlichen Kenntniß zu kommen pflegen — der Wermittelungs- 
verjuch einer befreundeten Negierung, der Königlich arofbritanni- 
jhen, nämlich ein Schreiben des englifchen Botjchafters Lord 
. Augustus Loftus vom 17. Juli in englischer un und fieben- 
tens ?) Ueberjegung des Norftehenden. 

Achtens Erwiderung des Bıundesfanzlers darauf. 

Da diejes Aetenftück dem hohen Haufe noch nicht befannt it, 
jo will ich mir erlauben, es vorzulefen, und die Herren werden 
auch daraus jich Überzeugen, daß das Auswärtige Amt des Nord- 
deutichen Bundes die Richtungslinie der Mäbigung und friedfertigen 
Nuhe auch in diefem legten Moment nicht aufgegeben bat. (Die 
engliichen Agenten jehreiben uns englifch, und wir antworten ihnen 
deutich): 

Berlin, den 18. Juli 1870. 

Ew. Ercellenz gefälliges Schreiben vom 17.0. M., worin 
der Gedanke, daß Preußen und frankreich die quten Dienjte 
einer befreundeten Macht zur Erhaltung des Friedens nach- 
juchen mögen und zugleich die Bereitwilligfeit des Königlic) 
großbritanniichen Gouvernements zu den etwa gewünschten 

vermittelnden Schritten ausgeiprochen wird, habe ich mid) 

beeilt, zur Kenntniß Sr. Majeftät des Königs zu bringen. 

Se. Majeltät hat mir befohlen, Ew. Ercellenz zu erklären, 

wie dankbar Er das freumdjchaftlihe und humane Beitreben 

anerfenne, von zwei Nationen die Calamität eines, für die 

Wohlfahrt von ganz Europa verderblichen Krieges abzumen- 

den, und wie Seine, Niemandem beijer, als dem Gouvernes 

ment Ihrer Majeität der Königin von Großbritannien be- 
fannte aufrichtige Friedensliebe Jhn immer geneigt mache, 

Sich feiner Werhandlung zu entziehen, welche auf einer, für 

die Ehre und das Nationalbewußtjein Deutichlands annehm: 

baren Bafis den Frieden zu fichern den Zwed hätte. Die 
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20. 7. 1870. Möglichkeit zur Anfnüpfung jolcher Verhandlung würde aber 
nur Durch vorgängige Feititellung der Bereitwilligkeit Frant- 
veichs gewonnen werden fönnen. 

(Es it ums äußerlich befannt, das Frankreich den gleichen 
Schritt ablehnend beantwortet hat; von Seiten der Königlich groß- 
britanniichen Regierung it uns darüber Mittheilung gemacht.) 

Frankreich hat die nitiative zum Kriege ergriffen und 
an Dderjelben feitgehalten, nachdem die erjte Complication 
auch nach Englands Meinung materiell befeitigt war. Eine 
von unjerer Seite jeßt zu ergreifende nittative zu VBerhand- 
lungen würde von dem nationalen Gefühle der Deutichen, 
nachdem vafjelbe durch Frankreichs Drohungen tief verlegt 
ud aufgeregt WOTDen, mißverftanden werden. 

(Bravo! Sehr richtig!) 

Unjere Stärke liegt in dem nationalen, dem Nechts= 

2 und Chrgefühl der Nation, 

(Bravo!) 
während die Franzöfiiche Negterung bewiejen hat, daß fie diefer 
Stüße im eigenen Lande nicht in gleihem Maße bedarf. 
(Sehr aut!) 

Indem”) ich mich hiermit der Befehle Sr. Majejtät ent= 
ledige und Ew. Greellenz bitte, die Auffafjung Allerhöchit- 
defjelben zur Kenntniß der Negierung Jhrer Majejtät der 
Königin zu bringen, benuße ich diefe Gelegenheit, um Ew. 
Greellenz die Berficherung meiner ausgezeichnetiten KHoch- 
achtung zu erneuern. ge. v. Bismard. 
Sr. Ereellenz Lord Auguftus YLoftus 2c. 2c. 

(Bravo!) 
Dann kommt der franzöfifche Tert der Kriegserflärung, die 
ja im Druct Schon befannt ift, in deuticher Meberfegung, aber hier 
im franzöfiihen Driginal in den Aeten des Reichstags abgedrudt 
werden wird !), und das Circular an die Gejandten des Nordveut- 
ichen Bundes ?) zur Mittheilung an die Gejandten über die Urjachen, 
wie der Krieg entjtanden fei, und über unfer Verhalten dazu. Cs 
+), ©. 108: 
Anhang Wr. IXa und IXb. 
Anhang Nr. X. 
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bejteht diejes Eireular aus einem neueren, in der That das Haupt- 
ftücf jegt bildenden, und einem etwa zwei Tage älteren, was bei 
der jchnellen Entwidelung aber bereits veraltet war und nur*) 
noch nachträglid und hiltoriich mitgetheilt wurde, weil es auf der 
Grundlage beruhte, daß die NKriegserflärung”*) noch nicht uns 
behändigt worden war. Der Herr PBräfivent wird mir vielleicht 
gejtatten, gleich nach der Sikung die nöthigen Beipredhungen über 
diefe Nedaction und Somderung der, wie ich mich entjchuldigen 
muß, noch etwas ungeordneten Sachen zu halten. Die Herren 
werden es natürlich finden, daß in diejen Zeiten die Arbeiten Taa 
und Nacht jo gehen, daß die Beamten faum im Stande find, den- 
jelben ohne Erichöpfung zu folgen. 
(Xebhaftes Bravo!) 


Anbang. 
Hectenjtiike zur Vorgefhichte des dentjch-franzöfiichen Krieges. 


Wie der Bundeskanzler in der zweiten Sitzung des Neichstags 
angefündigt hatte, ließ er eine Sammlung der auf den Ausbruch des 
Krieges bezüglichen Aetenjtüde noch unter demjelben Tage dem Prä- 
fiventen des Reichstags zur Mittheilung an die Mitglieder dejjelben 
mit folgendem Schreiben zugehen*"®): 

Berlin, den 20. Juli 1870. 

Ew. Hodhwohlgeboren beehre ich mich, in der Anlage eine 
Sammlung der wenigen Aectenftüde tr. IX) ergebenit zugeben 
zu (afjen, welche der diplomatische Verkehr des Auswärtigen Amts 
mit den fremden Regierungen in dem jchwebenden deutjch-franzöft- 
jchen Streite ergeben bat. 

Zur Einleitung diefer Mittheilungen nehme id) auf das in 
dem geftrigen Schreiben mitgetheilte Protokoll der 26. Situng der 
diesjährigen Seffion des Bundesraths des Nordveutjchen Bundes 
ergebenft Bezug. 

Der Kanzler des Nordveutichen Bundes. 
v. Bismard. 
2518.: mir. 
>15:710b: 
++) SB, Anl. Nr. 11 ©. 6b. 
Bismard3 politiihe Reden. IV. 97 
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Die Anlage bejtand aus folgenden Stüden: 
T: 


Vrotofoll der 26. Situng des Bundesraths des Norddeutichen 
Bundes, val. oben ©. 402—408. 


I. 


Der Graf Benedetti beantragte am 9. d. M. in Ems eine 
Audienz beim Könige, die ihm fofort bewilligt ward. in derfelben 
verlangte er, der König jolle dem Erbprinzen von Hohenzollern den 
Befehl ertheilen, jeine Annahme der Ipanifchen Krone zurüdzunehmen. 
Der König entgegnete, daß, da er in der ganzen Angelegenheit nur 
als Familienhaupt und niemals. als König von Preußen begrüßt worden 
jet und daher feinen Befehl zur Annahme der Throncandidatur ertheilt 
habe, er ebenjowenig einen Befehl zur Zurüdnahme ertheilen fünne. 
Am 11. erbat und erhielt der franzöfiiche Botfchafter eine zweite 
Audienz, in welcher er eine Prejition auf den König auszuüben ver- 
juchte, damit derfelbe in den Prinzen dringe, der Krone zu entjagen. 
Der König erwiderte, der Prinz fer vollfommen frei in jeinen Ent- 
ihlüffen; übrigens wifje er jelbjt nicht einmal, wo der Prinz, der eine 
Alpenreife machen wolle, ji in diefem Augenblid befinde. Auf der 
Brunnenpromenade am 13. Morgens gab der König dem Botfchafter 
ein ihm jelbjt joeben zugeitelltes Ertrablatt der Kölner Zeitung mit 
einem Vrivattelegramm aus Stgmaringen über den Verzicht des Prinzen, 
mit der Bemerkung, daß er jelbit, der König, noch fein Schreiben aus 
Sigmaringen erhalten habe, ein jolches aber wohl heut erwarten fünne. 
Graf Benedetti erwähnte, daß er jchon geitern Abend die Nachricht 
vom Berzicht aus Barıs erhalten habe, und als der König hiermit die 
Sache als erledigt anfah, verlangte der Botjchafter nunmehr ganz un- 
erwartet vom Könige, er jolle die bejtimmte DVerfiherung ausfprechen, 
daß er niemals wieder feine Einwilligung arben werde, wenn die 
qu. Kroncandidatur etwa wieder aufleben fjolle. Der König lehnte eine 
jolde Zumuthung bejtimmt ab und blieb bei diefem Ausfprudh, als 
Sraf Benedetti wiederholt und immer dringender auf feinen Antrag 
zurüdfam. Demungeachtet verlangte Graf Benedetti nad einigen 
Stunden eine dritte Audienz. Auf Befragen, welcher Gegenjtand 
zu bejprechen jet, ließ er erwivdern, daß er den am Wiorgen bejprochenen 
zu wiederholen verlange. Der König wies aus diefem Grunde eine 
neue Audienz zurüd, da er feine andere Antwort alö die gegebene 
habe; übrigens auch von nun an alle Verhandlungen durch die Mint: 
jterien zu gehen hätten. Den Wunfch des Grafen Benedetti, fi 
beim Könige bet jeiner Abreife zu verabjchteden, gewährte derjelbe, indem 
er ihn bei einer Fahrt nach Goblenz auf dem Bahnhof am 14. im 
Vorübergehen begrüßte. Hiernach hat alfo der Botichafter drei Au- 
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dienzen beim Könige gehabt, die jtets den Charakter von PBrivatae- 
Iprächen trugen, da Graf Benedetti niemals als Beauftragter oder 
Unterhändler fich aerirte. 


IM. 


Se. Majejtät der König, in Folge einer Unterredung mit dem 
Grafen Benedetti am 13. Juli früh auf der PBrunnenpromenade, 
hatte die Gnade, mich gegen 2 Uhr Nachmittag mit folgendem Auftrag 
zu dem Grafen zu jchiden: 

Se. Majejtät hätte vor einer Stunde, durch chriftliche Mittheilung 
des Fürjten Hohenzollern aus Sigmaringen, die vollfommene Beftätigung 
dejjen erhalten, was ihm der Graf Morgens in Betreff der Verzicht: 
leiitung des Prinzen Leopold auf die jpanishe Throncandidatur als 
direct aus Paris erfahren, mitgetheilt hätte. Se. Majejtät jähe hier- 
mit diefe Angelegenheit als abgemadt an. 

Graf Benedetti, nachdem ich ihm diefen Auftrag ausgerichtet, 
äußerte, er hätte jeit jeiner Unterredung mit dem Könige eine neue 
Depejche des Herrn v. Gramont erhalten, in der er beauftragt würde, 
fih eine Audienz von Sr. Majeftät zu erbitten und nochmals Sr. 
Majejtät den Wunjch des franzöfiichen Gouvernements nahe zu legen: 

1. Die PVerzichtleiftung des Prinzen zu Hohenzollern zu appro- 
biren, und 
2. die Berficherung zu ertheilen, daß auch in Zukunft diefe Gandi: 
datur nicht wieder aufgenommen werden würde. 
Hierauf lieg Se. Majejtät dem Grafen durch mich erwidern, daß Se. 
Majejtät die Verzichtleiftung des Vrinzen Leopold in demjelben Sinne 
und in demjelben Umfange approbirten, in dem Se. Majejtät dies vor- 
her mit der Annahme diefer Candivatur gethan hätten. Die jchrift: 
ide Mittheilung der Verzichtleiftung hätte Se. Majeität von dem 
Fürften Anton zu Hohenzollern erhalten, Höchjtwelcher hierzu vom 
Prinzen Leopold autorifirt worden ei. in Betreff des zweiten 
Punktes, der DVerficherung für die Zukunft, fnne Sih Se. Majeität 
nur auf das berufen, was Allerhöchitverjelbe dem Grafen des Morgens 
jelbjt erwidert hätten. 

Graf Benedetti nahm diefe Rüdäußerung Cr. Majejtät dankbar 
entgegen und äußerte, er würde diefelbe, wie er hierzu autorifirt jet, 
jeinem Gouvernement zurüdmelden. 

Sn Betreff des zweiten Punktes müjje er aber, weil er durd) die 
legte Depejche des Herin v. Gramont die ausdrüdliche Anwetjung 
hierzu hätte, jeine Bitte um eine nochmalige Unterredung mit Sr. 
Majeftät aufrecht erhalten, und wäre es auch nur, um diejelben Worte 
Sr. Majeftät wieder zu vernehmen, um fo mehr, als jich in diejer 
legten Depefche neue Argumente vorfänden, die er Cr. Majejtät unter: 
breiten möchte. 


c 


N 


t 


0. 7. 1870. 
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Hierauf lieg Se. Majeftät dem Grafen Benedetti durd) mid 
zum dritten Male nah Tiih, etwa um 1,6 Uhr erwivern, Se. Ma: 
jeität müfje es entjchieden ablehnen, in Betreff diejes legten Punktes 
(bindende Verfiherungen für die Zukunft) jtch in weitere Discuffionen 
einzulajjen. Was er heute Morgen gejagt, wäre Allerhödhjitfein lettes 
Wort in diefer Sache, und er fünne fich lediglich darauf berufen. 

Auf die Verfiherung, daß auf die Ankunft des Grafen Bis- 
mard in Ems au für den näcjten Tag bejtimmt nicht zu rechnen 
fei, erklärte Graf Benedetti, jich jeinerjeitS bei diefer Erklärung Sr. 
Majejtät des Königs beruhigen zu wollen. 

Ems, den 13. Juli 1870. 

(ge3.) A. Radzimill, 
Dberitlieutenant und Flügeladjutant 
Sr. Majeität des Königs. 


IV. 
Paris, den 12. Juli 1870. 
Allerdurhlaudtigiter 2c. 

Heute Vormittag um 10 Uhr eingetroffen, in Gejellfchaft eines 
franzöfifhen Couriers des Grafen Benedetti, des Attahe Baron 
Bourquenay, hat der Herzog v. Gramont jehr bald jeinen Cabinets- 
chef Grafen Faverney zu mir gefchiet, um mich fragen zu lajjen, ob 
ih im Stande wäre, dem Minifter heute meinen Bejucdh zu machen. 
sh habe mich gleich dazu bereit erflärt und wurde vom Herzog 
v. Öramont in der gewohnten freundlichen Weife, wie es zwijchen 
alten Bekannten üblich, empfangen. Che ich über unjere Unterredung 
berichte, möchte ich bemerfen, daß diejelbe durch Anmeldung des jpant- 
ihen Botfchafters, der eine officielle Mitteilung zu machen habe, unter: 
brochen wurde. Dieje Mittheilung beitand in einem Telegramm des 
Brinzen Anton von Hohenzollern (Vater), worin derjelbe anzeigte, daß 
fein Sohn, der Erbprinz, bei der Verwidelung, die jeine Throncandı- 
datur hervorrufe, dem jpanifchen Throne entjfage und an den Marjchall 
Prim diefe Nachricht direct habe gelangen lafjen. 

Unfere vom Herzog v. Gramont eingeleitete Unterredung rollte 
hauptfächlich auf dem vom Grafen Benedetti angeregten Gegenjtand, 
daß Em. Königliche Majeität durch die für die hohenzollerniche Thron: 
candivatur gegebene Autorifation, ohne Sich vorher darüber in irgend 
einer Weile mit der Kaiferlich franzöfifchen Negierung ins Benehmen 
zu jegen, Sich nicht bewußt wären, dadurch Frankreich verlegt zu haben. 

Er fragte mich, ob fich diefes wirklich jo verhalte. — ch ent- 
widelte ihm darauf, daß Emw. Königliche Majeftät diefe Autorifation 
formell nicht hätten verfagen fünnen, nachdem der Brinz von Hohenzollern 
zur Annahme der ihm angebotenen Krone einen Beruf gefühlt habe, 
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und haben Allerhöchitviefelben, bei den verwandtichaftlichen Verhält: 20.7.1 
nifjen des Prinzen zum Kaifer, gar nicht alauben fünnen, daf; diele 
TIhroncandidatur in Frankreich übel aufgenommen werden würde. 

Der Herzog v. Gramont citirte darauf die Beifpiele des Her- 
3098 v. Nemourz für den belgischen Thron und des Prinzen Alfred 
für den griechifchen Thron als Fälle, wo eine jolhe Autorifation ver- 
jagt worden wäre. Sch bejtritt die Analogie mit dem gegenwär- 
tigen Fall. 

Der Herzog v. Gramont führte alsdann an, es liege doch nahe, 
daß Frankreich als der nächjte Nachbar Spaniens über die Thronbe- 
jegung legteren Landes ein rveges Interefje haben müffe. Das Ge- 
heimniß, welches über die hohenzollernichen. Verhandlungen bewahrt, 
hätte hier nur jehr verlegen fünnen, und dies um fo mehr, als der 
Kaiferlihe Hof in allen politifchen Fragen jtets. die größten Nückfichten 
für unfere Negierung bewiejen habe. Dies Verfahren habe in ganz 
Frankreich tief verlegt und finde den Ausdrud in der Stimmung der 
Kammer, die zur Erjchwerung der rage leider gegenwärtig ver- 
einigt wäre. 

Der Herzog v. Gramont fügte hinzu, er fehe die Entjagung des 
Brinzen von Hohenzollern auf den jpanifchen Thron als Nebenjahe an, 
denn die franzöjische Negierung hätte doch niemals feine Thronbefteiaung 
zugelafjen, aber er fürchte, daß aus unferem Verfahren eine bleibende 
Berjtimmung zwifchen unferen beiden Ländern fortdauern würde. Der 
Keim dazu müfje vertilgt werden, und er ginge dabei von dem Ge- 
jihtspunfte aus, daß wir in unjerem Verfahren gegen Franfreich fein 
freundliches procede beobachtet, wie dies auch jeines Wiffens von allen 
Srogmädhten anerfannt würde. Er möchte, aufrichtig gejagt, feinen 
Krieg, jondern freundliche und gute Beziehungen mit Preußen, und 
von mir wijje er, daß ich nach demjelben Ziele trachte; wir müßten 
daher zufammen überlegen, ob es ein Mittel gebe, hierin eine befrie- 
digende Einwirkung auszuüben, und jtelle meiner Erwägung anheim, 
ob dazu nicht ein Brief des Königs an den Kaifer der richtige Aus- 
weg wäre. Er appellire dabei an das ritterliche Herz Ew. Königlichen 
Majeität, welches dabei gewiß die richtige Eingebung verleihen würde. 

Es fünnte darin nur gejagt werden, daß Em. Königliche Magjeität, 
indem Allerhöchit Sie den Prinzen Zeopold von Hohenzollern zur 
Annahme der Krone Spaniens ermächtigt hätten, nicht hätten glauben 
fönnen, weder den nterefjen noch der Würde der franzöfiichen Nation 
zu nahe zu treten; der König Ichlöffe fi der Entjagung des Prinzen 
von Hohenzollern an, und zwar mit dem Wunfd und der Hoffnung, 
daß jeder Grund des Zwiejpalts zwijchen unferen beiden Regierungen 
nunmehr verfhmwunden jein würde. Solche und ähnliche Worte, die 
im Allgemeinen durch Wublicität zur Beihmwichtigung der allgemeinen 
Bolksjtimmung beitragen fönnten, dürfte diefer Brief enthalten; dod) 


—] 
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möchte er bevorworten, daß von den verwandtichaftlichen Beziehungen 
zum Kaifer nicht die Rede fer. Diejes Argument verlegte hier eigen- 
thümlicher Weife. 

SH habe dem Herzog v. Gramont bemerkt, daß ein jolcher 
Schritt ungemein durch jeine am 6. d. M. in der Deputirtenfammer 
gegebene Erklärung erjchwert würde; es fämen da Andeutungen vor, 
die Em. Königliche Majejtät hätten tief beleidigen müfjen. Er wollte 
das bejtreiten, hob hervor, daß Preußen gar nicht darin genannt, und 
jeine Nede zur Beruhigung der aufgeregten Kammer damals dringend 
nothwendig gemwejen wäre. Unterdefjen fam der Suftizminifter Herr 
D[livier zu unferer Unterredung, über die ihn der Herzog v. Gramont 
in Kenntniß feste. Herr Dllivier hob dringend die heilfame und im 
nterejfe des Friedens nothwendige Wirkung hervor und bat mich in- 
itändigft, ven Gedanken eines folchen Briefes Em. Königlihen Majejtät 
gegenüber auszufprechen. Beide jaaten, daß, wenn ich es nicht glaubte 
übernehmen zu fönnen, jo würden fie jich genöthigt jehen, mit der An: 
regung diejer Frage den Grafen Benedetti zu beauftragen. indem 
die beiden Minifter hervorhoben, dat jte einen jolchen Ausgleich zur 
Beruhigung der aufgeregten Gemüther für ihre minifterielle Stellung 
bedürften, fügten fie hinzu, daß ein jolcher Brief fie berechtigen würde, 
bet nicht ausbleibenden Angriffen gegen Em. Königlihe Majejtät ala 
Bertheidiger aufzutreten. Beide bemerften mir jchließlich, jte Fönnten 
mir nicht verhehlen, daß unfer Verfahren in der hohenzollern-fpantjchen 
Angelegenheit viel mehr die franzöfische Nation aufgeregt als den Kaijer 
beichäfttat habe. 

'n unferem Gejpräc ließ der Herzog von Gramont die Bemer- 
fung fallen, wie er glaube, daß der Prinz von Hohenzollern auf Em. 
Königliche Miajeität Veranlaffung entjagt habe; doch bejtritt ich das und 
bezeichnete die Nenunciation als nur gewiß auf eigener Snittative des 
N Prinzen beruhend. 

Bei dem eiligen Drängen der beiden Miniiter wünfhten fie, daß 
ich die Sache telegraphifch anregen follte, Doch dazu fand ich feine Ver: 
anlafjung. 

Sn tiefjter Ehrfurdt 2c. 

(ge3.) Werther. 


V. 
Telegramm. 
Berlin, den 13. Sulti 1870. 

Nachdem die Nachrichten von der Entjfagung des Erbpinzen von 
Hohenzollern der Kaiferlih Franzöfiichen Negierung von der König: 
(ich fpanifchen amtlich mitgetheilt worden find, hat der franzöftiche 
Botichafter in Ems an Se. Majeftät den König noch die Forderung 
aeftellt, ihn zu autorifiren, daß er nach Paris telegraphire, daß Ce. 
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Majejtät.der König fih für alle Zukunft verpflichte, niemals wieder 
feine Zuftimmung zu geben, wenn die Hohenzollern auf ihre Candidatur 
wieder zurüd fommen follten. Se. Majeftät der König hat es darauf 
abgelehnt, den franzöftichen Botjchafter nochmals zu empfangen und 
demjelben durch den Adjutanten vom Dienit jagen lajjen, dat Se. Maje- 
ftät dem Botjchafter Nichts weiter mitzutheilen habe !). 


VI. 
Berlin, den 18. Juli 1870. 
Das Auftreten der franzöftichen Minifter in den Situngen des 
Senats und des Gejetgebenden Körpers am. 15. d. M. und die dort 
mit dem feierlichen Charakter amtlicher Erklärungen vorgebradten Ent- 
jtellungen der Wahrheit haben den letten Schleier von den Abfichten 
hinweggenommen, welche jchon feinem Unbefangenen mehr zweifelhaft 
jein Ffonnten, jeit das erjtaunte Europa zwei Tage zuvor aus dem 
Munde des franzöfiihen Minifters der Auswärtigen Angelegenheiten 


7) Die jogen. Emjer Depejhe, aus der das im Tert angeführte „Zei- 
tungstelegramm” durch) die rvedigirende Thätigfeit des Grafen Bis- 
mard hervorging, hatte näc den Mittheilungen des Neichsfanzlers Grafen 
Caprivi in der Situng des Deutihen Reichstags vom 23. November 1892 
folgenden Wortlaut: \ 

Ems, den 13. Juli 1870, Nadhm. 3h 50m, 
Se. Majejtät der König jchreibt mir: 

„Öraf Benedetti fing mich auf der Promenade ab, um auf zulest 
jehr zudringlide Art von mir zu verlangen, ich jollte ihn autorifiren, 
fofort zu telegraphiren, daß ich für alle Zukunft mich verpflichtete, nie- 
malS wieder meine Zuftimmung zu geben, wenn die Hohenzollern auf 
ihre Candidatur zurüdfämen. Jh wies ihn zulest etwas ernjt zurüd, 
da man Aa tout jamais dergleihen Engagements nicht nehmen dürfe 
noch fünne. Natürlich jagte ich ihm, daß ich nod Nichts erhalten hätte, 
und, da er über Paris und Madrid früher benachrichtigt jei als ich, er 
wohl einjähe, daß mein Gouvernement wiederum außer Spiel jet.“ 
Se. Majejtät hat jeitdem ein Schreiben des Fürften befommen. Da 

Se. Majejtät dem Grafen Benedetti gejagt, daß er Nachricht vom Yürjten er- 
warte, hat Allerhöchitverjelde mit Nücdjicht auf die obige Zumuthung auf des 
Grafen Gulenburg und meinen Vortrag beichlojjen, den Grafen Benedetti nicht 
mehr zu empfangen, jondern ihm nur durch einen Adjutanten jagen zu lajjen, 
dab Se. Majejtät jegt vom Fürjten die Betätigung der Nachricht erhalten, die 


"Benedetti aus Paris jchon gehabt, und dem Botjchafter Nichts weiter zu 


jagen habe. 

Se. Majeftät jtellt Em. Ercellenz anheim, ob nicht die neue Forderung 
Benedettis und ihre Zurüdweifung fogleih, jomohl uniern Gejandten als in 
der Prejje, mitgetheilt werden joll. 

gez. Abefen. 
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vernommen hatte, daß Frankreich mit dem freimilligen Verzicht des 
Erbprinzen nicht befriedigt jei, und noch mit Preußen Verhandlungen 
zu führen habe. Während die übrigen europäiihen Mächte mit Er- 
wägungen bejchäftigt waren, wie jte diefer neuen und unerwarteten 
Ihafe begegnen und vielleiht auf dieje angeblichen Berhandlungen, 
deren Natur und Gegenjtand Niemand ahnen fonnte, einen verjühnen- 
den und vermittelmden Einfluß üben jollten, hat die franzöfiiche Nte- 
grerung es für gut befunden, durch eine öffentliche und feierliche Er- 
färung, welche den Drohungen vom 6. d. M. unter Entitellung 
befannter Thatfahen neue Beleidigungen hinzufügte, die Verhältnifje 
auf eine Spige zu treiben, wo jeder Ausgleich unmöglich werden, und, 
indem den befreundeten Mächten jede Handhabung der Einwirkung ent: 
zogen würde, der Bruch unvermeidlich werden jollte. 

Schon jeit einer Woche fonnte es für uns feinem Zweifel mehr 
unterworfen fein, daß der Katfer Napoleon rüdjichtslos entjchloffen 
jei, uns in eine Lage zu bringen, in der uns nur die Wahl zwijchen 
dem Kriege oder einer Demüthigung bliebe, welche das Ehrgefühl feiner 
Hation ertragen fann. Hätten wir noch Zweifel hegen fünnen, jo 
hätte uns der Bericht des Königlichen Botichafters über feine erite 
Unterredung mit dem Herzog v. Gramont und Herin Ollivier nad 
jeiner Nüdfehr aus Ems, in welcher Eriterer den Verzicht des Erb: 
prinzen als Nebenjache bezeichnete, und beive Mintiter die ZJumuthung 
ausiprachen, Se. Majeität der König jolle einen entjchuldigenden Brief an 
den Kaifer Napoleon jchreiben, deijen Bublication die aufgeregten ©e- 
müther in Frankreich befchwichtigen fönne, enttäufchen müfjen”). Abjchrift 
diefes Berichts füge ich bei; er bedarf feines Kommentars. Der Hohn 
der franzöfiichen Negterungsprefje anticipirte den erjtrebten Triumph; die 
Negierung aber jcheint gefürchtet zu haben, daß ihr der Krieg dennod) 
entgehen fünnte, und beeilte fich, durch ihre amtlichen Erklärungen vom 
15. d9.M. die Sache auf ein Feld zu verlegen, auf dem es feine Ver: 
mittelung mehr gibt, und uns und aller Welt zu beweifen, daß feine 
achgiebigfeit, welche innerhalb der Grenzen nationalen Chrgefühls 
bliebe, ausreichend jein würde, um den Frieden zu erhalten. 

Da aber Niemand in Zweifel darüber war und fein fonnte, da 
wir aufrichtig den Frieden wollten und wenige Tage zuvor feinen 
Krieg möglich hielten; da jeder Vorwand zum Kriege fehlte und au 
ver leßte, fünftlich und gewaltfam gejchaffene Vorwand, wie er ohne 
unfer Zuthun erfunden, jo auch von felbjt wieder verichwunden war; 
da es fomit gar feinen Grund zum Kriege gab, blieb den franzöjiichen 
Miniftern, um fi vor dem eigenen, in der Mehrheit friedlich gefinnten 
und der Nuhe bevürftigen Wolfe fcheinbar zu rechtfertigen, nur übrig, 


*) Die Worte: „enttäuschen müffen” fehlen in allen amtlichen und aufer- 
amtlichen Bublicationen diejer Circulardepejche. 
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dur Entitellung und Erfindung von Thatjachen, deren Unwahrheit 20. 7. 1870. 
ihnen actenmäßig befannt war, den beiden repräjentativen Körper: 

schaften und durch jie dem Bolfe einzureden, es fer von Preußen be- 

leivigt worden, um dadurch die Leidenjchaften zu einem Ausbruch auf: 

zuftacheln, von dem fie jich jelbit als fortgerifjen darjtellen konnten. 

Es ijt ein trauriges Gejchäft, die Neihe diefer Unmwahrheiten auf: 
zudeden; glüdlicher Weije haben die franzöfiichen Minifter diefe Auf- 
gabe abgefürzt, indem jie durch die Weigerung, die von einem Theil 
der Verfammlung geforderte Vorlage der Note oder Depejche zu ge: 
währen, die Welt darauf vorbereitet haben, zu erfahren, daß diejelbe 
gar nicht extitire. 

Dies ift in der That der Fall. Es eriftirt feine Note oder De: 
pejche, durch welche die preußifche Negierung den Gabinetten Europas 
eine Weigerung, den franzöftichen Botjchafter zu empfangen, angezeigt 
hätte. Es exiftirt Nichts als das aller Welt befannte Zeitungstele- 
gramm, welches den deutjchen Regierungen und einigen unjerer Ver: 
treter bei auferdeutfhen Negierungen, nah dem Wortlaute der Zer- 
tungen, mitgetheilt worden ift, um fie über die Natur der franzöftichen 
Forderungen und die Unmöglichkeit ihrer Annahme zu informiren, und 
welche überdies nichts Verlegendes für Frankreich enthält. 

Der Text defjelben erfolgt hierbei. Weitere Mittheilungen haben 
wir über den Incivenzfall an feine Negierung gerichtet. 

Was aber die Thatfahe der Weigerung, den franzöfiichen DBot- 
ihafter zu empfangen, betrifft, jo bin ih, um diefe Behauptung in ihr 
vechtes Licht zu jtellen, von Sr. Majejtät dem Könige ermächtigt worden, 
So mit dem Erfuchen der Mittheilung an die Regierung, bei 
der Sie beglaubigt zu fein die Ehre haben, die beiden anliegenden 
Hetenjtüde zu überjenden, von denen das erjte eine auf Befehl und 
unter unmittelbarer Approbation Sr. Majeität des Königs redigirte 
buchitäblich getreue Darftellung der Vorgänge in Ems, das zweite den 
amtlichen Bericht des Flügeladjutanten Er. Majejtät vom Dienjt über 
die Ausführung des ihm gewordenen Auftrages enthält. 

Es wäre unnöthig, darauf hinzuweifen, daß die Xejtigfeit der 
Zurüdweifung franzöfifher Anmaßung in der Sache zugleih in der 
Form mit aller rücfichtsvollen Freundlichkeit umgeben aewejen tt, 
welche ebenjo jehr den perjönlichen Gewohnheiten Sr. Majejtät des 
Königs wie den Grundfägen internationaler Höflichkeit gegen die Der: 
treter fremder Souveräne und Nationen entiprict. 

In Bezug endlich auf die Abreife unferes Votihafters bemerte 

ih nur, wie es dem franzöfiichen Cabinet amtlich befannt war, daf 
diefe feine Abberufung, jondern ein von dem Botjchafter aus perjön: 
lichen Rüdfichten erbetener Urlaub war, bei weldem der Yeßtere die 
Gejchäfte dem erjten Botjchaftsrath, der ihm jchom öfter vertreten, über- 
gab, und dies wie üblich anzeigte. Auch die Angabe ift unmwahr, dafs 
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. Se. Majeftät der König mir, dem unterzeichneten Bundeskanzler, von 


der Gandivatur des Prinzen Leopold Mittheilung gemacht habe. 
Sch habe gelegentlich durch eine bei den Berhandlungen betheiligte 
Privatperfon vertraulih Kenntnig von dem jpanifchen Anerbieten er- 
halten. 

Wenn hiernah alle von den franzöftiihen Miniftern angeführten 
Gründe für die Unvermeidlichkeit des Krieges in Nichts zerfallen und 
abjolut aus der Luft gegriffen erjcheinen, fo bleibt uns leider nur die 
traurige Nothwendigfeit, die wahren Motive in den jchlechtejten und 
jeit einem halben Sahrhundert von den Völkern und Negterungen der 
civilifirten Welt gebrandmarften Traditionen Ludwigs XIV. und des 
eriten Kaiferreihs zu juchen, welche eine VBarter in Sranfreich noch 
immer auf ihre Fahne jchreibt und denen Napoleon III., wie wir glaub: 
ten, alüdlich wideritanden hatte. 

Als bewegende Urfachen viejer bedauerlihen Erjcheinung fünnen 
wir leider nur die jchlechteiten Injtinete des Hafjes und der Eiferfucht 
auf die Selbitändigfeit und Wohlfahrt Deutjchlands erkennen, neben 
dem Beitreben, die Freiheit im eigenen Lande durch Verwidelung des- 
jelben in auswärtige Kriege niederzuhalten. 

Schmerzlih it eS zu Ddenfen, daß dur einen jo riejenhaften 
Kampf, wie ihn die nationale Erbitterung und die Größe und Macht 
der beiden Länder in Ausficht ftellt, die friedliche Entwidelung der 
Givilifation und des nationalen Wohljtandes, die in jteigender Blüthe 
begriffen war, auf viele Jahre gehemmt und zurüdgedrängt wird. Aber 
wir müffen vor Gott und Menfchen die Berantwortung dafür Denen 
überlafien, welche durch ihr frevelhaftes Beginnen uns zwingen, um 
der nationalen Ehre und der Freiheit Deutfchlands willen den Kampf 
aufzunehmen; und bei einer jo gerechten Sahe dürfen wir vertraueng- 
voll auf den Beistand Gottes hoffen, wie wir jchon jeßt des Beiltandes 
der gefammten deutjchen Nation durch die jich immer fteigernden Zeichen 
ver freudigen Opferwilligfeit ficher find, und auch die Juverficht hegen 
dürfen, daß Frankreich für einen jo muthwillig und jo rechtlos herauf- 
beichworenen Krieg feinen Bundesgenojjen finden werde. 

v. Bismard. 


Vlla. 
Berlin, July 17. 1870. 
Monsieur le Chancelier! 


From the accounts which have reached Her Majesty’s Govern- 
ment, they cannot but apprehend, that a rupture of friendly rela- 
tions between the North German Confederation and France is immi- 
nent, and that war may ensue. 

Her Majesty’s Government would deeply deplore this great 
calamity for two friendly Powers, as well as for all Europe. In 
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their interests, and in those of humanity, I am instructed by Her 
Majesty’s Government to make an earnest appeal to the Govern- 
“ ment of His Majesty, The King of Prussia, based on the 23rd4 Pro- 
tocoll of the Treaty of Paris of 1856, by which the Powers of 
Europe agreed to refer any serious difference arising between them to 
the good offices of a friendly Power before having recourse to arms. 

In accordance with this wise and human agreement, I am in- 
structed by Her Majesty’s Government to suggest to the Govern- 
ment of the King of Prussia, as they have likewise suggested in 
like terms to the Government of the Emperor of the French, that 
before proceeding to extremities, they should have recourse to the 
good offices of some friendly Power or Powers with a view, if pos- 
sible, to avert the calamity of war. 

I] am furtber instructed to state that Her Majesty’s Govern- 
ment are ready to take any mediatory part which may be requested 
of them. 

In expressing to Your Excellency on the part of Her Majesty’s 
Government the earnest hope that the proposal which I have now 
the honor to submit to Your Excellency, may be favourably enter- 
tained by the Government of the King of Prussia, I avail myself to 
this opportunity etc. 

(signed) Augustus Loftus. 

His Excellencey 
The Chancellor of the North German Confederation. 


VIIb. 
Ueberjegung. 
Berlin, den 17. Juli 1870. 
Monsieur le Chancelier! 


Nah den Nachrichten, welche der Negierung hrer Miajeität zu: 
gefommen find, muß fie fürchten, daß ein Bruch der freundlichen Be- 
ziehungen zwifchen dem Norddeutichen Bunde und Sranfreich bevoritehe 
und daß der Krieg erfolgen werde. 

Die Negierung Ihrer Majeität würde diejes große Unglüd für 
zwei befreundete Mächte jowohl wie für ganz Europa tief bedauern. 
Sm Ssnterefje derfelben und in dem der Menjchlichkeit, bin ich von 
Ihrer Majeftät Gouvernement beauftragt, an die Negierung Sr. Maje- 
jtät einen dringenden Aufruf zu richten, begründet auf dem 23. Pro: 
tofoll des Parifer Vertrags von 1856, wodurch die europäifchen Mächte 
übereingefommen find, irgend zwifchen ihnen entjtehende Differenzen den 
auten Dienften einer befreundeten Macht vorzulegen, ehe fie zu den 
Maffen jchritten. 


20. 7. 1870. 


20. 7. 1870. 
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‚ın Uebereinjtimmung mit diefer weifen und humanen DVerab- 
vedung, bin ich von dem Gouvernement Ihrer Majejtät beauftragt, der 
Negterung des Königs von Preußen den Gedanfen vorzutragen — 
wie es in gleicher Weile der Negierung des Kaifers der Franzofen ge: 
ichehen 1jt —, daß, ehe jte zum Neußeriten jchreiten, fie die guten 
Dienfte einer oder mehrerer befreundeten Mächte anrufen möchten, zu 
dem Zwed, womöglich das Unheil des Krieges noch abzumenden. 

sch bin ferner beauftragt zu erflären, daß Ihrer Majeftät Ne: 
gterung bereit ift, irgend welche vermittelnde Schritte zu thun, um welche 
jie erjucht werden möchte. 

Indem ich Em. Ercellenz von Seiten der Negierung Shrer Maje: 
ität die dringende Hoffnung ausjpreche, daß der Vorfchlag, welchen ich 
jest Ew. Ercellenz zu unterbreiten die Ehre habe, bei der Negierung 
Sr. Majeftät des Königs von Preußen eine günjtige Nufnahme finden 
möge, benuße ich dieje Gelegenheit 2c. 2c. 

(g9%.) Augujtus Xoftus. 

Sr. Erxcellenz 
vem Kanzler des Norddeutichen Bundes. 


NIIT. 


Antwortichreiben an Str A. Loftus, j. o. im Tert der Rede, 
SAT. 


IRA, 


Le Soussigne, charge d’affaires de France, en execution des ordres 
quil a regus de son Gouvernement, a l’honneur de porter ä la con- 
naissance de son Excellence Monsieur le Ministre des affaires etran- 
seres de Sa Majeste le Roi de Prusse la communication suivante: 

Le Gouvernement de Sa Majeste l’Empereur des Francais, ne 
pouvant regarder que comme une entreprise dirigee contre la securite 
territoriale de la France le projet d’elever un Prince prussien au 
tröne d’Espagne, s’est trouve dans la necessite de demander a Sa 
Majeste le Roi de Prusse l’assurance qu’une telle combinaison ne 
pourrait se realiser avec son assentiment. 

Sa Majeste le Roi de Prusse s’etant refuse a donner cette assu- 
rance et ayant temoigne au contraire a l’Ambassadeur de Sa Majeste 
l’Empereur des Francais qu'il entendait se reserver, pour cette @ven- 
tualit@e comme pour toute autre, la faculte de consulter les circon- 
stances, le Gouvernement Imperial a dü voir dans la deelaration du 
Roi une arriere-pensee menacante pour la France comme pour 
l’equilibre general des forces en Europe. Cette declaration a ete 
aggravee encore par la notification faite aux cabinets du refus de 
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recevoir l’Ambassadeur de l’Empereur et d’entrer dans aucune ex- 
plication nouvelle avec lui. 

En consequence, le @ouvernement de Sa Majeste Imperiale a 
juge qu’il avaıt l’obligation de pourvoir immediatement ä la de- 
fense de son -honneur et de ses interets compromis et, resolu ä 
prendre, a cet eflet, toutes les mesures commandees par la situation 
qui lui est faite, il se considere, des a present, comme etant en etat 
de guerre avec la Prusse. 

Le Soussigne a l’honneur d’offrir & Son Excellence ete. ete. 
les assurances de la respeetueuse consideration. 

(signe) Le Sourd. 

Berlin, le 19 Juillet 1870. 


IXb. 
Ueberjeßung. 


Der unterzeichnete Gefchäftsträger Frankreichs hat in Ausführung 
der Befehle, die er von jeiner Regierung erhalten, die Ehre, folgende 
Mittheilung zur Kenntnig ©r. Erxcellenz des Herrin Wiinifters der Aus- 
wärtigen Angelegenheiten Sr. Majeität des Königs von Preußen zu 
bringen. 

Die Regierung Sr. Majejtät des Kaifers der Franzojen, indem 
fie ven Plan, einen preußifchen Prinzen auf den Thron von Spanien 
zu erheben, nur als ein gegen die territoriale Sicherheit Frankreichs 
gerichtetes Unternehmen betrachten fann, hat ji in die Nothwendigfeit 
verjegt gefunden, von Sr. Majeität dem Könige von Preußen die Ver: 
fiherung zu verlangen, daß eine foldhe Gombination fich nicht mit feiner 
Zuftimmung verwirklichen fünnte. 

Da Se. Majejtät der König von Preußen jich gemweigert, dieje 
Zufiherung zu ertheilen, und im Gegentheile dem Botjchafter Se. 
Majeität des Katjers der Franzofen bezeugt hat, daß er fich für dieje 
Eventualität wie für jede andere die Möglichkeit vorzubehalten gevdente, 
die Umstände zu Nathe zu ziehen, jo hat die Kaiferliche Negterung in 
diejer Erklärung des Königs einen Frankreich ebenjo wie das allgemeine 
Gleihgewicht der Kräfte in Europa bedrohenden Hintergedanfen er: 
blifen müjjen. 

Diefe Erklärung ift noch verfchlimmert worden durd Die den 
Gabinetten zugegangene Anzeige von der Weigerung, den Botichafter 
des Kaifers zu empfangen und auf irgend eine neue Auseinanderjegung 
mit ihm einzugehen. 

In Folge vejien hat die Negierung Sr. Kaiferlihen Magjejtät 
die Verpflichtung zu haben geglaubt, unverzüglich für die Vertheidigung 
ihrer Ehre und ihrer verlegten Interefien zu forgen, und entichlofien, 
zu diefem Endzwed alle dur die ihr gejchaffene Yage gebotenen Map- 
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vegeln zu ergreifen, betrachtet fie jich von jest an als im Kriegs- 
zuftande mit Preußen. 
Der Unterzeichnete hat die Ehre Ew. Excellenz 2c. 2c. der er: 
gebeniten Hochackhtung zu verfichern. 
Berlin, den 19. Juli 1870. 
(g83.) Ze Sourd. 


X. 
Berlin, den 19. Juli 1870. 

Die Katferlih Franzöfiiche Negierung hat durch ihren Gejchäfts- 
träger das in Abjchrift anliegende Actenftüd — ihre Kriegserklärung 
enthaltend — übergeben lafjen. 

Es ift das die erite und einzige amtliche Mittheilung, welche wir 
in der ganzen, die Welt jeit 14 Tagen bejchäftigenden Angelegenheit 
von der Natjerlich Franzöfiihen Negterung erhalten haben. 

Als Motive für den Krieg, mit dem jte uns überzieht, gibt fie 
darın an: 

die Ablehnung Sr. Majejtät des Königs, die VBerficherung 
zu geben, daß die Erhebung eines preußischen Brinzen auf den 

Ipantschen Thron nicht mit feiner Zuftimmung verwirklicht werden 

fönne, und die angeblich den Gabinetten gemachte Notification von 

der Weigerung, den franzöfiichen Botichafter zu empfangen und 
mit ihm weiter zu verhandeln. 

Wir haben darauf furz Folgendes zu erwivern: 

Se. Majeftät der König, in voller Achtung vor der Selbjtändig: 
feit und Unabhängigkeit der fpanifchen Nation und vor der Freiheit der 
Entfehlüffe der Vrinzen des Fürftlich hohenzollernichen Haufes, hat nie: 
mals daran gedacht, den Erbprinzen auf den Spanischen Thron erheben 
zu wollen. Die an Se. Majejtät gejtellten Forderungen von Zufagen 
für die Zukunft waren unberechtigt und anmafend. Ahm einen Hinter: 
gedanken oder eine feindliche Abficht gegen Frankreich dabei zuzuschreiben, 
it eine willfürliche Erfindung. 

Die angebliche Notification an die Gabinette hat niemals jtattge- 
funden, ebenjowentg wie eine Weigerung, mit dem Botjchafter des 
Kaijers der Franzofen zu verhandeln. Sm Gegentheil hat der Botjchafter 
amtliche Verhandlungen mit der Königlichen Negierung niemals verjucht, 
jondern nur mit Sr. Majeität dem König perfünlich und privatim im 
Bade Ems die Fragen beiprocen. 

Die deutiche Nation, innerhalb und außerhalb des Norddeutjchen 
Bundes, hat erfannt, daß die Forderungen der franzöfifchen Negterung 
auf eine Demüthigung gerichtet waren, welche die Nation nicht erträgt 
und daß der Krieg, welcher niemals in den Abjichten Preußens liegen 
fonnte, uns von Frankreich aufgezwungen wird. 
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Die gefammte civilifirte Welt wird erfennen, daf; die Gründe, welche 
Srankreih anführt, nicht eriftiven, jondern erfundene Worwände find. 
Der Norddeutiche Bund und die mit ihm verbundenen Negie- 
rungen von Süddeutjchland protejtiren gegen den nicht provocirten Weber: 
fall deutihen Landes*) und werden denjelben mit allen Mitteln, die 
ihnen Gott verliehen hat, abwehren. 
Em... werden erfuht von diefer Depeche und ihren Anlagen 
der Negterung, bei welcher Sie beglaubigt, Abjchrift zu übergeben. 
dv. Bismard. 


6. Situng des Reichstags des NMorddeutlchen Bundes 
Donneritag .21. Juli 1870. 
sn der 6. Sigung — der dritten, die am 21. Juli gehalten 
wurde — jhloß Graf Bismard die Sigungen des Neichstags mit 
folgender Anfprade**): 

- Die verbündeten Regierungen glauben dem Wunfche und den 
Anfichten des Neichstages entgegenzufommen, wenn fie in diejer 
drängenden Zeit, wo ein Jeder von uns, jei es durch Amts= oder 
eigene Gejchäfte, jobald als möglich in andere Kreife gerufen wird, 
von den herfömmlichen Formen abweichen und den Schluß bereits 
heute in diefem Locale bewirken. ch habe in diefem Sinne die 
Ehre, dem Haufe eine Allerhöchite Präfivialbotichaft vorzutragen: 

(Das Haus erhebt jich.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc., 
thun Fund und fügen hiermit zu wiffen, da Wir den Kanzler 
des Noroddeutjchen Bundes, Grafen v. Bismard-Schönhaufen, 
ermächtigt haben, gemäß Art. 12 der Berfafjungsurfunde des 
Norddeutihen Bundes die gegenwärtige Sellton des Neichs- 
tages des Noroveutichen Bundes in Unferem und der ver: 
bündeten Regierungen Namen am 21. d. M. zu jchließen. 

Gegeben Berlin, den 21. Juli 1870. 
Wilhelm. 
v. Bismard. 
*), StB.: Bundes, was offenbar Drudfehler ift, da es wohl einen Nord- 


deutichen, nicht aber einen Deutichen Bund gab. 
**) StB. 25b. 
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Sch erlaube mir, die Allerhöchite Botjchaft dem Herrn Rräs 
jiventen zu überreichen. 

Nach den Worten, welche Se. Miajeität der König zu zwei 
wiederholten Malen an ven Neichstag gerichtet hat, würde es mir 
nicht geziemen, denjelben irgend Etwas hinzuzufügen, wenn Se. 
Majeität der König mir nicht ausprüdlich befohlen hätte, dem 
Reichstag Seinen warmen und herzlichen Dank für die Schnellig- 
feit und Einmüthigfeit auszufprechen, mit welcher derjelbe feiner: 
jeits den Bedürfnifien des Vaterlandes zu Hilfe gekommen ift. 

ndem ich mich diejes Allerhöchiten Befehls entledige, erkläre 
ich hiermit im Namen der verbündeten Negierungen auf Aller 
höchiten Rräfivialbefehl die Sißungen des Neichstages für geichlofien! 

PBräfivent Simon: „Die Arbeit der Bolfsvertretung ift jomeit 
für diefes Mal vollbrabt. Nun wird das Werk der Waffen feinen 
Lauf nehmen! Möge der Segen des allmächtigen Gottes auf unferem 
Bolfe ruhen auch in diefem heiligen Kriege! Der oberite Bundes- 
feloherr der deutichen Heere, König Wilhelm von Preußen, er lebe 
hoch — und abermals hoch — und immerdar hoch!!!“ 


X. 


Reidstag des Norödeutiden Bundes. 


24, November bis 10. December 1870, 


Bismards politiihe Reden. IV. 28 


F 
B 
f 
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Der Tag von Sedan, der den ruhmvoll begonnenen Feldzug der 
vereinigten deutjchen Heere gegen das faiferliche Frankreih ruhmvoll 
beendete, wurde für Deutjhland der Ausgangspunkt für die Begrün- 
dung jeiner nationalen Einheit. Die Sprache, die diefer Tag redete, 
war jo eindringlich, daß auch die Kreife Süddeutjchlands, die fich bis- 
her jeitab von dem Strome des nationalen Lebens gehalten hatten, 
fih ihren Mahnungen nicht verjchliegen fonnten. Die Initiative Fam 
von Bayern. Die Königlich bayerische Regierung gab noch im Laufe 
des September dem Bundespräjidium zu erfennen, daß die Entwide- 
lung der politischen Verhältnifje Deutfchlands, wie fie durch die friege- 
rifchen Ereignifje herbeigeführt jei, nach ihrer Ueberzeugung e3 bedinge, 
von dem Boden der völferrechtlihen Verträge, welche bisher die füd- 
deutichen Staaten mit dem Norddeutichen Bunde verbanden, zu einem 
Berfafjungsbündnifje überzugehen. Sie verband mit diefer Mittheilung 
den Ausdrud des Wunfches, mit einem Bevollmächtigten des Präfidiums 
über die Vorfchläge in Beiprehung zu treten, welche fie zur Ausführung 
ihres Gedanfens vorbereitet hatte. Das Bräfivium beeilte jich, diefem 
Wunfde zu entfprechen und gab dem Präfidenten des Bundesfanzler: 
amtes, Staatsminijter Delbrüd, Befehl, fih nah München zu begeben. 
Der Zwed war nicht eine Verhandlung, fondern eine Anhörung der 
von der bayerifchen Regierung vorbereiteten Borfchläge und eine Be- 
jprehung derjelben auf Grund der Kenntniß der Berhältnifje, die dem 
Minifter Delbrüd in Folge feiner amtlichen Stellung beiwohnte; die 
einzige Snftruction, die er erhielt, war die, fich jeder Aeußerung zu 
enthalten, die dahin gedeutet werden fünnte, als ob das Präjtdium im 
jegigen Momente gefonnen fei, auf die freien Entjchliegungen eines 
treuen und bewährten Mlliirten auch nur den entferntejten Drud aus: 
zuüben. Die Beiprehungen in München wurden wejentlid dur die 
Theilnahme eines Mitgliedes der württembergijchen Regierung gefördert; 
während aber noch das Ergebnif diefer Bejprehungen der Erwägung 
des Bundespräfidiums unterlag, wurde von Stuttgart aus der Wunjd) 
ausgejprochen, die in München eingeleiteten Bejprehungen in Verfailles 
fortzufegen und, namentlich nach der militärifchen Seite hin, zu er: 
gänzen, da der mwürttembergijche Vertreter in Münden nicht in der 
Lage geweien war, fich anders als in einigen allgemeinen Andeutungen 
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über diefen vorzugsweile wichtigen Punkt zu äußern. Gleichzeitig mit 
diefer Anregung erfolgte der officielle Antrag Badens auf Eintritt in 
den Norddeutichen Bund. Das PBrafivium Fonnte nicht zögern, Diejen 
Anregungen zu entjprehen und jomwohl die mwürttembergische als die 
badische Regierung zur Entjendung von Bevollmächtigten nad) Verfailles 
einzuladen. Es gab gleichzeitig nach) München davon Nachricht, indem 
es zur Mahl jtellte, entweder ebenfalls in DVerjailles die Münchener 
Beiprechungen fortzufegen, oder das Ergebnik der Verhandlungen mit 
den anderen dort vertretenen Staaten abzuwarten, um jodann die Ver: 
handlungen in München wieder aufzunehmen. Cnolich erklärte auch 
die Großherzoalich heifiiche Negterung ihren Entihluß, mit dem füd- 
lihen Theile ihres Gebietes in den Bund einzutreten, und jo gejchah 
eö, da in der zweiten Hälfte des Dectobers Vertreter der jämmtlichen 
jüddeutfchen Staaten in Verfailles zufammentraten, um über Gründung 
des Deutfhen Bundes zu verhandeln. Die Verhandlungen mit Würt- 
temberg, Baden und Hefjen führten jehr bald zu der Ueberzeugung, 
dab ohne aroße Schwierigkeiten eine VBerjtändigung auf Grundlage der 
Berfallung des Norddeutihen Bundes zu erreichen jein würde; dagegen 
boten die Verhandlungen mit Bayern Anfangs größere Schwierigkeiten, 
und es gejchah auf ven eigenen Wunjch der bayerischen Bevollmächtigten, 
daß zunächt die Verhandlungen mit den Drei anderen füpddeutfchen 
Staaten fortgejett wurden: jie wollten nicht ihrerjeitsS den Abjhluf 
mit den anderen Staaten verzögern. So fam es, daß gegen Mitte 
November die Beritändigung mit den Drei anderen jüddeutjchen Staaten 
zum Abjehluß gelangte, und nur ein unvorhergejehener Zufall verihul- 
dete es, day nicht aleih am 15. November, wo Baden und Hefjen 
ihren Beitritt zu einem unter Preußens Führung ftehenden Deutjchen 
Bunde erklärten, auch Württemberg feine zuftimmende Erklärung ab- 
geben fonnte. Es wurde deshalb zunächit mit Baden und Hefjen ab- 
geichloffen. Mittlerweile waren die Verhandlungen mit Bayern. wieder 
aufgenommen, bezw. fortgefegt worden; jte führten rajcher, als An- 
fangs erwartet werden durfte, am 23. November zum Abjchluß; am 
25. November erfolgte alsdann auf Grund der in Verjailles bereits feft- 
gejtellten Verjtändigung der Abihluß mit Württemberg }). 

Am Tage zuvor — Montag den 24. November — hatte jich auf 
den Nuf des Königs von Preußen in Berlin der Neichstag des Nord- 
deutfchen Bundes verfammelt, um zu ven Verträgen mit den füddeutfchen 
Staaten und zu der Erweiterung des Norddeutjchen Bundes zu einem 
allgemein Deutfchen Bunde jeine Zuftimmung zu geben. 

An Stelle des Königs eröffnete der Staatsminister Delbrüd die 
Sejfton mit folgender Nede*): 


*), StB. 1a. 
!) ©. die Nede Delbrüds vom 5. December 1870. 
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Geehrte Herren vom Neihstage des Norddeutichen Bundes! 
Se, Majejtät der König von Preußen hat mir den Auftrag 
zu ertheilen geruht, den Neichstag des Norddeutichen Bundes im 
Namen- der verbündeten Negierungen zu eröffnen. 

Es würde Sr. Majejtät zu hoher Befriedigung gereicht haben, 
heute in Shrer Mitte zu fein, um an diejer Stelle Gott für die 
Erfolge zu danken, mit welchen die Waffen der deutichen Heere 
gejegnet worden find, und um hnen auszufprechen, welchen An- 
theil die nationale Haltung und die Cinmüthigfeit des Neichs- 
tags”) bei Bereititellung der zur Führung des Krieges erforder: 
lichen Mittel an diefen Erfolgen gehabt haben. Durch die in der 
Kriegsgeichichte beijpiellofen Siege, welche nach Gottes Willen die 
heldenmüthige Tapferkeit und die einfichtige Führung der deutjchen 
Heere erfochten haben, it der Angriff, den Frankreich im Juli auf 
Deutjcehland unternahm, zurüdgeworfen worden. Das franzöfiiche 
Rolf muß die Ueberzeugung gewonnen haben, daß feine jeßige 
Kriegsmacht, nach der Vernichtung der gegen uns aufgeftellten 
Heere, der geeinten Wehrkraft Deutjchlands nicht gewachjen it. 
Wir könnten daher den MAbihluß des Friedens als gefichert be- 
traten, wenn unjer unglücliches Nachbarland eine Regierung 
hätte, deren Träger ihre eigene Zukunft als untrennbar .von der 
ihres Landes betrachteten. Eine jolche Regierung würde jede Ge- 
legenheit ergriffen haben, die Nation, an deren Spite fie jih aus 
eigener Machtoollfommenheit geitellt hat, zur Wahl einer Volts- 
vertretung und durch dieje zur Ausfprache über die Gegenwart 
und die Zukunft des Landes in den Stand zu jegen. Aber die 
Actenjtücde, welche hnen, meine Herren, von dem Präftdium des 
Bundes vorgelegt werden jollen, werden Jhnen den Beweis liefern, 
daß die jegigen Machthaber in Frankreich es vorziehen, die Kräfte 
einer edlen Nation einem ausfichtslofen Kampfe zu opfern. 

Die unverhältnigmäßige Erjehöpfung und Zerrüttung, welche 
für Frankreich die Folgen der Fortfegung diefes Kampfes unter 
‚ven gegenwärtigen Umftänden find, müfjen zwar die Kraft des 
Landes in dem Maße ihwächen, das dafjelbe zu feiner Erholung 
längerer Zeit bedürfen wird, als bei einem regelmäßigen Verlaufe 


=, Ib: 
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des Krieges der Fall gewejen wäre. Die verbündeten Regierungen 
haben aber mit Bedauern der”) Meberzeugung Ausdrud zu geben, 
daß der Friede zwifchen den beiden großen Nachbarvöltern, auf 
deffen ımgetrübte Dauer fie noch vor weniger als einem halben 
Sahre zählten, durch die Erinnerungen, welche die Eindrüce diejes 
Krieges in Frankreich hinterlaffen werden, nur um jo ficherer ge= 
fähroet jein wird von dem Augenblide an, wo Frankreich durch 
die Erneuerung der eigenen Kraft oder dureh Bündnifje mit anderen 
Mächten fih tar genug fühlen wird, den Kampf wieder aufzus 
nehmen. 

Die Bedingungen, unter welchen die verbündeten Regierungen 
zum Frieden bereit jein würden, find in der Deffentlichkeit be- 
jprohen worden. Sie müfjen zu der Größe der Opfer, welche 
diefer ohne jeglihen Grund, aber mit der Zuftimmung der ge= 
jammten franzöfiichen Nation unternommene Krieg unjerem Bater- 
lande auferlegt hat, im DVerhältnig ftehen; jie müfjen vor allen 
Dingen gegen die Fortfegung der von allen Machthabern Frank- 
veichs jeit Jahrhunderten geübten Eroberungspolitif eine vertheidi- 
aungsfähige Grenze Deutjchlands dadurch heritellen, daß fie die 
Ergebniffe der unglüdlichen Kriege, welche Deutjchland in der Zeit 
jeiner Zerrifenheit nach Franfreihs Willen führen mußte, wenig- 
jtens theilweife rüdgängig machen und unfere jüddeutfchen Brüder 
von dem Drude der drohenden Stellung befreien, welche Frankreich 
jeinen früheren Eroberungen verdankt. Die verbündeten Regie= 
rungen haben das Vertrauen zu dem Noroveutichen Neichstage, 
daß derjelbe ihnen die Mittel, welche zur Erreichung diejes Zieles 
erforderlich find, nicht verfagen werde. Sie find gewiß, jebt, wo 
es gilt, die erlangten Erfolge zu fichern, bei Ihnen der nämlichen 
patriotijchen Hingebung zu begegnen, welche fie fanden, als es 
darauf anfam, die heute gewonnenen Erfolge zu erreichen. Es ft 
ihr lebhafter Wunfh, daß es möglich werde, jene Mittel nicht in 
vollem Umfange zu verwenden. 

Um Shnen einen vollftändigen Ueberblid der politifchen Lage 
zu gewähren, werden Shnen die Mittheilungen vorgelegt werden, 
welche dem Auswärtigen Amte bezüglich des Parifer Friedenäver- 
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trages vom 30. März 1856 neuerdings zugegangen find, und an 
weldhe die verbündeten Negierungen den Ausodrud ihrer Hoffnung 
“Inüpfen, daß die Wohlthaten des Friedens den Völkern erhalten 
bleiben werden, welche fich derjelben bisher erfreut haben. 

Die Fortdauer des Krieges hat eine friedliche Arbeit nicht 
verhindert. Das Gefühl der Zufammengehörigkeit”), welches dur 
gemeinjame Gefahr und dur gemeinfam erfämpfte Siege belebt 
it, das Bemwußtfein der Stellung, welche Deutjchland zum erften 
Mal feit Jahrhunderten durch feine Einigkeit errungen hat, die 
Erfenntniß, daß nur durh Schöpfung dauernder Snititutionen der 
Zufunft Deutfchlands das Vermächtnig diejer Zeit der Opfer und 
der Thaten gejichert werden fünne, haben jchneller und allgemeiner, 
als noch vor Kurzem denkbar erichien, das deutfche Volk umd feine 
Fürften mit der Heberzeugung erfüllt, daß es zwifchen dem Süden 
und Norden eines fefteren Bandes bedürfe, als der völferreitlichen 
Verträge. Diefe unter den Regierungen einhellige Ueberzeugung 
bat zu Unterhandlungen geführt, als deren erjte, auf dem Felde 
des Krieges erwachlene Frucht Ahnen eine zwijchen dem Nord- 
deutfchen Bunde, Baden und Helfen vereinbarte, vom Bundesrathe 
einftimmig angenommene Berfafjung eines Deutichen Bundes zur 
Genehmigung vorgelegt werden wird. Die auf gleichen Grund» 
lagen mit Bayern getroffene Verftändigung wird ebenfalls Gegen- 
ftand Shrer Berathungen werden, und die Webereinftimmung der 
Anfihten, welche mit Württemberg über das zu erjtrebende Ziel 
beiteht, läßt hoffen, daß eine gleiche Uebereinftimmung über den 
Meg zum Ziele nicht ausbleiben werde. 

Sie werden, geehrte Herren, mit diefem Werte eine Thätig- 
feit würdig abjchliegen, wie jolche wenigen gejeßgebenden Ber- 
jammlungen vergönnt gewefen ift. Sn wenig mehr als drei Jahren 
haben Sie durch eine lange Reihe wichtiger, in die verjchiedenjten 
Verhältniffe des Volfslebens tief eingreifender Gefege den Jhrer 
Mitwirkung anvertrauten erften Ausbau "der Bundesverfafjung 
fördern helfen, und duch die legte, vor dem Ablaufe Jhrer Amts- 
dauer Ihnen zugehende Vorlage foll dieje Verfafjung und jollen 
die auf derjelben beruhenden Gejege über die Grenze ausgedehnt 
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werden, welche bisher unjere jüddeutichen Brüder von uns jchied. 
Der große nationale Gedanke, welcher Sie jtets bei Jhren Be- 
vathungen leitete, wird durch die lette Berathung, zu welcher Sie 
zufammentreten, jo Gott will, um einen entjcheivenden Schritt 
jeiner vollen Verwirklihung näher geführt werden. 

Und fo erkläre ich, auf Allerhöchiten Bräfidialbefehl, im Namen 
der verbündeten Negierungen den Neichötag des Nordveutichen 
Bundes für eröffnet. 


Die Verträge mit Baden, Helen und Württemberg wurden vom 
Neichstag, der am 5. December 1870 ihre Durchberathung begann, am 
9. December einjtimmig, der Vertrag mit Bayern mit 195 gegen 
32 Stimmen genehmigt. 

Mittlerweile hatte der bayerische König, der Sehnjucht der Nation 
nach Kaifer und Neich nachgebend, an die deutjchen Fürjten den Antrag 
aejtellt, gemeinschaftlich mit ihm bei dem Könige von Preußen in An- 
vegung zu bringen, daß die Ausübung der Präfivialvrechte mit der 
Führung des Titels eines Deutfchen Katfers verbunden werde, und von 
diefem Schritte dem Oberfeldherrn der verbündeten deutfchen Heere in einem 
befonderen Schreiben Mittheilung gemacht. Der Borjchlag fand bei 
Fürften und freien Städten die gleiche Freudige Aufnahme, und in 
Folge dejjen gelangte bereits am 10. December eine Vorlage des 
Bundesraths an den Neichstag des Norddeutihen Bundes mit dem 
Antrage, die Begriffe „Deutihes Neih” und „Deutjcher Kaijer“ 
an den beiden Stellen der. VBerfaflung zum Ausdrud zu bringen, 
welche dafür die prägnanteiten feien, den Begriff „Deutjches Neich” da, 
wo zuerit von dem Namen des zwilchen den deutfchen Staaten ge: 
jchloffenen Bundes die Nede jei, den Begriff „Deutfcher Kaifer” da: 
gegen an der Stelle der Bundesverfafjung, welche die Bräfivialitellung 
der Krone Preußen bezeichne, alle weiteren an dieje Aenderungen jich 
anfchliegenden redactionellen Aenderungen des Textes der Verfafjung dem 
nächiten ordentlichen Neichstag vorzubehalten. Die Vorlage wurde mit 188 
gegen die 6 Stimmen der Socialdemofraten genehmigt, und in der Abend- 
jisung des 10. December — der leiten diejer Sefjton — beichloß der 
Neichstag mit 191 gegen 6 Stimmen den Crlaß einer Adrejje an den 
König von Preußen, um auch jeinerfeitS dem Bundesoberhaupte die Bitte 
um Annahme des erblichen Kaijertitels vorzutragen. Dies der Wortlaut: 

Allerdurchlauchtigiter, großmächtigjter König, 
Allergnädigiter König und Herr! 

Auf den Kuf Ew. Majeftät hat das Bolf um jeine Führer fich 

aeichaart und auf fremdem Boden vertheidigt e8 mit Seldenfraft das 
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frevelhaft herausgeforderte Vaterland. Ungemejjene Opfer fordert der 10. 12. 1870. 


Krieg, aber der tiefe Schmerz über den DVerluft der tapferen Söhne 
 erfchüttert nicht den entjchlojfenen Willen der Nation, welche nicht eher 
die Waffen ablegen wird, bis der Friede durch geficherte Grenzen 
bejjer -verbürgt ıjt gegen wiederkehrende Angriffe des eiferfüchtigen 
Nachbarn. 

Dank den Siegen, zu denen Ew. Majejtät die Heere Deutichlands 
in treuer Waffengenofjenichaft geführt hat, jieht die Nation der dauern: 
den Einigung entgegen. 

Bereint mit den Fürjten Deutjchlands naht der Nordveutjche 
Neihstag mit der Bitte, dag e8 Em. Majejtät gefallen möge, durd) 
Annahme der deutichen Kaiferfrone das Einiqungswerk zu mweihen. 

Die deutfhe Krone auf dem Haupte‘ Ew. Majejtät wird dem 
wieder aufgerichteten Neiche Ddeutjcher Nation Tage der Macht, des 
Friedens, der Wohlfahrt und der im Schuße der Gejeze gejicherten 
Freiheit eröffnen. 

Das Vaterland dankt dem Führer und dem ruhmreichen Heere, 
an dejlen Spite Ew. Majejtät heute noch auf dem erfämpften Sieges- 
felde weilt. Unvergefjen für immer werden der Nation die Hingebung 
und die Thaten ihrer Söhne bleiben. Möge dem Volke bald bejchieden 
jein, da& der ruhmgefrönte Kaifer der Nation den Frieden wiedergibt. 
Mächtig und fiegreich hat fich das vereinte Deutjchland im Kriege be- 
währt unter jeinem höchiten Feldheren, mächtig und friedliebend wird 
das geeinigte Deutjche Neich unter jeinem Kater je. 

Em. Königlichen Majejtät 
allerunterthänigjte, treugehorlamite 
Der Neichstag des Norddeutjchen Bundes. 


Schluß. 


Zur Weberreihung der Adrejje wählte der Neichstag eine jtatt- 
lihe Deputation, die fih ungefäumt auf den Weg machte und am 
16. December Abends in Verjailles eintraf. Für den Empfang bei 
dem Könige war Sonntag der 18. December bejtimmt. Nachmittags 
- 2 Uhr fand im großen Empfangsjaale der Präfectur in Gegenwart der 
im Hauptquartier anmefenden deutjchen Fürften, des Bundesfanzlers, 
der Generäle und der höheren Beamten des Königlichen Hofitaates die 
Uebergabe der Adrejje mit einer Anfprache des Präfidenten Dr. Simfon 
jtatt, die der König mit folgender Nede beantwortete: 
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Geehrte Herren! 

Smdem Ih Sie hier auf fremden Boden, fern von der deut- 
jchen Grenze, empfange, ift es Mir das erfte Bedürfnig, Meiner 
Dankbarkeit gegen die göttlihe VBorjehung Ausdrud zu geben, 
deren wunderbare Fügung uns hier in der alten franzöftichen 
Königftadt zufammenführt. 

Gott hat uns Sieg verliehen in einem Mabe, wie Jh es 
faum zu hoffen und zu bitten wagte, als Sb im Sommer viejes 
Sahres zuerft Shre Unterftüßung für diefen jchweren Krieg in 
Anipruh nahm. 

Diefe Unterftügung it Mir in vollem Maße zu Theil ges 
worden, und Sch Ipreche hnen den Dank dafür aus in Meinem 
Namen, im Namen des Heeres, im Namen des Vaterlandes. Die 
fiegreichen deutfchen Heere, in deren Mitte Sie Mid aufgefucht 
haben, fanden in der Opferwilligkeit des Baterlandes, in der treuen 
Theilnahme und Fürjorge des Volkes in der Heimath, in der 
Ginmüthigkeit des Volkes und des Heeres ihre Ermuthigung in 
fchweren Kämpfen und Entbehrungen. 

Die Gewährung der Mittel, welche die Regierungen des Nord- 
deutfchen Bundes noch in der eben gejchlofjenen Seflton des Reiche- 
tags für die Fortfegung des Krieges verlangten, hat Mir einen 
neuen Beweis gegeben, daß die Nation entjchloffen ift, ihre volle 
Kraft dafür einzufegen, daß die großen und fehmerzlichen Opfer, 
welche Mein Herz wie das Hhrige tief bewegen, nicht umjonft ge 
bracht jein jollen, und die Waffen nicht aus der Hand zu legen, 
bis Deutfchlands Grenze gegen Fünftige Angriffe fichergeftellt ift. 

Der Norddeutfche Reichstag, deifen Grüße und Glüdwünfche 
Sie Mir überbringen, ift berufen gewesen, noch vor feinem Schluß 
u dem Werke der Einigung Deutfchlands entfcheidend mitzumirten. 
Ih bin demjelben dankbar für die Bereitwilligkeit, mit welder er 
faft einmüthig feine Zuftimmung zu den Verträgen ausgejproden 
hat, welche der Einheit der Nation einen organifchen Ausorud 
geben werden. 

Der Reichstag hat, gleich den verbündeten Regierungen, diefen 
Verträgen in der Meberzeugung zugeftimmt, daß das gemeinjame 
jtaatliche Leben der Deutfchen fih um fo Jegensreicher entwidelhr 
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werde, ‚als die für dafjelbe gewonnenen Grundlagen von unjeren 
 Jüpdeutjchen Bundesgenofjen aus freier Entihliegung nad Maf- 
gabe ihrer eigenen Würdigung des nationalen Bedürfnifjes be- 
mejjen und dargeboten worden find. Ach hoffe, dab die Ver: 
tretungen der Staaten, denen jene Verträge noch vorzulegen find, 
ihren Regierungen auf dem betretenen Wege folgen werden. 

Mit tiefer Bewegung hat Mich die durch Se. Majeftät ‚den 
König von Bayern an Mich gelangte Aufforderung zur Heritellung 
der Kaiferwürde des alten Deutichen Reichs erfüllt. Sie, Meine 
Herren, bringen Mir im Namen des Norddeutichen Neichstags die 
Bitte, dag Jh Mi dem an Mich ergebenden Nufe nicht ent- 
ziehen möge. | 

Sch nehme gern aus Jhren Worten den Ausdrud des Ver: 
trauens und der Wünfche des Norodeutichen Reichstags entgegen. 
Aber Sie wien, daß in diefer jo hohe Anterefjen und jo aroße 
Erinnerungen der deutjchen Nation berührenden Frage nicht Mein 
eigenes Gefühl, auch nicht Mein eigenes Urtheil Meinen a 
beftimmen fann. 

Nur in der einmüthigen Stimme der deutjchen Sünften und 
freien Städte und in dem damit übereinjtimmenden Wunjche der 
deutihen Nation und ihrer Bertreter werde Jh den Ruf der Vor: 
jehung erkennen, dem Jh mit Vertrauen auf Gottes Segen 
folgen darf. 

Es wird Ihnen wie Mir zur Genugthuung gereichen, daß ca 
duch Se. Majeftät den König von Bayern die Nachricht erhalten 
habe, daß das Einverftändnig aller deutjchen Fürften und freien 
Städte gefichert ift und die amtliche Kundgebung dejjelben be- 
vorftebt. : 


Mit dem 1. Januar 1871 trat nach Annahme der mit dem Nord- 
bunde gejchlojjenen Verträge dur) die jüddeutichen Landtage die Ver: 
faffung des Deutjchen Neiches in Kraft. Die feierliche Verfündigung 
der Annahme des Deutichen Kaifertitels dur den König von Preußen 
aber erfolgte erjt am 18. Januar 1871 im Schlofje zu Verfailles, indem 
Graf Bismard auf Befehl des Königs von Preußen vor den ver: 
fammelten Füriten Deutichlands oder ihren : Nertretern, jfowie den Depu: 
tationen aller deutjchen Heere folgende Proclamation an Das 
deutihe Wolf verlas: 


18. 12. 1870. 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen, 
nachdem die deutjchen Fürften und freien Städte den einmüthigen 
Ruf an Uns gerichtet haben, mit Heritellung des Deutjchen Reiches 
die jeit mehr denn jechszigq Jahren ruhende deutjche Katjerwürde zu 
erneuern und zu übernehmen, und nachdem in der Berfaflung des 

Deutjchen Bundes die entiprechenden Beltimmungen vorgejehen 
iind, befunden hiermit, daß Wir es als eine Pflicht gegen das 
gemeinfame Vaterland betrachtet haben, diefem Aufe der verbüns 
deten deutjchen Fürften und Städte Folge zu leiften und die deutjche 
Kaiferwürde anzunehmen. Demgemäß werden Wir und Unfere 
Tachfolger an der Krone PBreußen fortan den Kaijerlien Titel in 
allen Unferen Beziehungen und Angelegenheiten des Deutjchen 
Reiches führen, und hoffen zu Gott, daß es der deutfchen Nation 
gegeben jein werde, unter dem Wahrzeichen ihrer alten Herrlichkeit 
das Naterland einer jegensreihen Zukunft entgegenzuführen. Wir 


. übernehmen die Kaiferlihe Wirde in dem Bewußtfein der Pflicht, 


in deuticher Treue die Nechte des Neiches und feiner Glieder zu 
jchüßen, den Frieden zu wahren, die Unabhängigkeit Deutjchlands, 
geftügt auf die geeinte Kraft jeines Volkes, zu vertheidigen. Wir 
nehmen fie an in der Hoffnung, daß dem deutjchen Volke vergönnt 
jein wird, den Lohn jeiner heißen und opfermüthigen Kämpfe in 
dauerndem Frieven und innerhalb der Grenzen zu genießen, welche 
vem DBaterlande die jeit Jahrhunderten entbehrte Stcherung gegen 
erneute Angriffe Frankreichs gewähren. Uns aber und Unjeren 
Kachfolgern an der Kaiferfrone wolle Gott verleihen, allzeit Mehrer 
des Deutichen Reiches zu fein, nicht an friegerifchen Eroberungen, 
jondern an den Gütern und Gaben des Friedens auf dem Gebiete 
nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Geftttung, 
Gegeben Hauptquartier DVerfailles, den 18. Januar 1871. 
Wilhelm. 
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Weidlih 23. 


Werther, Frhr. v. 403. 405. 406. 
414. 

Wilhelm I. 3. 40. 50. 58. 259. 265. 
271. 275. 301. 431. 432. 443. 444. 

Wilhelm v. DOranien 140. 

MWindthorft (Meppen) 18. 71. 103. 108. 
110. 221. 223. 

Wölfel 23. 72. 

Rolny 112. 


Hah-Regikter. 


Adfindungsvertrag mit Georg V. von 
Hannover. Beabjichtigte Aelangen 
#13. 9. 132 5. 142 7. ‚Der Wein 
Staatsvertrag, fein Privatvertrag 
132 ff. 

Abgeordnete, preußiiche. Gründe gegen 
die Spentificirung der preuß. A.n 
in Yandtag und Keichstag 94 F. 97. 

Adreffe des Reichstags an den König 
(10. 12. 1870) 440 f. 

a limine 169. 

Allwiffenheit der Abgeordneten 186 f. 

Aniprache des Königs von Preußen an 
die Adregdeputation des Neichstags 
441 ff. 

Arabesfen, oratoriiche 358. 

Arbeits- und Dienjtlöhne. Gejetent- 
wurf,- betr. die Bejchlagnahme der 
W.- u. D.-L. 260. 

„em in Arm das Jahrhundert in die 
Schranfen fordern“ 171. 

„leme Mann”, der 269. 

Armee. Ausgaben für die A. find nicht 
unproductiv 256. 

Attentat Blinds auf Bismard 380. 
Ausgaben, nothwendige, müfjen durd) 
Steuern aufgebradht werden 210. 
Autorenredte. Gejegentwurf zum 

Schuße der A. 301. 
 MAverfionalentfhädigung Preußens an 
den Norddeutfhen Bund 353 ff. 


Baden. Vertrag zwiichen B. und dem 
Norddeutihen Bunde über die mili- 
tärifche Freizügigkeit 260. Juriö- 

Bizmards politiihe Reden. IV. 


dietionsvertrag zwilchen B. und dem 
Norddeutihen Bunde 303. Antrag 
Lasters, betr. die Aufnahme B.s in 
den Norddeutihen Bund 305. Ten- 
denz des Antrags 306. Der Antrag 
ein politifcher Fehler 308 ff. Der 
Eintritt B.5 würde feinen definitiven 
Abjhluf der deutjchen Frage bringen 
309. 8. das nationale Clement 
im Süden 309 f. Wirkung eines 
Eintritts B.3 auf Bayern und Würt- 
temberg 310 f. Wirthichaftliche Nad- 
theile eines Eintritt B.5 312. B.S 
Eintritt würde ein Hemmijchub der 
nationalen Entwidelung jein 317. 
3.5 Contributionszahlung und ihre 
Beredtigung 316. 

Banknoten. Gejetentwurf, betr. Die 
Ausgabe von B. 340. 

Beamte als Wahlvorjteher ıc. 175. 

beneficia non obtruduntur 20. 

Beredtjamteit. Madht und Gefahren 
ver B. 233 f. 254. 8. hält feine 
fiegreihe Armee an der Grenze auf 
256. Dal. Redner. 

Bericht des Staatsminijteriums an den 
König vom 2. März; 1868, betr. die 
Beichlagnahme des Vermögens des 
Königs u V.. 9. 

Bertha. „Die Zeiten, 
find nicht mehr” 379. 

Berufsparlamentarier hören auf, BolfS- 
vertreter zu jein 98 f. 

Beichlagnahme des Q Age König 
Georgs V. 99 ff. 132 ff.; nicht durd) 


29 


wo B. jpann, 
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financielle, jondern politijche Motive 
geboten 134 f. Gejetentwurf, betr. 
Abänderung der Bejchlagnahmever- 
ordnung 103. — B. des Vermögens 
des ehemaligen Kurfürften von Hejjen 
119 ff. 142 ff. 

Beujts Haltung gegen Bismard 73 f. 

Bill of attainder 20. 342. 

Blaubücer 196 fi. Xal. Correjpon- 
denzen, diplomatijche. 

„Blume der Popularität” 22. 

bona fide 7. 

Botjchaften, Allerhöchite, betr. Schluß 
des Zollparlaments 57, Schluß des 
Reichstags 259. 387. 431. 

Branntwein. Gejetentwurf, betr. die 
Beiteuerung des B.S in den hohen- 
zollernichen Landen und in Helen 4. 
Vertrag mit Heifen, betr. den Ver- 
fehr mit B. und Bier 4. Gejeb- 
entwurf, betr. die Bejteuerung des 
8.3 207 ff. 

Bremen. Vertrag zwiichen Breußen und 
B., betr. die Abtretung unbewohnter 
Grunditüde zum Behufe der Ermei- 
terung der Hafenanlagen 278. 

brevi manu 77. 

Bund, Norddeutiher. Der N. B. ein 
ceonereter Ausdrud der Einiaung, 
dDoh nur ein vorübergehendes Sta- 
dium 320. — Diplomatiiche DVer- 
tretung des N. B.es 5. 

Bundesangehörigfeit.  Gejetentwurf, 
betr. die B. 302. 

Bundesbeamte. Gejegentwurf, betr. die 
Regelung der Rechtsverhältnifje der 
B.n 4. 152. 

Bundesconfulate 153.  Gejetentwurf, 
betr. die Befugniß der B. zu Che- 
ihliegungen und zur Beurfundung 
des Verjonenjtandes 302. 

Bundeseinnahmen. Nothwendigfeit ei= 
gener Einnahmen des Bundes 64. 

Bundesgefandte. Verpflichtung der B.n, 
die Interejjen jedes einzelnen Bundes- 
angehörigen zu vertreten 204. 

Bundesgejege gehen den Landesgejegen 
voraus 357. 359; find bindend für 
alle Bundesitaaten 362. 

Bundeshaushalt. Rechnungslegung über 
den Haushaltsetat des Bundes 344. 

Bundesfanzler. Der B. tjt fein Bun= 
desminifter, jondern nur Präfidials 
beamter 185 f.; ift unbetheiligt bei 
der Legislative 186. Seine Stellung 
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muß die eines engliihen Mintjter- 
präfidenten jein 195. Verhältniß des 
B.5 zum Finanzminijter in Preußen 
228. Der B. als preuf. Minijter- 
präfivent 355. DB. und Kreisrichter 
33. DVerantwortlichfeit des B.S für 
die Steuerporlagen der verbündeten 
Regierungen 207. 

Bundesminifterien 176 ff. Der Antrag 
auf B. ein Miktrauenspotum gegen 
den Bundesfanzler 177. 178. Bolt- 
tifche Tendenz des Antrags 178 T. 
Die Ausihüfje des Bundesraths jind 
B. 180. Der Antrag widerjpricht 
dem Geijte der Berfafjung 181, 
jchmälert die Rechte des Bundes= 
raths, Präfiviums und Kanzlers 182, 
. bedeutet eine „Bertiefung des Mains“ 
183, erjchwert die Aufgabe des 
Bundesfanzlers 184. 

Bundespolitif, auswärtige 153. Na 
welchen Grumdfägen ijt die innere 
B. zu leiten? 166. 168. 

Bundesrath. Die Ausihüjje des B.3 
find Bundesminifterien 180. Der 
Ausihuß des B. für das Recdhnungs- 
wejen 228. Majorifirung im 8. tft 
nur bei großen nationalen Interefjen 
möglich und thunlich 166. 167. 168 F. 
171. 172. Der B. ift für oratorifche 
Eindrüde unempfänglid) 333, braucht 
fich den Meinungen der Mehrheit des 
Reichstags nicht zu fügen 333. — 
Mittheilungen Bismards im B. über 
die Urjachen des deutich-franzöfiichen 
Krieges 402 ff. 

Bundesichuldenweien. Gejetentwurf, 
betr. das B. 4.26 ff. Zurüdziehung 
des Entwurfs 40. 

Bundesverfafjung. Die B. ein Come 
promiß 13. Die Mängel der B. 192. 
230. Ihre Fortbildung bleibt der 
Zufunft vorbehalten 192 f. 


Gapital. Aus dem E. leben, jtatt aus 
Einnahmen, ift unpreußiiche Wirth- 
ihaft 240. Ein Syitem, das fort- 
während aus dem E. wirthichaftet, 
tödtet die Henne, die goldene Gier 
legt 209. CE. in papierner Grjdei- 
nung 237. 

Gartellconvention, rujfiich = preußifche, 
von 1857. Anterpellation Loewe über 
die ©. 75 ff. 77 f. 


Sah-Regifter. 


Gentralifation ijt mehr oder weniger 
eine Gewaltthat 190. 

Ceterum censeo 255. 

Chaufjeegeld. Freiheit der Pojt von 
Zahlung des Ch. 350. 

Comite, Wiener 108 f. 121. 128. 

Compromif. „Wer das Anjehen der 
E.e nicht ehrt, der tft für eine con- 
ftitutionelle VBerfaffung überall nicht 
reif” 13. Das Verfafjungsleben eine 
Reihe von C.en 13. Das Lebens- 
princip des Conjtitutionalismus 81. 

Concursordnung. Gejetentwurf, betr. 
Henderungen der C. 65. 

Gonferenz, Rarifer, von 1868: 153; 
Genfer 66. 

Confejjionen. 
E.: 261. 

Gonjolidationsgejeg 296. > 

Conftitutionalismus. Conititutionelle 
Einridtungen joll man nicht fritis 
firen 96 f. Das conjtitutionelle 
Leben beiteht aus einer Reihe von 
Compromifjen 80. Jede VBartei, die 
‚der Regierung die Mittel zur Weiter: 
führung der Gejchäfte verjagt, hat 
im conftitutionellen Staate die Pflicht, 
die Regierung jelbjt zu übernehmen 
231. Grenzlinie zwijchen conjtitu= 
tionell-emonardiich und republicaniich 
377. — Vgl. Compromif. 

Confularconvention mit Jtalien 153. 
260, mit der Schweiz 260. 

Coriolane in Deutjchland 130. 

Correjpondenzen, diplomatijche. Jhre 
Rublication in Form von Blaus 2c.= 
Büchern ein parlamentarijches Be- 
dürfniß bisher nur außerhalb Deutich- 
lands 197. Die Einrichtung von 
Blaubüchern nöthigt zu doppelter 
Buchführung 197. Die Publication 
empfindlicher Depeichen ein ernites 
Symptom 200. 

Courierdienft. Nothwendigfeit des C.5 
neben der PBojtbeitellung 345. 

Courtoifie, parlamentarijche 39. 

Creditwejen der Provinzen Hannover 
und Hefjen-Najjau 297. 

Eulloden. Schlaht bei CE. 136. 


Hleichberehtigung Der 


Darlehnscafjenjcheine, preußiiche, von 
1866. Ihre Ausgabe rechtlich un= 
anfechtbar 33 ff. 

Daumen. „Wer den D. auf dem Beutel 
hat, hat die Macht” 232. 
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Defieit, preußifches. 
238 ff. 245 ff. 
Depeiche vom 7. 9. 1867: 55. 

D. 423. 

Deutjche Fehler: Particularismus 129. 
188 ff. PVaterlandslofigfeit 130 f. 
Mitahtung der Formen der Höflich- 
feit gegen hochgeitellte Beamte 165. 

Deutihe Tugenden. FJurdtlofigkeit 56. 
Muth eine populäre Eigenjchaft bei 
den Deutjchen 165. 

Diagonale der Kräfte 375. 

Diäten. Antrag Waldeds auf Gewäh- 
rung von D. an die Mitglieder des 
Neichstags 11. Unzuläfiigkeit von D. 
12 ff. 


Seine Urjachen 


Emier 


Dilettantismus, politiiher 233. 255. 
DIET 
Diplomatie. Theorie und Praris auf 


dem Gebiete der D. 69. 

Dreiclaffenwahlgejet, |. 
preußtiches. 

Dresden. Preußijche Gejandtichaft in 
Del: 

„Drohung“. Eine Enthüllung fünftt- 
ger financieller Schwierigkeiten feine 
Drohung 227. 

Duncan. Der jchlaftrunfene Kämmer- 
ling des Königs D. 124. 


Wahlgejeb, 


Ghejchließung. Gejegentwurf, betr. die 
Aufpebung Der polizeilichen Be 
ichränfungen der Befugniß zur ©. 
3. 41. 

Einfommenjteuer, clajfificirte. Gejet;- 
entwurf, betr. die Abänderung der 
gejeglihen Vorjchriften über die Ver- 
anlagung der cl. G. 276. 

Einwanderer. Vertrag zwifchen dem 
Norddeutihen Bunde und den Ver- 
einigten Staaten 4. 5 ff. 

England — ein decentralifirtes Yand 
190. Klagen gegen E. wegen diplo- 
matifher Indiscretionen 199. 

Entjtellungen von Aeußerungen des 
Bundesfanzlers 358. 

Grjagreferve. Gejegentwurf, betr. Die 
Unterftügung hilfsbedürftiger Zami- 
lien der E. 4. 

Stat des Auswärtigen Minifteriums in 
Preußen. Seine Uebertragung auf 
den Bund 153. 

Gtatsüberfchreitung 
v. d. Hendt 289 ff. 

expressis verbis 115. 


durh Mintiter 
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Erpropriation. Gejegentwurf, betr. die 
E. 69. 


Fäulnif. „Ueberall, wo %. tft, jtellt jich 
ein Zeben ein, welches man nicht mit 
reinen Glacehandichuhen anfafjjen 
fann“ 131. 

Feigheit. „ES gibt eine %., die es 
nicht wagt, fi zu wehren“ 118. 

„„erdinand Nieß“ 348. 

Feftungsanlagen. Gejetentwurf, betr. 
die %. 302. 

Finanzen, preuß., und der Bund 230. 

Finanzzölle 268 5. Welche Gegenjtände 
bilden die eigentliche Grundlage für 
3.2 269. 

Alotte, deutiche 36. 

„lu der hohen Meinung, womit der 
Menjch jich jelbjt betrügt“ 191. 
Frankfurt a.M. Gejeß, betr. die Aus- 

einanderjegung mit %. 147. 

Franfreihs Degen jchüst Curopas 
Frieden! 251. 

-Jreienwalder Schiedsgericht 221. 

Freizügigfeit, militärifche, zwijchen dem 
Norddeutichen Bunde und Baden 260. 

Friede. Ein unficherer . tt Schlimmer 
als Krieg 123. 

Fundamente Nütteln an den F.n ge- 
fährdet den Bau 13. 

Furcht. „Ein Appell an die F. findet 
in deutichen Herzen niemals ein Echo“ 
56. 


„Gazetten dürfen nicht genirt werden“ 
257. 

Seldjahen. „Ach bafje die großen 
Worte am meijten in ©.” 241. 
SGemüfeförbe. Niveau von G.n 123, 

val. 129. 

GSeneraltelegraphendirector. Belegung 
der Stelle eines Vertreters des ©.S 
mit einem Militär 351. 

Senfer Congreß 66. 

„Genieße, was Dir Gott bejchteden“ 
315. 

Gerichtshof, oberjter, in Handelsjachen 
152. 

Sefandtichaften, preußiiche, bei den 
Bundesitaaten. Nothmwendigkeit der- 
jelben 69. 71. 354 f. ©. der Bundes- 
itaaten 202. 

Seichichte. Etwas als „altrömische” ©. 
behandeln 37. Niemand fann ©. 
macen 192. 
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Geihichtslügen 136 f. 

Sejegentwurf, betr. die Ausgabe von 
Banfnoten 340. ©., betr. die Be 
ihlagnahme des Vermögens des 
Kurfürften von Hejien 119. 142 ff., 
des Königs von Sannover 132 ff. 
$., betr. die Abänderung der Be- 
ihlagnahbmeverordnung vom 
2. 3. 1868: 103. ©., betr. die Be- 
jteuerung des Branntweins in den 
hohenzollernihen Landen und im 
Sroßherzogthbum Helfen 4. ©., betr. 
den Erwerb und Berlujt der Bun- 
dDes= und Staatsangehörigfeit 
302. ©., betr. die Regelung der Ver- 
bältnijie ver Bundesbeamten 4. 
152. ©., betr. vas Shuldenwejen 
des Bundes 4. 26. ©., betr. Nen- 
derungen der Concursordnung 
65. ©., betr. die Gleichberechtigung 
der Confelfionen 261. Eojoli- 
dDationsgefet 297. G©., betr. die 
Aufhebung Der polizeiliden Be- 
jhränfungender&hejdhließung 
3.41. ©., betr. die Abänderung der 
gejeglichen VBorjchriften über die Ver- 
anlagung der clafjifieirten Ein- 
fommeniteuer 276. ©., betr. die 
Unterjtügung hilfsbedürftiger Yamt- 
lien der Erjagrejerve 4. ©., betr. 
die &rpropriationen 65. ©., betr. 
die Auseinanderjegung mit 
Frankfurt a. M. 147. ©., betr. 
die Freizügigfeit und das gemein- 
fame Jndigenat 302. ©., betr. 
die Gewerbeordnung 3. 151. 
259. ©., betr. den Beitrag des Nord- 
deutichen Bundes zum Bau der Gott- 
bardbahn 384. ©., betr. die Grof- 
jährigfeit 297. 6©., betr. die 
Srundjteuer 297. ©., betr. die 
Reform d. Gejetgebung über Grund- 
eigenthbumunddinglideRedte 
277. ©., betr. die Errichtung eines 
oberjten Gerichtshofes in Han- 
delsjfachen 152. ©., betr. die Ein- 
führung des Handelsgejetbuds 
151. 260. ©., betr. die Reform der 
Hypothefen-u. Subhaftations- 
ordnung 65. ©., betr. die ein- 
heitliche Negelung der Jagdpolizei 
65. ©., betr. die Anftellung im 
höheren Jujtizdienjt 65. ©®., betr. 
die juriftiihen Prüfungen und 
die Vorbereitung zum höheren Juftiz- 
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dienjte Sl. ©., betr. die Fortöil- 
dung der Kreisverfajjung 64. 
©., betr. die Bejchränfung des Yohn- 
arreitsS 151. ©., betr. das Maf- 
und Gewidhtswejend. ©., betr. 
dvieNichtverfolgbarfeit von Mit- 
gliedern der Yandtage und Kammern 
162. ©., betr. die Benjionirung 
der ehemaligen jchlesmwig = holiteini- 
ihen Dfficiere 4. ©., betr. Duar- 
tierleijtungen im Frieden 3.41. 
$., betr. die gegenjeitige Nechts- 
hilfe 152. ©.,betr.dvieR#heinidiff- 
fahrt 297. ©., betr. Berfajjung 
und Verwaltung der Städte und 
Sledensgemeinden in Schlesmwig- 
Holjtein 65. G©., betr. die Schon- 
zeit des Wildes 297. ©., betr. die 
Aufhebung ver Shuldhafit4l. ©., 
betr. die Schließung der öffentlichen 
Spielbanfen 41. ©., betr. die Be- 
jteuerung des Tabafs 51. ©., betr. 
das Unterrihtswejen 277. ©,, 
betr. ven Unterftügungswohniit 
302. ©., betr. den Erwerb und Ver- 
lujt der preußiichen Unterthanen- 
haft 65. ©., betr. das Vereins- 
zollgejet 266. 271. ©., betr. Ab- 
änderung von Art. 84, 1 der Preuß. 
VBerfajjiung 79. ©., betr. fernere 
Geltung der Verordnung vom 
30.5. 1849 in den neuerworbenen 
Ländern 93. ©., betr. die äußeren 
Verhältnijje der BVolfsjhule und 
der Volfsichullehrer 65. G©., betr. die 
anderweite eititellung der Wahl- 
bezirfe für das Abgeordnetenhaus 
93. Wahlgejeg für den Nordd. 
Bund 152. 156. 160. Entwurf einer 
Wechjelordnung 152. G©., betr. 
die Abänderung der Zollordnung 
Sl, des Zolltarifs 51. ©., betr. 
die Bejteuerung des Zuders 266. 
„Gewalt geht vor Necht“ 358. 
Gewerbeordnung. Gejetentwurf, betr. 
die ©. 3. 151. 259. 
Gotthardbahn. Motive für Unterjtügung 
des Baus der ©. 384 ff. 
Großjährigfeit. Gejet über die G. 297. 
GrundeigenthHum und dingliche Nedte. 
Reform der darauf bez. Gejetgebung 
217. 
Grundjteuergejeggebung 297. 
Grundjtüde der Einzelitaaten in Be- 
nußung des Bundes 346 f. 


-Hoffriegsrath. 
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Hamburg. Breuß. Gefandtichaft in 9.72. 

Handelsgerichtshof 260. 

Handelsgejegbuch, deutiches, als Bun- 
desgejet 151. 260. 

Handelsfammern 297. 

Handelsverträge mit Hawaii 394. 396, 
mit Jtalien und der Schweiz 260, 
mit Japan 266.271, mit dem Kirchen- 
jtaat 58, mit Mexico 394. 396, mit 
Dejterreich 51. 52. 58, mit Spanien 
5l. 58. 

Hannover. Beichlagnahme des Ver 
mögens des vormaligen Königs von 
Hannover 132 ff. Jhre Motive rein 
politischer Natur 134 f. Bolitif Han 
novers gegen Preußen im Jahre 1866 
137. gl. Legion, hannoveriche. 

„Hausarzt, conftituttoneller” 33. 

Hamwaiiihenfeln. Handelsvertrag 394. 
396. 

Helen. Beihhlagnahme des Vermögens 
des ehemaligen Kurfürften v. Hefien 
119 ff. 142 ff. Agitation des Kur- 
fürjten 120. 125. 143. Nothmwendig- 
feit von Neprefjalien gegen die fur- 
hejjtiichen Agitationen 121. 

Heuchelei, politische 236. 269. 

Hteginger Hochzeit 109 ff. 

Der Reichstag fein 9. 
171820. 

Hohenjtaufenzeit und Deutjchland jeit 
1866: 315. 

Hübjh. „Sie würden das nicht hübjc) 
finden!“ 37. 

Hppothefenrichter. Berjönliche NRegrep- 
pfliht der 9. 33. 

Hppothefenordnung. Neform der 9. 65. 


YJagdpolizei. Gejegentwurf, betr. die 
einheitliche Regelung der . 65. 
Japan. Handels: und Scifffahrts- 
vertrag mit S. 266. 271. 

SIndemnität. Die J. von 1866: 35. 
3. für eine Etatsüberjchreitung durd) 
v. d. Heydt 289 ff. 

Indigenat, gemeinjfames 302. 

Sndiscretionen, diplomatiiche, itören 
das gegenjeitige Vertrauen der Mächte 
198. 

in mora 31. 

„Snfubordination” 361. 

Intervellationen. . Yoewe, betr. die 
Cartelleonvention von 1857: 75. 3- 
über politiiche Fragen ohne vorherige 
Anfrage find eine Rüdfichtslofigkeit 
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gegen den leitenden Staatsmann 
318 ff. 

Italien. PBojtvertrag mit 3. 260. 
Ziterar- und Coniularconvention 260. 
Handelsvertrag 260. 

Suftizdienft, höherer. Gejegentwurf, 
betr. die Vorbereitung zum böh. 3. 
81. Gejegentwurf, betr. die An- 
jtellungen im höh. 3. und die juri- 
jtiihen Prüfungen 65. 


Karlsbader Beihlüjie 19. 

Kiel. Ermwerbung von X. 40. 

Kirchenftaat. Handelsvertrag mit dem 
K. 58. 260. 

„Kleider und Toilettefragen” 361. 

Königthum, preußiiches. Freiheit der 
Bewegung des pr. X. 82; vgl. Krone, 
preußijche. 

„Kopf oder Schrift ipielen” 185. 

Kopfgeld — die niedrigjte Stufe der 
Clafjenjteuer 236. 

Kreisrihter. Der 8. als conjtitutio- 
neller Hausarzt 33. 

Kreisordnung für die jechs öjtlichen 
PRrovinzen 276. 297. Stellung des 
Herrenhaufes zur 8. 282 ff. 

Kreisverfajjung. Gejesentwurf, betr. 
die Fortbildung der K. 65. 

Krieg, deutjcher (1866). Lügen über 
feine Entjtehung 136 ff. 

Krieg, deutich-franzöfticher (1370). Vor= 
geihichte 399 ff. Mittheilungen Bis- 
mards im Bundesrathe über die Ur- 
jahen des K. 402 ff. Actenjtüde 
(I—X) zur Vorgeihidte des KR. 
417 ff. 

Krone, preußiihe. Verwahrung der 
Kechte der K. in Bezug auf die Wahl 
der Beamten 82. Recht der pr. K., 
das Abgeordnetenhaus aufzulöjen 95. 

„Rühl bis ans Herz hinan“ 229. 


Sandesverfafjungen und Keichstag 163. 

Yandtag, Preußiicher (4. 11. 1868 bis 
6. 3. 1869) 61—148. (6. 10. 1869 
bis 12. 2. 1870) 273— 238. 

Lauenburg. it Yauenburg an der 
Schuld der Elbherzogthümer aus dem 
Wiener Frieden betheiligt? 85 ff. 
Lauenburg und der Wiener Friede 84. 
Steuerbemwilligungsreht der lauen- 
durgifchen Stände 86.91. Der Streit 
wilden 2. und Preußen ein Nechts- 
jtreit 88. 89. 90. 91. Becuniäre 


Opfer Zauenburgs in Folge feines 
Anjchluffes an Preußen 87. Die 
Einverleibung nur eine Zeitfrage 87. 
89. 92. 

Legion, hannoverihe 103 ff. 

Lehrer-Wittwen= und Watjencajjen 297. 

Liberalismus. Größerer 2. in Nord- 
deutichland als in Süpddeutichland 
147. Defterreiäit] her Liberalismus 
74. „Den Regierungen geht es mit 
ihrem Liberalismus, wie den Damen: 
die jüngite gefällt immer am beiten” 
14. 

Literarconventionen mit Stalien und der 
Schweiz 260. 

Lohnarreit. Bejchränfung des 2.3 151. 

Lüber. Eintritt 2.5 in die gemeinjame 
allıne 42. 51. 

Mugen wie telegraphirt“ 144. 
Zuremburger Frage 292. 


„Macht geht vor Recht‘ 160. 161. 358. 
Mahtkämpfe führen nicht zum Ziel 28. 
Main. „Bertiefung des M.s"“ 183. 
Marineanleihe 261. 

Mab- und Gewichtsordnung, Gejeß- 
entwurf 3. 41. 303. 

Materia peccans 382. 

Medlenburg. Eintritt M.s in Die 
gemeinjame Zolllinie 42. 51. 58. 
Medlenburgiiche Verfafjungspetition 
220 ff. Die medlenburgiiche Ver 
fafjung das Product einer gejchicht- 
lichen Entwidelung 223. Nationale 
Haltung des Herzogs von Medlen- 
burg-Schwerin 223. 

„Meine Mittel erlauben mir das!” 257. 

Meinungen, fremde, muß manjchonen 96. 

Mende. Die Verhaftung des Abg. Fr. 
Mende 212 ff. 

Merico. Handelsvertrag mit M. 394. 
396. 

„Milchtopf.“ Den „Milchtopf abjahnen 
und das Uebrige jauer werden lafjen“ 
310. 

Militärbevollmäcdtigter in St. Beters- 
burg 204 ff. Diplomatijcher Werth 
des Pojtens 205. 

Militäretat. Unantaitbarfeit des M. 
250 S. 

Militärpflicht der vor Erfüllung der M. 
nad) Amerifa ausgewanderten Deut- 
chen bei dauernder Rüdfehr 10. 11. 

Mineralöle. Ablehnung des Zoll auf 
M. 57. 
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Minifter. Stellung der Minifter unter 
fih in Preußen 290. Selbjtändig- 
feit der einzelnen Nefjorts 290 f. — 
M. im Berfafjungsitaate find nicht 
berechtigt, auf jede Gefahr bin an 
perjönlicher Ueberzeugung feitzuhal- 
ten 81. 

Minifterium, preußiiches, der Auswär- 

tigen Angelegenheiten. Uebergang 
des M.d. A. A. auf den Norddeut- 
ihen Bund 67. Stellung der ver- 
bündeten Regierungen zu dem An- 
trag auf einheitliche Diplomatijche 
Vertretung 68. 71. Sparjamfeit im 
M. dA. A. jeit Bismards Eintritt 
70. 

Mintjterverfafjung, collegialiiche, ein 
jtaatsrechtlicher Mitgriff 184 f. 
„Mit meinem Mantel vor dem Winde 

ihüge ih Dich“ 311. 

Mord, politiicher 377. 382. 

Mors janua vitae 326. 

„Mund des Gemeinmwejens” 191. 

„Muth“ — eine populäre Eigenjchaft 
im deutichen Volfe 165. 


„Madeljtiche” gegen die Perfon des 
Bundesfanzlers 358, val. 361. 

„Neues Leben blüht aus den Ruinen“ 
140. 

Niederlande. Decentralifation der N. 
190. Bojtvertrag mit den N.n 260. 

„immermehrstag” 252. 

„Niveau von Gemüfeförben” 123, val. 
129. 

Noli me tangere 94. 

Notenbanf, Greizer 341. 

Nothitand in der Provinz Preußen 65. 
239. 246. 

Kothwehr, juriftifche 117 f. Staatliche 
%. 118. 121. 123. 


Oberhandelsgericht 260. 

Dejterreih. Handelövertrag mit De. 
(9. 3. 1868) 51. 52. 58. De.s Libe- 
ralismus 74. 

Divenburg. Die Klage der D.er über 
die Bundeslajten 204. 

Dftpreußen. Nothitand in DO. 65.239. 
246. 


Parlamentarismus. Jit ein rein par- 
lamentarijches Negiment wünichens- 
werth und nütlich 232 f. Stellung 
Bismards zum P. 254 ff. — Streben 


de5 Parlaments nah Machtermweite- 
rung 32. 

Parteien: Fortjhrittspartei: Hal- 
tung der Fortjchrittspartei im Jahre 
1866: 34.39. Welfijhe ®. Jhre 
Verbindungen mit allen Feinden der 
deutichen Einheit 116. 

Particularismus, deuticher 129. 188 ff. 
Die Bafis der Schwäche, aber aud) 
der Blüthe Deutichlands 189. — 
Preußiiher B. 360. — Barticula- 
riftiiche Bildungen auf dem germa- 
niihen Boden der Gefhichte 190 F. 
„Sand des ®.“ 371. 

Patriotismus. „Dorfpatriotismus” und 
„Stadtpatriotismus” 188. „Frac- 
tionspatriotismus”, „Neffortpatrio- 
tismus“ 189, 

Veling. Preußifche Gejandtichaft in B. 
70. 


periculum in mora 164. 

Petroleum als Gegenjtand der Zoll- 
gejetgebung 268. 
„Breifchen Tabaf” 269. 
„Brut“. Nohheit des 

327. 

Volitif. Auswärtige B.: Die A. B. ver- 
trägt nicht die Veröffentlichung aller 
ihrer Bhajen 319. Fragen der großen 
B. dürfen nicht zu juriftiich aufgefaft 
werden 36. U. B.und Volfsvertretung 
359. — Conititutionelle B. berubt 
auf Compromijjen 13. — Schwarzen- 
bergiche B. 139. 

Bolitifer, deutiche, franfen an der 
Furcht, der Charakterichwäche geziehen 
zu werden 31. 

Bortofreiheit. Gejeß, betr. die B.en 261. 

Bortotare. Ermäßigung der B. für die 
auswärtige Correjpondenz 41. 

Bojtverfehr, internationaler 152. 

Bojtverträge mit den jüddeutichen 
Staaten, mit Dejterreih, Zurem- 
burg, Norwegen, Vereinigten Staa- 
ten von Nordamerifa 4; mit Schwe- 
den 152. 260; Niederlanden 152. 
260; Italien 152. 260; Kirchenftaat, 
Rumänien 260; mit den vereinigten 
Donaufüritentbümern 152. 

Brager Friede, Art. IV 303. 

Brejie, officiöje 257. 

Preflügen 143 f. 

prima facie 53. 342. 

prineipiis obsta! 117. 


„Brut!“ -Rufes 


| Brocekordnung. Eine Antieipation ein= 
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zelner Theile der B. gelegentlich der 
Berathung des Strafgejegbuchs des 
Nordd. Bundes tft unzulälfig 338. 

Proclamation an das Ddeutihe Volk 
(18. 1. 1871) 443 f. 

Proclamation an die Kurhejien 125. 
142. 143. 

profanum vulgus 370. 

proprio motu 382. 

Prügeljtrafe bei der Marine 363 f. 


Quartierleiftungen im Frieden 3. 41. 


Nabenftein. „Wer fejten Blids vom 
N. in das Nichts hineinfteht” 326 f. 

Rabuliitif 9. 

Rajchmacherarbeit 183. 

rebus sic stantibus 321. 

Rechtseinheit des Nordd. Bundes 369. 
370. 

Rechtshilfe. Gejegentwurf über die Ge- 
mwährung der R. 152. 260. 
Redefreiheit, parlamentartiiche. Antrag 

*  2aöfer 18. Rede Bismards 19 ff. 
Wunfdh einer Yimitirung der R. zu 
Gunjten derer, die außerhalb der 
Kammer jtehen 20 f. Antrag Gue- 
rard 79. Braftiihe Werthlofigfeit 
der Frage der unbejchränften N. 80. 

Redner. DVerwandtichaft des N.S mit 
dem Dichter und Smiprovijator 234. 
254. Der N. tit zum Staatsmanne 
wenig geeignet 234. 

Keichstag des Nordd. Bundes (23. 3. 
bis 20. 6. 1868) 1—42. (4. 3. bis 
22. 6. 1869) 149— 262. (14.2. bis 
26. 5. 1870) 299—390. (19. bis 
21. 7. 1870) 397—431. 24.11. bis 
10. 12. 1870) 433—441. — Gleich= 
zeitiges Tagen des Neichstags mit 
Land- und PBrovinziallandtagen ift 
zu vermeiden 16. Zu große Nlach- 
fiht des R.S bei Bewilligung von 
Urlaubsgejuhen 17. Berufungszeit 
155. Dienitlide Unabfömmlichfeit 
entichuldigt das Ausbleiben nicht 
156. NR. und Landesverfajlungen 
163. Der NR. darf fein Hoffriegsrath 
für den Bundesfanzler jein 172.320. 
Gründe gegen eine dentiftcirung 
der preuß. Abgeordneten in Yandtag 
und R. 94 F. 97. Pflicht des R.S, 
von der financiellen Yage der Bun- 


desitaaten Kenntniß zu nehmen 230. | 


Neichstagsgebäude. Bau eines R.s 195. 


Reifen der Früchte fann nicht dur) 
Unterjegen einer Yampe bejchleunigt 
werden 192. 

Reptilien, Reptilienfonds 131. 

Reuß ä. 2. Kritik des Verfahrens der 
Fürftlih NReußifhen Regierung bei 
Begründung der Greizer Notenbant 
342. 

Rheinjchifffahrt. Gejeg, betr. die N. 
297. 


Nheinichifftahrtsacte, revidirte 65. 
Richterftand. DVorbildung des R.S 84. 
Rumänien. SHandelsvertrag 260. 


Schleswig-Holitein. Gejegentwurf, betr. 
die Unteritügung der Dfficiere der 
ehemaligen jchleswig = holfteinijchen 
Armee 4. 41. Unterjtügung der 
Unterclajjen der vormaligen jchles- 
wig=holiteiniichen Armee 302. — Ge- 
jegentwurf, betr. die Negelung der 
Commtunalverhältntiie 65. 


Schonzeit. Gejet über die Sch. 297. 
Schreiberei. Verminderung der über- 


flüffigen Schr. in Folge der Auf- 
bebung der PBortofreiheit 350. 

Schuldhaft. Gejeg, betr. die Aufhebung 
der Sc. 41. 

Schweden. Bojtvertrag mit Sch. 260. 

Schweiz. Zolle und SHandelsvertrag 
mit der Sch. 266. 271. Literar= und 
Conjulareonvention 260. — Die 
Gantonalverfafjung der Sc. 190. 

Selbjtmord zur Vermeidung einer 
Strafe nicht bejchränft auf mili- 
täriiche Verhältnifje 366. 

Selbjtverwaltung. Die allmähliche An= 
bahnung der ©. 64. 

Sentimentalität, fränflihe, der Zeit 
332. 

„Steb der Gejetgebung“ 161. 

Spanien. Handels=- und Scifffahrts- 
vertrag mit Sp. 51. 58. Thron- 
candidatur des Prinzen von Hohen 
zollern 400 ff. 

Spielbanten. Gejet, betr. die Auf: 
hebung der Sp. 41. 

Sprache. „Jede Sp. hat ihre eigen= 
thümlichen Wendungen, mit denen 
fie denfelben Gedanken ausdrüdt” 8. 

„Sprachrohr der Tribüne” 322. 

Steine. „Harte St. mahlen jchlecht“ 
185. „St. ftatt Brot!” 229. 230 ff. 

Steuer. Gegebene Grundlagen einer 
St. 236 f. „Sede neue St. hat 
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etwas erjtaunlicd Ungemüthliches“ 
249. Steuervorlagen der Negierung 

 entjpringen den jtaatlichen Bedürf- 
nifien 209. — Stempel und Quit- 
tungsiteuer 237. Steuern aufXebens- 
bedürfnijje: Brot und Salz; 236. — 
Directe Steuern lajten mit einer 
gewifjen ecigen Brutalität auf dem 
Pflihtigen 236. Antrag auf Con- 
tingentirung der directen St. 235. 
Indirecte Steuern. \bhre Vor- 
züge vor den directen 236 ff. 

Strafgejesbuch für den Norddeutichen 
Bund 301. 

Subhaftationsordnung. Neform der ©. 
69. 


Süddeutiche u. Süddeutichland. Warum | 


wollen. jich die S.n dem Norddeut- 


jhen Bunde nicht anjchliefen? 14... 


Die Selbjtändigfeit der S.nift durch 


den Nordd. Bund nicht gefährdet 55. | 


Barticularismus der S.n 182. hre 
Abneigung gegen Bolfsbewegung 183. 
Schwähe des Einheitsdranges bei 
ven©.n 183. Verhandlungen mit den 
jüddeutichen Staaten wegen Deritel- 
lung eines Deutichen Bundes 435 f. 
Bgl. Baden. 


Tabaf. Gejet, betr. die gleichmäßige 
Beiteuerung des T.S 51. 58. 

Telegraphie im Dienjte der Lüge 143 7. 
„Lügen wie telegraphirt” 144. 

Tendenzlügen 145. 

Tendenzpolitif. Warnung vor T. 78. 

Thronreden: Norddeuticher Keichs- 
tag: Eröffnung (23. 3. 1868) 1 ff. 
Sclus .(20. 6. 1868) 40 ff. Eröff- 
nung (4. 3. 1869) 151 ji. Schluß 
(22. 6. 1869) 259 ff. Eröffnung 
(14. 2. 1870) 301}. Schluß (26. 5. 
1870) 387 ff. Gröffnung (19. 7. 
1870) 409 ff. Gröffnung (24. 11. 
1870) 437 ff. — Deutjdhes Zoll- 
parlament: Eröffnung (27.4.1868) 


50 ff. Schluß (23. 5. 1868) 58 ff. | 


Eröffnung (3. 6. 1869) 265 ff. Schluß 
(22.6.1869) 271f. Eröffnung (21.4. 
1870) 393 fi. Schluß (7. 5. 1870) 

395 f. — Preußijder LYand- 
tag: Gröffnung (4. 11. 1868) 63 ff. 
Schluß (6. 3. 1869) 146 ff. GEr- 
öffnung (6. 11. 1869) 275 ff. Schluß 
(10. 2. 1870) 296 ff. 

timeo Danaos 6. 
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Todesjtrafe. Die Gegner der T. und 
ihre Gründe 325 ff. Gründe für 
Beibehaltung der T. 328 ff. Warum 
find die Juriften die vornehmften 
Gegner der T.? 330 f. Stellung 
der Regierungen zur Frage der T. 
368 ff. Die T. als Schuß für die 
conjtitutionellen Monarden 377 ff. 
Majorität und Minorität des Reichs- 
tags in der Frage der T. 376. T. 
für politiihen Mord und Mordver- 
juh 377 ff. 

Tollwuth. Heilmittel des Frl. Markus 
gegen die T. 339. 

„Zrojaniiches Bferd” 337. 


Ultra posse nemo obligatur 253. 

Unitarismus.. Jit der U. die nüßlichite 
und bejte politijche Gejtaltung, na= 
mentlich für Deutjchland ? 188. Bal. 
Gentralijation. 

Unterrichtsgejeg. Entwurf eines U. 277. 

Unteritüsungswohnjtt.  Gejegentwurf 
302. 

Unterthanenichaft, preußiiche. Gejet- 
entwurf, betr. Erwerb und Berluit 
Detenr: 11.69. 


Berantwortlichfeit der Beamten neben 
der des Bundesfanzlers tt verfai- 
jungsmäßig nicht zuläffig 26. 27 ff. 
33. 3. jhwindet mit Ginführung 
von Mintjtercollegien 185. 

Verantwortung. Scheu vor der B. eine 
der Krankheiten unjerer Zeit 331. 

Bereiniate Staaten von Amerifa ein 


Beilpiel des Dem germanijchen 
Stamme eigenen Particularismus 
190. — Bojtvertrag mit den B. St. 


4. Vertrag mit den VB. St. über die 
Staatsangehörigfeit der Einwanderer 
4.5 ff. 

Bereinszollgejet 266. 271. 393. 

Bereinszolltarifrevifion 266. 272. 394. 
395. 

Verfaffung. Jede B. ift das Product 
gejchichtlicher Entwidelung 222. 223. 
Eine Unterfuhung moderner B.en 
auf ihre Legitimität erjchüttert die 
Fundamente der Nechtszuftände 222. 
Eine B. ift eine Haut, die nur mit 
Vorficht gelöft werden fan 223. 

Verfaffung des Norddeutihen Bundes 
— ein Compremiß 13. Art. 20: 157. 
Art. 76:38.220. 222. Art.79: 308. 
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Berfafjung, Breusiiche. Art. 43: 377. 
318.7 Mi. 34: 79... 170. 

Berfaffungsbrüdhe Hinterlaffen Stellen, 
die innerlich hluten 190. 

Verfafjungsconceffionen darf eine Re- 
gierung nicht machen, um die zur 
Führung der Gejchäfte nothwendigen 
Gelder zu erhalten 235. 

Berfafjungsfänpfe in schwierigen Zeiten 
find zu vermeiden 37. 

Berfaffungsleben — eine Neihe von 
Compromifjen 13. 

Verfafjungsmäßig. Begriff des Wortes 
157. 160. 

Verhandlungen, jchwebende, mit aus- 
wärtigen Mächten können nicht Öegen- 
ftand öffentlicher Discuffion jein 76. 

Verordnung v. 30.5.1849 und ihre Gül- 
tigfeit in den neuen Yandestheilen 93. 

Vertagung des Yandtags 280 ff. 

Vertrag zwifhen dem Nordveutjchen 
Bunde und Hefjen, betr. den Verkehr 
von Branntwein und Bier 4. DB. mit 

* den Vereinigten Staaten von Amerika 
über die Negelung der Staatsange- 
bhörigfeit der Einwanderer 4. 5 ff. 

Verwaltungsbeamte. Borbereitung der 
B.n 33. 

Verwaltungseinrihtungen, preußiiche. 
Fortbildung der pr. B. 64. 

Viribus unitis 210. 

„Bolfspolitif” 319. 

Bolksihule, Volfsichullehrer. Gejeb- 
entwurf, betr. die äußeren Verhält- 
nijje der B. 65. 

Bolfsvertretung und auswärtige Politik. 
Sahfundige Neuerungen der 
Bolfsvertretung über ausm. Bolitif 
find von Gewicht 359. 

„Bolsfer in Deutichland‘ 130. 

Vorträge, afademijche, d. h. unpraftijche 
12. 


„Wächjt mir ein Kornfeld auf der flachen 
Hand?" 208. 211. 212. 

Wahlbeeinflufjungen. Jnwiefern tjt eine 
Beeinflufiung der W. dur) die Ne- 
gierung zuläflig? 24. 


. Wangeroge. 
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Wahlbezirfe. Feititellung der W. 93. 
159. 161. 162. 174. 

Wahlgejet für den Reichstag des Nord- 
deutjchen Bundes 152. 156. 160. 259. 
8.6:.173. $ 14: 174. 

Wahlgejeg, preußijches- 93. 

Wahlrecht. Leichtejte Art der Ausübung 
des W.S 158. 

Wahlvorjteher. Beamte als W. 175. 

Erhaltung der Jnjel W. 

349. 

„Was man im Augenblide ausgejchlas 
gen, bringt feine Gmwigfeit zurüd“ 
374. 

Wechjelordnung, deutjche, als Bundes= 
geieß 152. 260. 

Wechjelftempeliteuer 261. 

Wilhelmshaven. Begründung 262. 

„Worte find genug gewechjelt‘ 169. 

Worte, große. „Ih hafje die gr. W. 
am meijten in Geldjachen” 241. 


Zeitungen. „Manches, was in den 
Zeitungen jteht, ift doch auch wahr“ 
104, nl. 117: 

Zollbundesrath. Competenz des 3.8 bez. 
der inneren Beiteuerung 53. 

Bollgejeggebung. Die 3. muß dem 
Jdealreiner Finanzzölle zujtreben 268. 

Zollordnung. Gefet, betr. Abänderung 
der 5. 51. 

BZollparlament, deutjches (27. 4. bis 


23. 5. 1868) 43—60. (3. 6. big 
22.6. 1869) :263—272. (21.4. bis 
7. 5. 1870) 391—39%. Cine Er- 


weiterung der Competenz des 3.8 tft 
nicht beabfichtigt 54 T. 

Zolltarif. Gejet, betr. die Abänderung 
des 3.5 51. 

Zollverhältniffe Deutihlands und ihre 
Kegelung nad) 1866: 45 ff. 

Züchtigung, förperliche, in der Marine 
363 f., fein Fleden an der Marine 
364. 

Zueerbejteuerung 266. 272. 393. 

Imweifammersyitem und jeine VBoraus- 
jegung 95. 

Zwirnsfäden, juriftiihe 123. 
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